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I. Geschichte und Organisation des Thierarzneiwesens 

in Preussen. 



Die staatliche Fürsorge für die wissenschaftliche Ausbildung der 
Thierarzneikunde datirt in Preussen seit den» Jahre 1790, als den» 
Zeitpunkte , in welchem die Gründling der Thierarzneisehule , zu wel- 
cher schon unter der Regierung Fri edr ich s des Grossen die ersten 
Anregungen gegeben waren, ausgeführt wurde. Nach dem ursprüng- 
lich hierbei befolgten Plane sollte die Thierarzueischule nur dazu die- 
nen, Fahnenscbmiede für die Armee 'und Beamten und Rossärzte für 
die Königlichen Gestüte und Murställe zu gewinnen, es wurde jedoch, 
schon damals jungen Männern, welche sich zu Civil -Thierärzten aus- 
bilden wollten, freigestellt, an dem Unterrichte Theil zu nehmen. Die 
Frequenz dieser Civil -Eleven wuchs aber bald dergestalt, dass schon 
im Jahre 1804 auf dieselben besonders Rücksicht genommen und sie 
denselben Anordnungen in Bezug auf die Theilnahme an den Vorlesun- 
gen und Uebungen unterworfen wurden, welche bis dahin nur für die 
Militair-Elevcn maassgehend gewesen waren. Ini Wesentlichen aber 
blieb das Verhältniss und die angegebene Bestimmung der Thierarz- 
neischule unverändert. Erst im Jahre 1817, wo die Thierarzueischule 
der speciellen Beaufsichtigung durch das Ober-Marställ-Amt. welchem 
sie bis dahin unterstellt war, entzogen wurde und in das Ressort zu- 
erst der Ministerien des Krieges und des Innern, später des Ministe- 
riums der geistl., Unterrichts- und Medicinal-Angelegeuheiten überging, 
machte sich das Bestreben geltend, die bis dahin verfolgte Tendenz 
des Institutes zu erweitern, demselben einen grösseren Reichthum an 
Lehrkräften und wissenschaftlichen Ilülfsmitteln zuzulühren und so sei- 
nen Nutzen für die allgemeinen Bedürfnisse des Landes zu erhöhen. 

Noch entschiedener und formulirter tritt dieser Wille, die Thier- 
arzneischule zu einem die Zwecke der Wissenschaft fordernden Insti- 
tute zu gestalten, im Jahre 183(i hervor, wo die Leitung und Ver- 
waltung der Schule dem im Jahre 1830 eingesetzten Curatorium für 
die Krankenhaus- Angelegenheiten übertragen wurde. Das betreffende 
Regulativ (vom 24. Juni 1836) lautete folgendermäassen: 

Wir Friedrich Wilhelm, von liotte« Gnaden, König von Preu»«en etc. etc. thnn kund 
und fügen hiermit in wissen: das* Wir zur Beschleunigung der Reorganisation der 
Thierarzneisehule, zur zweck massigeren Leitung derselben und Behufs der Vereinigung 
der bisher zerstreuten Verwaltungszweige dieser Anstalt, die Angelegenheiten deraelben 

1 



Digitized by Google 




2 



*. .* 1,- 'Organisation des Thierarzneiwesens. 

dein Curajot'io ■ Tür’ -die Krankenhaus -Angelegenheiten übertragen haben. Die Leitung 
didseri Angelegenheiten ' soll künftig in einer besonderen Section des Curatorii erfolgen, 
und indem Wir auch darauf die Bestimmungen des Reglements vom 7. September 1830 
über die Organisation und Geschäftsführung des Curatorii für die Krankenhaus- Ange- 
legenheiten im Allgemeinen angewendet wissen wollen, ertheilen Wir darüber noch fol- 
gende specielle Vorschriften: 

Benennung und Stellung de« Curatorii. 

§. 1. Das Curatorium führt von nun an die Benennung: 

„Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarzneischul -Angelegenheiten“ 
und bedient sich bei seinen amtlichen Ausfertigungen, je nach dem Gegenstände dersel- 
ben, der Unterschriften: 

„Curatorium, Abheilung für die Krankenhaus- Angelegenheiten“ 

„Curatorium, Abtheilung für die Thicrarzneischul-Angclegenheiten.“ 

In letzterer Beziehung bildet das Curatorium die hlittelbebörde zwischen der Direc- 
tion der Thierarzneiscbule und den Ministerien der gcistl., Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiteit und des Krieges. 

Bestimmung der Thierarzneischule, Umfang der Oberaufsicht des Curatorii auf dieselbe. 

§. 2. Die Thierarzneischule ist ein wissenschaftliches Institut mit der Bestimmung: 

a) Thierärzte und Ihierärztliche Beamte aller Klassen theoretisch und pracüsch, 
vorzüglich durch die mit der Schule in Verbindung gesetzte Heil -Anstalt für 
kranke Hausthiere, zu bilden, und 

b) die Tbierheilkunde im Staate überhaupt, sowohl in den rein wissenschaftlichen 
als in allen practischen Beziehungen nach besten Kräften zu fördern. 

Die Oberaufsicht des Curatorii umfasst diese Bestimmung der Schule in der ganzen 
ihr zu gebenden Ausdehnung. 

§. 3. Demgemäss leitet das Curatorium die ganze Administration der Thierarznei- 
scliule und vereinigt in dieser Beziehung alle bisher getrennt gewesenen Verwaltungs- 
zwcige; es führ^ dasselbe die Verwaltung der für die Zwecke des Instituts bestimmten 
Grundstücke, der für dasselbe ausgesetzten Capitalien und angewiesenen Zuschüsse, so 
wie der eigenlhümlichrn Einnahmen desselben, auch der aus den Honoraren für die 
Vorlesungen, aus den Hcilungs- und Hufbescblagsgeldern bestellenden, deren Beträge 
zu bestimmen, eventnaliter dieselben in einzelnen Fällen zu erlassen oder niederzu- 
schlagen das Curatorium ermächtigt ist. 

§. 4. Es übernimmt demzufolge von dem Kriegs-Ministerio, dem Ober-Marstall- 
Amte und dem Politei-Präsidio sämmtliche, die Thierarzneiscbule, deren Lehrer, Beamte 
oder Eleven betreffende Acten und tritt in allen administrativen Beziehungen an die 
Stelle dieser Behörden. 

Die bisher aus der General -Staatskasse für die Thierarzneiscbule an die Polizei- 
Hauptkasse gezahlten Gelder, so wie die bei der General-Militairkasse zur Unterhaltung 
der Militair-Eleven etatsmiissig bestimmten Fonds; imgleichen die auf dem Etat des Ober- 
Marstall-Amts stehenden zur Ausbildung der Gestüts- und Marstall-Eleven mitbestimm- 
ten 250 Thaler werden künftig auf den Etat des Curatorii übernommen und an dessen 
Kasse unmittelbar abgeführt. Indem hiernach die auf dem Etat der General -Gestüts- 
kasse stellenden 1110 Thaler zur Ausbildung von künftigen Rossärzten dem Ober-Mar- 
slall-Amte verbleiben, leistet dasselbe auf die sechs Freistellen, welche bisher zur 
Ausbildung der Marstall- und Gestüts-Eleven offen erhalten werden mussten, Verzicht, 
und ist verbunden, für die zu seinem Dienste auf der Thierarzneischule auszubildcnden 
jungen Leute das volle vorschriftsmässigc Honorar zahlen zu lassen. 

Wirksamkeit des Curatorii in wissenschaftlicher Beziehung. 

§. 5. Die Oberaufsicht des Curatorii in wissenschaftlicher Hinsicht umfasst die 
Feststellung des gesammten Lehrplans der Schule, insbesondere die Zweckmässigkeit 
und regelmässige Erthrilung des Unterrichts, sowohl hei den Lehrvorträgen als bei den 
mit der Thierarzneischule verbundenen practischen Unterrichts- Anstalten. F'ür die Er- 
weiterung und grössere instructivc Wirksamkeit der letzteren ist vorzugsweise Sorge 
zu tragen, und nicht minder darauf Bedacht zu nehmen, dass Studirenden der Medicin 
und Aerztcn, welche sich zu ärztlichen Beamten ausbilden wollen, die Gelegenheit ver- 
schafft werde, sich die für ihre künftige amtliche Wirkungssphäre erforderlichen thier- 
ärztlichen und veterinairpolizeilichen Kenntnisse anzueiguen. 

Das Curatorium hat ferner die mit den Eleven abzuhaltendcn Prüfungen anzuord- 
nett und die von der Schul -Direction zu ertheilenden Lehr- und Führungszeugnisse zu 
bestätigen. 
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Die Schulgesetze für die Anstalt werden von dem Curatorio entworfen, mit Rück- 
sicht auf das wegen der Disciplin der Militair-Eleven unten besonders Verordnete, und 
die Disciplin soll danach von der Direction der Schule und in erheblicheren Fällen von 
dem Curatorio gehandhabt werden. 

§. 6. Da die Thierarxneischule (nach §. 2. b.) zugleich ein für allgemeinere Zwecke 
bestimmtes Institut sein soll, so bleibt es eine vorzügliche Aufgabe des Curatorii, dieser 
erweiterten Wirksamkeit diejenigen Richtungen zu geben, von denen für die Wissen- 
schaft, wie ,für deren Anwendung, gleich nützliche Erfolge zu erwarten sind. 

Wir machen es in dieser Hinsicht zu einer speciellen Obliegenheit des Curatorii, 
sich mit der Bearbeitung der Materialien zur vollkommneren Gestaltung der Veterinair- 
potizei umfassend zu beschäftigen, und die Vorschläge darüber dem Ministerio der geistl., 
Unterrichts- und Mediciual-Angelegenheiten einzureichen. 

Wie im §. 9. sub Litt. C. des Kegl. vom 7. September 1S30 hinsichtlich der Cha- 
rite bestimmt w orden, hat das Curatorium auch hinsichtlich der Thierarzneischule darauf 
zu halten, dass die daselbst gewonnenen Resultate durch Herausgabe periodischer Schrif- 
ten zur allgemeineren Kenntniss gelangen. 

Es hat dasselbe ferner darauf zu halten, dass das Institut zur Förderung der ver- 
gleichenden Anatomie, zu physiologischen, zoochemischen, operativen und therapeuti- 
schen Versuchen die sich darbietenden Gelegenheiten benutze, und dass andern wissen- 
schaftlich bewährten Männern, wenn sie auch nicht zu den Beamten und Lehrern der 
Thierarzneischnle gehören, solche zur Bereicherung der Wissenschaft geeignete Versuche 
anzustellen, in so fern gestattet werde, als die näheren Zwecke der Anstalt hierdurch 
keine Beeinträchtigung erleiden. 

Endlich ist das Curatorium verpflichtet, in jeder veterinairärztlichen Angelegenheit 
auf die Aufforderung einer öffentlichen, bei der Sache selbst betheiligten Behörde, sich 
gutachtlich zu äussern. Auch in dieser Beziehung soll dasselbe, eben so wie es in §. 9. 
des Regl. vom 7. September 1830 verordnet worden, den höheren wissenschaftlichen 
Deputationen gleich stehen und unter Zuziehung seiner technischen Mitglieder, des Di- 
rectors und der betreffenden Lehrer der Schule in allen, namentlichen gerichtlichen, Ve- 
terinair- Angelegenheiten sein Gutachten in letzter Instanz abgehen. 

Mitglieder und aonetigee Peruonal des Curatorii, 

§. 7. Zur Erledigung dieser dem Curatorio übertragenen Geschäfte sind die dem- 
selben durch das Regt, vom 7. September 1830 zugetheilten Räthe und Mitglieder und 
die etalsmässig angestelltcn Unterbeamten desselben berufen und verpflichtet; cs sollen 
jedoch, um den betheiligten Verwaltungs-Behörden ihren Einfluss auf die Angelegen- 
heiten der Thierarzneischule in Ansehung ihres speciellen Ressorts zu sichern, zu den 
bisherigen Mitgliedern des Curatorii noch ein von dem Kriegsminister zu bestimmender 
Offlcier des Kriegs -Ministerii und ein von dem Ober -Stallmeister zu ernennender Rath 
hinzutreten. 



Geeehn/tsrertheilung und Obliegenheiten einreiner Mitglieder. 

§. 8. Die Verkeilung der Geschäfte soll nach den im Regl. vom 7. September 
1830 darüber erlheiltrn Vorschriften slattGndcn; die Oberaufsicht über die Dienstführung 
und Conduite der Militairbeamten und Eleven, hat jedoch vorzugsweise das dem Cura- 
torio zugetheilte Mitglied des Kriegs-Ministerii zu führen, wobei demselben ausschliess- 
lich die Diseiplinar-Strafgewall über diese Personen, und zwar in dem einem Regi- 
ments-Commandeur zuständigen Umfange, übertragen wird. Ihren Gerichtsstand in mi- 
litairgerichtlichen Angelegenheiten behalten jedoch die Militair-Eleven des Instituts nach 
wie vor unter den Gouvemementsgerichten. Eben so soll das das dem Curatorio beige- 
gebene Mitglied des Kriegs-Ministerii durch Besuch der Lehrstunden und durch seine 
Gegenwart bei den Schulprüfungen aich von den Fähigkeiten, den Vorkenntnissen und 
den Fortschritten der Militairzöglinge selbst überzeugen und dahin wirken, dass die Aus- 
bildung derselben den Anforderungen der Armee und der Schule entspreche. 

Da es hierbei weniger auf höhere wissenschaftliche Ausbildung, als vielmehr auf 
eine im Frieden und Kriege practisrhe Brauchbarkeit ankommt, so hat das Mitglied des 
Kriegs-Ministerii bei dem zu entwerfenden Lehrpläne hierauf besond»rs'Rück»icht zu 
nehmen, und sowohl hierbei, wie in allen andern Fällen, wo im ausschliesslichen In- 
teresse des von ihm unmittelbar wahrzunehmenden Ressorts seinerseits eine abweichende 
Meinung bei den Verhandlungen des Curatorii stattfinden sollte, die Verpflichtung, diese 
zum Protocoll zu geben und dem Kriegsminister darüber Vortrag zu halten, welchem 
die Entscheidung darüber Vorbehalten bleiben soll. 

Der zur unmittelbaren Beaufsichtigung der Militair-Eleven des Instituts commandirte 
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Officier hat in dem dem Curatorio beigegebenen Mitgliede des Kriegs -Ministerii seinen 
nächsten Vorgesetzten anzuerkennen und dessen Weisungen unbedingte Folge zu leisten. 

§. 9. Ein gleiches Yerhältniss soll für das dem Curatorio zugetheilte Mitglied des 
Ober-Marstall -Amtes, in Beziehung auf die Benutzung der Thierarzneischule für die 
Zwecke des Gestütwesens, stattfinden. Gegenwärtiges Regulativ ist zur Öffentlichen 
Kenntniss durch die Gesetz -Sammlung zu bringen. 

Nachdem durch die an die Minister der etc. geistlichen Angele- 
genheiten und des Krieges erlassene A. O. vom 10. December 1847 

Auf Ihren Bericht vom 12. v. AI. bestimme Ich, dass mit dem 1. Januar 1848 das 
Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarzneischul -Angelegenheiten aufgelöst und 
die Direction der Thierarzneischule, wie dies hinsichtlich des Charitö- Krankenhauses 
und seiner Neben-Institule bereits durch Meinen Befehl vom 17. April v. J. angeordnet 
worden ist, unmittelbar dem Minister der Medicinal-Angeiegenheiten untergeordnet werde. 

Indem Ich von eben jenem Zeitpunkte ab die entgegenstehenden Bestimmungen des 
Regulativs vom 24. Juni 1836 (G.-S. S. 249 ff.) hierdurch ausser Kraft setze, will Ich 
die in dessen §. 6. dem genannten Curatorium auferlegte Verpflichtung zur Begutach- 
tung veterinSrärztlicher Angelegenheiten in gleicher Weise und mit derselben Wirkung 
auf die Direction der Thierarzneischule übertragen. Dieser Mein Befehl ist durch die 
Gesetz-Sammlung bekannt zu machen. 

das Curatorium für Krankenhaus- und Thierarzneischul -Angelegenhei- 
ten aufgelöst worden war, wurde durch die A. O. von demselben Da- 
tum die Direction der Thierarzneischule unmittelbar dem Ministerium 
der etc. Medicinal-Angeiegenheiten untergeordnet und darin Folgendes 
festgestellt: 

„Das Verhiltniss der Thierarzncischule zu dem Kriegs -Ministerium und dem 
Ober-Marstallamt bleibt unverändert. Der Director, welcher in dieser Hinsicht an die 
Stelle des Curatoriums tritt, hat in allen das Ressort der Alilitair-Verwaltung ausschliess- 
lich betreffenden Angelegenheiten, so weit er darin nicht bisher schon selbstständig zu 
verfügen berechtigt gewesen ist, die Entscheidung des Kriegs -Ministeriums unmittelbar 
einzuholen, über die zu erlassenden Schulgesetze aber und über etwanige Aenderungen 
des bestehenden Lehrplans an die Ministerien des Krieges und der Medicinal-Angeie- 
genheiten gemeinschaftlich zu berichten. Ausserdem haben Sie, der Kriegs-Minister, zur 
Ausübung derjenigen Befugnisse und Obliegenheiten, welche dem bisher dem Curatorium 
beigeordnet gewesenen Officier in §. 8. des Regulativs vom 24. Juni 1836 übertragen 
sind, einen besonderen Coramissarius zu ernennen. In gleicher VVeise ist von Ihnen, 
dem Ober-Stallmeister, zur Wahrnehmung der Interessen des Gestütwesens ein Com- 
missarius zu bestellen, welcher nach Alaassgabe des ebengedachten Regulativs von den 
Leistungen des Instituts jederzeit Kenntniss zu nehmen, resp. dieserhalli unmittelbar Aus- 
kunft von dem Director zu fordern befugt ist, um darüber nach Befinden der Umstände, 
Ihnen zur weiteren Conununication mit dem Departements-Chef für die Medicinal-Ver- 
waltung Vortrag zu halten. Gegen die von Ihnen, dem Minister der geistlichen etc. An- 
gelegenheiten abgefassten, hierbei zurückerfolgenden Instructionen für den Director und 
den Ober-Inspector der Thierarzneischule finde Ich nichts zu erinnern und bleibt Ihnen 
deren Abänderung oder Ergänzung nach Maassgabe der zu machenden Erfahrungen 
überlassen. 

Die jetzt geltende unterm 10. November 1849 erlassene Instruc- 
tion lautet: 

Instruction für die Direction der Königlichen Thiers rzneiseh ule 
zu Berlin. 

Stellung der Direction im Allgemeinen. 

§. 1. Die Direction der Königlichen Thierarzneischule besteht aus einem tech- 
nischen Director und aus einem Vcrwaltungs- Director. 

Derselben ist die Oberaufsicht und die Leitung der gesammten Angelegenheiten der 
Anstalt übertragen und hat sie in dieser Beziehung alle Befugnisse und Verpflichtungen 
des früheren Curatoriums für die Thierarzneischul -Angelegenheiten, so weit dasselbe 
durch das Regulativ vom 24. Juni 1836 mit der Beaufsichtigung und Leitung der Ver- 
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wallung der Königlichen Thierarzneischule beauftragt worden und nachstehend nicht« 
anders bestimmt ist. 

Die Direction ist demnach vorzugsweise verpflichtet, das Beste der Anstalt überall 
zu befördern, und darüber zu wachen, dass die Bestimmung derselben, 

a) Thierärzte und thierärztliche Beamte aller Klassen theoretisch und practisch, letz* 
teres vorzüglich durch die bei der Thierarzneischule bestehenden klinischen An- 
stalten zu bilden, und 

b) die Thierheilkunde im Staate überhaupt, sowohl in den rein wissenschaftlichen, 
als in allen practischen Beziehungen nach besten Kräften zu fördern, 

vollständig erfüllt werde. 

V erhält nt*« der Direction zu dem Unterrichts- und Medicinul - Ministerium. 

§. 2. Die Direction der Königlichen Thierarzneischule ist dein Ministerium der 
geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten unmittelbar untergeordnet. Mit 
den hieraus und aus ihrer Stellung zum Königlichen Kriegs-Ministerium (§. 3.) sich er- 
gebenden Beschränkungen ihrer Befugnisse, verwaltet sie die Angelegenheiten der Kö- 
niglichen Thierarzneischule selbstständig , unter eigener Verantwortlichkeit, und ist zur 
Einholung einer höheren (ienehmigung der von ihr getroffenen Anordnungen nur in den 
Fällen verpflichtet, wo dies nachstehend vorgeschrieben, oder nach den für die Provin- 
zial- Behörden im Allgemeinen oder für das frühere Curatoriuul der Thierarzneischul- 
Angelegenheiten ini Besonderen ergangenen Bestimmungen, bisher erforderlich gewe- 
sen ist. 

Verhältniss der Direction zu dem Königlichen Kriegs - Ministerium. 

§. 3. Zu dem Herrn Kriegsminister tritt die Direction in dasselbe Verhältniss, wie 
solches rücksichtlich des früheren Curatoriums bestanden bat. Ausgeschlossen hiervon 
bleibt jedoch die Verwaltung des Militair- Kurschmieds -Elevenfonds, für welche eine 
besondere Militair-Conuuission niedergesetzt ist. Die Direction ist verpflichtet, in allen 
das Ressort des Herrn Kriegsministers ausschliesslich betreffenden Angelegenheiten, 
so weit sie in denselben, nach den bestehenden allgemeinen oder besonderen Vorschrif- 
ten, selbstständig zu verfügen nicht berechtigt ist, die Entscheidung des Kriegs-Ministe- 
riums (allgemeinen Kriegs -Departements) einzuholen und dessen Anordnungen zu be- 
folgen. Bei den Seitens der Direction zu machenden Vorschlägen auf Bewilligung von 
Grafikationen aus dem Militairfonds an die Lehrer der Anstalt, so wie demnächst von 
den darauf ergehenden Entscheidungen des Kriegs-Ministeriums ist dem Ministerium der 
Unterrichts- und Medicinal -Angelegenheiten gleichzeitig Abschrift einzureichen. 

Da seit Auflösung des Curatoriums für die Thierarzneischul -Angelegenheiten die 
bisherige Theilnahme des von dem Königlichen Kriegs-Ministerium konunandirt gewese- 
nen OfHciers an der Verwaltung der Anstalt aufhürt, so wird zur Ausübung der diesem 
Officier durch den §. 8. des Regulativs vom 24. Juni 1836 übertragen gewesenen Func- 
tionen von dem Herrn Kriegsminister ein besonderer Commissarius ernannt werden. 

Verhältniss der Direction zu dem Königlichen Ministerium der landwirthschuft liehen 
* Angelegenheiten. 

§. 4. In dem bisherigen Verhältnisse der Königlichen Thierarzneischule zu dem 
Königlichen Ministerium für landwirtschaftliche Angelegenheiten, welchem durch den 
Allerhöchsten Erlass vom 11. August 1848 in Stelle des Königlichen Ober-Marstallamta 
die Leitung des Gestütwesens der Monarchie übertragen ist, wird wie bisher nichts ge- 
ändert. Das genannte Ministerium wird znr Wahrnehmung der Interessen des Gestüt- 
wesens einen besonderen Commissarius für die Königliche Thierarzneischule ernennen, 
welcher nach Maassgabe des Regulativs vom 24. Juni 1836 von den Leistungen des In- 
stituts jederzeit Kenntniss zu nehmen, resp. deshalb unmittelbar Auskunft von der Di- 
rection zu fordern, und nach Befinden der Umstände seinem Herrn Chef, Behufs weite- 
rer Communication mit dem Departements -Chef des Instituts. Vortrag zu halten befugt 
und verpflichtet ist. 

Stellung der Direction» - Mitglieder zu einander. 

§. 5. Die beiden Directoren sind einander coordinirt. Dieselben üben die der Di- 
rection durch die gegenwärtige Instruction übertragenen Obliegenheiten und Hechte ge- 
meinschaftlich aus, so weit nicht in dem Nachstehenden dem einen oder andern noch 
«pecielle Functionen übertragen sind. Allen gemeinsamen Anordnungen der Direction 
muss daher eine gegenseitige Berathung vorangehen. Ist in Folge derselben ein Ein- 
verständnis nicht zu erreichen, so haben beide an den Chef des Departements zur de- 
finitiven Entscheidung zu berichten. Sollte wegen Dringlichkeit des Falles diese Ent- 
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Scheidung ohne Nachtheil für das Institut oder sonstige Interessenten nicht abgewartet 
werden können, so ist in vorwaltend wissenschaftlich-technischen Angelegenheiten nach 
der Ansicht des wissenschaftlichen, in vorwaltend administrativen Angelegenheiten aber 
nach der Ansicht des für diese bestimmten Mitgliedes der Direction, jedoch unter mög- 
lichster Aufrechthaltung des bestehenden Zustandes zu verfahren, jedenfalls aber gleich- 
zeitig die Entscheidung des Departements -Chefs einzuholen. 

Beide Directoren können wechselseitig von den Vorkommnissen in dem beidersei- 
tigen besonderen Geschäftskreise Kenntniss nehmen. Eben so haben sie sich gegenseitig 
in Krankheits- oder Behinderungsfällen zu vertreten. Dauert die Behinderung jedoch 
längere Zeit, so dass eine Beurlaubung statlfinden muss, so wird der Chef des Depar- 
tements in jedem speciellen Falle das Erforderliche anordnen. 

Verhältnis s der Direction zu dem Lehrer - Personal und den Beamten des Instituts, so une 

Disciplinar - Befugnisse. 

§. 6. Die Direction ist die unmittelbar Vorgesetzte Behörde aller bei der König- 
lichen Thierarzneischule beschäftigten Professoren, Lehrer, Repetitoren und Beamten. 
Sie übt die den Provinzial-Behörden durch die Verordnung vom 11. Juli d. J. übertra- 
genen Disciplinar- Befugnisse über das Lehrer -Personal und die Beamten des Instituts, 
jedoch mit der Maassgabe aus, dass in allen Fällen, in welchen nach dem Ermessen 
der Direction gegen einen Lehrer oder einen definitiv und nicht blos auf Kündigung an- 
gestellten Beamten, Entfernung aus dem Amte, Degradation oder Strafversetzung eintre- 
ten müsste, nach vorläufiger Feststellung des Thalbestandes an den Minister der Medici- 
nal -Angelegenheiten Behufs Einleitung der Voruntersuchung und zur weiteren Veran- 
lassung in Gemässheit des §. 27. der angeführten Verordnung zu berichten ist. 

Die Disciplin über die in der Anstalt auszubildenden Eleven des Civilstandes hat 
die Direction innerhalb der Grinzen der bereits bestehenden oder noch zu erlassenden 
Schulgesetze selbstständig auszuüben. Hinsichtlich der Militair- Eleven verbleibt es im 
Allgemeinen bei den Bestimmungen des §. 8. des Regulativs vom 24. Juni 1836, wo- 
nach dieselben ausschliesslich der Disciplinargewalt des zur unmittelbaren Aufsicht über 
die Militair- Eleven kominandirten Officicrs, so wie des Commissarius des Königlichen 
Kriegs -Ministeriums unterworfen sind. Innerhalb der Anstalt sind jedoch die Militair- 
Eleven der Direction und deren Anordnungen unbedingten Gehorsam schuldig. Unfolg- 
samkeit und sonstige Vergehen derselben sind dem beaufsichtigenden Officier zur Be- 
strafung anzuzcigen, auch ist die Direction berechtigt, wenn es nach ihrer Ansicht noth- 
wendig ist, die Abberufung des Schuldigen hei dem allgemeinen Kriegs -Departement 
zu beantragen. 

§. 7. Die im §. 6. der Direction beigelegten Disciplinar -Befugnisse werden in der 
Regel von beiden Directoren gemeinschaftlich ausgeübt. Wenn jedoch ohne Nachtheil 
für die Disciplin die Zuziehung des einen oder anderen Direclors nicht abgewartel wer- 
den kann, so sollen ausnahmsweise beide Directoren, jeder für sich allein befugt sein, 
die nöthigen Entscheidungen sofort selbstständig zu treffen, sie müssen sich indessen 
unverweilt hiervon gegenseitig Mittheilung machen. 

Anstellungs- Befugnisse. 

§. 8. Der Direction gebührt die Anstellung der etatsmässig oder auf Kündigung 
anzunehmenden Beamten des Instituts von den Dienstleuten bis zu dem Oekonoraie-In- 
spector einschliesslich. Die Anstellung der übrigen Beamten, so wie der Lehrer und 
Bepetitoren verbleibt dem Minister der Medicinal- Angelegenheiten, welchem deshalb 
Vorschläge zu machen der Direction unbenommen bleibt. 

Den von ihr angestellten Beamten kann die Direction selbstständig Dienst - Instruc- 
tionen ertheilen, diejenigen für die übrigen Beamten und Lehrer aber hat sie, wenn 
dergleichen erforderlich werden, dem Chef des Departements zur Genehmigung einzu- 
reichen. 



Aufsicht über die Beamten und Lehrer. 

§. 9. Die Direction hat die genaueste Befolgung der Instrnctionen Seitens aller 
Lehrer und Beamten zu überwachen und dieselben zu einer treuen, eifrigen und ge- 
wissenhaften Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. Sie ist demgemäss verpflichtet, die 
ihr hierzu nöthig erscheinenden Controlen anzuordnen, von der Geschäftsführung der 
Lehrer und Beamten Kenntniss zu nehmen, und dieselbe so oft zu revidiren, als es 
nach den bestehenden allgemeinen Vorschriften oder im Interesse der Sache nothwen- 
dig erscheint. 

$. 10. Die Ueberwachung der Lehrthätigkeit und dienstlichen Führung der Pro- 
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fessoren, Lehrer ond Repetitoren liegt vorzugsweise dem technischen Director, die Be- 
aufsichtigung aller übrigen Beamten und Dienslleute dagegen vorzugsweise dem Ver- 
waltung»- Director ob. 

Wirksamkeit der Direction in wissenschaftlicher Beziehung. 

§. 11. Die dem vormaligen Curatorium für die Thierarzneiscbul- Angelegenheiten 
in den §§. 5. und 6. des Regulativs vom 24. Juni 183t> beigelegle Wirksamkeit und 
Oberaufsicht über die Königliche Thierarzneischulc in wissenschaftlicher Hinsicht geht 
vollständig auf die Direction über. Dieselbe ist jedoch verpflichtet, über die zu erlas- 
senden Schulgesetze und Abänderungen derselben, so wie über Abänderungen des be- 
stehenden Lehrplans, nach vorgängiger Berathung mit drn Lehrern der Anstalt, dein 
Minister der Medicinal-Angelegenheiten Behufs der Entscheidung resp. des näheren Ein- 
vernehmens mit dein Kriegs -Ministerium und dem Ministerium für landwirtschaftliche 
Angelegenheiten (Allerh. Erlass vom 22. Juni v. J. G.-S. S. 335) Bericht zu erstatten. 

Die über die Aufnahme und Prüfung der Zöglinge bestehenden Bestimmungen sind 
genau zu beachten und zu etwanigen Abänderungen derselben ist die lienehuiigung des 
Departements -Chefs einxuholen. 

§. 12. Die Bearbeitung der in dem $. 11. gedachten, so wie überhaupt aller, vor- 
zugsweise die wissenschaftlichen Interessen des Instituts betreffenden Angelegenheiten, 
der Personalien der Professoren, Lehrer und Repetitoren, insonderheit, wenn es auf eine 
Aeusserung über die Lehrtätigkeit derselben ankommt, ferner die Aufnahme neuer Zög- 
linge liegt dein technischen Director ob: derselbe hat dabei jedoch die im §. 5. dieser 
Instruction für die gegenseitige Stellung der beiden Direclorrn festgestellten Grundsätze 
zu beachten. 

Die hierbei erforderlich werdenden Berichte, Verfügungen etc. werden von beiden 
Directoren gemeinschaftlich vollzogen. 

§. 13. Zu den alleinigen Obliegenheiten des technischen Dircctors gehören: 

1) Die Ausfertigung und Vollziehung der den abgehenden Zöglingen zu erteilenden 
Abgangszeugnisse ; 

2) die Erteilung von gutachtlichen Aeussertingen in veterinair- polizeilichen Ange- 
legenheiten, auf Requisition einer öffentlichen bei der Sache selbst beteiligten 
Behörde. Es ist hierbei jedoch die Zuziehung des Lehrer -Collegiums erforder- 
lich. Die Direction der Königlichen Thierarzneischuir bat in dieser Eigenschaft 
einer begutachtenden und rathgebenden Behörde mit den übrigen wissenschaft- 
lichen Deputationen eine gleiche Verpflichtung und Stellung, und ist verpflichtet, 
unter Zuziehung der betreffenden Lehrer der Schule, in allen namentlich gericht- 
lichen Velerinair-Angelegenheiten, ihr Gutachten in letzter Instanz abzugeben. 
Alle Gutachten, rücksirhtlirh deren es iin Uebrigen bei drn bestehenden Bestim- 
mungen verblribt, werden unter der Firma: „Königliche Thierarzneischul -Direc- 

, lion“ allein von dem technischen Director vollzogen (Allerh. Cab. -Ordre vom 
10. Dectmber 1347. G.-S. von 1848. S. 19). 

Wirksamkeit der Direction in administrativer Beziehung. 

§. 14. Die Verwaltung der ökonomischen und finanziellen Angelegenheiten der 
Königlichen Thierarzneischule wird der Direction unter den §. 2 — 4. dieser Instruction 
gegebenen Beschränkungen selbstständig übertragen. Dieselbe hat sich hierbei überall 
genau nach den bestehenden gesetzlichen und administrativen Bestimmungen zu achten 
und insbesondere in den, den Regierungen durch die Instruction vom 23. October 1817 
und 31. December 1825 vorgeschriebenen Gränzen zu halten. 

Die Mitwirkung des Justitiarius bei der Bearbeitung dieser Angelegenheiten ist in 
allen Fällen zu veranlassen, in welchen dieselbe im $. 44. der Instruction vom 23. Oc- 
tober 1817 vorgeschrieben ist. 

§. 15. Die Bearbeitung aller auf die Verwaltung des Instituts bezüglichen Angele- 
genheiten liegt vorzugsweise dem Verwaltung» -Director ob. 

Es gehören namentlich die Etats-, Kassen- und Rechnungs-Sachen, die Personalien 
und Anstellungs-Angelegenheiten der Beamten und Dienstleute, die Personalien der Leh- 
rer, sofern dabei finanzielle Rücksichten in Frage kommen, die Vermögens- Verwaltung 
des Instituts, die Bausachen und Inventarien-Angelegenheitcn, die Einziehung und Stun- 
dung von Honoraren und Kurkosten, die Bewilligung von Stipendien an Eleven und 
sonstigen Unterstützungen, die Beaufsichtigung der Büreaux und Leitung des Geschäfts- 
betriebes in denselben, und endlich alle ökonomischen und Wirthschafts-Angelegenheiten 
des Instituts. 

Es kommen bei der Bearbeitung dieser Angelegenheiten ebenfalls die §. 5. festge- 
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stellten Grundsätze über die Wirksamkeit beider Directoren mit der Maassgabe zur An- 
wendung, dass Stipendien oder sonstige Unterstützungen an Eleven gegen den Wider- 
spruch des technischen Dircctors nicht bewilligt werden dürfen. Alle in den vorstehend 
bezeichneten Angelegenheiten erforderlich werdenden Schriftstücke sind von beiden Di- 
rectoren zu vollziehen. 

§. 16. Der Verwaltungs-Director fungirt jedoch selbstständig in der Eigenschaft 
als Kurator der Thierarzneischul - Kasse. Er hat als solcher die im §. 45. der Regie- 
rungs-Instruction vom 23. October 1817 festgesetzten Obliegenheiten zu erfüllen, insbe- 
sondere, unter Beobachtung der bestehenden allgemeinen Bestimmungen, die allmonat- 
lichen Kassen-Revisionen abzuhalten, die von der Kasse gelegten Rechnungen abzuneh- 
men und den Revisionsbefund zu Protocoll niederzulegen. Die von ihm gezogenen Mo- 
nita sind nach seiner Anweisung zu erledigen, sofern dieselben nur Formalien betref- 
fen, in wichtigeren Angelegenheiten dagegen haben beide Directoren gemeinschaftlich 
zu verfahren. 

Die ausserordentlichen Kassen-Revisionen werden von beiden Directoren gemein- 
schaftlich abgehalten. 

§. 17. Die Beaufsichtigung und Verwaltung des Depositoriums der Königlichen 
Thierarzneischule ist eine gemeinschaftliche Pflicht beider Directoren. Jeder von ihnen 
hat einen Schlüssel zu dem Depositalkasten und der Rendant den dritten. Beide Direc- 
toren sind für die Befolgung der für den Depositalverfcehr bestehenden allgemeinen 
Vorschriften und für allen durch ihr Verschulden dabei entstehenden Nachtheil nach den 
über die Regresspflichtigkeit der Kassen -Kuratoren bestehenden Bestimmungen verant- 
wortlich. 

§. 18. Zur Erleichterung des Geschäftsbetriebes sind von dem Verwaltungs-Di- 
rector selbstständig und ohne Betheiligung des technischen Directors zu bearbeiten: 

1) alle die Einziehung der Kur- und Fütterungskosten betreffenden Angelegenheiten; 

2) die Vorverhandlungen bei Beschaffung der Fourage-Consumtihilien , Inventarien- 
stücke und sonstigen Bedürfnisse der Anstalt, und 

3) die Vorverhandlungen bei dem Engagement der Unterbedienten und Dienstleute. 

Sofern es jedoch 

ad 1) auf eine Niederschlagung der Kosten, zu welcher die Direction nach Fest- 
stellung der Inexigibilität der Forderung berechtigt ist, oder auf Anstellung 
eines Processes, 

ad 2) auf Abschluss eines Lieferungs- Vertrages, und 

ad 3) auf das Engagement von Unterbedienten und Dienstleuten 
nnkommt, ist ein gemeinschaftlicher Beschluss beider Directoren erforderlich. 

§. 19. Auf die rechtzeitige Einziehung und Bezahlung des Honorars der Eleven 
hat der Verwaltungs-Director besonders zu achten. 

Die Direction ist ermächtigt, die Honorare bei nachgewiesener Würdigkeit und Be- 
dürftigkeit ganz oder zum Theil zu stunden, auch in einzelnen Fällen zu erlassen. Von 
dem erfolgten Erlass ist jedoch gleichzeitig dem Minister der Medicinal-Angelegenheiten 
Anzeige zu machen. 

§. 20. Anweisungen an die Thicrarzneischul-Kasse, welche den Betrag von 20 Tha- 
lern nicht übersteigen, können, unter Beobachtung der sonstigen gesetzlichen Bestim- 
mungen, von dem Verwaltungs-Director allein erlassen werden. 

Verwaltung der Heilanstalt für kranke Hausthiere, der Kliniken, Schmiede und 

Apotheke. 

§. 21. Der Direction steht die obere Leitung lind Verwaltung der mit der Schule 
in Verbindung stehenden Heilanstalt für kranke Hausthiere zu. 

Es ist vorzüglich Pflicht des technischen Directors, dafür zu sorgen, dass durch 
diese Heilanstalt der damit beabsichtigte Zweck, als practische Unterrichts -Anstalt für 
die Thierheilkunde zu dienen, im vollsten Maasse erreicht werde. 

Die Direction ist zu diesem Behuf ermächtigt, innerhalb der hierzu bestimmten Mit- 
tel des Etats, kranke Hausthiere zur Kur und Verpflegung in die Anstalt aufzunehmen, 
und alle Maassregeln zu treffen, welche dazu dienen, das erforderliche Material für den 
zu ertheilenden Unterricht zu beschaffen. 

Beide Directoren haben, und zwar sowohl gemeinschaftlich, als auch ein jeder für 
sich allein, zir jeder ihnen angemessenen Zeit Revisionen der für die Heilanstalt be- 
stimmten Lokale vorzunehmen. Sie können über die innere Einrichtung des Instituts, 
soweit dadurch die Grenzen des Etats nicht überschritten werden, selbstständig verfügen, 
vornehmlich aber ist es eine Pflicht des Verwaltungs-Directors , die hierbei in Betracht 
kommenden ökonomischen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu beaufsichtigen, auf Hand- 
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habung der Ordnung und Reinlichkeit zü achten und die betreffenden Unterbeamten etc. 
strenge zu controliren, dass dieselben gewissenhaft ihre Pflicht erfüllen. 

In ähnlicher Weise hat die Direclion für die möglichste Ausdehnung und Benutzung 
der ambulatorischen Klinik, so wie dafür zu sorgen, dass die Schmiede des Instituts, so 
wie die Apotheke für den Unterricht möglichst nutzbar gemacht werde. Es sind hierbei 
nicht nur alle unnöthigen Ausgaben sorgfältig zu vermeiden, sondern auch die vorhan- 
denen Einrichtungen zu benutzen, um die Schmiede durch den handwerksmässigen Be- 
trieb derselben nicht ohne eine entsprechende, den sonstigen Zwecken der Schule zu 
Statten kommende Einnahme zu lassen. 

Die Apotheke ist vierteljährlich wenigstens einmal von beiden Directoren zu visiti- 
ren, der Arzneiverbrauch zu controliren und das Instrumentarium, Behufs dessen Ver- 
vollständigung und Instandhaltung, nach Maassgabe neuerer Erfahrungen unter Zuziehung 
des betreffenden Lehrers zu revidiren. 

Cunferenzen. 

§. 22. Beide Directoren können, so oft sie es für notwendig erachten, die sämmt- 
lichen wirklichen Lehrer zu einer Konferenz versammeln, um ihre Wünsche und Vor- 
schläge zu vernehmen, so wie überhaupt über die wichtigeren Angelegenheiten der An- 
stalt, über erhebliche Verbesserungen, neue Einrichtungen, Abänderungen des Lehrplans 
etc. zu berathen. 

Eine solche Hauskonferenz muss anheraumt werden, wenn auch nur einer der bei- 
den Directoren dieselbe für nöthig halten sollte. 

§. 23. Die Lehrer haben in diesen Konferenzen nur berathende Stimmen, die Ent- 
scheidung gebührt allein der Direction, innerhalb der durch diese Instruction ihr über- 
tragenen Befugnisse. Trägt die Direction jedoch Bedenken, gegen die Ansicht eines 
Lehrers zu entscheiden, so bleibt ihr anheimgestellt, die höhere Entscheidung einzuholcn, 
verpflichtet aber ist sie hierzu, wenn die Mehrzahl der Mitglieder der Conferenz gegen 
sie stimmt, und die Sache nach ihrem pfliehtniässigen Ermessen nicht in der bisherigen 
Lage verbleiben kann. In ausschliesslich wissenschaftlichen Dingen hat sich der Ver- 
vvaltungs-Director der Abstimmung zu enthalten. Den Vorsitz in den Konferenzen führt 
der technische Director. 

Geschäfts - Ordnung. 

§. 24. Die Bestimmung über den Geschäftsbetrieb bleibt der Direction überlassen, 
doch wird im Allgemeinen festgesetzt, dass sämmtliche eingehende Schreiben von bei- 
den Directoren präsenlirt werden müssen. Der Verw altungs-Direetor hat, nach Maass- 
gabe dieser Instruction die Vertheilung der vorkommenden Geschäfte zü veranlassen, 
und für deren prompte Erlegung zü sorgen. Die Bureau- und sonstigen Beamten hat 
er nach Maassgahe des ihnen bei ihrer Anstellung angewiesenen Wirkungskreises zu 
beschäftigen, doch ist er auch befugt, bei einem grösseren Andrang von Geschäften 
diese Beamten aurh anderweitig, jedoch unter Berücksichtigung der Dienstkategorie, wel- 
cher sie angehören, periodisch zu beschäftigen. 

§. 25. Die Abänderung dieser Instruction, nach Maassgahe der zu machenden Er- 
fahrungen bleibt Vorbehalten. Die unterm 21. Deccinbcr 1847 dem Director und dem 
Ober- Inspeetor der Anstalt ertheilten Instructionen werden hierdurch aufgehoben. 

Die neueste Bestimmung über (Jas Ressortverbältniss der Tliier- 
arzneisehule ist in folgender A. Ö. vom 22. Juni 1849 enthalten: 

Auf den Bericht des Staats -Ministeriums vom 18. d. M. genehmige Ich hierdurch 
unter Aufhebung der Ordre vom 29. Januar 1825 die Ueberweisung der gesammten Me- 
dicinal- Verwaltung mit Einschluss der Medicinal- und Sanitätspolizei, an den Minister 
der Unterrichts- und Medicinal - Angelegenheiten , mit der Maassgabe, dass der Letztere 
in allen Fällen, in welchen durch Anordnungen in der Medicinal-Verw altung die Inter- 
essen anderer Ressorts betroffen werden, vor der Entscheidung sich mit den betheilig- 
ten Ministern zu benehmen und nach Lage der Umstände gemeinschaftlich mit ihnen zu 
handeln hat. Insbesondere ist der Lehrplan der Thierarzneischule, vor dessen Geneh- 
migung durch den Minister der Medicinal -Angelegenheiten den Ministern des Krieges 
und für landwirtschaftliche Angelegenheiten zur Aeusserung mitzutheilen, auch mit den- 
selben jede organische Verfügung über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu bera- 
then. Mit der Ausführung dieses durch die Gesetz-Sammlung bekannt zu machenden Er- 
lasses sind die Minister der Medicinal-Angelegenheiten und des Innern beauftragt. 
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Nach den obigen Bestimmungen stellt sich heraus, dass die Thier- 
arzneischule in dreifacher Beziehung thütig ist: 

1) als Bildungs-Anstalt fiir das thierärztliche Personal, 

2) als wissenschaftliches Institut zur Förderung der Thier- 
arzneikunde, 

3) als höchste wissenschaftlich-technische Instanz in al- 
len Fällen der Veterinair-Sanitätspoüzei und der gerichtlichen 
Veterinairkunde. 

Die Theilnahme practischer Thierärzte an den das Veterinairwesen 
betrolfenden staatlichen Einrichtungen datirt vom Jahre 1818, zu wel- 
cher Zeit Veterinair - Assessoren bei den Medicinal - Collegien 
(Dienstanweisung für die Medicinal -Collegien vom 23. October 1817, 
§. 3.), Departements-Thierärzte als Organe der Veterinairpoli- 
zei und der gerichtlichen Thierheilkunde bei den Regierungen (A. O. 
vom 13. Juli 1817) und Kreisthierärzte creirt wurden. Ueber die 
Stellung und die Befugnisse dieser Medicinalbeamten folgt weiter un- 
ten das Nähere. 



II. Organisation des thierärztlichen Personals. 

Im Allgemeinen gilt der Grundsatz, dass die Ausübung der 
Thierheilkunde nicht das ausschliessliche Recht derer sei, welche eine 
entsprechende Vorbildung in diesem Fache genossen und die staatliche 
Approbation als Thierarzt erlangt haben, vielmehr steht es Jedem frei, 
sein eigenes und fremdes Vieh in Erkrankungsfällen und zwar gegen 
oder ohne Entgelt zu behandeln. Dagegen sind den approbirten 
Thierärzten (denen allein die Führung dieses unterscheidenden Ti- 
tels gestattet ist) folgende Rechte Vorbehalten: die ihnen nussehliess- 
lich zustehende präventive und curative Behandlung bei Epizootien, die 
Befugniss zum Dispensiren tierärztlicher Medicameute für den Bedarf 
der eigenen Praxis (mit Ausschluss der Gifte), so wie zur Berechnung 
ihrer Sostra nach der thierärztlichen Taxe und die Berechtigung als 
sachverständige Zeugen vor Gericht zu erscheinen. 

Die approbirten Thierärzte zerfallen in zwei Klassen nach 
den Bestimmungen der 

Classifications-Ordnung vom 26. Mai 1839. (v. Altcnsl ein.) 

Das gesummte Thierheil-Personal wird in folgende Klassen eingetheilt: 

I. Thierärzte erster Klasse. Thierärzte von höherer wissenschaftlicher Bil- 
dung. Um als ein solcher approbirt zu werden, muss der l'andidal den für diese Klasse 
vorgezeichneten Lehrcursus von sieben Semestern auf der hiesigen Königlichen Thier- 
arzneischule absolvirt und die dieserhalb verordnet« Staatsprüfung bestanden haben. 

Den Thierärzten erster Klasse steht die Ausübung der Thierheilkunde in ihrem gan- 
zen Umfange zu; sie sind zugleich die Organe der Veterinairpolizei und der gericht- 
lichen Thierheilkunde; daher können auch nur diese, nachdem sie ihre Qualiltcation 
durch Ablegung der dcsfalls vorgeschriebenen besonderen Prüfung nachgewiesen haben, 
als Kreisthierärzte angestellt, und, wenn sic sich in dieser Stellung auszeichnen, zu De- 
partements-Thierärzten und Assessoren bei den Provinzial-Medicinal-Collegien befördert 
werden, nachdem sie zuvor wenigstens ein Jahr lang als Kepititoren bei der hiesigen 
Thierarzneischule fungirt haben. 
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In Hinsicht des Rangverhältnissrs wird hierbei bemerkt, dass die Departementa- 
Thierärzlc in gleicher Kategorie mit den Kreisphysikern stehen, doch gebührt in Colli— 
sionsfällen den Letzteren der Vorrang. 

In einem gleichen Verhältnisse stehen die Kreisthierärzte zu den Kreischirurgen. 

II. Thierärzte zweiter Klasse. Rein practisch- gebildete Thierzärztr. Als 
solche werden diejenigen Candidaten approbirl, weiche, nachdem sie den für diese 
Klasse vorgeschriebenen und auf sechs Semester berechneten Lehrcursus auf der hiesi- 
gen Königlichen Thierarzneischule absolvirt, der dieserhalb besonders angeordneten 
Staatsprüfung Genüge geleistet haben. 

Die Thierärzte dieser Klasse sind gleichfalls zur unbeschränkten Ausübung der 
thierärztlichen Praxis befugt, indessen können dieselben bei vorkommenden Epizootien 
zur Anordnung und Ausführung der dagegen zu treffenden Maassregeln nur ausnahms- 
weise und in Ermangelung eines Thierarztes erster Klasse zugezogen werden. Vor 
Gericht können sie nur alt sachverständige Zeugen über Vorkommenheiten ihrer eige- 
nen Praxis entscheiden, dagegen sind sie zur Abgabe eines technischen Gutachtens über 
Gegenstände ausserhalb ihrer Praxis nicht befugt. Es ist ihnen daher auch die Bewer- 
bung um die sub Nr. I. bezeichneten thierärztlichen Bcamtcnstellen nicht verstauet. 

In Bezug auf die bisher vor Emanation drr gegenwärtigen Classification geprüften 
Thierärzte gelten nachstehende Bestimmungen: 

A. Diejenigen Thierärzte, welche sich die bisher übliche Approbation der Thier- 
ärzte zweiter Klasse erworben haben, treten nunmehr in die Kategorie der vorstehend 
bezeichneten Thierärzte erster Klasse. 

B. Diejenigen Thierärzte dagegen, welche sich nur im Besitz eines bis dahin die 
Stelle der Concession vertretenden Schulzeugnisses befinden, treten in die Kategorie der 
vorstehend bezeichneten Thierärzte zweiter Klasse. 

Diese Eintheilung hat jetzt für die Civil -Thierärzte eine wesent- 
liche Modification erlitten und zwar durch das 

Circ. R. des Minist, der gcistl. ctc. Angel, vom 2. August 1855. 
(v. Raumer.) 

Von Ostern 1856 ab werden suin Studium der Thierheilkunde auf der Königlichen 
Tbierarzneischule zu Berlin als Civil -Eleven nur solche Individuen zugclassen werden, 
welche den für Thierärzte erster Klasse vorgeschriebenen Lehrcursus von sieben Se- 
mestern zurückzulegcn beabsichtigen, und ihre Befähigung dazu durch den Nachweis 
der Reife für die Ober-Secunda, resp. erste Abtheilung der Sccunda eines Gymnasiums, 
oder der Reife für die Prima einer zu Entlassungs-Prüfungen bereehtigten höheren Bür- 
ger- oder Realschule dargetban haben. Die hierüber lautenden Zeugnisse müssen mit 
dem Gesuch um Aufnahme in die Anstalt vorgelegt werden; der bisher gestattet gewe- 
sene nachträgliche Erwerb derselben nach erfolgter Aufnahme ist nicht mehr zulässig. 

Hinsichts der Militair- Eleven verbleibt es dagegen bei den jetzt bestehenden Be- 
stimmungen. 

Die Königliche Regierung hat vorstehende Verordnung durch ihr Amtsblatt bekannt 
zu machen. 

Nach dieser letzteren Bestimmung fällt also in Zukunft die Bil- 
dung von Thierärzten zweiter Klasse für die Civilpraxis weg und wer- 
den solche nur noch aus der Zahl der Militair -Eleven gebildet. Sie 
müssen das Schmiede -Handwerk erlernt und in demselben die Gesel- 
lenprüfung bestanden haben und treten nach dreijährigem Cnrsus als 
Kurschmiede in die Armee. Ihre Ausbildung ist eine rein practische. 
In die Beamten -Laufbahn können sie nicht eintreten. 
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III. Sanitätspolizeiliclic Bestimmungen in Bezug auf 
das Veterinärwesen. 

Aus dem Regulativ vorn 8. August 1835, die sanitätspoli- 
zeilirhen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten der Menschen und 
solchen Thierkrankheiten, welche auf Menschen übertragbar sind, be- 
treffend, finden folgende Stellen liier Platz: 

11. Tollkrankheit (Hundswuth). 

Vermin der uiuj der Zahl der Hunde. 

§. 92. Da die Tollkrankheit am häufigsten hei den Hunden vorkommt, so ist durch 
geeignete Maassregeln die Zahl der Hunde so viel als möglich zu vermindern und auf 
die genaue Befolgung der das Halten der Hunde betreffenden Polizeigosctze, bei Ver- 
meidung der darin bestimmten Geld- oder Leibesstrafen, nachdrücklichst zu halten. 

, Tödtung der tollen Hunde. 

§. 93. Ist bei einem Hunde die Wuth auch nur im geringsten Grade eingetreten, 
so muss derselbe, wenn er auch keinen Menschen gebissen hat, sogleich und ohne Wei- 
teres getödtet werden. Insbesondere liegt diese Verpflichtung dem Eigentümer oder 
demjenigen, der ihn unter Aufsicht hat, bei Vermeidung der durch das Edict wegen 
Tollwerdcns der Hunde vom 20. Februar 179Z §. 2. scq. festgesetzten bedeutenden 
Geld- oder Freiheitsstrafen, ob. 

Anzeige an die Polizei- Behörde. 

§. 94. Zugleich muss der Polizei -Behörde bei Vermeidung einer Geldstrafe von 
5 Thalern oder achttägiger Freiheitsstrafe ungesäumt von dem stattgefundenen Aus- 
bruche der Wuth und dem, was hinsichtlich des Hundes geschehen ist, Anzeige gemacht 
werden. 

Verfahren , wenn der Hund bereits Menschen gebissen hat. 

§. 95. Hat aber ein toller oder auch nur verdächtig scheinender Hund bereits 
Menschen gebissen, so hat der nächste Angehörige oder Bekannte, oder wer zuerst 
davon unterrichtet ist, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 10 Thalern oder 14 tägiger 
Freiheitsstrafe, den nächsten Arzt oder Chirurg davon sofort in Kenntniss zu setzen, der 
Hund selbst aber muss, wenn es möglich ist, ihn ohne Gefahr einzufangen, zur Aufklä- 
rung der Sache und zur Beruhigung der gebissenen Personen, nach Anordnung der da- 
von in Kenntniss zu setzenden Polizei- Behörde (§. 94.) und unter Aufsicht von Mcdi- 
cinalpersonen, in einem sicheren Behältniss eingesperrt werden, bis er entweder ganz 
gesund wird oder stirbt. 

Gesetzliche Strafbestimmungen bei angerichtetem Schaden. 

§. 9G. Ist durch den Biss eines tollen Hundes Schaden angerichtet worden, so 
kommen die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen wegen Beschädigung aus Fahrläs- 
sigkeit, Allgemeines Landrecht Thl. II. Tit. 20. §. 777. seq. zur Anwendung. 

Vergraben der tollen Hunde. 

§. 9,7. Sobald ein toller Hund getödtet worden oder von selbst crepirt ist, muss 
das Cadaver, unter Vermeidung aller Berührung mit blossen Händen, mit Haut und Haa- 
ren an einem abgelegenen Orte in eine wenigstens 6 Kuss tiefe Grube geworfen, eine 
Hand hoch mit Kalk überschüttet und sodann mit Erde und Steinen bedeckt werden. 
(S. §. 98.) 

Reinigung und resp. Vernichtung der mit dem tollen Hunde in Berührung gekommenen 

Gegenstände. 

§. 98. Die Werkzeuge, mit denen man das Cadaver berührt hat, so wie alles an- 
dere, was mit dem tollen Hunde in Berührung gekommen, oder mit Geifer, Blut u. s. w. 
von demselben besudelt worden ist, wie z. B. seine Lagerstätte, Fress- und Saufnäpfe, 
Ketten, Stricke, Holz, an welchem er genagt hat, die Instrumente, mit denen er getödtet 
worden ist, müssen nach Vorschrift der Desinfections-Instruction behandelt werden. 
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Dasselbe muss geschehen mit dem Stalle, in welchem sich der Hund befunden hat, 
und darf in den vorschriftsmässig gereinigten Stall vor Ablauf von 12 Wochen kein an- 
derer Hund gebracht werden. Wer gegen diese Vorschriften (§§. 97. und 98.) handelt, 
oder deren Befolgung unterlässt, hat eine Geldstrafe von 5 bis 10 Thalern oder acht- 
bis vierzehntägige Gefängnissstrafe verwirkt. Sollte dadurch ein Schaden für Menschen 
entstanden sein, so kommen die allgemeinen gesetzlichen Strafbestimmungen der §§. 777. 
seq. des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. 20. in Anwendung. 

Tödtung der tau einem tollen Hunde gebissenen Hunde. 

§. 99. Hunde, von denen man weiss, oder bei denen man auch nur die gegrün- 
dete Besorgniss hat, dass sie von einem tollen Hunde gebissen sind, müssen sofort ge- 
tödtet und mit der nöthigen Vorsicht verscharrt werden. Eigentümer von Hunden, 
welche hiergegen handeln oder einen solchen Hund, von dem sie wissen, dass er von 
einem tollen Hunde gebissen ist, einem Andern überlassen, verfallen in die $. 93. ge- 
dachte Strafe. 

Verbot des Kur* re ns toller und vou tollen gebissener Hunde durch Nicht- Aerzte. 

§. 100. Bei Vermeidung derselben Strafe ist das Kuriren sowohl der tollen, als 
auch der von tollen gebissenen Hunde jedem Nicht-Arzte streng untersagt. 

Kurversuche von Aerzten oder approbirten Thierärzten dürfen nur in besonderen 
Fällen mit Erlaubniss und unter Aufsicht der Polizei -Behörde, bei Beobachtung der 
nöthigen Sicherheitsmaassregeln, unternommen werden. 

Tödtung xvuthkranker Katzen, Füchse und Wölfe. 

§. 101. Wenn an einer Katze, an einem Fuchse oder Wolfe Spuren der Wuth- 
krankheit wahrzunehmen sind, so ist nicht nur ein solches Thier auf die für Menschen 
gefahrloseste Weise sogleich zu tödten, sondern es müssen auch die von ihm gebisse- 
nen Hunde ohne Yerzug getödtet werden. Hatte jedoch eine der Wulh verdächtige 
Katze einen Menschen bereits gebissen, und ist sie nun in einem völlig sicher verwahr- 
ten Behältnisse eingesperrt, so kann zur genaueren Beobachtung der Krankheit und 
vielleicht zur Beruhigung der gebissenen Personen, das Tödten des Thieres einstweilen 
unterbleiben, wenn die Polizei-Behörde nach gewonnener Ueberzeugung von der Sicher- 
heit des Locales solches verstauet. • 

Hinsichtlich der Strafen wird auf §. 98. verwiesen. 

Bei dem Vergraben solcher der Wuth verdächtigen oder wirklich mit ihr behaftet 
gewesenen Thiere und bei dem Keinigen der Gegenstände , die mit denselben in Be- 
rührung gekommen sind, müssen die §§. 97. und 98. gegebenen Vorschriften genau 
befolgt werden. 

Verfahren bei gebissenen Pferden , Rindvieh und andern Hausthieren. 

§. 102. Sind Pferde, Rindvieh, Schaafe, Ziegen oder Schweine von einem tollen 
Hunde oder einem andern wuthkranken Thiere gebissen worden, so muss, um das Ent- 
stehen der Wuth zu verhüten, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 5 Thalern oder 
achttägiger Freiheitsstrafe, eine thierärztlichc Behandlung so bald als möglich nachge- 
sucht, und dieselbe unter genauer Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmaassregeln, 
und namentlich in einem abgesonderten Raume eingclcitet werden. 

Verbot des Schlachtend u. s. «c. solcher Thiere. 

§. 103. Dergleichen gebissenes Rindvieh darf während vier Monate, und das an- 
dere Schlachtvieh während einer Zeit von drei Monaten nach dem Bisse weder verkauft 
noch geschlachtet, auch die Milch während dieser Zeit weder für Menschen noch Thiere 
benutzt werden. 

Eine Uebertretung dieser Vorschrift soll mit einer Geldstrafe von 10 bis 20 Thalern 
oder einer Freiheitsstrafe von acht bis vierzehn Tagen geahndet werden. 

Tödtung derselben bei ausgebrochener Wuth. 

§. 104. Ist die Wuthkrankheit bei einem Pferde, Rinde, Schaafe, bei einer Ziege 
oder bei einem Schweine wirklich ausgebrochen, so muss das kranke Thier, bei Ver- 
meidung der gesetzlichen Strafe, sogleich getödtet, der Polizei-Behörde davon Anzeige 
gemacht (§. 94.) und das Cadavcr, nach Vorschrift des §. 105., vergraben werden. 

I r er graben derselben. 

§. 105. Beim Fortschaffen der crepirten oder getödteten tollen Thiere muss die 
Zeit vermieden werden, wo grosser Verkehr auf den Strassen stattiindet, oder wo das 
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Vieh aus- und eingctricben wird, dabei auch verhütet werden, dass kein Geifer, Blut 
und dergleichen von den Cadavern auf die Strasse falle. 

Katzen und Hunde müssen von dem Stalle, in welchem ein tolles Thier oder des- 
sen Cadaver sich befindet, auf eine zuverlässige Weise abgehalten werden, weshalb 
auch derjenige, welcher das Thier fortschalft, beim Abholen desselben keinen Hund mit- 
bringen darf. 

Die Cadaver dürfen weder abgezogen noch geöffnet werden, wenn letzteres nicht 
etwa von einem Arzte oder approbirtcn Thierarzte mit der angemessensten Vorsicht 
geschieht. Auch darf derjenige, welcher das Vergraben besorgt, nichts von dem Cada- 
ver mitnehmen. > 

Dasselbe muss in eine mindestens 6 Fuss tiefe Grube geworfen, eine Hand hoch 
mit Kalk überschüttet und mit Erde und Steinen bedeckt werden. ($. 106.) 

Reinigung der Ställe und sonstigen Gegenstände. 

§. 106. Das Reinigen der Ställe und das Reinigen oder Verbrennen der mit den 
tollen Thieren in Berührung gekommenen Geräthschaften, des Lagerstrohs n. s. w. ge- 
schieht wie in dem §. 98. gedachten Falle nach Vorschrift der Desinfections-Instruction. 

Vom Tage der geschehenen Reinigung an darf erst nach vierzehn Tagen anderes 
Vieh wieder in den Stall gebracht werden. 

lieber die nach §§. 105. und 106. zu treffenden Vorsichtsmaassregeln hat die Po- 
lizei-Behörde in jedem einzelnen Falle die Betheiligten zu unterrichten, und durch die 
§. 23. angegebenen Mittel die pünktliche Befolgung zn sichern. 

Bestimmungen für den Fall des Ausbruches der Wasserscheu bei Menschen. 

§. 107. Kommt bei einem von einem wuthkranken Thiere gebissenen Menschen 
die Wasserscheu zum Ausbruch, so ist davon durch den Arzt bei Vermeidung einer 
Geldstrafe von 5 Thalern ungesäumt der Polizei-Behörde Anzeige zu machen. 

Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet eine Bezeichnung derselben mit- 
telst einer Tafel oder eine Isolirung des Kranken von Polizeiwegen nicht Statt. 

Reinigung der mit den Kranken in Berührung gekommenen Sachen und Menschen. 

§. 108. Nach beendigter Krankheit ist, nach Maassgabe der am Schlüsse des 
§. 106. ertheilten Bestimmung, auf eine sorgfältige Reinigung und resp. Vernichtung 
der mit dem Kranken in Berührung gekommenen Effecten nach Vorschrift der Des- 
infections-Instruction zu halten, und den bei den Kranken beschäftigt gewesenen Per- 
sonen zu empfehlen, sich selbst und ihre Kleidungsstücke einer sorgfältigen Reinigung 
zu unterwerfen. 



12. Milzbrand. 

Anzeige der am Milzbrände erkrankten Thiere. 

§. 109. Wird ein Thier vom Milzbrände befallen, so ist bei Vermeidung einer 
Geldstrafe von 5 Thalern oder achttägiger Gefängoissstrafe der Polizei-Behörde sogleich 
Anzeige davon zu machen. 

Isolirung und Wartung derselben. 

§. 110. Die erkrankten Thiere müssen von den gesunden genau abgesondert und 
geeigneten Wärtern übergeben werden. Diese sind über die Gefahr der Ansteckung 
und die zur Verhütung derselben zu befolgenden Vorsichtsmaassregeln zu belehren. 
Insbesondere dürfen die Wärter keine Verletzungen im Gesichte oder an den Hän- 
den haben. 

Verbat des Kurirens sulcher Thiere durch Nicht- Aerzte. 

§. 111. Allen Personen, die nicht approbirtc Thierärzte sind, ist das Kuriren milz- 
brandkranker Thiere, und besonders das sogenannte Brechen oder Herausziehen des 
Rückenblutes, bei einer Geldstrafe von 10 bis 20 Thalern oder vierzehntägiger bis 
vierwöchentlicher Gefängnissstrafe verboten. 

Obliegenheiten der Thierärzte. 

§. 112. Die Thierärzte haben bei Vermeidung gleicher Strafe danach zu sehen, 
dass das Aderlassblut von milzbrandkranken Thieren, die bei denselben gebrauchten 
Haarseile, die Leder aus den Fontanellen und ähnliche zur weiteren Verbreitung der 
Krankheit geeignete Gegenstände hinlänglich tief vergraben oder sonst vernichtet werden. 
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Verbot de* Schlachten* und sonstiger Benutzung miltbrandiger Thiere. 

§. 113. Das Schlachten milzbrandkranker Thiere, so wie der Verkauf und Ver- 
brauch des Fleisches und der Milch von ihnen ist bei 10 bis 20 Thalern Geld- oder 
acht- bis vierzehntägiger Gefängnissstrafe verboten. Ist dadurch aber ein Schaden ver- 
anlasst worden, so treten die allgemeinen gesetzlichen Strafbestimmungen in §§. 777. 
seq. des Allgemeinen Landrecbts TU. II. Til. 20. ein. 

Vergraben derzelien. 

§. 114. Die an einer Milzbrandkrankheit crepirtcn Thiere dürfen nicht abgexogen 
werden, sondern müssen mit Haut und Haaren, — nachdem die Haut vorher, um sie 
unbrauchbar zu machen, an mehreren Stellen durchschnitten worden, — in 6 Fuss tiefe 
Gruben geworfen, in denselben mit einer wenigstens eine Hand hohen Schicht Kalk 
aberschüttet und sodann mit Erde und Steinen bedeckt werden. 

Nur den Aerzten und Thierärzten ist es erlaubt, in einzelnen Fällen zur genaueren 
Untersuchung der Krankheit ein solches crepirtes Thier zu Offnen, jedoch nur nach dem 
völligen Erkalten des Cadavers und bei genauer Beobachtung der erforderlichen Vor- 
sichtsmaassregeln. S. §. 116. 

Reinigung und resp. Vernichtung der mit denselben in Berührung gekommenen Gegen- 

etdnde. 

§. 115. Säinmtliche mit dem kranken Thiere in Berührung gewesene Gegenstände, 
die von demselben zurückgebliebenen Auawurfsstoffe, der Stall, in welchem sich das- 
selbe befunden, müssen Ihrils vernichtet, Iheils nach Vorschrift der Desinfections- In- 
struction gereinigt werden. S. §. 116. 

Abhaltung anderer Thiere. 

§. 116. Schweine, Hunde, Katzen, Federvieh und andere Thiere müssen von den 
Ställen und von den Abgängen der milzbrandkrankeil Thiere, so wie von den C'adavern 
derselben auf das Sorgfältigste ahgrhalten werden. 

Hinsichtlich der nach §§. 114., 115. und 116. zu treffenden Vorsichtsmaassregeln 
hat die Polizei-Behörde für die gehörige Belehrung der Betheiligten zu sorgen, und die 
pünktliche und genaue Ausführung durch die §. 23. angegebenen Mittel zu sichern. 

Verjähren beim Erkranken eon Menschen. 

#. 117. Erkrankt ein Mensch durck Ansteckung von milzbrandkranken Thieren an 
der schwarzen Blatter oder auf andere Weise, so muss davon sogleich der Polizei-Be- 
hörde Anzeige gemacht werden. (§. 107.) Bleibt derselbe in seiner Wohnung, so fin- 
det bei Vermeidung der im 8. 26. erwähnten Strafe eine Bezeichnung derselben mit- 
telst einer Tafel oder eine genaue Isolirung des Kranken nach $. 18. a. b. Statt. 

Desin/ection. 

§. 118. Alles, was zum Reinigen und Verbinden des Kranken gebraucht worden 
ist, muss ohne Verzug vernichtet werden. Nach Beendigung der Krankheit sind die 
Wobnnng des Kranken, so wie sämmtliche mit demselben in Berührung gekommene Ge- 
genstände, nach Vorschrift der Desinfections-lnslruction und bei Vermeidung der §. 27. 
angedrohten Strafe, zu reinigen oder resp. zu vernichten. 

13. Rotz und Wurm. 

Verfuhren bei rot:- und wurmkranken Pferden . 

§. 119- Hinsichtlich der Verhütung der Verbreitung, drr Rotz- und Wurmkrank- 
heit unter den Pferden, wird auf die bestehenden polizeilichen Vorschriften verwiesen 
und nur namentlich bemerkt, das« des Rotzes oder Wurms verdächtige oder daran lei- 
dende Pferde, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 5 Thalern oder achttägigem Ge- 
fängniss, der Polizei -Behörde anzuzeigen, erster« abzusondern, wirklich rotz- odrr 
wurmkranke Pferde aber sogleich zu tödten und die mit ihnen in Gemeinschaft gewe- 
senen Pferde von andern abzusondern und unter Observation zu stellen sind. 

Reinigung der mit den rotz- und wurmkranken Thieren in Berührung gekommenen 
. Gegenstände. 

§. 120. Sämmtliche mit den rotz- oder wurmkranken Thieren in Berührung ge- 
wesenen und durch die Auswurfsstoffe verunreinigten Gegenstände müssen vorschrifts- 
mässig gereinigt oder vernichtet werden. 

Die Polizei -Behörde hat für die gehörige Belehrung der Betheiligten über diese 
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Maassregein zu sorgen, und die pünktliche und genaue Ausführung auf die §. 23. ange- 
gebene Weise zu sichern. 

Verhütung der Ansteckung von Menschen. 

§. 121. Jedem Pferdebesitzer liegt die Pflicht ob, sich und seine Knechte, Kut- 
scher und Pferdewärter mit den Zeichen der Rotz- und Wurmkrankheit bekannt zu 
machen und in zweifelhaften Krankheitsfällen, die mit dem Rotz oder Wurm Aehnlich- 
keit haben, einen approbirten Thierarzt oder Physicus zu Rathe zu ziehen. 

Die Wärter solcher Pferde sind mit den zur Verhütung der Ansteckung erforderlichen 
Vorsichtsmaassrcgeln bekannt zu machen, und dürfen namentlich keine Verletzungen im 
Gesichte oder an den Händen haben. 

Verfahren, trenn Ansteckung erfolgt ist. 

§. 122. Ist die Ansteckung eines Menschen durch Rotz- oder Wurmkrankheit er- 
folgt, so gelten die §§. 117. und 118. gegebenen Vorschriften. 

Aus der dem Regulativ beigegebenen Anweisung zum De 8- 
infections-Verfahren gehören hierher : 

§. 11. 7) Ställe, in welchen sich Thierfe befunden haben, welche an Krankhei- 

ten litten, die den Menschen Gefahr bringen, werden nach Beschaffenheit der Krank- 
heit 24 bis 72 Stunden hindurch mit Chlorgas stark geräuchert und nachher eben so 
lange gelüftet. 

Sodann ist das darin befindliche Holz- und Eisenwerk mit starker Chlorkalk-Solu- 
tion zu überstreichen und nach einigen Stunden mit Wasser abzuwaschen. Sollte der 
Putz und das Holzwerk der Ställe bereits sehr schadhaft sein, oder wegen besonderer 
Gefährlichkeit der Krankheit (s. §§. 26. und 27.) auf dem angegebenen Wege eine ge- 
nügend sichernde Reinigung derselben nicht zu erwarten sein, so ist die Erneuerung 
beider unter Anwendung der nöthigen Vorsichtsmaassregeln erforderlich. 

Das Holzwerk und andere werthlose Gegenstände, an welchen Ansteckungsstoff haf- 
ten könnte, sind alsdann durch Feuer zu vernichten, das daran befindliche Eisenwerk 
kann nach dem Ausglühen wieder in Gebrauch gezogen werden. 

§. 14. -3) Decken und Geschirre, die mit Thiercn in Berührung gewesen sind, 
welche an Krankheiten litten, die den Menschen Gefahr bringen, müssen, nach ihrer Be- 
schaffenheit, entweder nach §. 12. 1. d. (12 bis 24 Stunden mit Chiorgas durchräuchert, 
dann gespült und zuletzt mit Seife gewaschen oder gewalkt) oder nach §. 12. 2. a. 
und f. (bei lackirtem Lederzeuge blosses Abwaschen mit Seifwasser, bei nicht lackirtem 
Waschung mit schwacher Chlorkalk-Solution und Einschmierung mit Oel oder einer an- 
dern fetten Substanz desinticirt werden. 

11) Bei der TolUcrankheit (Hundswvth). 

• §. 25. Für die Desinfection der durch das Gift der tollen Hunde und anderer 
wuthkranken Thiere verunreinigten Gegenstände ist in allen Fällen das für die gefähr- 
licheren Krankheiten angeordnete Verfahren zu beobachten. Namentlich sind die Lager- 
stätten der Thiere, ihre Fress- und Saufnäpfe, Ketten, Stricke, Holz, woran sie genagt, 
und Alles, was sie begeifert, auch die Instrumente, welche bei der Tödtung und Ver- 
scharrung mit ihnen in Berührung gekommen sind, jenem Verfahren (nach §. 12.) zu 
unterwerfen oder besser ganz zu vernichten. Grosse Massen Geifer übergiesst man am 
besten schon frisch mit Salpetersalzsäure oder unverdünnter Seifcnsiederlauge. — Ställe, 
in welchen sich wuthkrankc Thiere befunden haben, sind gleichfalls der strengeren Des- 
infectionsart dieser Räume (nach §. 11. 7.) zu unterwerfen. 

12) Bei dem Milzbrände. 

§. 26. Auch Behufs der Desinfection von Gegenständen, welche durch milzbrandige 
Thiere infleirt worden sind, muss, wie bei der Hundswuth, stets das für die Reinigung 
bei gefährlicheren ansteckenden Krankheiten angegebene Verfahren beobachtet werden. 
Von den durch dergleichen Thiere verunreinigten Gegenständen sind besonders die 
Ställe in ihren einzelnen Theilen mit Sorgfalt zu desinficiren, und hat man namentlich 
die darin zurückgebliebenen Excremente der Thiere insgesammt w r egzuschaffen, tief zu 
vergraben oder sonst zu vernichten, das Lagerstroh zu verbrennen, die Stellen, welche 
durch das Aderlassblut, die Milzbrand-Jauche u. s. w. verunreinigt wurden, wenn diese 
Flüssigkeiten vielleicht schon mehr oder weniger angetrocknet sind, erst mit Wasser 
aufzuweichen, sodann aber, und jedenfalls, mit Salpetersalzsäure oder unverdünnter Sei- 
fensiederlauge zu übergiessen, bevor zu der strengsten allgemeinen Desinfection dieser 
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Localien (nach §. 11. 7.) geschritten wird. 'Der Put* und das Holzwerk in denselben 
ist jedenfalls zu erneuern. 

Zu den mit besonderer Sorgfalt und Strenge nach §. 12. ferner zu desinfirirenden 
Effecten gehören die Decken, womit die Thiere bedeckt gewesen, alle sonstige Stall- 
utensilien, desgleichen die Instrumente und anderweitigen Geräthe, welche bei der Kur 
gebraucht worden sind. Werthlose Gegenstände dieser Art, wie z. B. gebrauchte Haar- 
seile, Leder aus den gelegten Fontanellen und dergleichen, sind hinlänglich tief zu ver- 
graben oder sonst zu vernichten. 

Auch die mit der Wartung von dergleichen Thieren beschäftigt gewesenen Personen 
haben sich selbst, namentlich Gesicht und Hände, so wie die etw a bei dieser Gelegenheit 
verunreinigten Kleidungsstücke u. s. w., dem §. 10. ud 3. und §. 12. vorgeschriebenen 
Reinigungsverfahren und zwar in der strengeren Form zu unterwerfen. 

13) Bei dem Hotz und Wurm* 

§. 27. Für die Desinfection der Gegenstände, welche mit rotz- oder wurmkranken 
Thieren, besonders deren Absonderungen, in Berührung gewesen sind, namentlich: der 
Ställe und ihres Inhalts, der Stallutensilien, Decken, Geschirre u. s. w. gilt (cinsrhliess-, 
lieh der jedenfalls auch hier nothwendigen Erneuerung des Putzes und HoJzwerks in 
den Ställen) alles dasjenige, was §. 26. hinsichtlich derselben Gegenstände beim Milz- 
brände gesagt worden ist. — Personen, welche dergleichen Thiere vor deren Tödtung 
gewartet, haben sich gleichfalls in der dort angegebenen Art zu reinigen. 

Speeielle Verordnungen und Declarationen sind ergangen in Be- 
ziehung auf 

1. Toilwuth. 

Edict vom 20. Februar 1797, wegen des Toll Werdens der Hunde. 

Wir Friedrich Wilhelm etc. etc. thun kund und zu wissen: Es ist durch das Edict 
vom 26. Februar 1767, auch schon vorher verordnet worden: dass den Hunden der so- 
genannte Tollwurm unter der Zunge geschnitten werden soll, weil man damals die Er- 
fahrung gemacht haben wollte und allgemein behauptet wurde, dass, wenn den Hunden 
der Tollwarm genommen worden, der Biss solcher Hunde, die auch toll geworden, den- 
noch keine schädliche Folgen nach sich gezogen hätte, weshalb auch in allen Unsern 
Provinzen Personen ausgemittelt, angestellt, vereidet und mit Anweisungen versehen 
worden, den Hunden den Toll wurm zu schneiden. 

Es hat aber der Erfolg der gehofften Wirkung nicht entsprochen, und sind von Zeit 
zu Zeit viele glaubwürdige Zeugnisse von den Landräthen und Kreisphysicis eingegan- 
gen, dass das Vieh, welches von solchem tollen Hunde, dem der Tollvvurm geschnitten 
gewesen, gebissen worden, dennoch toll gew orden ist. 

Wir haben Uns daher entschlossen, obgedachtes Edict wegen des Tollwurinschnei- 
dens der Hunde, wie hiermit geschieht, ganz aufzuheben und dagegen andere Vorkeh- 
rungen zu treffen, wodurch Menschen und Vieh vor dem Biss toller Hunde gesichert 
und die von solchem Bisse entstehenden traurigen Folgen von Unseren Unterthanen ab- 
gewendet werden. 

§. 1. Die Tollheit oder Wuth hei Hunden lässt sich füglich in drei Grade einthei- 
len, und nach diesen drei verschiedenen Graden sind auch die Merkmale und Kennzei- 
chen, welche der Wuth vorangehen oder sie begleiten, verschieden. 

Erster Grad der Wuth oder Kennzeichen, welche der wirklichen 
Wuth vorangehen. Ein Hund wird wegen eintretender Wuth verdächtig, wenn er 
von seiner gewöhnlichen Freimdlichkeit und Gefälligkeit etwas verliert, trauert, die Ein- 
samkeit sucht, das Essen versäumt oder nur jedesmal beriecht und stehen lässt: wenn er 
lange nicht säuft, auf den Kuf seines Herrn zw ar noch gehorcht, ihn noch erkennt, mit dem 
Schwänze gegen ihn wedelt, sich von ihm noch an den Ohren und am Schwänze anrühren, 
streicheln, oder auf den Arm nehmen lässt; noch zur Jagd oder zum Viehtreiben bewogen 
werden kann; aber alles träge, mürrisch und gezwungen thut; wenn er gereizt wird, 
um sich beisst, wenn er überhaupt stiller wird, und ohne zu schlafen sich an dunkle 
Orte, gleichsam lichtscheu verkriecht und denjenigen, der ihn von da hervorlocken will, 
wenn er auch sein vormaliger Gönner wäre, angrunzt, ohne jedoch zu bellen: wenn 
seine Augen trübe werden oder fliessen, wenn er Obren und Schweif hängen lässt, und 
endlich sich sprungweise auf alles hinwirft, was ihm aufstösst oder angeboten wird. 
Die eben erwähnten Zufälle machen ungefähr den ersten Grad der Wuth aus, allein sie 
geben noch keine völlige Gewissheit, dass dieselbe daraus entstehen werde, weil auch 
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andere Krankheiten, denen der Hund unterworfen ist, bei ihm ähnliche Erscheinungen 
hervorbringen können. Doch aber erregen sie mit Recht gegründeten Verdacht der 
VYuth, besonders, wenn mancherlei Nebenumstände diesen Verdacht unterstützen. Wenn 
z. B. diese Zufälle sich in einer sehr heissen Gegend, bei sehr trockenem Wetter, einer 
sehr schmachtenden Hitze, oder hei einer sehr strengen Kälte ereignen, wenn der Hund 
schlechte faule Nahrungsmittel bekommen, und es ihm ausserdem noch wohl am Trinken 
gefehlt hat; und endlich, wenn sonst eine Wahrscheinlichkeit obwaltet, dass er von ir- 
gend einem tollen Hunde gebissen oder verletzt worden ist» Man nennt diesen Grad 
der Wuth gewöhnlich die stille Wuth. Dieser erste Zeitraum der Wuth ist nicht alle- 
mal von gleich langer Dauer, zuweilen währt er nur eine kurze Zeit von 12 — 24 Stun- 
den, zuweilen länger. 

Zweiter Grad der Wuth. In dem zweiten Grade der Wuth nehmen die erst- 
gedachten Zufälle geschwind zu. Der Hund hört wenig oder nichts, cs mag ihn rufen, 
wer da will; die Wuth nimmt zu, der Hund wird trauriger, seine Augen sind trüber, 
er flieht vor Jedermann. Der Durst quält ihn, er streckt seine Zunge lechzend aus 
dem Munde und scheut doch jedes Getränk, er leidet Niemand um sich, bellt selten, 
und wenn es geschieht, mit heiserer Stimme, und versetzt jedem, der sich ihm nähert, 
seinen giftigen, ansteckenden, tödtlichen Biss. Er kant, von der Zünge fliesst ihm ein 
zäher Speichel herab, der Mund schäumt und steht beständig offen. Die Krankheit wird 
jede Stunde wüthender; er läuft herum, flieht vor seinem eigenen Herrn und fällt jeden an, 
der ihm in den Weg tritt. Anfangs läuft er langsam und bei wachsender Wuth schneller, 
mit gesenktem Kopfe, hangenden Ohren, mit abwärts, oft zwischen die Beine gezogenem 
Schweife. Sein Lauf ist unordentlich, zuweilen läuft er eine Strecke gerade aus und 
dann kehrt er plötzlich um und läuft weiter, und das oft mit einer unglaublichen Ge- 
schwindigkeit; sieht er aber Wasser oder nur etwas Glänzendes, dem Wasser Aehn- 
liches, so flieht er meistens eilends und ängstlich davon; jedoch ist letzteres Kennzeichen 
nicht ganz untrüglich, indem es auch Hunde giebt, welche oft schon während der Wuth 
annoch ins Wasser springen und durch dasselbe schwimmen. 

Dritter und letzter Grad der Wuth. Bei der höchsten und letzten Stufe der 
Wuth werden seine Augen feuerroth, und sind bald starr, bald drehen sie sich wild im Kopfe 
herum, und seine Zunge hängt ihm bleifarbig aus deiu Munde. Gesunde Hunde, denen 
er begegnet, weichen ihm aus, bellen ihn nicht leicht an, oder verfolgen ihn wenigstens 
nicht; und wenn sie sich vor ihm nicht flüchten können, so widerstreben sie ihm doch 
nicht leicht, sondern legen sich zaghaft vor ihm nieder und suchen demselben zu schmei- 
cheln. Endlich wird der Hund allmälig matter, sein gewöhnliches Laufen langsamer, 
schleichend und zuletzt taumelnd. Die Thränen laufen häufiger aus seinen Augen, die 
Haare sträuben sich empor, der Kopf hängt immer mehr und mehr; die Zunge wird 
schwarz und der Schaum im Munde vermehrt sich; er schnappt fortdauernd um sich 
und heisst alles, was ihm vorkommt. Nun wirft er sich, oder stürzt öfters ermüdet zu 
Boden, hilft sich schwach wieder auf und athmet schwer; endlich entstehen Zuckungen, 
unter welchen er fällt und stirbt. Zu bemerken ist aber, dass diese Krankheit nicht 
immer alle hier angegebene Stufen durchgeht. Nicht selten werden die Hunde bloss 
mit der stillen Wuth befallen, und sterben schon hieran im ersten Zeitraum der Krank- 
heit, wohl schon am zweiten, dritten oder vierten Tage. 

§. 2. Da aus den vorher beschriebenen Merkmalen der Wuth des Hundes ein jeder 
wissen kann, wenn die Wuth anfängt, für Menschen und Vieh gefährlich zu werden, 
und diese Gefahr durch Tödtung des Hundes leicht abgewendet werden kann, so befeh- 
len Wir hiermit: dass ein jeder Eigenthümer des Hundes oder derjenige, der ihn unter 
Aufsicht hat, es spi zur Fütterung oder Abrichtung, oder zu einer andern Absicht, den 
Hund, bei Eintretung des ersten Grades der Wuth tödten soll. Unterlässt er dieses, 
und der Hund entläuft bei dem zweiten Grade der Wuth, so soll der ausgemittelte Eigen- 
thümer des Hundes oder derjenige, der ihn unter Aufsicht gehabt, wenn der entlaufene 
Hund auch keinen Schaden anrichtet, bios für den Unterlassungsfall des Tödtens, in 
zw'anzig Thaler Strafe genommen, oder im Falle er solche nicht bezahlen kann, mit 
vierwöchentlichcr Festungs- oder Zuchthausstrafe belegt werden, und sollen gegen das 
unterlassene Todtschlagen des Hundes gar keine Entschuldigungen, auch nicht, dass er 
den Hund eingesperrt oder an die Kette gelegt habe, oder dass er ihn habe kuriren 
wollen, oder dass ihm der sogenannte Toll wurm genommen worden, oder wie sie sonst 
Namen haben mögen, gelten, und eine Milderung der vorerwähnten Strafe bewirken. 

§. 3. Eben so soll auch vorgedachte Strafe statthaben, w r enn jemand weiss, dass 
sein Hund von einem tollen Hunde gebissen worden, und er denselben sogleich zu 
tödten unterlässt. Ueberlässt er aber einen solchen Hund einem Andern, wie solches 
öfters der Fall bei Hirten ist, so soll die Strafe dreifach erhöht werden. 
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§. 4. Das Kuriren der tollen Hunde wird, wegen der damit verknüpften Gefahr, 
bei eheinaässiger Strafe verboten; es sei denn, dass ein Arzt zur Erweiterung seiner 
Kenntnisse, einen Versuch damit machen wollte, der muss aber den Hund in einen festen 
eisernen Käfig sperren und für alle Gefahr haften. 

§. 5. Richtet ein toller llnnd durch seinen Biss Schaden an, so tritt alsdann, ausser 
obiger Strafe, die Vorschrift des allgemeinen Gesetzbuches ein, wonach die Ersetzung 
des Schadens oder eine zu leistende Genugtuung, von dem Eigenthümer des Hundes, 
oder dem, der ihn unter Aufsicht gehabt, nach dem Grade der Verschuldung und der 
Grösse des Schadens durch richterliches Erkenntniss festgesetzt werden muss. 

§. 6. Sobald ein Mensch von einem tollen, oder auch nur verdächtig scheinenden 
Hunde gebissen worden, so soll der nächste Angehörige oder wer zuerst davon unter- 
richtet ist, solches dem Kreisphysico oder Chirurgo, im Kall aber ein anderer Arzt oder 
Chirurgus näher wohnt, denenselben Anzeigen, welche wegen der lleilungsart bereits 
mit hinlänglichen Vorschriften versehen sind; wird dieses unterlassen, so soll derjenige, 
der es sich zu Schulden kommen lassen, nach Beschaffenheit der Grösse des Schadens 
und der Verschuldung, bestraft werden; ein Gleiches soll auch in Ansehung der Thiere, 
welche das Vermögen der Menschen mit ausmachen, als Pferde-, Rind-, Schaaf- und 
Schweine- Vieh, statlhaben. 

Uebrigens wiederholen und bestätigen Wir hiermit alle die wegen Anlegung und 
Knüppelung der Hunde ergangenen Edicte und Verordnungen, wonach überhaupt alle 
Hunde, welche ohne Herrn oder Führer allein auf den Strassen oder auf dem Lande 
ohne Knüppel umherlaufen, gleich todt geschossen oder geschlagen werden sollen, und 
machen Wir es den Korstbedienten und Jagdberechtigten zur besondern Pflicht, die in 
den Forsten und auf dem Felde herumlaufenden Hunde todt zu schiessen, wofür ihnen, 
wenn der Eigenthümer des Hundes auszuforschen, von demselben zwei Thaler Schiess- 
geld bezahlt werden sollen. 

Wir befehlen demnach Unsern Kriegs- und Domainen-Kammern, Polizei-Directoriis, 
Land- und Steuerräthen, Beamten, Magistraten und Gerichts-Obrigkeiten, imgleichen lin- 
sern sämintlichen übrigen Bedienten, sowohl vom Militair- als Civilstande, wie auch 
jedermänniglich, der sich in Unsern Landen aufhält, sich nach dem Inhalte dieses Edicts 
auf das Genaueste zu achten; nicht weniger, dass Unser General-Fiscal durch die unter 
ihm stehenden fiscalischen Bediente gegen die etwanigen Contra ventiones genau invigi- 
liren lassen soll; und damit gegenwärtiges Edict zu jedermanns Wissenschaft gelangen 
möge, haben Wir solches zum Druck befördern lassen, und soll dessen Publication auch 
durch die Zeitungen und Intelligenzblätter geschehen. 

Circ. Verf. der Minist, des Handels und der Polizei vom 4. März 
1819. (v. BQ low und Fürst zu Wittgenstein.) 

An einigen Orten haben sich die Scharfrichter und Abdecker geweigert, die umher- 
laufenden herrenlosen Hunde ferner durch ihre Knechte zur Tödtung aufgreifen zu las- 
sen. Bei der aus dieser Weigerung entstehenden Gefahr des Ueberhandnehmens des 
Tollwerdens der Hunde, und da die Scharfrichter und Abdecker, welche noch immer 
Concessionen und mit denselben Begünstigungen vom Staate erhalten, unbedenklich, 
nach w r ie vor verpflichtet sind, bei den in dieser, wie in allen übrigen Beziehungen be- 
reits bestehenden und noch zu erlassenden polizeilichen Anordnungen, auch in den Fäl- 
len, worin früher eine Remuneration stattgefunden, unentgeltlich dasjenige zu leisten, 
w r as ihnen von Polizei wegen aufgetragen wird, hat die Königliche Regierung die ihr 
untergeordneten Polizei-Behörden dahin anzuweisen, mit aller Strenge darauf zu halten, 
dass sich die Scharfrichter und Abdecker den ihnen in sanitätspolizeiiieher Rücksicht 
immer noch obliegenden Verpflichtungen auf keine Weise entziehen. 

In die den Scharfrichtern und Abdeckern zu ertheilenden Concessionen aber ist 
jene Verpflichtung ausdrücklich aufzunehmen, und denjenigen unter ihnen, welche der- 
selben nicht Genüge leisten, die Ausübung des Gewerbes bis auf Weiteres zu unter- 
sagen. 

Allerh. O. vom 29. April 1829 an den Minister des Innern. 

Aus den in Ihrem Berichte vom angeführten Gründen, will Ich den Stadt- 

gemeinden die Berechtigung ertheilen, auf das Halten der Hunde eine besondere Steuer 
mittelst Gemeindebcschlusscs einzuführen, wobei nach folgenden Bestimmungen zu ver- 
fahren ist: 

ll Der Steuersatz bleibt dem Communalbeschluss mit Rücksicht auf die Ortsver- 
hältnisse Vorbehalten, darf aber in keinem Falle das Maximutu von drei Tha- 
lern jährlich für jeden an der Mutter nicht mehr saugenden Hund übersteigen. 
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4) Von der Steuer sind die Eigentümer solcher Hunde frei, die entweder zur 
Bewachung oder zum Gewerbe unentbehrlich sind. Zum Gewerbe sind solche 
Beschäftigungen nicht zu zählen, die nur, wie z. B. die Jagd, zum Vergnü- 
gen getrieben werden. 

7) Es hängt von dem Beschlüsse der Communal-ßehörde ab, ob die Steuer zur 
Orts-Armenkasse fliessen, oder auf Einrichtungen zum allgemeinen Nutzen dpr 
Gemeindeglieder verwendet werden soll. Die Strafen fliessen jedenfalls zu 
den Orts-Armenkassen. Was die Eximirten betrifft; so habe Ich durch Meine 
an den Kriegsminister erlassene Ordre vom 23. Januar d. J. bereits bestimmt, 
dass die Beiträge der Militairpcrsonen für militairische Zwecke verwendet 
werden sollen, weshalb die Communal-Behörde solche an den Commandanten 
des Orts abzuliefern hat. Auf verabschiedete Militairpcrsonen und auf die 
Civilbeamten der Militair-Administration findet dieses jedoch keine Anwendung. 
In Rücksicht auf die eximirten Civilpersonen soll die Verwendung zwar auch 
für die Bedürfnisse und im Interesse des Orts stattfinden, doch auf vorher- 
gehende Anzeige an das Ministerium des Innern und mit dessen Zustimmung. 

9) Alle in Beziehung auf das Halten der Hunde bestehende Polizei- Vorschriften 
bleiben auch fernerhin in Kraft, und soll in den zur Sicherheit und Ruhe des 
Puhlicums deshalb erforderlichen Maassregeln der Polizei -Behörden nichts 
i verändert werden, selbige vielmehr verpflichtet und berechtigt sein, die Ab- 

schaffung böser Hunde zu verfügen, und das nächtliche Ausschliessen aus den 
Häusern zu verpönen. 

Ich trage Ihnen auf, diesen Befehl durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniss 
zu bringen, und in Gemässheit dessen auf die eingehenden Anträge der Communal-Be- 
hörden zu verfahren. 

In neuerer Zeit hat das Polizei -Präsidium zu Berlin zur Verhü- 
tung von Unglücksfällen angeordnet, dass alle Hunde, sobald sie sich 
^ auf der Strasse befinden, mit Maulkörben versehen sein müssen. Eine 
Einrichtung, welche in vielen grösseren Städten der Monarchie Nach- 
ahmung gefunden hat. 

Minist. Verf. vom 15. Juli 1837. (v. Altcnstein.) 

Auf Veranlassung einer Anfrage des hiesigen Königlichen Polizei-Präsidiums: 

„ein w'ie langer Zeitraum zur Beobachtung eines Hundes erforderlich ist, der 
von einem der Wuth verdächtigen Hunde gebissen worden, um denselben als 
unverdächtig erklären und, wenn er unter polizeiliche Aufsicht genommen ist, 
seinem Eigentümer zurückgeben zu können“, 
hat das Ministerium die gutachtliche Aeusserung des Königlichen Curatoriurns für die 
Krankenhaus- und Thicrarzneischul - Angelegenheiten hierselbst erfordert, und fertigt 
solche der Königlichen Regierung hierneben abschriftlich zur Nachricht zu. (Anlage a.) 

Anlage a. 

In Folge der von einem Königlichen hohen Ministcrio der geistlichen, Unterrichts- 
und Medicinal -Angelegenheiten in der Verfügung vom 18. v. M. hochgeneigtest aufge- 
stellten Frage: 

ein wie langer Zeitraum ist zur Beobachtung eines Hundes, der von einem 
der Wuth verdächtigen Hunde gebissen worden ist, erforderlich, um densel- 
ben als unverdächtig zu erklären, und, wenn er in polizeiliche Aufsicht ge- 
nommen w r orden, seinem Eigentümer zurückgeben zu können? 
beehren wir uns, in Nachstehendem unsere Ansicht hierüber gehorsarnst auszusprechen. 

Gewöhnlich bricht die Wuthkrankheit bei Hunden 3 — 6 Wochen nach dem Bisse 
aus, es ist indess bei den nach der Königlichen Thierarzneischule zur Beobachtung ge- 
brachten Hunden der Ausbruch der Wuth in einigen Fällen auch noch später als 
6 Wochen nach dem Bisse erfolgt, und deshalb ist die Dauer der Conturoaz bisher auf 
den Zeitraum von 12 Wochen ausgedehnt worden. 

Ist uns nun auch kein Fall vorgekommen, wo die Wuthkrankheit 12 Wochen nach 
dem Bisse bei Hunden noch ausgebrochen ist, so können wir doch um so weniger die 
Gewähr leisten, dass dieser Zeitraum für alle Fälle zu der erforderlichen Sicherheit hin- 
reichend sei, da in der hierüber vorhandenen Literatur mehrere Beispiele aufgeführt 
worden, wo die Wuth noch nach 16 Wochen und länger ausgebrochen sein soll. 

Hierzu kommt noch der Umstand, dass das zur Beobachtung erforderliche Einsper- 
ren der gebissenen Hunde, indem dadurch alle aufregende Momente vermieden werden, 
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die Wirkung des Wuthgiftes wohl hemmen und somit die Ausbildung der Wuth narh 
beendeter Contmnaz, unter begünstigenden Verhältnissen um so leichter erfolgen konnte. 

Wir können es daher im Interesse der öffentlichen Sicherheit nur wünsrhenswerlh 
finden, dass die Kalle, wo Hunde, von denen man weiss, oder bei denen man auch nur 
die gegründete Besorgnis» hat, dass sie von tollen Hunden gebissen sind, eine Zeitlang 
beobachtet und dann ihrem Eigentümer als unverdächtig surückgegeben werden, nur 
auf einzelne seltene Ausnahmen, in denen überdies, ausser den Kosten des Unterhalts, 
auch die Kosten für die Aufsicht und Behandlung zu vergütigen wären, beschränkt wer- 
den, und dass in der Regel die Bestimmung des §. 99. des Gesetzes vom 8. August 
1835 ihre Anwendung finde, wonach dergleichen Hunde sofort gdödtet werden sollen. 

Ein Anderes dürfte es freilich sein, wenn gebissene Hunde zu wissenschaftlichen 
Zwecken in der Thierarzneischule beobachtet werden sollen, da es sich alsdann von 
selbst versteht, dass, wenn die mit der erforderlichen Vorsicht Angestellte Beobachtung 
beendet ist, mit dem betreffenden Hunde den gesetzlichen Bestimmungen gemäss ver- 
fahren wird. 

Verf. der Minist. der g eis ll. Angel, und de« Inn. vom 28. Januar 
1841. (Eichhorn, v. Rochow.) 

Auf den Bericht vom wird der Königlichen Regierung hierdurch 

eröffnet, dass die Allerh. C. ö. vom 8. Angust 1835 die früheren, wegen einzelner 
Krankheiten ertheilten sanitätspolizeilichen Vorschriften nur in so weit aiifhehl, als diese 
Vorschriften von dem durch obige Allerh. C. 0. puhlicirten Regulativ, die sanilätspolizei- 
lichen Vorschriften bei drn am häufigsten vorkommenden ansteckenden Krankheiten 
enthaltend, abweichen. Dieses trifft die von der Königlichen Regierung im 69. Stücke 
ihres Amtsblattes vom Jahre 1829 publicirte Verordnung, hinsichtlich der Toll wuth der 
Hunde, nicht, da solche über rinen in dem erwähnton Regulativ vom Jahre 1835 nicht 
mitberührten, auch nicht eigentlich die Maassregeln bei der Wuthkrankheit selbst betref- 
fenden Fall, nämlich hinsichtlich der Verfolgung der Spur eines entwichenen, der Wuth 
verdächtigen Hundes, die entsprechenden Vorsirhtsmaassregeln vorschreibt. Dergleichen 
Verfügungen kann vielmehr auch noch fernerhin jede Regierung narh den Bestimmun- 
gen der Instruction von 1817, hei w ahrgenommenem Bedürfnisse erlassen. Es steht 
daher auch der von der Königlichen Regierung beabsichtigten Repuhlication der oben 
bezeichneten Verordnung derselben nichts entgegen. 

Abschrift vorstehender Verfügung erhält die Königliche Regierung zur Beseitigung 
der bereits mehrfach ausgesprochenen Ansicht, dass durch die Allerh. C. 0. vom 8. August 
1835 alle wegen einzelner ansteckenden Krankheiten früher ertheilte Vorschriften un- 
bedingt aufgehoben seien, zur Nachricht. 

Verf. de» Minist, des Innern und der Polizei vom 17. Mai 1842. 
(v. Rochow.) 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom hat in Betreff der ge- 

setzlichen Zulässigkeit der von derselben vorgesclilagenen Polizei -Verordnung wegen 
Tödtung aller frei unterlaufenden Hunde an solchen Orten, wo sich Spuren der llunds- 
W’uth gezeigt haben, zu einer Communiration mit dem Herrn Justizminister Mühl er 
Anlass gegeben. Die Königliche Regierung erhält in der Anlage a. Abschrift des dies- 
fälligen Schreibens Sr. Excellenz vom 13. v. M., um hiernach wegen der beantragten 
Maassregel das Weitere zu verfügen, da ich der Ansicht des Herrn Justizministers, nach 
welcher es dieserhalh einer Declaration des §. 99. des unterm 8. August 1835 Aller- 
höchst bestätigten Reglements über die bei ansteckenden Krankheiten zu beobachtenden 
saoRätspolizeilichen Vorschriften nicht bedarf, überall beitrete. 

Anlage a. 

Die in Ew. Excel lenz geehrtem Schreiben vom 15. v. M. geäusserte Ansicht: 

dass der §. 99. des am 8. August 1835 Allerhöchst bestätigten Reglements 
über die bei ansteckenden Krankheiten zu beobachtenden sanitätspolizeilichen 
Vorschriften d^m Erlass einer polizeilichen Verordnung in der Rheinprovinz 
nicht entgegen stehe, nach welcher alle Hunde getödtet werden sollen, welche 
zu einer Zeit frei umherlaufend getroffen werden, wo wegen Ausbruches der 
Hundswuth das Festlegen der Hunde vorgeschrieben ist, 
halte auoh ich für gegründet. 

Denn der §. 99. a. a. 0. sagt nur: 

Hunde, von denen man weiss, oder bei denen man auch nur die gegründete 
Besorgniss hat, dass sie von einem tollen Hunde gebissen sind, müssen sofort 
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getödtet und mit der nöthigen Vorsicht verscharrt werden. Eigentümer von 
Hunden, welche hiergegen handeln dder einen solchen Hund, von dem sie 
wissen, dass er von einem tollen Hunde gebissen, einem Andern überlassen, 
verfallen in die §. 93. gedachte Strafe. 

Dass es hierbei nicht die Absicht gewesen ist, anderweitige an sich gesetzlich zu- 
lässige polizeiliche Maassregeln zur Verhütung der Verbreitung der Hundswuth auszn- 
schüessen, hat der §. 92. ganz klar, in welchem gesagt wird: 

Da die Tollkrankheit am häufigsten bei den Hunden vorkommt, so ist durch 
geeignete Maassregeln die Zahl der Hunde so viel als möglich zu vermindern 
und auf die genaue Befolgung der das Halten der Hunde betreffenden Polizei- 
gesetze, bei Vermeidung der darin bestimmten Geld- oder Leibesstrafen nach- 
drücklichst zu halten. 

Denn hiernach sind dergleichen Maassregeln sogar zur Pflicht gemacht und die Befol- 
gung derselben noch besonders eingeschärft. 

Auch abgesehen hiervon ist die Befugniss der Polizei-Behörde in dieser Beziehung 
für die Rheinprovinz nicht zu bezweifeln. Denn der Artikel 3. Nr. 1. und 5. des Ge- 
setzes vom 16/24. August 1790 rechnet ausdrücklich zu den Gegenständen, welche der 
Obsorge der Polizei anvertraut sind, tout ce gut Interesse la sürete du passage dans les 
nies, guais, pluces t et voies publique* und: le soin de prevenir par les precautious con 
variable« les acadens et fleaux calamiteux , und hierzu gehört unbedenklich die Anord- 
nung, dass die Hunde zu den Zeiten nicht frei umherlaufen dürfen, wo dies wegen Aus- 
bruchs der Hundswuth gefährlich werden könnte, und dass diejenigen, welche utnher- 
laufend betroffen werden, getödtet werden sollen, das einzige Mittel, um der Anordnung 
der Polizei sofort wirksamen Nachdruck zu geben. 

Ausserdem giebt der Artikel 46. Tit. 1. des Gesetzes vom 22. Juni 1791, haupt- 
sächlich den Municipal-Verwaltungen, an deren Stelle nach Artikel 13. des Gesetzes vom 
28. Pluviose VIII. die Bürgermeister und den Departement«!- Verwaltungen, an deren 
Stelle nach Artikel 2. a. a. 0. die Präfecten und später die Regierungen getreten sind, 
sogar das Recht, über Gegenstände, welche, wie der obige, der Obsorge der Polizei 
anvertraut werden, Polizeistraf-Reglements zu erlassen, eine Befugniss, die, wie die 
zu jenen Anordnungen selbst, den Unterpräfecten und mithin auch den Landr&then, die 
deren Stelle jetzt einnehmen, nicht verliehen worden ist. 

Beide Befugnisse sind allerdings an die sich ohnehin von selbst verstehende, in dem 
Staatsraths- Gutachten vom 8. Februar 1812 aber noch besonders ausgesprochene Ein- 
schränkung geknüpft: 

dass die zu treffenden Anordnungen nicht Gegenstände betreffen dürfen, die 
der ganzen Materie nach durch das Gesetz geordnet und so der Anordnung 
der Behörden entzogen sind. 

Allein selbst abgesehen von dem §. 92. des Reglements vom 8. August 1835, re- 
gelt der §. 99. a. a. 0. unzweifelhaft nicht die ganze Materie von den Vorsichtsmaass- 
regeln, welche bei Haltung von Hunden zur Verhütung von Unglücksfäilen beobachtet 
werden müssen, vielmehr beschränkt er sich auf das Verfahren mit den wirklich gebis- 
senen oder dessen verdächtigen Hunden. Es ist daher neben diesen Vorschriften die 
Wirksamkeit der Polizei-Behörden in Bezug auf die Erlassung von Reglements, betref- 
fend die Haltung von Hunden, in keiner Weise beschränkt, sondern sie tritt in der eben 
angedeuteten Ausdehnung unbedingt ein. 

Unrichtig ist es deshalb nach meiner Ansicht, wenn von den Gerichten auf Ent- 
schädigung gegen Polizeibeamte erkannt worden ist, welche Hunde getödtet haben, die 
gegen eine Anordnung der Regierung oder der Ortspolizei -Behörde frei umherlaufend 
betroffen worden sind, vorausgesetzt, dass in dieser Anordnung die Tödtung verfügt war. 
Denn da diese Anordnung, wie gezeigt, gültig und der Polizeibeamte vermöge seines 
Amts verpflichtet ist, sie zu vollziehen, so kann er persönlich zur Schadloshaltung des- 
halb nicht verpflichtet sein, wie denn überhaupt an sich ein Anspruch auf Ersatz des 
Schadens demjenigen nicht zustehen kann, der durch Zuwiderhandlung gegen eine gül- 
tige Polizeivorschrift sich die ihm in dieser angedrohten nachtheiligen Folgen selbst 
zugezogen hat. 

Es ist hiernach auch eine Declaration oder Abänderung des §. 99. a. a. 0. zur Ab- 
wendung derartiger Ansprüche nicht erforderlich, vielmehr wird es, wenn sie von einem 
oder dem anderen Gerichte als gegründet angenommen werden sollten, nur darauf an- 
kommen, im Wege der gesetzlichen Rechtsmittel eine Abänderung der Entscheidung 
herbeizuführen. • ' 
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Verf> des Minist der gcistl. Angel, und des Inn. vom 4. Septem- 
ber 1846. f Eichhorn, v. Bo d et sch wingh.) 

Mit dem Verfahren, welches in dem Verwaltungsberichte des Königlichen Regie- 
rungs-Präsidiums vom für die Fälle empfohlen worden ist, in welchen 

Menschen von wuthverdächtigen Hunden gebissen worden sind, können wir uns in so- 
fern einverstanden erklären, als nicht jeder Hund, der einen Menschen gebissen hat, so- 
fort zu tödten ist. Dagegen erachten wir den Vorschlag, da, wo von einem wuthver- 
dächtigen Hunde ausser Menschen auch Hunde gebissen worden sind, immer einen der 
Letzteren am Leben zu erhalten, um dadurch über den (iesundheitszustand des verdäch- 
tigen Hundes (Gewissheit zu erlangen, wegen der grossen Unsicherheit solcher Versuche, 
für bedenklich. 

Diese Ansicht hat in dem von dem Curatorium für die Thierarzneischul -Angele- 
genheiten auf Erfordern erstatteten Gutachten Bestätigung gefunden, und wir theilen 
daher dem Königlichen Regierungs -Präsidium Abschrift desselben hierbei zur weiteren 
Veranlassung mit. (Anlage a.) 

Anlage a. 

Ein Königliches Ministerium hat mittelst hochverehrlichen Rescr. vom 15. v. M. von 
uns über die in dem Verwaltungsberichtc der Königlichen Regierung zu N. angegebenen 
aanitätspolizeilichen Vorschriften in Betreff der Hundswuth, eine gutachtliche Aeusse- 
rung befohlen und zu dem Zwecke eine Abschrift der bezüglichen Stelle jenes Berichts 
mitgetheilt. 

ln dem Berichte über die polizeilichen Maassrcgeln bei der Hundswuth wird näm- 
lich bemerkt: 

„dass die bestehende Vorschrift, wenn ein Hund andere Hunde gebissen hat, 
and er selbst in dem Verdacht der YVuth steht, dieser und alle Gebissenen 
getödtet werden sollen, unbedingt eine richtige sei, so lange dieses Thier 
keinen Menschen beschädigt hat. u 

„Da solche Maassregel aber auch befolgt werden muss, wenn der ver- 
dächtige Hund einen Menschen gebissen hat, so bringt selbige den Nachtheil 
hervor, dass der gebissene Mensch sich in der Noth befindet, sich der pro- 
phyiactischen Behandlung unterwarfen zu müssen, ohne von der Nothwendig- 
keit überzeugt zu sein. 44 

„Wenn nun aber nicht daran gezweifelt werden kann, dass manche für 
wüthig gehaltene Hunde nur eben bissig, oder zum Zorn angeregt waren, 
ohne darum eine vergiftende W'undc herbeizuführen, so erscheint es bedürf- 
tig, jene Vorschrift dahin zu modificiren: dass, wenn neben einem Menschen 
auch Hunde gebissen, von diesen wenigstens einer, unter gehörigem Gewahr- 
sam, am Leben erhalten werde; indem, wenn dieser Hund gesund bleibt, die 
höchste Wahrscheinlichkeit, um nicht Gewissheit zu sagen, vorhanden ist, dass 
der heissende Hund nicht wüthig war. 44 

Der von der Königlichen Regierung zu N. vorstehend angegebene Vorschlag scheint 
zunächst hinsichtlich seiner allgemeinen Nothwendigkeit auf einer irrthümlichen Ansicht 
der betreffenden Gesetze zu beruhen, da dieselben das unbedingte Tödten jedes wuth- 
verdächtigen Hundes nicht vorschreiben, vielmehr das Reglement vom 8. August und 
das Gesetz vom 28. Octohcr 1835 über die ansteckende Krankheiten im §. 95. ausdrück- 
lich bestimmen: 

„der verdächtig scheinende Hund, wenn er einen Menschen gebissen, muss, 
wenn es möglich ist, ihn ohne Gefahr cinzufangen, zur Aufklärung der Sache 
und zur Beruhigung der gebissenen Person, in einen sicheren Behälter ein— 
gesperrt werden, bis er entweder ganz gesund wird, oder stirbt. 44 

Es bleiben hiernach also nur für solche Fälle, in denen der verdächtige Hund gar 
nicht, oder nicht ohne Gefahr eingefangen werden kann, aber wo dennoch Menschen 
gebissen worden sind, zur Beruhigung der letzteren und zur etwa möglichen Unterlas- 
sung einer unnöthigen Prophylaxis die geeigneten Maassregeln wünschenswert!!. 

Dass nun aber der von der Königlichen Regierung zu N. in Antrag gebrachte Vor- 
schlag als eine solche Maassregel nicht anzunehmen sei, ergicht sich aus folgenden 
Gründen : 

1) Die Aufbewahrung und Beobachtung nur eines von einem muthmaasslich tollen 
Hunde gebissenen Hundes, in dem Falle, dass der in Observation gestellte Hund gesund 
bleibt, ist durchaus kein bestimmtes und sicheres Auskunftsmittel, oh der ursprünglich 
bissig gewesene Hund an der Tollkrankheit gelitten habe oder nicht; indem die Erfah- 
rung lehrt, dass bei Weitem nicht alle gebissenen und geimpften Thiere in die Wuth- 
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krankheil verfallen, sondern oft die grössere Anzahl derselben frei von ihr bleibt, — 
also auch zufälliger Weise gerade bei dem in Observation gestellten Hunde nicht die 
Infection stattgefunden haben kann. 

Welch ein unsicheres Argument die Observation eines gebissenen Hundes für den 
daraus zu folgernden Schluss über das Vorhandensein der Wuthkrankheit des ersteren 
bissigen Hundes abgiebt, beweisen recht deutlich ausser anderen die auf der Königlichen 
Thierarzneischule vor drei Jahren von dem Professor Dr. Hertwig angcstellten Ver- 
suche, in welchen bei zweien Hunden, mit dem Speichel eines wuthkranken Hundes ge- 
impft, die Wuthkrankheit nicht auftrat, während ein Kalb und zwei Schaafe, mit dem 
Speichel von selbigem Hunde geimpft, in die Tollkrankheit verfielen. 

2) Die Erfahrung lehrt einerseits, dass die prophylactische Behandlung der gebis- 
senen Menschen um so erfolgreicher ist, je früher sie eingeleitet wird — und anderer- 
seits, dass die Wuthkrankheit bei wirklich inficirten Hunden in sehr ungleicher Zeit, sel- 
ten vor 28 Tagen, zuweilen erst nach 10 Wochen und selbst noch später ausbricht. Die 
Observation solcher Hunde, welche von der hiesigen Polizei als verdächtig betrachtet 
werden, weil sie muthmaasslich mit wuthkranken Hunden in Berührung gekommen wa- 
ren, dauert deshalb in der Königlichen Thierarzneischule immer 12 Wochen. Vor Be- 
endigung dieses Zeitraums, den wir nach unsern bisherigen Beobachtungen als den läng- 
sten der Incubation des Wuthgiftes annehmen, der aber noch keinesweges als maass- 
gebend für alle künftigen Fälle betrachtet werden kann — bleibt die Observation ganz 
ohne Resultat. Dem betreffenden Vorschläge entsprechend, sollte also bei dem gebis- 
senen Menschen auch die Prophylaxis bis zum Ende dieses Zeitraums ausgesetzt blei- 
ben. Dies würde aber eine offenbare Versündigung gegen die besten Erfahrungen über 
diesen Gegenstand sein. 

3) Ausserdem kommt hierzu noch das Bedenken, dass die Aufbewahrung solcher, 
von einem verdächtigen Hunde gebissenen anderen Hunde stets mit derselben rigorosen 
Vorsicht geschehen muss, wie die der tollen Hunde selbst; und dass hierzu, wenn der 
Vorschlag als gesetzlich gültige Vorschrift eingeführt werden sollte, überall erst ge- 
eignete Locale eingerichtet, Wärter und Sachverständige angestellt und beauftragt wer- 
den müssten. 

Berlin, den 7. August 1846. 

Das Curatorium, Abtheilung für die Thierarzneischui -Angelegenheiten. 

Lohmeycr. 

Verf. der Minist, für Handel, der geistl. Angel, und des Innern 
vom 22. November 1854. (v. d. Heydt, v. Raumer, v. West- 
p h a I e n.) 

Die in Ihrer Eingabe vom gegen die Verf. des dortigen Polizei-Direc- 

torii vom 13. ejusd. angebrachte Beschw erde kann, wie Ihnen eröffnet wird, für begrün- 
det nicht erachtet werden. 

Wie die Abdeckereibesitzer überhaupt bei Ausführung veterinairpolizeilicher Anord- 
nungen milzuwirken haben, so liegt auch Ihnen eine solche Mitwirkung ob. Der Inhalt 
des von Ihnen abschriftlich überreichten Privilegiums vom 30. Januar 1798 lässt keinen 
Zweifel darüber, dass auch in Betreff der dortigen Abdeckerei dem Besitzer die Ver- 
pflichtung obliegt, die zum Heilen ihm übergebenen Hunde wohl aufzubewahren und den 
Anforderungen der, namentlich hinsichtlich der Krankheiten des Viehes bestehenden Ver- 
ordnungen nachziikommen. Nach dem Allerh. genehmigten Regulativ über die bei vor- 
kommenden ansteckenden Krankheiten zu ergreifenden Maassregeln vom 8. August 1835 
§. 95. (G. S. 1835. S. 264) sollen tolle oder der Tollwuth verdächtige Hunde einge- 
fangen, eingesperrt und beobachtet werden. Wenn daher die Polizei-Behörde die Ein- 
richtung angemessener Räumlichkeiten auf Ihrem Grundstück zu jenem Zweck verlangt, 
so kann keine Veranlassung gefunden werden, die diesfällige polizeiliche Anordnung zu 
missbilligen, vielmehr muss es hei derselben bewenden. 



2. Milzbrand. 

Verf. des Minist, des Innern vom 28. Januar 1847. (Malhis.) 

Die von dem Rittergutsbesitzer N. zu N. erhobene Beschwerde und die von der 

Königlichen Regierung darüber unterm erstatteten Berichte haben dem Minist. 

des Inn. zur nochmaligen Erwägung der bestehenden Vorschriften, wegen der zu be- 
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obachtenden VorsichUmaassregeln in Bezug auf dar am Milabrande crepirte Vieh, Ver- 
anlassung gegeben und muss dasselbe «ich in Folge dessen dafür entscheiden, das« die 
Allerh. C. 0. vom 28. Juni 1825 (.Anlage a.), wodurch vorgesehrieben worden, 

dass das am Milabrande gefallene Vieh bei Vermeidung der im Patente vom 
2. April 1803 §. 161. vrrordneten Strafen mit Haut und Haar vergraben wer- 
den soll, durch die Allerh. C. 0. vom 8. August 1835 für aufgehoben nicht 
au erachten, sondern neben dem §. 114. des durch die letatgenannte Allerh. 0. 
genehmigten Regulativ« aur Anwendung kommen muss. 

Allerh. O. vom 28. Juni 1825. an da* Staats-Ministerin in. 

Da nach dem Berichte de* Staats- Minist, vom 24. d. M. wiederholte Erfahrungen 
dargethan haben, dass das Abledern de« am Milabrande gefallenen Viehes, welches durch 
§. 135. des Patents vom 2. April 1803 wegen Anwendung der Viehsruchen ausdrück- 
lich nachgelassen worden, nicht ohne die äusserste (iefahr für die damit Beschäftigten 
möglich ist; so soll jene Bestimmung des Patents autgehobeu sein, and bestimme Ich 
hierdurch, dass das Abledrrn solcher Thiere nunmehr nicht ferner gestattet, sondern das 
gefallene Vieh sogleich mit Haut und Haaren vergraben, bei Contravcntionsfällen aber 
auf die §. 161. Abschn. 15. des gedachten Patents angedrohte Geld- oder Gefängnis- 
strafe erkannt werden soll. Ich beauftrage das Staats-Ministerium, hiernach das Erfor- 
derliche su veranlassen. 

Verf. des Minist, der geisil. Angel, und des Innern vom 23. Juli 
1847. ( v. Ladenberg. Mal bis.) 

Den Bericht, welchen die Königliche Regierung unterm in Betreff 

der Verbreitungsursachen des Miixhrandes in Ihrem Bezirke und der Anstellung von Impf- 
versuchen zur Ermittelung der l'ontagiosität der Krankheit erstattet hat, ist dem ('ura- 
torium der Thierarzneisrhul- Angelegenheiten mitgetheilt worden. Da jedoch das Letz- 
tere in seinem Gutachten (Anlage a.) sich dahin erklirl hat, dass das Ansteckungsver- 
mögen des Milzbrandes durch sehr viele zufällige Erfahrungen und absichtlich angestellte 
Beobachtungen festgestellt sei, so dass darüber ein gegründeter Zweifel nicht mehr ob- 
walten könne, und die Contagiositätsfrage des Milzbrandes in sanilätspolizeilicher Hin- 
sicht hinlänglich gelöst erscheine, so muss Anstand genommen werden, dem Anträge 
der Königlichen Regierung wegen Urberweisung einer Summe aur Anstellung neuer 
Impfversuche stattzugeben. 

Anlage a. 

Obgleich in der neueren Zeit die Aufmerksamkeit der Landwirthe und Thierärzte 
auf die in manchen Gegenden so grossen Schaden bringende Milzbrand -Krankheit be- 
sonders gerichtet und diese auch in ihrem geheimnisvollen Auftreten immer besser er- 
kannt worden ist, so bleibt doch noch sehr viel zu erforschen übrig und muss daher 
das dahin gerichtete Streben der Königlichen Regierung zu N. dankbar von uns aner- 
kannt werden. 

Den Weg, welchen die Königlichen Regierung in Bezug auf die aufgesteilten Fra- 
gen an die Landwirthe einzuschlagen beabsichtigt, finden wir ganz geeignet, und kön- 
nen w ir über das beigefügte Fragen -Schema uns um so mehr einverstanden erklären, 
als die Fragen den neueren Beobachtungen über den Milzbrand, besonders bei Schaafen, 
entnommen sind, und deshalb dazu dienen werden, diese Beobachtungen zu bestätigen 
und zu vervollkommnen, oder, was aber kaum wahrscheinlich, zu widerlegen. 

Wenn die Königliche Regierung in Ihrem Berichte sagt: „die sonst viel genährte _ 
Vermulhung, dass der Milzbrand durch irgend welche Pflanzen nach deren Genuss er- 
zeugt werde, hat sich, nach den zum Theil werthvollen Berichten unserer Kreisphysiker 
und Apotheker nirgends bestätigt“, so erlauben wir uns hierbei zu bemerken, wie auch 
wir, ohne dass uns jene Berichte bekannt geworden sind, stets der Ueberzeugung ge- 
wesen, dass irgend welche Pfianzengattung den Milzbrand nicht erzeugen, womit denn 
auch alle thierärztlichen Berichte und die neueren thierärztlichen Schriften übereinstim- 
men. Wie aber die Apotheker im Stande gewesen sind, über die Aetiologie einer un- 
ter den verschiedensten Umständen auftrelendea Krankheit abzuurtheilen, vermögen wir 
nicht einzosehen. Ob die mit Kryptogamen besetzten Futterstoffe unter gewissen Um- 
ständen den Milzbrand erzeugen, bedarf zwar immer noch einer weiteren Bestätigung, 
keinesweges aber können wir es übergehen, wenn die Königliche Regierung in ihrem 
Berichte ferner sagt, dass dies eine hypothetische Anschuldigung sei, die mehr auf einem 
vorzeitigen Iferanziehen micrologischer botanischer Forschungen, als in den Erfahrungen 
selbst zu beruhen schiene, denn es sind viele Thatsachen bekannt, welche die befalle- 
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nen Futterstoffe als Ursache des Milzbrandes oder wenigstens einer deniseiben sehr 
Ähnlichen Blutvergiftung sehr bestimmt annehmen lassen. Die vegetabilischen Futter- 
stoffe erlangen in manchen Gegenden auf besonderem Boden und unter gewissen Wit- 
terungsverhältnissen eine solche Beschaffenheit, dass sie auch ohne Pilzbifdungen den 
Milzbrand erzeugen, haben sich aber zugleich auch Kryptogamen gebildet, sind also auch 
solche Futterstoffe zugleich befallen, so tritt die schädliche Wirkung in Bezng auf Milz- 
brand um so bestimmter hervor. 

Diese Erläuterung haben wir hier für nöthig gehalten, um die Aufmerksamkeit der 
Königlichen Regierung bei Verfolgung des rühmlichst anzuerkennenden Zweckes auf 
einen uns sehr wichtig diinkenden Gegenstand zu lenken. 

In Bezng auf die von der Königlichen Regierung beabsichtigten Impfversuche müs- 
sen wir bemerken, dass das Ansteckungsvermögen des Milzbrandes, ganz abgesehen da- 
von, ob dasselbe auf einem Virus oder auf einem Contagium beruht, durch sehr viele, 
sowohl zufällige, als absichtlich angestellte Beobachtungen (Impfversnche) festgestellt 
ist, so dass darüber wohl kein gegründeter Zweifel inehr obwalten kann und uns die 
Contagiositätsfrage des Milzbrandes in sanitätspolizeilicher Hinsicht hinlänglich gelöst 
erscheint. 

Wenn aber die Königliche Regierung die nähere Erörterung der Contagiositätsfrage 
durch anderweitige Impfversuche zu fördern beabsichtigt, so glauben wir, dass zur Er- 
langung dieses Zweckes ein mehrseitiges, nach einem vorher feststehenden Plane ent- 
worfenes und mit grosser technischer Umsicht geleitetes Verfahren notbwendig ist. Wir 
glauben daher, Ew. Excellenz erleuchtetem Ermessen ehrerbietigst anheimstellen zu 
müssen, 

die Königliche Regierung zu veranlassen, den Plan, nach welchem die Impf- 
- versuche angestellt werden sollen, zuvor Ew. Excellenz zur Genehmigung 
rorzulegen. 

Von den mehrfachen desfallsigen Versuchen und Beobachtungen erlauben wir uns hier 
die von Hildebrand (Blutseuche der Schaafc, 1841.), von Eilert (Magazin für die 
gesummte Thierheilkunde von Gurlt und Hertwig. 12. Band.) und die von Gerlach 
(Blutseuche der Schaafe, 1848.) gehorsamst anzuführen. 

Berlin, den 21. Mai 1847. 

Das Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarzneischul -Angelegenheiten. 



3. Rotz und Wurm. 

Circ. Verf. vom 20. April 1855. ( v. Raumer.) 

Um die Verbreitung der Rotz- lind Wurmkrankheit unter den Pferden möglichst 
zu beschränken, ist für zweckmässig erachtet worden, im Anschluss an die Allerh. C. 0. 
vom 8. Aug. 1835 (G. S. 1835, S. 239 ff.) und das durch dieselbe genehmigte Regulativ, 
die sanitätspolizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten betreffend, den Thier- 
ärzten ein gleichmässiges und gründliches Verfahren bei der Untersuchung solcher 
Pferde, welche mit der Rotz- oder Wurmkrankheit behaftet oder derselben verdächtig 
sind, an die Hand zu geben. 

Die Königliche Regierung hat deshalb die Befolgung nachstehender Bestimmungen 
den Kreislhierärzten und Thierärzten Ihres Departements zur Pflicht zu machen. 

1) Die Thierärzte haben solche Pferde, welche mit rotz- und wurnikranken Pfer- 
den in Berührung gekommen und dadurch verdächtig geworden sind, wiederholt und 
so oft zu untersuchen, bis die Krankheit offenbar geworden, oder die Gesundheit der 
Thiere ausser Zweifel gesetzt ist. 

2) Die Untersuchungen müssen möglichst bei Sonnenlicht und mit Hülfe eines Spie 
gels zur helleren Beleuchtung der höheren Theile der Nasenhöhle vorgenommen werden. 

3) Die Thierärzte haben ein Verzeichniss aller nach obiger Bestimmung von ihnen 
untersuchten Pferde anzulegen und in demselben, ausser dem allgemeinen Zustande des 
Pferdes, insbesondere die Beschaffenheit der Nasenschleimhaut und der Ausflüsse aus 
derselben, der Ganasehendrüsen und der Haut genau anzugeben. 

4) Bei jeder folgenden Untersuchung eines Pferdes sind die seit der letzten Unter- 
suchung eingetretenen Veränderungen in dem Zustande desselben in die betreffenden 
Rubriken einzutragen. 

5) Nach den Ergebnissen dieser Liste ist entweder die Absperrung resp. Tödtung 
der betreffenden Thiere anzuordnen oder, wenn diese anfgehört haben. Verdächtig zu 
sein, die freie Disposition dem Eigenthümer zu gestatten. 
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Die Königliche Regierung hat sich durch von Zeit au Zeit io veranlassende Revi- 
sionen der von den Thieräraten geführten Listen die Ueberzeugnng zu verschaffen, dass 
die vorstehenden Anordnungen Seitens der Kreisthierärxte befolgt »Orden sind. 

Circ. Verf. vom 26. Juli 1855. (v. Raumer.) 

Int Anschluss an die durch meine Circ. Verf. vom SO. April d. J. zur möglichsten 
Beschränkung der Verbreitung der Rotz- und Wurmkrankheit unter den Pferden getrof- 
fenen Anordnungen, veranlasse ich die Königliche Regierung, über den Erfolg dieser 
Maassnahme nach Ablauf eines Jahres Bericht zu erstatten und in demselben die Wir- 
kungen der Verordnung in sanitätspolizeilicher Hinsicht zu erörtern, so wie auch die 
entstandenen Kosten anznzeigen. 

Dabei hat die Königliche Regierung dafür zu sorgen, dass die Thierärzte nicht häu- 
figere Untersuchungen der verdächtigen Thiere anslellen, als zur Erreichung des Zweckes 
unumgänglich nöthig sind, wozu in der Regel die Wiederholung der Untersuchung von 
14 zu 14 Tagen, in vielen Fällen von 4 zu 4 Wochen genügen wird. 

Circ. Verf. vom 26. April 1856. 

Die Circ. Verf. vom 20. April v. J. macht nnter 1fr. 1. den Thierärzten zur Pflicht, , 
solche Pferde, welche mit rolz- oder wurmkratiken Pferden in Berührung gekommen 
und dadurch verdächtig geworden sind, wiederholt und so oft zu untersuchen, bis die 
Krankheit offenbar geworden oder die Gesundheit der Thiere ausser Zweifel gesetzt ist. 
Hieraus isk mehrfach die Verpflichtung der Staatskasse zur Uebernahme der Kosten jener 
wiederholten Untersuchungen gefolgert worden. Diese Folgerung ist jedoch nicht rieh- 
6«, .wie sich schon daraus ergiebt. dass die Bestimmung nicht allein auf Kreisthierärzte, 
sondern auf Thierärzte überhaupt Anwendung findet. Dieselbe beabsichtigt nur, den 
Thierärzten eine möglichst sorgfältige Untersuchung und Behandlung der ihnen zu die- 
sem Zweck von den Besitzern anvertrunten rotzverdäehtigen Pferde zur Pflicht zu machen, 
nicht aber eine Erweiterung der auf Staatskosten auszuführendrn veterinairpolizeilichen 
Maassregein gegen die Rotz- und Wurmkrankheit. Hinsichtlich dieser Maassregeln ver- 
bleibt es bei den Vorschriften des Regulativs vom 8. August 1886. Demzufolge gebüh- 
ren den Kreislhierärzten Diäten und Reisekosten aus der Staatskasse nur für die ausser- 
halb ihres Wohnortes auf .Anordnung der Vorgesetzten Behörde resp. auf Requisition 
der Landräthe ausgeführte erste Untersuchung auf Grund deren die Krankheit oder Ver- 
dächtigkeit eines Pferdes constatirt resp. die Absperrung eingelcitet werden soll. Die 
zum Zweck der Freigebung des Thicrcs etwa nothwendigen folgenden Untersuchungen 
sind, falls nicht besondere Gründe für ein Einschreiten von Amts wegen vorliegen, von 
den Anträgen der Besitzer abhängig tu machen und demgemäss in der Regel auf deren 
Kosten auszuführen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, diese Bestimmung schleunigst zur Kennt- 
niss der Landräthe und Kreisthierärzte zu bringen und die genaue Befolgung derselben 
zu überwachen. 

M. Verf. vom 10. Juli 1856. (LehnerL,) 

Auf den Bericht vom . . . ., betr. die Kosten der Untersuchung rotzverdächtigrr Pferde, 
eröffne ich der Königl. Begierung hiermit, dass etwanige Zweifel darüber, wem diese 
Kosten zur Lust fallen, sich nach den Grundsätzen, welche für die Verpflichtung zur 
Berichtigung von Gebühren in Angelegenheiten der Medicinaipolizei überhaupt maass- 
gebend sind, in den meisten Fällen ohne Schwierigkeit beseitigen lassen. Es ist näm- 
lich selbst bei Epidemien und Epizootien zwischen den Maassrcgeln, di« das allgemeine 
polizeiliche Interesse erfordert und denen, die das Bedürfnis der gefährdeten Commune 
oder des einzelnen Individuums hervorruft, zu unterscheiden. Worauf es in dieser Be- 
ziehung besonders ankommt, findet sich bereits in den Bestimmungen der Circ. Verf. 
vom 26. September 1842 (Min. Bl. S. 376) ausgesprochen. 

Mit den Vorschriften des §. 10. des Regulativs vom 8. August 1835 treten aber 
werder diese Verfügung und die in gleichem Sinne erlassene Verfügung vom 17. No- 
vember 1863 (S. 208), noch die tpeciell auf die Untersuchung der Kotzkrankheit be- 
züglichen Erlasse vom 20. April 1855 und vom 26. April d. J. in Widerspruch. 

Behufs Verminderung der Kosten für Reisen zu medicinalpolizrilichen Zwecken er- 
ging die Bestimmung der Verfügung vom 17. November 1853 dahin, dass die im §. 10. 
des Regulativs vom 8. August 1835 verordnete ärztliche Untersuchung der ersten Fälle 
ansteckender Krankheiten, so weit et der Sache nach angeht, von der Ortspolizei -Be- 
hörde, also auf deren Kosten vorzonehmen, folglich die besondere Requisition eines Me- 
dicinaJbeamten dazu nicht allemal erforderlich sei. Dies findet, ausser in den dort speciell 
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erwähnten Fällen, mit der aus dem Circ. Erl. vom 17. Februar 1864 (S. 208) sieh erge- 
benden Modiflcalion, allerdings auch auf die erste Untersuchung der zur Anzeige ge- 
brachten Erkrankungen an Rotz und Wurm hei den Pferden seine Anwendung, weil, 
wenn dadurch das Vorhandensein der Krankheit unzweifelhaft hat fcstgcstellt werden 
können, die Tödlung des Thiers u. s. w. nach §. 119. des Regulativs von der Ortspo- 
lizei -Behörde. sofort anzuordnen ist und die Sa;he dann ohne weitere Kosten erledigt 
wird. Wenn aber ein Pferd bei dieser ersten Besichtigung nur für verdächtig des Rotzes 
erklärt wird, dann tritt das allgemeine sanitätspolizeiliche Interesse in den Vordergrund 
und es wird nunmehr Pflicht der Orts- resp. Kreispolizei- Behörde, den Kreisthierarzt 
mit der Untersuchung des Tbiercs zu beauftragen, damit er entscheide, ob noch ein 
Kurversuch unter Wahrnehmung der von ihm anzuordnenden Schutzmaassregeln zu ge- 
statten sei. Die Kotten für diese erste Untersuchung rotzverdichliger Pferde, auf Welche 
eben der Erlass vom 26. April d. J. hinweist, fallen, in so fern der Auftrag event. auf 
Ansuchen der Ortspolizei -Behörde vom Uandralh oder einer andern Staatsbehörde aus- 
gegangen ist, der Staatsverwaltung zur Last. Dagegen sind die Kosten für die Ausfüh- 
rung der weiteren Maassregeln, zu d^nen auch die in der Circ. Verf. vom 20. April 
1856 angeordneten wiederholten Untersuchungen gehören, da diese vorzugsweise im 
Interesse des Eigentümers des Pferdes vorgenommen werden, auch vom Eigentümer 
zu tragen. / 

Hierbei ist noch besonders darauf zu achten, das in den Fällen, wo das Ergebniss 
der ersten amtlichen Untersuchung als ein zweifelhaftes hingestellt wurde, wo aber etwa 
der Eigentümer die dann unter den gesetzlichen Cautelcn gestaltete Weiterbehandlung 
des Pferdes durch einen approbirten Thierarzt (event. den Kreistierarzt) nicht leiten 
lassen will oder kann, in Gemiissheit der Bestimmung des Rescripts vom 6. Decenjbcr 
1840 (Min. Bl. S. 476) eine Behandlung überhaupt nicht zulässig und dann die Tödtung 
des verdächtigen Thieres sofort anzuordnen ist. 

Hieraus ergicht sich, dass für die Untersuchung von der Rotzkrankheit verdächtigen 
Pferden in der Regel nur einmal Behufs Constatirung des Krankheitszustandes und nur 
in den Fällen, wo der Einsicht der Ortsbehörden und des behandelnden approbirten 
Thierarztes nicht Vertrauen geschenkt werden kann, ausnahmsweise noch einmal Behufs 
Aufhebung der Cernirung und Einleitung der Desinfection , die Requisition des Kreis- 
Ihierarztes erforderlich und die Berichtigung seiner desfallsigen Liquidation aus Staats- 
fonds zu bewilligen sein wird. 

Minist. Verf. vom 4. Juni 1857. (v. Raumer.) 

Auf den Bericht vom , betreffend die Untersuchung der an der Rotz- und 

Wurm-Krankheit leidenden oder derselben verdächtigen Pferde, eröffne ich der König- 
lichen Regierung Nachstehendes: 

Durch meiuen Erlass vom 26. April v. J. ist die Circ. Verf. vom 20. April 1855 
dahin erläutert, dass dieselbe eine Erweiterung der auf Staatskosten auszuführenden ve- 
teriniirpolizrilichen Maassregeln gegen die Rotz- und Wurm- Krankheit nicht beabsich- 
tigt, cs vielmehr in dieser Beziehung hei den Vorschriften des Regulativs vom 8. August 
1835 belassen will. Daraus ist abgeleitet, dass nur die erste Untersuchung, auf Grund 
deren die Krankheit odec ein Verdacht derselben constatirt resp. die Absperrung der 
verdächtigen Thiere angeordnet werden soll, auf Staatskosten auszuführen ist, dass da- 
gegen die folgenden Untersuchungen, falls nicht besondere Gründe für ein Einschreiten 
von Amtswegen vorliegen, von den Anträgen der betheiligten Pferdebesitzer abhängig 
zu machen und demgemäss in der Regel auf deren Kosten ausauführen sind. Diese 
letztere Bestimmung bat vorzugsweise den Zweck, zu verhüten, dass, wie es wieder- 
holt vorgekommen, in missverständlicher Auffassung der Circ. Verf. vom 20. April 1855 
die Kosten für sämmtlichc in Folge derselben vorgenommenen Untersuchungen eines 
rotzrerdächtigen Pferdes der Staatskasse auferlegt werden, obgleich diese Untersuchungen 
zunächst kein veterinärpolizeiliches Interesse, sondern vornehmlich das Privat-Interesse 
des Besitzers wahrzunehmen bestimmt sind, in so fern dadurch die Aufhebung der im öf- 
fentlichen Interesse angelegten Sperre, die Freigebung der rotzverdächtigen Pferde ermög- 
licht werden soll. Die Kosten für dergleichen wiederholte Untersuchungen dem Pferde- 
bcsitzer aufzulegen, erscheint um so nothwendiger, als sonst zu besorgen ist, dass die 
Anträge darauf verfrüht und zu sehr gehäuft werden. Dem steht auch die Nr. 8. der 
Circ. Verf. vom 26. September 1842 nicht entgegen, da, wenngleich den mit jenen Un- 
tersuchungen beauftragten Kreis- und andern Thierärzten die Gebühren dafür aus öffent- 
lichen Fonds zu zahlen sind, die Wiedereinziehung dieser Gebühren von dem bei den 
Untersuchungen allein interessirten Pferdebesitzer nicht verboten, hierfür also der all- 
gemeine Grundsatz, dass in Ermangelung entgegenstehender besonderer Bestimmungen 
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der Extrahent die Kesten tu tragen hat, maassgebend ist. Handelt es sich aber allein 
um die letzte Untersuchung, auf Grund deren die Freigebiing der verdächtig gewese- 
nen Thiere wirklich erfolgt, so ist nichts dagegen zu erinnern, dass die Kosten für 
diese Untersuchung auf öffentliche Fonds übernommen werden, da allerdings ein vele- 
rinärpolizeiliches Interesse dabei obwaltet, dass dem Pferdehesitzer die Aufhebung der 
Sperre nicht zu sehr erschwert und er hierdurch zur Umgehung derselben verlritet 
werde. Ob endlich mit dieser letzten Untersuchung der Kreisthierarzt oder ein anderer 
zuverlässiger Thierarzt zu beauftragen sei, ist eben so, wie in Betreff der Zwischen- 
untersnehungrn, dem Ermessen der Behörde überlassen. 

Der Ausbraoh ansteckender Krankheiten unter den Pferden der 
Armee bedingt die pünktliche Ausführung der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Maassregeln, worüber die Circ. Verf. des Kriegsmiuisters vom 
23. Mai 1852 (v. Bonin) bestimmt: 

Es sind in neuerer Zeit, namentlich nach der letzten Demobilmachung, wiederum 
mehrere Fälle vorgekommen, dass von einzelnen Truppentheilen überzählige oder als 
unbrauchbar ausrangirtc Dienstpferde verkauft worden sind, welche sich hinterher als 
rotzverdachtig erwiesen haben. 

Zur Vermeidung derartiger für das Gscalische Interesse stets mit Geldopfer verbun- 
denen Weitläufigkeiten werden der Armee danach die bestehenden Vorschriften in den 
Circ. Verf. Nr. 44. vom 11. April 1826 und Pf r. 150. vom 8. November 1846 hierdurch 
wiederholt mit der Aufforderung in Erinnernng gebracht, beim Verkauf ausrangirter 
Dienstpferde und deren Untersuchung in Bezug auf ansteckende Krankheiten stets mit 
der grössten Sorgfalt zu Werke zu gehen und jedes nur irgend verdächtige Thier He- 
ber zu tödten, als durch Verkauf desselben den Krankheitsstoff durch Uebertragen wei- 
ter zu verbreiten. 

Im allgemeinen veterinairpolizeilichen Interesse werden übrigens die Trtippentheile 
gleichzeitig hierdurch angewiesen, bei dem Ausbruch ansteckender Krankheiten unter 
den Pferden der Armee, sei es in der Garnison oder auf Märschen, der Civil -Ortsbe- 
hörde rechtzeitig Nachricht von dem Vorhandensein solcher Krankheiten zu geben, da- 
mit gegen die weitere Verbreitung derselben die gesetzlich vorgeschriebenen Maass- 
regeln getroffen werden können. 

In Betreff der Pferdeschläcbtereäen in Berlin erging die Polizei- 
Verordnung vom 24. März 1854. 

Auf Grund der §§. 6. und 11. de« Gesetzes vom 11. Mürz 1850 über die Polizei- 
Verwaltung verordnet da« Polizei-Präsidium für den engeren Polizei-Bezirk von Berlin, 
was folgt: 

$. 1. Das Schlachten eines Pferdes, Esel« oder Maallhieres zum Verkaufe des Flei- 
sches darf nur an den von der Polizei - Behörde erlaubten Schlachtstütten (Schlachthäu- 
sern) stattlinden. 

§. 2. Ehen so darf das Fleisch dieser Thiere nur an den Stellen feil gehalten 
werden, welche hei der Polizei -Behörde vorher angemeldet worden sind. Jede Ver- 
kaufsstelle dieser Art, in welcher ein Handel mit anderen zum Genüsse für Menschen 
bestimmten Fleischwaarcn nicht stattfinden darf, muss mit einer Tafel versehen sein, 
welche die deutliche Aufschrift: Rossfleisch- Verkauf führt. 

§. 3. Kein Pferd, Esel oder Maullhier, dessen Fleisch zum Handel bestimmt ist, 
darf .früher geschlachtet werden, bevor dasselbe nicht von dem polizeilichen Thierarzte 
untersucht und bevor von diesem nicht darüber ein Attest ausgestellt ist, dass das zu 
schlachtende Thier nicht an einer Krankheit gelitten hat, welche dessen Fleisch zum 
Genüsse für Menschen und Thiere ungeeignet gemacht hat. 

§. 4. Jeder Rossschliichter hat ein von dem polizeilichen Reviervorstande zu para- 
graphirendes und abzustempelndes Schlachtbuch zu führen, welches nach dem beifol- 
genden Schema (Anlage a.) eingerichtet sein muss. 

Die ersten 4 Rubriken müssen sofort und binnen längstens 24 Stunden vom Ross- 
schlächter ausgefüllt werden, nachdem das Thier erworben ist, wenn dessen Abschlarh- 
tung auch noch nicht sofort beabsichtigt wird. 

Zur Ausfüllung der vierten Rubrik genügt die Aufführung des Namens derjenigen 
Person, von der das Pferd etc. erworben worden ist, sofern dieselbe dem Rossscliläch- 
ter als im Inlande ansässig persönlich bekannt ist. Rücksichtlich unbekannter Veräusse- 
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rer kommen die Vorschriften des Gesetzes vom 13. Februar 1843 in §§. 5., 6. und 7. 
(G. S. S. 75) zur Anwendung. 

Die fünfte Rubrik wird von dem polizeilichen Thierarzt ausgefüllt (vergL §. 3.); 
demselben darf das zum Schlachten bestimmte Thier jedoch nicht früher als höchstens 
34 Stunden vor dem Schlachten zur Untersuchung vorgestellt werden. 

Die sechste Rubrik ist vom Rossschlächter spätestens 34 Stunden nach der Schlach- 
tung ausxufüllen. 

§. 5. Das Schlachtbuch muss der Rossschlächter jederzeit in seinem Verkaufslocaie, 
oder wenn dasselbe von der Schlachtslätte entfernt ist, in der letzteren zur Vorzeigung 
an die revidirenden Polizeibeamtcn oder den polizeilichen Thierarzt bereit halten. 

§. 6. Wegen Beseitigung der nicht zum Verkaufe geeigneten Abgänge an Knochen, 
Fell etc. sind die bestehenden oder noch zu erlassenden Vorschriften inne zu halten. 

§. 7. Wer dieser Verordnung entgegenhandelt, oder den ihm darin auferlegten 
Verpachtungen nachzukommen unterlässt, verfällt in eine Geldbusse bis zu 10 Thalern, 
oder im Unvermögensfalle in eine Gefängnissstrafe bis zu 14 Tagen. 



Anlage a. 

Schema des Schlachtbuches. 
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b. Krankheiten der Thiere, die auf Menschen nicht über- 
tragbar sind. 

1. Bindviehkrankheiten. 

a. Die Rinderpest. 

(Löserdiirre.) 

Die gesetzlichen Verordnungen zur Abhaltung und Unterdrückung 
der Rindviehkrankheiten, besonders der Rinderpest, sind in dem Pa- 
tent wegen Abwendung der Viehseuchen u. s. w. vom 2. April 1803 
enthalten. 

Die ersten drei Capitel desselben handeln in 129 Paragraphen aus- 
schliesslich von der Rinderpest. Wegen Abänderung und näherer Be- 
stimmung der §§. 14. und 23. des Patents erging die Allerh. Verord- 
nung vom 27. März 1836 und wegen Aufhebung der in §. 14. 1. c. 
angeführten Schutzmaassregeln gegen den Eintrieb ausländischen Rind- 
viehes, welches nicht zur Steppenrace gehört, die Allerh. O. vom 
15. November 1844. 
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Das vierte Capitel des Patents ' ndelt von der Lungenseuehe, dem 
Milzbrand und der Tollkrankheit. 

An Stelle des »von den Strafen“ handelnden fünften Capitels ist 
im Allgemeinen §. 307. des Strafgesetzbuchs getreten, unbeschadet der 
aus dem §. 6. der Verordnung über die Polizei Verwaltung vom 11. März 
1850 sieh ergebenden Befugniss der Verwaltung« -Behörden zum Er- 
lass besonderer, die Aufrechthaltung der Maassregeln gegen die Rin- 
derpest bezweckender Polizei - Verordnungen. 

Patent und Instruction wegen Abwendung der Viehseuchcu 
und anderer a ns t ecke u den Krankheiten, i in gl eichen wie es 
bei ei n ge treten ein Vieh st erben gehalten werden soll. De 
dato Berlin den 2. April 1803. 

Da seit der Erlassung der allgemeinen Instruction und gesetzlichen Vorschrift des 
Verfahrens beim Viehsterben vom 13. April 1769, durch angestellte Beobachtungen und 
Erfahrungen bewährter Sachverständigen, beträchtliche Verbesserungen des Verfahren», 
sowohl zur Abwendung der Verbreitung dieser verderblichen Seuche, als auch zur rich- 
tigen Beurtheilung und Bestimmung der eigentlichen Kennzeichen und der zu gebrau- 
chenden Vorbeugungs- und Kurmittel beigebracht worden: So haben Se. Königliche Ma- 
jestät von Preussen, Unser allergnädigster Herr, eine nähere Prüfung derselben durch 
die ressortmässigen Behörden anstellen und nach den Resultaten solcher Prüfung fol- 
gende Vorschrift, in Absicht dieses Gegenstandes, zu ertheilen geruht. 

Capitel I. 

Allgemeine Vorschriften zur Abwendung der Viehseuche und anderer ansteckenden 

Krankheiten. 

Van der Wartung und Behandlung der Viehes. 

§. 1. Jeder Viehbesitzer ist verpflichtet, in der Behandlung und Wartung seines 
Viehes so zu verfahren, dass durch grobe Vernachlässigung nicht Krankheiten entwik- 
kelt werden. 

Von den Tränken und deren Räumung. 

§. 2. Besondere Aufmerksamkeit erfordern dir Tränken. Wenigsten» zweimal im 
Jahre, nämlich im Herbst und Frühjahr muss deren Räumung geschehen und von dem 
Vorsteher der Gemeinde darauf gehalten, auch dass es geschehen, von ihm dem Land- 
rathe, ausdrücklich angexeigt werden. Dieser lässt die Anzeige controliren, muss bei 
seinen Bereisungen von deren Richtigkeit sich selbst gelegentlich zu unterrichten suchen, 
und ist verbunden, wenn diese Vorschriften verabsäumt werden, die nöthigen Tränken 
auf Kosten der Verpflichteten anfertigen und die verfallenen aufräumen zu lassen. 

Von der Anzeige des erkrankten Viehes und dessen Absonderung. 

§. 3. Erkrankt ein Stück Rindvieh an einem Zufälle, der von keiner äusserlichen 
Verletzung entstanden ist, oder stirbt solches plötzlich, so ist der Besitzer verbunden, 
es dem Gemeindevorsteher zu melden, und das erkrankte Stück sogleich von dem übri- 
gen Vieh ahznsoodern. Dieser muss bei irgend einem Grunde des Verdachts einer an- 
steckenden Krankheit, oder wenn bei einem Viehstande im Orte über 50 Stück, zwei, 
und bei einem grösseren, drei oder mehr Stück binnen 14 Tagen sterben, dem Land- 
rathe und der Gutsobrigkeit den Fall anzcigcn, vorher aber für Absonderung des er- 
krankten Stückes von allem gesunden Vieh sorgen. Ausserdem ist in dem letzten Falle 
auch der Scharfrichter oder Abdecker des Bezirks zu einer gleichen Anzeige verpflich- 
tet. Nicht weniger ist jeder Vicharzt, Schäfer oder Hirte, welcher bei einer innern 
Vichkrankheit zu Hülfe gerufen wird, oder davon etwas erfährt, verbunden, es der 
Ortsobrigkeit zu melden. 

Von der Anzeige des gefallenen Viehes beim Scharfrichter. 

§. 4. Jeder Viehbesitzer ist verbunden, sobald ihm ein Stück Vieh umgefallen ist, 
solches sofort gegen Vergütigung des gesetzlich bestimmten Ansagegeldes, dem Scharf- 
richter oder Abdecker des Bezirks anzumelden, auch wenn es nicht in Ställen, abgele- 
genen Hütungen oder Brüchern liegt, 36 Stunden lang vor dem Anfressen von Thicren 
zu bewachen; der Scharfrichter oder Abdecker aber muss das gefallene Stück binnen 
24 Stunden von der Zeit der Ansage abholen lassen. 
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Anlage der Grubstellen. 

§. 5. Die Grabstellen müssen so viel als möglich entfernt vom Orte, von den Hü- 
tungen und Triften des Rindviehes gelegen sein, auch jedes gefallene Stück Rindvieh 
4 Fuss tief vergraben werden. Die Gruben werden von dem Viehbesitzer aufgeworfen, 
das Vieh aber von dem Abdeckerknechte vergraben, so wie auch von diesem das Zu- 
werfen der Gruben geschehen muss. 

Umgraben der Stellen, wo krankes Vieh gelegen hat. 

§. 6. Alle Flecke, worauf crepirtes Rindvieh ausser den Ställen gelegen hat, müs- 
sen umgegraben, auch solche, wenn es Hütungsflecke sind, 4 Tage hindurch mit Behü- 
tung und mit den Triften des Rindviehes vermieden werden. 

Vorsichten beim Schlachten. 

• §. 7. Jedes zum Schlachten bestimmte Stück Rindvieh muss vor dem Schlachten 

von dem Gemeindevorsteher oder Hirten besichtigt, und nur dann die Erlaubniss dazu 
von ersterem gegeben werden, wenn kein Merkmal einer innerlichen Krankheit sich 
zeigt. Wegen des oft schädlichen Eindrucks, welchen Blut und Mist des geschlachte- 
ten Stückes beim übrigen Rindvieh verursachen, ist das Schlachten selbst an solchen 
Orten zu verrichten, wohin kein anderes Vieh kommt, Blut und Mist aber sogleich zu 
vergraben. 

Prüfung der Schlächter. 

§. 8. Den Schlächtern liegt ob, sich die Kennzeichen der Viehseuche bekannt zu 
machen, und um dieses zu bewirken, muss jeder angehende Meister einer Prüfung des 
Stadt- oder Kreisphysicus sich unterwerfen, und bei der Aufnahme zum Meister, durch 
ein Attest über diese Prüfung sich ausweisen, wozu die Physici, gegen Erlegung der 
Gebühren verbunden sind. Einer gleichen Prüfung müssen sich solche Viehhändler un- 
terwerfen, welche aus dem Viehhandel in den ehemaligen polnischen Provinzen ein Ge- 
werbe machen. 

Ohne Gesundheitsattest soll kein Vt eh eingebracht 

§. 9. Niemand darf aus einem andern Orte Rindvieh einbringen, wenn er nicht 
darüber ein zuverlässiges Gesundheitsattest vorzeigen kann. Dies muss den Namen des 
Verkäufers und Käufers, die Zeit und den Ort des Kaufs, Stückzahl, Geschlecht, Farbe 
und etwanige Abzeichen nebst dter Versicherung enthalten, dass in dem Orte, wo das 
Vieh bisher gewesen ist, keine Spur einer ansteckenden Krankheit binnen den letzten 
drei Monaten sich gezeigt hat. 

auch auf den Märkten nicht verkauft werden. 

§. 10. Auch Wegen des Rindviehes, w r elchcs auf dem Markte gekauft worden, ist 
bis auf den Namen des Käufers ein gleiches Attest erforderlich, und ohne solches darf 
es nicht in den Marktort gelassen werden, woselbst der Verkäufer es vorzeigt, aber an 
sich behält and verbunden ist, demnächst es dem Käufer mitzugeben. 

Vorsicht am Bestimmungsorte. 

§. 11. Am Bestimmungsorte muss ungeachtet dieser Vorsicht das Vieh noch 72 Stun- 
den, und wenn solches aus den ehemaligen polnischen Provinzen ist, 8 Tage lang, von 
dem übrigen abgesondert bleiben, und von dem Gemeindevorsteher besichtigt werden. 
Aeussert sich kein Merkmal einer Krankheit, so ertheilt die Polizei-Obrigkeit des Orts, 
in deren Abwesenheit aber der Gemeindevorsteher, den Erlaubnissschein, es zu dem 
andern Vieh zu bringen. Ohne diesen, darf kein Hirte solches in die Heerde aufnehmen. 

Verhalten der Viehhändler. 

§. 12. Viehhändler müssen beim inländischen Einkäufe gleiche Atteste sich ausstel-‘ 
len lassen, und solche demjenigen einhändigen, dem sie das Vieh wieder verkaufen; auch 
den Polizei-Behörden der Oerter, durch welche sie treiben, auf Erfordern vorzeigen. 

Form der Atteste. 

§. 13. Die Atteste muss die Gerichtsobrigkeit oder deren Stellvertreter, und w'enrt 
diese nicht anwesend sind, der Gemeindevorsteher ausstellen, und danach müssen solche 
mit dem herrschaftlichen und dem Gemeindesiegcl bedruckt werden. Diese Atteste sind 
nach beigehendem Formular auszustellen. (Anlage a.) 

Von Untersuchung des Viehes an der Grenze und der Quarantaineztit. 

§. 14. Ausländisches Rindvieh darf nur versehen mit Attesten unter obrigkeitlichen 
Siegeln über gewisse Einlassörter, welche die Polizei-Behörde jeder Provinz annoch zu 
bestimmen hat, ins Inland gebracht werden. 
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Hierzu werden in der Regel Grenz-Zollstädte gewählt, und daselbst vereidete Re- 
visoren bestellt, welche die zur Beurtheilnng der Gesundheit tys Viehes nöthigen Kennt- 
nisse besitzen. An diesen Oertern werden die mitkomnienden Atteste, mit der Anzahl, 
Farbe und den Abzeichen des Viehes verglichen, auch im Uebrigen der Inhalt geprüft, 
das Vieh selbst aber 48 Stunden aufgehalten, und in der Zeit von den Revisoren beim 
Fressen und in seinen Bewegungen beobachtet. Bei dem Vieh aus den ehemaligen pol- 
nischen Provinzen, Süd- und Neu- Ostpreusscn eingescblossen, ist die ^uarantaine auf 
4 Tage zu bestimmen. 

Maassregeln beim Erkranken des eingehenden Viehes. 

§. 15. Zeigen sich Merkmale einer ansteckenden Krankheit an einem oder dem 
andern Stück, oder stirbt eins derselben, so wird solches sofort dem Landralhe gemel- 
det, der dann mit dem Kreisphysicus die nöthige Untersuchung abhält. Bis dies ge- 
schehen, muss das Vieh in gehörige Entfernung von dem Viehe des Orts gebracht, dort 
bewacht, und das Forttreiben des fremden Viehes ins Inland nur dann erlaubt werden, 
wenn die Untersuchung eine völlige Gesundheit der Heerde bewährt hat. 

Ausstellung der Revision*- Atteste. 

§. 16. Wird aber das Vieh ganz gesund befunden, so stellen die Revisoren unter 
Mitzeichnung des Grenz -Zollbedienten und der Gerichts- Obrigkeit des Einlassortes das 
Gcsundheits- Attest aus, worin der Name des Viehhändlers oder inländischen Käufers, 
nebst der Anzahl, Farbe und den Abzeichen des Viehes bemerkt ist. Ausserdem witd 
aber jedes Stück noch mit einem Zeichen am Home gebrannt, welches den Einlass- 
örtern und zwar jedem verschieden beizulegen ist. 

Provinzial - Quarantaine. 

§. 17. Alsdann kann zwar der Weg zu dem Bestimmungsorte fortgesetzt werden, 
doch ist der Viehtreiber zur Vorzeigung des Ältestes an jede darum fragende Polizei- 
Obrigkeit verbünden, und muss beim Eintritt in die folgende inländische Provinz einer 
daselbst anzuordnenden gleichartigen Nachrevision sich unterwerfen. Deshalb werden 
dort ebenfalls Eingangsörter vorgeschrieben, woselbst der Grenz-Revisionspass durchge- 
sehen und init der Stückzahl verglichen, auch die Heerde selbst beim Füttern beobach- 
tet, und deshalb eine 24 ständige Quaranlaine angeordnet wird. Bewährt solche die 
Gesundheit des Viehes, so wird von den Revisoren ein gleichartiges Attest, als im §. 16. 
verordnet worden, ausgestellt. 

Verfahren , wenn krankes Vieh bei der Revision 

§. 18. Wird dagegen durch die Provinzialrevision die Seuche oder eine andere 
ansteckende Krankheit in der Heerde entdeckt, so müssen die damit behafteten Stücke 
sogleich getödtet, und die Heerde beim Weitertreiben unter beständiger sorgfältiger 
Aufsicht auf Kosten des Eigenthümers dergestalt gehalten werden, dass jedes krank 
werdende Stück entdeckt und todtgeschlagcn werden könne. Um dieses zu bewirken, 
muss der Gemeindevorsteher des Orts, w'o die Krankheit entdeckt w'ird, den Fall dem 
Landrathe anzeigen, damit dieser die Begleitung der Heerde anordnen, und damit von 
Kreis zu Kreis fortgefahren werden kann. Ausserdem ist die Ankunft der Heerde Tages 
vorher an jedem Orte zu melden, woselbst nicht nur von demselben das Vieh des Ortes 
zurückgehajten, sondern auch alles das beobachtet werden muss, was im §. 20. wegen 
des Viehes aus den ehemaligen polnischen Provinzen vorgeschrieben ist. 

und wenn es beim Durchtreiben gefunden wird. 

§. 19. Gastwirthe und Krüger, bei denen das Treibevich übernachtet, sind ver- 
pflichtet, die Grenz-Revisionsatteste nachzusehen, das Vieh beim Fressen, Wiederkäuen 
und Saufen zu beobachten und jede Spur von Unrichtigkeit des Ältestes oder von Krank- 
heit des Viehes, der Polizei -Behörde des Orts zu melden, welche dann zur w eiteren 
Untersuchung und Anzeige, zugleich aber zur Besorgung der Absonderung des Treibe- 
viehes von dem Viehe des Orts verbunden ist. 

Vorsichtsregeln beim Vieh aus den ehemaligen polnischen Provinzen. 

§. 20, Das Vieh aus den ehemaligen polnischen Provinzen, darf nicht anders als 
ausserhalb den Oertern Futter- und Lagerstellen halten. Die Treiber sind verbunden, 
der Polizei -Obrigkeit, oder w'enn sie nicht anwesend ist, dem Gemeindevorsteher des 
Orts, wo das Vieh in Lager- oder Futterstellen sich auflialten soll, Tages vorher die 
Ankunft zu melden. Zu diesen Stellen darf aus den Oertern kein Rindvieh kommen, 
Horn, VeteTinSr-Sanititspoliisi. 3 
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der zurckbleibende Mist ist am folgenden Tage mit Pferden unterzupflügon , und die 
Treiber dürfen zu Heuboden und Scheunen, worin noch Rauchfutter ist, nicht gelassen 
werden. 

Was beim Sterben und Ermatten des Viehes zu beobachten. 

§. 21. Viehhändler und Treiber haben die Obliegenheit, ihre Heerde zu beobach- 
ten und jedes Krankheitsmerkmal der Ortsobrigkeit oder dem Gemeindevorsteher zu ent- 
decken. Stirbt daher ein Stück des Treibeviehes, oder ermattet solches ausserhalb eines 
Ortes, so müssen sie sofort der Obrigkeit oder dem Gemeindevorsteher der Feldmark 
zur näheren Untersuchung es anzeigen. Verkauft der Händler oder Treiber das ermat- 
tete Stück, so muss es noch 3 Tage in einem abgesonderten Stalle bleiben, und dem 
Käufer nicht eher verabfolgt werden, als bis eine durch Sachverständige anzustellende 
Untersuchung die völlige Gesundheit begründet. Darüber stöllt die Polizei-Obrigkeit des 
Ortes dem Verkäufer und Käufer ein Attest aus, damit dieser das Vieh in seinen Wohn- 
ort bringen, jener aber wegen der verminderten Stückzahl bei der nächsten Unter- 
suchung sich ausweisen kann. 

Vorsicht beim Schlachten des ermatteten Viehes. 

§. 22. Soll das ermattete Stück geschlachtet werden, so muss bei der Unter- 
suchung ausgemittelt sein, dass keine Krankheit zum Grunde liege, und dann sind nicht 
nur eben die Vorschriften zu befolgen, die §. 7. wegen des Schlachtens gegeben wor- 
den, sondern es muss auch der innere Zustand von Sachverständigen untersucht werden. 

Giftfangende Sachen dürfen nicht eingebracht tcerden. 

§. 23. Ist es bekannt, dass in. einer benachbarten ausländischen Provinz die Seuche 
ausgebrochen ist, so dürfen Hornvieh und giftfangende Sachen, als: rohe Häute, Haare, 
Hörner, ungeschmolzenes Talg, Rindfleisch, Dünger, unbearbeitete Wolle und Rauchfut- 
ter aus selbiger weder eingebracht noch eingelassen werden. 

Capitel II. 

Vorschriften, welche bei der Ausmittclung und dem wirklichen Ausbruche zu beobach- 
ten sind. 

Erste Abtheilung. 

Allgemeine Vorschriften. 

Aufhebung der Gemeinschaft des angesteckten Ortes mit anderen. 

§. 24. Ist an einem Orte die Seuche ausgebrochen, so darf niemand ohne aus- 
drückliche Erlaubnis» des Landraths dahin reisen oder Vieh und giftfangendc Sachen 
dorthin senden. Von dem Orte, worin die Seuche ausgebrochen ist, dürfen eben so 
wenig Rind- und Schaafvieh oder giftfangende Sachen auf eine andere Feldmark kom- 
men, und andere Gattungen von Vieh, auch Menschen, wenn der Ort gesperrt ist, gar 
nicht, und so lange er dies nicht ist, nur dann daseihst zugelassen werden, wenn sie 
durch die §. 71. geordneten Zeugnisse nachweisen, dass sie beim Rindvieh keine Ge- 
schäfte gehabt haben. 

Verfahren bei üebertretungen. 

§. 25. Im Uebertretungsfalle werden Rindvieh und Kälber getödtet, und mit der- 
selben Vorsicht, wie cs am Orte der Seuche geordnet ist, verscharrt, giftfangende Sachen 
aber nach dem angesteckten Orte zurückgesandt. Kann dies ohne Berührung anderer 
Orte und ohne Gefahr der fernem Ansteckung nicht geschehen, so müssen sie verbrannt 
werden. Menschen, die als Einwohner des angesteckten Ortes erkannt werden und 
keine Atteste haben, werden dahin bis zur Wache des Orts zurückgeführt, und diese 
hat selbige der Obrigkeit, zur Bestrafung abzuliefern. 

Aufhebung der Viehmärkte und Verfahren beim nothwendigen Viehankauf. 

§. 26. In einem Bezirke von 3 Meilen im Umkreise müssen alle Viehmärkte und 
aller Viehhandcl aufhören. Wird aber zum Besatz der Höfe, oder zuin Schlachten Vieh 
gekauft, so muss nicht blos der Gemeindevorsteher, sondern auch die Gerichtsobrigkeit 
das Attest über den Bedarf ausstellcn, und dieses muss an allen Orten, durch w r elche 
das Vieh getrieben w ird, genau durchgesehen und geprüft w'erden, weshalb der Treiber 
verbunden ist, mit diesem Atteste bei der Polizei -Behörde des Orts sich zu melden. 

Anlegen der Hunde. 

§. 27. In einem gleichen Bezirke von 3 Meilen sind alle Hunde anzulegen, und 
nur bei den Heerden ausserhalb des Orts dürfen die Hirten solche vom Stricke loslas- 
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sen, wenn sie dafür haften können, dase die Hunde sich nicht von der Heerde ent- 
fernen. 

Wachen vor den benachbarten und in Verbindung stehenden Orten. 

§. 28. Vor die mit dem angesteckten Orten grenzenden Ortschaften werden Wa- 
chen gestellt, welche den Eingang von Menschen, Vieh und giftfangenden Sachen, aus 
selbigem verhindern. In wie fern auch bei solchen Orten, die zwar nicht mit diesem 
Orte grenzen, wohin man jedoch, ohne einen Zwischenort zu berühren, aus dem ange- 
steckten kommen kann, diese Vorsicht nöthig ist, muss der Beurtheilung des Landraths 
überlassen bleiben. % 

Bestellung und Pflichten des Aufsehers. 

§. 29. Zur Aufsicht über ‘die Beobachtung aller dieser Vorschriften muss der Land- 
rath einen Aufseher bestellen, welcher die Pflicht hat, den ganzen bestimmten Bezirk 
zu revidiren, und bei diesen Revisionen zu untersuchen: ob die Vorschriften genau be- 
obachtet werden ; er muss insbesondere darauf Acht gehen, ob die angeordneten Wachen 
gehörig bestellt werden, und die Wächter ihre Pflicht erfüllen. 

Unordnungen, welche er vorfindet, muss er sogleich abstellen, auch dem Landrathe 
und der Obrigkeit des Orts anzeigen. Dieser Aufseher ist vom Landrathe, nach Maass- 
gabe der vorstehenden Vorschriften mit einer schriftlichen Instruction zu versehen, und 
in so fern er nicht bereits als Kreisbedienter verpflichtet ist, auf diese Instruction be- 
sonders zu vereiden. 

Absonderung bei gemeinschaftlicher Hütung , Holzung und Mühlen. 

§. 30. Diejenigen Oerter, welche mit dem angesteckten Orte in Ansehung der Hü- 
tung, Holzung oder Mühlen, irgend eine Gemeinschaft haben, müssen sich der Anordnung 
unterwerfen, welche der Landralh zur Trennung dieser Gemeinschaft nach dem, was im 
Folgenden, §§. 63. bis 67., festgesetzt ist, trifft, und die Hirten werden auf deren Be- 
folgung vereidet. 

Die Hirten müssen umgefallenes t erkranktes und zurückbehaltenes Vieh melden. 

§. 31. Nicht nur in diesen, sondern in allen bis auf 2 Meilen entfernten Orten 
muss jeder Viehbesitzer auch die kleinste Spur einer Krankheit dem Gemeindevorsteher 
anzeigen; auch sind die Hirten verpflichtet, es sofort dem Gemeindevorsteher anzuzeigen, 
wenn ein Eigenthümcr ein Stück zurückhehält, oder in der Heerde es umfullt, oder doch 
Spur einer Krankheit sich zeigt. 

Fernere Anzeige des Gemeindevorstehers und einstweilige Sperrung. 

§. 32. Findet nun der Gemeindevorsteher, dass keine äussere Verletzung die Ur- 
sache der Krankheit oder des Tode# sei, so muss er den Fall gleich der Gerichts-Obrig- 
keit und dem Landrathe melden, und Letzterer ist zur Anordnung der Obduction durch 
den Kreisphysieus, und in seinem Beisein verpflichtet. Bis zu deren Vollendung liegt 
dem Gemeindevorsteher die Sorge ob, dass nicht nur das erkrankte Stück abgesondert, 
sondern auch der Hof, wo es gestanden, einstweilig dergestallt gesperrt werde, dass 
niemand au# demselben, der mit dem Rindvieh zu thun gehabt, solchen verlasse, und 
kein anderer Einwohner selbigen betrete, oder Rindvieh und giftfangende Sachen von 
demselben fortgebracht werden. 

Verfahren , wenn das erkrankte Stück stirbt. 

§. 33. Ist das erkrankte Stück gestorben, so muss der Abdecker bestellt werden, 
dieser auch sieb unverzüglich, jedoch ohne Hund und Karren einfinden, und das Vieh 
auf die gewöhnliche G» abstelle bringen, woselbst es mit einem halben Fuss Erde be- 
deckt, 'bis zur Ankunft des Landraths und Physicu# liegen bleibt, und bis dahin vor 
dem Anfressen von Thiercn bewahrt werden muss. Die Ankunft des Landrath# muss 
aber der Abdecker ab warten oder sogleich sich wieder einlinden, wenn er dazu An- 
weisung erhält. 

Untersuchung durch den Landrath und Phgsicus. 

§. 34. Auch ausser diesem Falle, wo die Seuche in der Gegend ausgebrochen, ist 
der Landrath verbunden, sobald ihm nach der Vorschrift des §. 3. eine Viehkrankheit 
angezeigt wird, bei irgend einem Verdachte der Ansteckung, solche mit Zuziehung des 
Kreisphysieus zu untersuchen, in diesem, so wie in dem Falle de# vorigen Paragraphen 
sich nicht blos mit der Obduction von crepirten Stücken zu begnügen, sondern auch 
noch lebende kranke Stücke tödten, und durch deren Obduction den w ahren Krankheits- 
zustand durch den Physicus ausmitteln zu lassen. 

3 * 
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Wie bei Verschiedenheit der Resultate dieser Untersuchung zu verfahren. 

§. 35. Ergiebt sich durch die Untersuchung das Dasein der Seuche oder einer an- 
steckenden Krankheit, oder ist wenigstens solches zweifelhaft, so ist aus dem Folgen- 
den zu entnehmen, was hierbei .beobachtet werden muss. Sind aber alle diese Fälle 
nicht vorhanden, so bleibt es bei den bestehenden Vorschriften und dem Abdecker ist 
das Abledern und die Mitnahme der Haut erlaubt. 

Scharfrichter und Abdecker stehen unter dem Landrathe. 

§. 36. Scharfrichter und Abdecker des Bezirks müssen in allen Angelegenheiten, 
welche das Viehsterben oder die Ausmittelung dieser Krankheit betreffen, die Befehle 
des Landraths und Kreisphysicus befolgen; sie sind in Uebertretungsfällen der Obrigkeit 
ihres Wohnortes und in Ansehung der bestimmten Geldstrafen, den cxecutiviscben Ver- 
fügungen des Landraths unterworfen, und für das Verhalten ihrer Knechte müssen sie 
einstehen. 

Ihre Entschädigung für die Haut. 

§. 37. So lange das Abledern des crepirten Viehes ihnen nachgelassen ist, sind 
sie verbunden, dessen Transport, Oeffnung und Section unentgeltlich zu verrichten. In 
allen Fällen, wo ihnen das Abledern untersagt ist, erhalten sie für dies Geschäft mit 
Inbegriff des Aufhauens und der Section eine Vergütung von 8 gGr. fürs Stück. 

Zweite Abtheilung. 

Specielle Vorschriften für den Ort, wo die Seuche ausgebrochen ist. 

Erster Abschnitt. 

Vorschriften für das platte Land. 

A. Wenn das Vieh auf die Weide geht. 

Fälle , wo der ganze Rindviehstand und das Erkrankte todtgeschlagen wird. 

§. 38. Bricht die in vorstehender Art ausgemittelte Seuchenki ankheit innerhalb 
eines Kreises zuerst auf einem einzeln liegenden Etablissement aus, dessen Rindvieh- 
stand nicht über zehn Stück betrügt, so ist der Landrath verpflichtet, diesen ganzen 
Viehstand, nach aufgenommener Taxe, lödten zu lassen. In allen anderen Fällen muss 
alles erkrankende Rindvieh, wenn nicht untrügliche äussere Merkmale die Gewissheit 
geben, dass die Krankheit nur von äussern Verletzungen oder von vorübergehenden in- 
nern Zufällen herrührt, getödtet und hierbei in nachstehender Art verfahren werden. 

Vorübergehende Absonderung in Quarantaineställen , und Untersuchung. 

§. 39. Jedes erkrankte Stück, cs mag im Stalle oder unter der Heerde erkranken, 
muss ohne Zeitverlust abgesondert, nach dem ersten Quarantainestalle, dessen Anlage 
in den folgenden Bestimmungen angeordnet ist, gebracht und in diesem die Krankheit 
untersucht werden; ergiebt sich bei dieser Untersuchung durch äussere Kennzeichen 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Krankheit durch äussere Verletzungen, oder durch in- 
nere vorübergehende Zufälle, als, die Blatter, das rothe Wasser u. s. w. entstanden ist, 
so muss das erkrankte Stück 48 Stunden lang unter Aufsicht und Wartung eines anzu- 
setzenden Viehwärters in diesen Quarantainestall gestellt werden. Findet sich dies aber 
nicht, so ist es sogleich nach den Grabstellen zu bringen und zu tödten. Nach Verlauf 
der vorbestimmten 48 ständigen Quarantainezeit, wird eine zweite Untersuchung ange- 
stellt. Ergeben sich bei solcher an dem erkrankten Stücke untrügliche Merkmale der 
Gesundheit oder eines nicht tödtlichcn Zufalles, so muss es in den zw'eiten (Juaranlaine- 
stall gebracht, dort ebenfalls unter Aufsicht eines andern Viehwärters gestellt werden, 
und in diesem abgesondert von aller Gemeinschaft mit dem übrigen Rindviehstande des 
Orts so lange stehen bleiben, bis der Landrath oder Kreisphysicus nach vorgiingiger Be- 
sichtigung die Erlaubnis zu dessen Aufnahme unter den gesunden Viehstand ertheilt 
haben. Finden sich jene untrügliche Merkmale aber nicht, so muss cs ebenfalls nach 
den Grabstellen gebracht und getödtet werden. 

Bestellung des Revisors für das erkrankte Vieh. 

§. 40. Zur Besichtigung und Untersuchung des erkrankten Viehes in den Quaran- 
taineställen ist ein Revisor zu bestellen, und hierzu ein mit den Krankheiten des Rind- 
viehes bekannter auch verständiger Mann zu wählen. 

Verfahren , wenn das Erkranken abnimmt. 

§. 41. Damit jedoch das Tödlen des erkrankten Viehes seine Grenzen erhalte: so 
müssen, wenn das Erkranken abnimmt, von dem Kreisphysicus von Zeit zu Zeit Obduc- 



Digitized by Google 




Veterinär - SanitäUpolitri. 



37 



tionen an erkrankten Stücken vorgenommen, und es muss nach Beschaffenheit der innem 
und äussern Merkmale desselben von diesem ein Gutachten über die Krankheit selbst 
abgegeben werden, 

Aufmerksamkeit der Einwohner auf das Vieh und Anzeige nebst Absonderung des 

Erkrankten. 

§. 42. Jeder Besitzer eines Bindviehstandes und alle Einwohner eines Orts, welche 
mit der Wartung und Fütterung des Viehes zu thun haben, sind verbunden, ihre Auf- 
merksamkeit auf den Gesundheitszustand des Viehes zu verdoppeln: bei dem mindesten 
Verdachte einer Krankheit sogleich das kranke öder verdächtige Stück von dem übrigen 
Viehstande abzusondern, auch solches dem angesetzten Aufseher anzuzeigen, welcher 
sodann unverzüglich den Transport des erkrankten oder verdächtigen Stückes nach dem 
ersten Quarantainestall bewirken muss. 

Pßichten der Hirten und Bestellung ihrer Geholfen. 

§. 43. Bei der Rindviehheerde, worin die Seuche sich aussert, müssen, nach Manss- 
gabe ihrer Grösse, ein bis zwei Geholfen des Hirten bestellt, hierzu aber nur, so wie 
zu den Hirten selbst, erwachsene and verständige Menschen angenommen werden. Diese 
sind verbunden, nebst dem Hirten, auf das Fressen, Wiederkäuen, auch auf alle Bewe- 
gungen des Viehes genau zu achten. Sobald sie bei einem Stücke die Spur einer Krank- 
heit bemerken, müssen sie es sogleich von der Heerde absondern, und es muss durch 
den Gehülfen des Hirten nach dem ersten Quarantainestall gebracht, der Vorfall aber 
dem Aufseher des Orts angezeigt werden. Auch die Hirten der übrigen Rindviehheer- 
den, haben mit gleicher Aufmerksamkeit den Gesundheitszustand des Viehes zu beob- 
achten, und wenn sie Kennzeichen einer Krankheit an selbigen bemerken, solches dem 
Aufseher des Orts sogleich anzuzeigen, welcher sodann verbunden ist, unverzüglich die 
Absonderung des erkrankten Stückes und dessen Transport nach dem ersten Quaran- 
tainestall zu besorgen. 

Verbot der Verheimlichung. Revisoren des gesunden Viehes. 

§. 44. Alle Verheimlichungen des erkrankten Viehes w’crden verboten. Zur Auf- 
sicht auf die Beobachtung dieser Vorschrift sind nach Verschiedenheit der Grösse des 
Orts ein oder zwei Revisoren des gesunden Viehstandes zu bestellen. Ihre Pflicht ist 
es, in den Ställen und Gehöften der viehhallenden Bewohner täglich einmal zu unter- 
suchen, ob von den Heerden Rindvieh im Stalle behalten w'orden, und ob sich an die- 
sem Kennzeichen einer Krankheit vorfinden: auch eine gleiche Untersuchung wöchent- 
lich zweimal bei jeder Rindviehheerde des Orts anzuslcllcn. Sie sind ferner verbunden, 
die Absonderung aller kranken oder verdächtigen Stücke, die sich vorfinden, sogleich 
zu veranstalten, diese Vorfälle aber dem Aufseher des Orts anzuzeigen, welcher dann 
nach den Vorschriften des §. 42. zu verfahren hat. 

Verdacht der Verheimlichung. 

$. 45. In allen Fällen, wo Rindvieh umfällt, ohne dass der Viehbesitzer oder die 
Hirten und ihre Gehülfen das Erkranken desselben in den Ställen oder unter der Heerde 
angereigt haben, sollen diese Personen nebst demjenigen, welchen das Geschäft der 
Wartung des Viehes obliegt, einer Verheimlichung verdächtig gehalten, und deshalb in 
Untersuchung gezogen werden. 

Vorsicht beim Transport des kranken Viehes in die Quarantainestdlle. Viehleiter. 

§. 46. Zu dem Transporte des erkrankten Viehes nach den Quarantaineställcn ist 
ein Viehleiter zu bestellen. Das in Ställen erkrankte muss von den Gehöften, wenn es 
die Loralitat irgend zulässt, hinter den Höfen über Grundstücke, zu welchen kein Rind- 
vieh kommt, gebracht, und hierzu müssen im Nothfall Zäune weggebrochen und kleine 
Brücken über Gräben angelegt werden. Das in den Heerden Erkrankte ist in gleicher 
Art, und folglich nie auf Wegen und Triften zu transportiren. Der Wärter des Qua- 
rantainestalles, dessen Ansetzung im §. 50. bestimmt wird, muss abgerufen und ihm das 
Vieh in einer Entfernung von 100 Schritten vom Stalle abgelicfert werden. 

Entfällt dem Vieh beim Transporte Mist oder Blut, so sind diese Abgänge von dem- 
jenigen, der den Transport besorgt, sofort zwei Fuss tief unterzugraben; auch ist die 
Gegend, durch welche der Transport geschehen, 8 Tage lang mit Behütung des Rind- 
viehes und wo möglich eben so lange mit Uebertriften desselben zu meiden. 

Sperrung des Stalles oder Hofes, tco ein Stuck erkrankt ist. 

§. 47. Der Stall, worin ein Stück Rindvieh erkrankt ist, muss so lange, bis der- 
selbe vollständig nach den im dritten Capitel erth eilten Vorschriften gereinigt worden, 
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mit Wachen besetzt and dergestalt gesperrt werden, dass aller Ein- und Ausgang des 
Rindviehes und der Menschen in und aus demselben bis auf diejenigen, welchen die 
Reinigung übertragen ist, dadurch verhindert wird: kann aber wegen der Lage des 
Stalles die Sperrung desselben nicht mit dem gehörigen Erfolge geschehen, so ist bis 
zur vollendeten Reinigung das ganze Gehöft zu sperren. 

Entfernung des gesunden Viehes von demselben. 

§. 48. Das gesunde Yieh, welches mit dem erkrankten in einem Stalle gestanden, 
muss während dieser Zeit, wenn der Stall gesperrt wird, in den andern Ställen des 
Gehöftes, wenn aber die Sperrung des letztem nöthig ist, der ganze Rindviehstand die- 
ses Gehöftes in abgelegenen Schaafställen oder in Buchten untergebracht werden. 

Grosse, Lage und Gebrauch der Quarantaineställe. 

§. 49. Die im §. 39. angeordneten zwei Quarantaineställe müssen gleich nach dem 
Ausbruch der Seuche erbaut, und nur im höchsten Nothfalle kann der Gebrauch von 
Buchten so lange gestattet werden, bis solche vollendet sind. Von diesen Ställen muss 
der erste auf 3 bis 4, und der andere auf 6 bis 6 Stück angelegt werden. In dem 
ersten hält das erkrankte Vieh nach den Anordnungen des §. 39. eine 48 ständige Qua- 
rantaine, in den letzten wird dasjenige Vieh gebracht, an welchem nach Ablauf dieser 
Quarantaine untrügliche Merkmale einer nicht vorhandenen Seuche vorgefunden werden, 
und bleibt darin so lange stehen, bis e* vom Landrathe und Kreisphysicus besichtigt ist, 
und diese dessen Wiederaufnahme unter den gesunden Viehstand nachgelassen ha- 
ben. Diese Quarantaineställe müssen von Strassen und Triften, wenn es die Locali- 
tät irgend zulässt, so wie vom Orte selbst 800 Schritt entfernt sein, und dergestalt 
angelegt werden, dass von selbigen das kranke Vieh, ohne Triften und Hütungen zu 
berühren, nach den Grabstollen gebracht werden kann, auch das Wasser nicht zu ent- 
fernt ist. 

Pflichten der Viehwärter in denselben. 

§. 50. Für jeden Quarantainestall werden die §. 39. gedachten Viehwärter ange- 
nommen. Diese müssen zur Fütterung und Wartung des Viehes besondere Gefässe, 
auch zur Reinigung der Ställe die erforderlichen Werkzeuge erhalten. Sie sind ver- 
pflichtet 

1) die sämmtlichen Gefässe gehörig zu reinigen; 

2) das melkende Vieh täglich zweimal zu melken, die Milch aber zu vergraben; 

3) aus den Ställen täglich zweimal den Mist heraus zu bringen, diesen 2 Fuss 
tief zu untergraben, und die Ställe überall gehörig zu reinigen; 

4) die Ställe täglich zu lüften, mit luftreinigenden Dingen zu durchräuchern, sie 
täglich mit frischer trockner Erde zu bestreuen, und davon alles Federvieh, 
Katzen und Hunde abzuhalten; auch endlich 

5) das Vieh gehörig zu füttern, zu tränken und zu warten. 

Sperrung der Quarantainestälie. 

§. 51. Zwischen dem Vieh in den QuarantainestäJlen und dem übrigen Rindvieh 
des Orts muss alle Gemeinschaft unterbrochen werden. Die bestellten Viehwärter müs- 
sen in den Quarantaineställen und in den zum Betriebe ihres Geschäfts anzuweisenden 
Bezirke oder neben den Ställen zu errichtenden Hütten bleiben; dürfen mit Niemandem 
Umgang haben, und weder nach dem Orte selbst, noch' nach andern Orten kommen. 
Damit diese Vorschriften um so sicherer erfüllt werden, ist die Sperrung dieser Ställe 
durch Besetzung von zw r ei Wachen bei jedem Stall zu veranstalten. Diesen Wächtern 
sind die Nahrungsmittel für die Wärter, das Futter und nötigenfalls auch das Getränke 
für das Vieh in einer Entfernung von 100 Schritten von den Ställen abzuliefern. Die 
Wachen müssen sodann die Viehwärter abrufen, diese aber nach deren Entfernung sol- 
ches abholen. Sollte auch die Entfernung dieser Ställe von dem Orte es nöthig machen, 
dass diese Nahrungsmittel angefahren werden müssen, so darf dies nicht mit Ochsen ge- 
schehen. 

Eigenschaft der Wächter. 

§. 52. Zu diesen, so wie zu allen übrigen Sperrungswache^ im Orte, müssen 
solche Menschen ausgesucht werden, welche mit dem Rindvieh in keiner Verbindung 
stehen. 

Bestellung eines Menschen zum Todten und Verscharren des Viehes. 

§. 53. Zur Tödtung des Viehes muss ein dazu tüchtiger Mensch mit einem Pferde 
angesetzt, und, je nachdem die Localität es erfordert, ein Karren oder Schleife zum 
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Transporte gebraucht, und zu dessen und des Pferdes Unterkommen bei den Grabstel- 
len eine Bucht angelegt werden. Auch dieser darf mit Niemandem im Orte oder ausser- 
halb desselben Umgang haben, und in dein Orte selbst sich nicht betreffen lassen, in 
so fern das instrurtinnsmässige Geschäft es nicht nothwendig macht. Ihm sind die Nah- 
rungsmittel ebenfalls in einer Entfernung von 100 Schritten bis zu den Wachen des 
ersten Quarantainestalles zuzubringen, und es ist hierbei in eben der Art zu verfahren, 
als es in dem $. 51. in Rücksicht der Viehwärter und des Viehea in den Quarantaine- 
stäilen vorgeschrieben ist. Der zu diesem Geschäfte angesetzte Mensch hat zugleich die 
Verbindlichkeit, die zur Verscharrung des Viehes nöthigen (»ruhen vorräthig anzufertigen, 
aus den Quarantaineställen das kranke und gefallene Vieh, aus dem Orte selbst aber 
nur das letztere abzuholen, auch bei denen vom Kreisphysicus vorzunehmenden Obduc- 
tionen das Vieh zu öffnen. 

* Verpflichtung) dies Geschäft cm übernehmen. 

§. 54. Ein jeder Einwohner des Orts und des Kreises, der sich als Arbeitsmann 
ernährt, ist verbunden, dies Geschäft, wenn er vom Landrath dazu bestimmt wird, ge- 
gen Festsetzung eines hinreichenden Lohnes zu übernehmen, und es wird bei ernst- 
licher Bestrafung verboten, ihm einen Vorwurf wegen dessen Besorgung zu machen; 
auch soll demselben, wenn er seinem Geschäfte treu und genau vorgestanden, aus der 
Kreiskasse eine Belohnung von 5 bis 10 Thalern gegeben werden. 

Vorsicht beim Transport cur Grabstelle. 

§. 55. Bei dem im §. 53. angeordneten Transporte des Viehes, ist mit möglichster 
Vorsicht zu verfahren, das kranke aus den Quarantaineställen von dem Viehwärter bis 
zur Grenze des anzuweisenden Bezirks abzuliefern, dort. von dem zur Tödtung dessel- 
ben bestimmten Menschen abzuholen, und nach der Grabstelle zu bringen. Fällt in den 
Quarantaineställen ein Stück Vieh, oder ist es so krank, dass es nicht geleitet wer- 
den kann, so wird es von dem Letzteren aus dem Stalle selbst abgeholt, der Viehwär- 

ter aber muss sich während der Abholung aus dem Stall entfernen. 

Verfahren , n enn im Orte selbst ein Stück fällt. 

§. 56. Sollte auch ein Stuck Rindvieh im Orte selbst fallen, so muss der Trans- 
port mit eben der Vorsicht nach den Grabstellen geschehen, als es in den §§. 46. und 
55. bestimmt ist. Dieser Transport darf jedoch nur zu einer Zeit vorgenommen wer- 
den, da das Vieh ausgetrieben ist, er muss auch unter Aufsicht des Revisors de» kran- 
ken Viehes geschehen, welcher dafür zu sorgen hat, dass Niemand in dein Orte mit 
dem Menschen, der das Vieh abholt, sich in Gemeinschaft setzt. Mist und Blut, welches 

dem Vieh abfällt, ist in den Fällen des §. 55. von dem, der den Transport besorgt, 

und in dem Falle dieses Paragraphen von dem Revisor zu vergraben. 

Lage der Grabstellen. 

§. 57. Die Grabstellen müssen vom Orte selbst entfernt, jedoch in der Nähe des 
ersten Quarantainestalles und in einer Entfernung von 800 Schritten von Wegen und 
Triften gewählt, und in dieser Entfernung von allem Viehe gemieden werden. 

Beschaffenheit der Gruben. 

§. 58. Die Gruben zur Verscharrung des Viehes müssen 6 bis 8 Fuss tief ange- 
fertigt werden, wenn aber das Grundwasser diese Tiefe nicht verstauet, so muss so 
viel Erde auf die Grube geworfen werden, als nöthig ist, damit das verscharrte Vieh 
von 6 bis 8 Fuss Erde bedeckt werde, auch ist der zu den Grabstellen bestimmte Be- 
zirk mit einem Graben und Zaun zu umgeben und mit einem Steinpflaster zu belegen. 

Verbot des A bieder ns. 

§. 59. Die Ablederung des Rindviehes wird zu allen Jahreszeiten verboten, und 
es soll statt dessen mit Haut und Haaren, nachdem die Haut über den ganzen Körper 
eingeschnitten worden, vergraben und die Cadaver in den Gruben mit ungelöschtem 
Kalk bedeckt werden. 

Zulässigkeit der Obduction und Verfahren dabei. 

§. 60. Die Oeffnung der Cadaver darf nur in dem einzigen Falle geschehen, wenn 
eine Obduction derselben durch den Kreisphysicus vorgenommen werden soll, oder 
solche durch den Landrath ausdrücklich nachgegeben wird. Aber auch in diesem Falle 
bleibt es verboten, Talg heraus zu nehmen, oder Luder auszuschneiden; die Obdüctionen 
dürfen nur auf den Grabstellen vorgenommen W’erden, auch ist w'ührend dieses Ge- 
schäfts von Tanger und Reis Feuer zu machen, und durch den davon atifsteigenden 
Rauch der bösartige Geruch der Cadaver zu vermindern. 
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Heimliche s Vergraben. 

%. 61. Sollte gegen die Vorschriften des §. 56. ein crepirtes Stück Rindvieh in 
den Ställen, Härten oder auf den Höfen des Orts vergraben worden sein, so muss diese 
Grabstelle gleich nach Entdeckung eines solchen Vorfalles, worauf genau Obacht zu 
halten, zu einer Zeit, wenn kein Rindvieh in der Nähe ist, aufgegraben, und der Ca- 
daver mit ungelöschtem Kalk, auch sodann mit Erde wieder hinlänglich bedeckt wer- 
den, auch dürfen, wenn es in Ställen geschehen ist, diese nie wieder zu Rindvieh ge- 
braucht werden. 

Verfahren beim Umfallen eines Stückes Vieh in der Heerde. 

§. 62. Fällt in den lleerden ein Stück Rindvieh um, so muss solches sogleich von 
' dem Hirten dent im Orte bestellten Aufseher angezeigt werden, welcher zu veranstalten 
hat, dass es unverzüglich auf der Stelle, wo es gelegen, 6 bis 8 Fuss tief vergraben, 
und der Fleck zur Abhaltung des Viehes mit einem Graben und Zaun umgeben werde, 
und in eben dieser Art ist zu verfahren, wenn ausser diesem Falle, Cadaver von Rind- 
vieh oder Theile derselben auf der Feldmark sich vorfinden sollten. 

Aufhebung der zu r Verbreitung führenden Gemeinschaften.- 

§. 63. Alle Gemeinschaft zwischen Heerden, in welchen die Seuche ausgebrochen, 
und allen übrigen Heerden dieser Art, zwischen dem kranken und gesunden Rindvieh 
im Orte selbst, zwischen allem Rindviehe dieses und dem jedes andern Orts, zwischen 
den Gegenständen, die mit dem kranken Vieh in unmittelbarer Verbindung gestanden 
haben, und allen übrigen, und endlich zwischen giftfangenden und andern Dingen, so- 
wohl im Orte selbst als ausserhalb desselben, muss unterbrochen werden. 

Bei Hütung und Tränken. 

§. 64. Besonders muss eine Trennung der Hütung, der Tränken und der Triften, 
zwischen derjenigen Heerde, unter welcher die Seuche ausgebrochen, und allen übri- 
gen Rindviehheerden des Orts geschehen; die Hütung durch einen Zwischenraum von 
800 Schritten abgesondert, und dieser, in so fern er nicht durch sichtbare Merkmale, 
als: Graben, Gestelle und dergleichen kennbar ist, mit Wischen abgesteckt und mit einer 
Fahre abgcpfiügt werden. 

Absonderung und Vertlyeilung der Hütungereviere. 

§. 65. Gleiche Trennung muss sowohl in Absicht dieser als der übrigen noch ge- 
sunden Rindvieh- und Schaafviehheerden des Orts von denen der benachbarten und in 
der Hütung zusammentreffenden oder angrenzenden Oerter eingerichtet, und bei Bestim- 
mung derselben und des mit der Hütung zu verschonenden Zwischenraums ein nach 
dem Hütungsbedarf billiges Vcrhältniss durch Anordnung des Landraths getroffen, auch 
müssen die Grenzen in der im vorhergehenden Paragraph festgesetzten Art bezeichnet 
werden. 

Vorsicht bei Mühlen-, Hol:- und sonstigen Fuhren, imgleichen bei der Ackerbestellung. 

§. 66. Alle Mühlenfuhren, die Mühlen mögen innerhalb oder ausserhalb der Feld- 
mark liegen, müssen nur mit Pferden geschehen; in gleicher Art dürfen in einem Zwi- 
schenräume von 800 Schritten von den Grenzen des Orts, zu den Ackerbestellungen, 
Holz- und allen Gattungen von Fuhren, nur Pferde gebraucht werden, und dieser Zwi- 
schenraum ist nach den Bestimmungen des §. 64. ebenfalls zu bezeichnen, für solche 
Einwohner aber, welche nur Ochsen halten, sind diese Fuhren und Bestellungen von 
den übrigen Pferde haltenden Einwohnern und nöthigenfalls auch von den benachbarten 
Oertern des Kreises nach einer Repartition des Landraths Zu bestreiten. 

Desgleichen beim Holzen. 

§. 67. Holzreviere, in weichen den Einwohnern der inficirten, mit Einwohnern 
aus andern Oertern ein gemeinschaftliches llolzungsrecht zusteht, sind in eben der Art, 
als cs in dem §. 65. in Ansehung der gemeinschaftlichen Hütung bestimmt ist, zu thei- 
len; den erstern ein durch eine Entfernung von 800 Schritten von den Bezirken der 
andern Interessenten abgesonderter District, auch solche Holztage anzttweisen, an wel- 
chen sie mit den Einwohnern aus andern Oertern nicht Zusammentreffen können. 

Verbot der Ausführung des Viehes und giftfangender Sachen. 

§. 68. Aller Verkauf von Rindvieh, Schaafen, Rauchfutter und der iin §. 23. be- 
nannten giftfangenden Sachen ausserhalb des Orts wird verbaten; eben so wenig dürfen 
diese Gattungen von Vieh und Sachen unter einem andern Vorwände aus dem Orte aus- 
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geführt, noch durch den Ort «elbst und über die Feldmark desselben gelassen werden. 
Bei Uebertretungsfällcn ist in gleicher Art, als es im $. 25. bestimmt worden, zu ver- 
fahren. 

Vorschrift wegen des Hofedienstes und Vorspannes. 

§. 69. Hofedienste, Kriegs-, Kreis-, so wie alle Gattungen von Vorspannftihren 
ausserhalb des Orts und dessen Grenzen, dürfen nicht geleistet werden, und innerhalb 
desselben sind sie in der Art zu beschranken, dass zur Wartung des Rindviehes, zur 
Absonderung des kranken, Reinigung der inficirten Ställe, zum Austragen, Laden, so 
wie zu den Fuhren des Mistes aus denselben, keine llofedienste gebraucht werden. 

Verlegung der Wege. 

§. 70. Die Passage über die Strassen und W r ege, welche durch den Ort oder des- 
sen Feldmark führen, ist aufzuheben; den Reisenden, so wie den Posten und Eztra- 
posten zu verbieten; solche nach andern Strassen, so wie die in dem Orte befindlichen 
Posthaltungen nach andern Oertern zu verlegen. Diese Verlegung muss in den öffent- 
lichen Blättern bekannt gemacht, auch müssen wenigstens in der ersten Zeit Wachen 
vor dem Orte gestellt werden. 

Verbotener Ausgang der Menschen. 

§. 71. Menschen aus dem Orte, welche beim Rindvieh beschäftigt sind, dürfen 
nicht an andere Oerter oder Feldmarken kommen; die übrigen sind zwar diesem Ver- 
bote nicht unterworfen, müssen aber durch ein Zeugniss des bestellten Aufsehers sich 
ausw'eisen, dass sie mit dem Rindvieh nichts zu thun haben. 

Verhalten der Geistlichen, Hebammen und Qfficianten beim Besuchen des Orts. 

§. 72. Wohnt der Prediger ausserhalb des Orts, so muss der Küster, und wenn 
nur ein Schulmeister im Orte vorhanden ist, dieser den gewöhnlichen Gottesdienst ver- 
richten. Wird der Prediger zu Kranken gerufen, so ist ihm zwar der Besuch verstat- 
tet, er darf sich aber mit seinem Wagen, Pferden und Fuhrmann nur auf 100 Schritte 
dem Orte nähern, auch solche nicht in denselben nehmen; beim Eintritt in das Haus, 
in welchem er sein Geschäft hat, so wie beim Ausgang muss er seine Kleidung mit 
Essigdämpfen durchräuchern, und diese bei seiner Zurückkunft noch einige Tage auf 
dem Boden durchlüften lassen. Eine gleiche Vorsicht wird bei den auswärtigen Hebam- 
men in Verrichtung ihrer Geschäfte verordnet, und eben diese Vorsicht haben auch der 
Landrath und Kreisphysicus zu beobachten, wenn sie in dem Orte Untersuchungen über 
die Krankheit und die geordneten Anstalten vornehmen. 

Verbot der Aufnahme der Auswärtigen, imgleichen der Wallfahrten. 

§. 73. Die Aufnahme aller fremden Leute und alles fremden Viehes, so wie auch 
alle Wallfahrten in und aus dem Orte werden verboten. Bei festgesetzten Wallfahrten, 
zu denen cs keiner obrigkeitlichen Erlaubniss bedarf, muss die Obrigkeit dies Verbot 
allgemein bekannt machen. 

Handel mit Vieh und liauchfutter im Orte. 

§. 74. Der Verkauf des Rindviehes auch Raucbfutters zum Bedarf der Einwohner 
darf im Orte nur mit Erlaubniss des bestellten Aufsehers, und in Ansehung des Rind- 
viehes gegen ein von demselben auszustellendes Gesundheitsattest geschehen, welcher 
solches aber dem Landrathe zur Genehmigung unzuzeigen hat. 

Vorsicht beim Schlachten. 

§. 75. Bei Besichtigung des Schlachtviehes sind die im §. 7. angeordneten Vor- 
schriften zu beobachten. Ausserdem muss der zur Besichtigung des gesunden Viehstan- 
des bestellte Revisor beim Schlachten selbst gegenwärtig sein, lind eben so wie die 
Schlächter und Hirten, und alle diejenigen, welche das Geschäft des Schlachtens besor- 
gen, dahin sehen, ob in den innern Theilen des Viehes Kennzeichen einer anstecken- 
den Krankheit sich finden. In solchem Falle sind sie sämmtlich verbunden, solches dem 
Aufseher anzuzeigen, welcher sodann die Verscharrung des geschlachteten Stückes in 
eben der Art, als es bei dem un der Seuche gestorbenen verordnet ist, zu veranstalten 
hat. Die Häute des gesund befundenen Viehes müssen eingekalkt werden. 

Befugniss des Landraths zu andern nothuendigen Einschränkungen. 

§. 76. Finden sich ausserdem noch Gegenstände in Anselmng derer in oder ausser- 
halb des Orts eine Gemeinschaft schädlich sein könnte, oder sind in einzelnen auf der 
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Localität beruhenden Fällen Ergänzungen nothwendig, so ist der Landrath verbunden, 
nach Anleitung des Vorstehenden die Anordnungen zu treffen. 

Allgemeine Sperrung der Feldmark. 

§. 77. Sollte aber bei Ausführung aller dieser Vorschriften die Ausbreitung der 
Krankheit nicht verhindert werden, sondern diese auf andere Rindviehheerden des 
Orts übergehen, oder sich auf andere Oerter des Kreises ausdehnen, so müssen die 
Grenzen dieses Orts und der übrigen angesteckten Oerter gesperrt und mit Postirungen 
besetzt werden. Sobald diese allgemeine Sperrung angeordnet ist, fällt die im §. 71. 
gemachte Ausnahme weg. Es dürfen alsdann weder Menschen noch Vieh aller Gattung 
aus dem Orte über die Grenzen desselben kommen, und die zur Postirung bestellten 
Wachen haben dieses zu verhindern, und bei Uebertretungsfällen nach den Vorschriften 
des §. 25. zu verfahren. 

Verfahren beim Einbringen der Bedürfnisse. 

§. 78. In welcher Art für die Bedürfnisse der Einwohner des Orts gesorgt wer- 
den soll, ist in dem §. 122. festgesetzt. Ausserdem ist aber die Vorsicht zu beobach- 
ten, dass diese Bedürfnisse nur bis zu den Wachen gebracht und dort nach Entfer- 
nung der Ueberbringer und Wachen von den Einwohnern des angesteckten Orts abge- 
holt werden. 

Aufsicht über die Wachen. 

§. 79. Zur Revision der bei den Postirungen angestelltcn Wachen hat der Land- 
rath einen Aufseher anzusetzen, welcher verpflichtet ist, den bestellten Wachen die An- 
weisung darüber zu ertheilen, was sie zu beobachten haben, und darauf zu sehen, dass 
derselben von ihnen genügt werde. Unordnungen, welche er vorfindet, muss er abstel- 
len, die Vorfälle aber dem Laudrathe gleich anzeigen. Letzterem bleibt es überlassen, 
ob das Geschäft dieses Aufsehers mit dem der Aufsicht über die allgemeinen Vorschrif- 
ten ausserhalb des Orts verbunden werden kann. Wegen der Instruction und Vereidung 
dieses Aufsehers wird auf die im §. 29. ertheilten Vorschriften Bezug genommen. 

Ausnahme von verschiedenen der vorstehenden Einschränkungen. 

§. 80. Sollten auch bei einzeln liegenden Vorwerken oder Etablissements ausser 
dem Falle des §. 38. die Besitzer sich die Tödtung alles erkrankten Viehes ohne Un- 
terschied gefallen lassen wollen, so bedarf es der Anlage der Quarantaineställe, 
die Bestellung der Viehwärter, des Revisors zur Besichtigung des kranken Viehes, so 
wie der Ausführung der übrigen damit in Verbindung stehenden Anordnungen nicht; 
dagegen muss vorzüglich die Absonderung des erkrankten Viehes geschehen, auej» sind 
alle andere vorstehende Vorschriften dessen ungeachtet genau zu beobachten. 

Wegen der Pflichten der bei den Anstalten anzusetzenden Personen. 

§ 81. Was endlich die Pflichten und Anweisungen der nach Vorstehendem zur 
Ausführung der geordneten Einrichtungen anzustellenden Personen betrifft, so sind solche 
in dem §. 98. etc. festgesetzt. 

B. Wenn das Vieh im Stalle steht. 

Fälle der Abweichung von vorstehenden Vorschriften . 

§. 82. Die auf die Absonderung der Hütung, den Hirten und dessen Geholfen Be- 
zug habenden Vorschriften, fallen ihrer Natur nach weg. Dagegen bleiben die übrigen, 
w'iewohl mit nachstehenden Veränderungen und Ergänzungen in Kraft. 

Früheres Einstallen und späteres Austreiben des Viehes. 

§. 83. Wenn auch die Einw r ohner eines Orts das Recht haben, ihr Vieh so lange 
von dem Hirten treiben zu lassen, als es Nahrung auf der Weide findet, so ist doch beim 
Eintritt der Viehseuche jeder Eigenthümer verpflichtet, schon am 1. October das Vieh 
einzustallen, und nicht vor dem 1. Mai auszutreiben. 

Untersuchung des Viehstandes und Absonderung des erkrankten . 

§. 84. Statt der im §. 44. angeordneten Revision der Viehheerden und des von 
den Heerden in den Ställen zurückbehaltenen Viehes muss täglich der ganze Viehstand 
jedes viehhaltenden Einwohners genau besichtigt, nachgezählt und Untersucht werden, 
ob das Vieh beim Fressen und Saufen und bei allen Bewegungen sich so bezeigt, als 
es ein vollständiger Gesundheitszustand mit sich bringt. Ergeben sich bei dieser Unter- 
suchung Kennzeichen eines Verdachts oder einer wirklichen Krankheit, so muss das 
verdächtige oder krunke Vieh sogleich abgesondert, und damit in eben der Art verfah- 
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ren werden, als es in den $§. 39. etc. vorgeschrieben ist. Zu dieser Untersuchung sind 
so viel Revisores anzusetzen, als es die genaue Besorgung dieses Geschäfts nach Ver- 
hältnis* der Grösse des Orts erfordert. 

Sperrung den Gehöftes. 

§. 85. Statt der im §. 47. angeordneten Sperrung der Ställe, in welchen krankes 
Vieh gestanden, muss, mit Ausnahme der Erndtezeit, wenn die Krankheit nach Vollen- 
dung der Erndte ausbrirht, oder bis »ur Erndte fortdauert, das ganze Gehöfte, auf wel- 
chem Rindvieh erkrankt ist, mit Wachen besetzt und dergestalt gesperrt werden, dass 
weder Vieh noch Menschen, oder ginfangende Sachen durchgelassen werden, mit Aus- 
nahme derjenigen, welchen die Aufsicht über die gesperrten Gehöfte und deren Reini- 
gung übertragen ist. Diese specielle Sperrung der Gehöfte muss, wenn nicht statt der- 
selben die allgemeine Sperrung verordnet wird, so lange fortgesetzt werden, bis die 
Seuchenkrankheit in dem Gehöfte aufgehört hat, der hierzu erforderliche Zeitpunkt ab- 
gelaufen iat , und die im dritten Capitel angeordneten Vorkehrungen der Reinigung in 
Ausführung gebracht sind. In Ansehung der Auswahl der Wachten und der Aufsicht 
über dieselben, treten hier die Vorschriften der §§. 51. und 52. ein. 

Au« den Ställen, wo erkranktes Vieh gestanden, wird das gesunde weggebracht. 

§. 86. Auf den inficirten Gehöften müss das Vieh aus denjenigen Ställen, in wel- 
chen erkranktes gestanden hat, heraus und in andere Ställe desselben Hofes gebracht 
werden. Fehlt dazu die Gelegenheit, so ist der Mist aus diesen Ställen täglich zweimal 
auszutragen, und im Garten oder hinter dem Gehöfte zwei Fuss tief zu vergraben. 

Die zur Wartung des erkrankten Viehes gebrauchten Mensehen dürfen zu dem andern 
Vieh nicht gelassen werden. 

§. 87. Auch müssen auf diesen Höfen diejenigen Menschen, welche die Wartung 
des Viehes in solchen Ställen besorgen, in welchem es erkrankt ist, von allem übrigen 
Vieh sich entfernt halten, und dürfen zu dessen Wartung nicht gebraucht werden. 

Aufsicht des Revisors über das kranke Vieh. 

§. 88. Ueher die Befolgung dieser und der Vorschriften der §§. 86. und 87., hat 
der Revisor des kranken Viehes die besondere Aufsicht zu führen. Auch die tägliche 
Revision des Viehstandes auf den gesperrten Gehöften liegt ihm ob, jedoch hat er da- 
bei die Vorsicht zu beobachten, dass er deji Theil des Viehstandes, unter welchem die 
Krankheit herrscht, zu einer andern Zeit des Tages besichtigt, als den übrigen Yieh- 
stand, auch vor der letzten Besichtigung die leinenen Ueberkleider, mit welchen er das 
erste Geschäft vorgenommen hat, uniwcchselt. 

Gesundes Vieh bleibt in den Ställen, welche vom Miste gereinigt werden müssen. 

§. 89. Alles Vieh, sowohl auf den inficirten als nicht inficirten Gehöften, muss bis 
auf die §. 86. gedachte Ausnahme nicht aus dem Stalle gelassen, sondern in diesem ge- 
füttert, gewässert und gewartet werden; auch aus den letzten Ställen und Gehöften ist 
der Mist wöchentlich zweimal auszutragen und wegzufahren. Es ist eine vorzügliche 
Pflicht des Aufsehers, darauf zu halten, dass überhaupt kein Vieh aus den Ställen und 
besonders alsdann nicht kommt, w'enn krankes oder rrepirtes Vieh transportirt wird. 

. Engere Sperrung des Orts . 

§. 90. Verhindern diese Maassregeln nicht, dass in Orten, wo unter 20 vichhal- 
tende Einwohner sich befinden, 3 Stellen, in solchen, wo von jenen zwischen 20 und 
30 vorhanden sind, deren 4, und da, wo die Zahl der viehhaitenden Einwohner noch 
grösser ist, deren 5 angesteckt werden, so ist in dem Zeiträume vom 1. April bis zum 
1. October die §. 77. etc. geordnete allgemeine Sperrung der Feldmark, in der übrigen Zeit 
aber statt der specieilen Sperrung, eine allgemeine enge Sperrung des Orts einzurich- 
ten, so dass dieser, die Onarantaineställe und Grabstellen mit eingescitlossen, mit Wachen 
besetzt und weder Vieh noch Menschen so wenig in den Ort als aus demselben gelas- 
sen werden. Wegen Anweisung der Wachen, der Aufsicht über dieselben, so wie über 
die Sperrung selbst, sind im übrigen die Vorschriften bei allgemeiner Sperrung der Feld- 
mark nach §. 77. etc. zu beobachten. 

Wie es mit den Bedürfnissen der Einwohner zu halten. 

§. 91. Wegen der Bedürfnisse der Einwohner auf den gesperrten Gehöften, und 
wegen der Bedürfnisse aller Einwohner des Orts in dem Falle der vorgeachriebenen 
allgemeinen engen Sperrung, wird auf die Bestimmungen des §. 78. und wegen der 
Hülfsleistungen und Hülfsfuhren auf die Vorschriften des §. 122. Bezug genommen. 
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Sperrung einzeln belegener Gehöfte. 

§. 92. Bei einzeln liegenden Vorwerken und Etablissements ist statt der speciel- 
len Sperrung, die allgemeine enge Sperrung des ganzen Etablissements gleich bei der 
ersten Entstehung der Krankheit einznrichten, und im Uebrigen nach dem Vorstehenden 
zu verfahren. p 

Zweiter Abschnitt. 

Vorschriften für die Städte und Flecken. 

Fälle , wo die vorstehenden Vorschriften stattfinden oder nicht. 

§. 93. Alles was vorstehend für die Oerter des platten Landes angeordnet wor- 
den, muss auch in den Städten und Flecken beobachtet werden, in so fern solches nicht 
in den Vorschriften dieses Abschnitts ausdrücklich aufgehoben oder abgeändert ist. 

Aufhebung der Märkte. 

§. 94. So wie die Aufhebung der Viehmärkte als eine allgemeine Vorsicht in dem 
§. 26. bereits angeordnet worden, so muss solche besonders in den Städten und Flecken, 
wo die Seuche ausgebrochen ist, geschehen, und ausser den Viehmärkten sind auch die 
Kram-, Woll- und Wochenmärktc aufzuheben. 

Wie es in Residenz- und Handelsstädten zu halten ist. 

§. 95. In grossen Residenz- und Handelsstädten fällt die Verlegung der Wege 
und Straassen, so wie der Posthäuser weg. Auch dürfen daselbst Menschen und Vieh 
aus andern Orten in nicht inficirte Stellen aufgenommen werden. Die im §. 90. ange- 
ordnete allgemeine enge Sperrung ist dahin durch eine genaue Aufsicht an den Thoren 
zu beschränken, dass weder Rind- und Schaafvieh, noch Menschen, die bei dem Rind- 
vieh Geschäfte haben, noch giftfangende Sachen aus der Stadt oder durch dieselbe ge- 
lassen werden. Die im §. 77. vorgeschriebene allgemeine Sperrung an den Grenzen 
beschränkt sich dahin, dass der Ausgang der vorbenannten Menschen, Viehgattungen 
und giftfangende Dinge über dieselben verhindert wird. Dagegen müssen alle inficirte 
Stellen, ohne Unterschied anf deren Anzahl und die Jahreszeit, mit Wachen besetzt und 
so genau gesperrt werden, dass aller Ein- und Ausgang von Menschen, Vieh und gift- 
fangenden Sachen in diese Stellen und aus denselben unterbleibt. Auch ist der ganze 
Bezirk, in welchem die Quarantaincstälie und Grabstellen angelegt sind, mit einer Posti- 
rung dergestalt einzuschliessen, dass aller Zugang von Menschen, bis auf diejenigen, 
welche in demselben Geschäfte haben, nach solchem verhindert wird. 

Anwendung des Vorstehenden auf aridere Städte. 

§. 96. Sollen die im vorstehenden Paragraph festgesetzten Ausnahmen auch auf 
andere Städte Anwendung finden, so muss dieses von den Vorgesetzten Landesbehörden 
ausdrücklich bestimmt werden, so lange dies aber nicht geschehen ist, sind die Anord- 
nungen des vorigen Abschnitts für das platte Land genau zu beobachten. 

Wer in Städten die Anstalten anzuordnen und auszufuhren hat. 

§. 97. Alle Vorschriften, welche auf die Gemeindevorsteher und Schulzen Bezug 
haben, finden in den Städten auf die Magisträte und Polizei Vorsteher; alle Vorschriften, 
die für den Landrath gegeben sind, wenn statt dessen der Steuerrath oder eine Ma- 
gistratsperson die Direction führt, auf diese, und endlich die Vorschriften für den Kreis- 
physicus auf den Stadtphysicus Anwendung, wenn dieser die Physicatsgeschäfte zu be- 
sorgen hat. 

Dritte Abtheilung. 

Von den Personen, welche zur Ausführung der bei der Seuchenkranklieit angeordneten 
Vorkehrungen zu bestellen sind, und deren Instruction; iragleichen von der Direction 
über diese Anstalten und der Oberaufsicht der Landescollegien. 

Von den Pflichten des Aufsehers. 

§. 98. Zur Aufsicht auf die Befolgung aller in der vorigen Abtlieilung gegebenen 
Vorschriften, in so fern solche auf den Ort selbst oder innerhalb des Grenzbezirks des- 
selben Bezug haben, ist am Orte ein Aufseher zu bestellen. Diesem liegt es ob, darauf 
zu sehen, dass alle zur Ausführung der Vorkehrungen angesetzte Personen ihre Pflicht 
erfüllen, und dass sowohl im Orte als in dem Bezirke der Grenzen desselben summt- 
liehe Vorschriften auf das Genaueste beobachtet werden. Er muss die Heerden von 
Zeit zu Zeit revidiren und untersuchen, ob von den Revisoren und den viehhaltenden 
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Einwohnern pflichtmässig verfahren wird, auch den ganzen Vichstand de« Ort« aufneh- 
men. Ihm liegt ferner die örtliche Leitung aller Anstalten ob, und unter ihm stehen 
alle angesetzte Personen. Bei allen Vorfällen, die ihm angezeigl werden, hat er die 
vorgeschriebenen Vorkehrungen auf das Schlounigste zur Ausführung zu bringen, den 
im Orte und bei den Quarantainestallen bestellten Wachen, bestimmte Anweisungen 
über ihre Geschäfte zu ertheilen, diese Wachen täglich zu revidiren, den Vorgefunde- 
nen Unordnungen schleunig abzuhelfen und Ucbertrelungsfalle dem Landrathe anzuzei- 
gen. Beziehen sich diese Uebertretungen auf Rindvieh und giftfangende Sachen, so 
muss er erstes tödten und letzte \ erbrennen, die Uebertretcr aber arretiren lassen, und 
solche den Gerichten des Orts zur Bestrafung überliefern. Er muss ein Tagebuch hal- 
ten, darin den ganzen Viehstand nach den einzelnen Einwohnern, die Anzahl der er- 
krankten, der getödteten, und der von vorübergehenden Zufällen wieder genesenen 
Stücke, nebst allen vorgefallenen Veränderungen eintragen; ferner wöchentlich zwei- 
mal, und w r enn die Krankheit schnell um sich greift, auch wenn ausserordentliche Vor- 
fälle es erfordern, sogleich dem Landrath Bericht abstatten, ihm wöchentlich einen Aus- 
zug aus seinem Journale über die erkrankten, getödteten und in den O uar * n t&ineställen 
wieder genesenen Stücke zufertigen. Dem Landrathe bleibt es überlassen, dies Geschäft 
dem Polizeivorsteher des Orts iu übertragen, oder einen besondem Aufseher anzusetzen, 
oder auch die Geschäfte unter sie zu theilen. 

Pflichten des Revisors beim kranken Vieh. 

§. 99. Ausser diesem Aufseher müssen nach den Bestimmungen der §§. 40. und 
44. Revisores des kranken und gesunden Viehes bestellt werden. Der erste hat die 
Verbindlichkeit die Krankheit zu untersuchen und dabei nach dem §. 39. zu verfahren. 
Ihm liegt besonders die Verantwortlichkeit dafür ob, dass das erkrankte Vieh nur unter 
den zulässigen Merkmalen in den Ouarantaineställen stehen bleibe; er hat darauf zu 
sehen, dass die Viehwärter und der zum Tödten des Viehes bestimmte Mensch, so wie 
der Leiter des kranken Viehes ihre Pflichten erfüllen; er muss die gesperrten Ställe 
und Gehöfte und in diesen auch' den Viehstand, jedoch unter den Bestimmungen des 
§. 88. besichtigen, erkranktes Vieh sogleich absondern lassen und Unordnungen, auch 
Uebertretungsfälle dem Aufseher des Orts anzeigen. 

Pflichten der Revisoren des gesunden Viehes. 

§. 100. Der Revisor des gesunden Viehes muss zu der Zeit, wenn es auf der 
Weide geht, die Ileerden wöchentlich zweimal und die Ställe und Gehöfte täglich re- 
vidiren, und besonders das in diesen zurückhehaltene Vieh genau untersuchen. Zu der 
Zeit, wenn es eingestallt ist, muss er den ganzen Vichstand jedes einzelnen Einwoh- 
ners täglich genau revidiren, und daliei nach den Vorschriften der §§. 44. und 84. ver- 
fahren; er ist auch nach der Anweisung des Aufsehers ausserdem alle Aufträge zu 
übernehjncn verbunden, welche auf die Ausführung der Vorkehrungen Bezug haben. 

Obliegenheiten der übrigen amnst eilen den Personen. 

§. 101. Ausser diesen Revisoren sind nach Anleitung der §§. 43., 46., 50. und 53. 
annoch ein Leiter des kranken Viehes, zwei Viehwärter und ein Mensch zur Tödtung 
des erkrankten, und für die Hirten der Heerde, unter welehen die Seuche ausgebrochen 
ist, Gehülfen zu bestellen. Auch diese stehen sämmtlich unter dem Aufseher. Der 
Viehleiter hat die Verbindlichkeit, den Transport des erkrankten Viehes zu übernehmen, 
und hierbei nach den Vorschriften des §. 46. zu verfahren. Wegen des Geschäfts der 
Viehwärter und ihres Verhaltens wird auf die Vorschriften der §§. 50. und 53., wegen 
des zum Tödten angesetzten Menschen auf die Vorschriften der §§. 53., 55., 56. und 
58., und wegen der Geschäfte und des Verhaltens der Hirten und ihrer Gcliülfcn auf 
die Vorschriften der §§. 43. und 63. Bezug genommen. 

Vorsichtsregeln für diejenigen Personen , welche mit dem kranken Vieh cu thun haben . 

§. 102. Von diesen zur Ausführung der geordneten Anstalten angesetzten Perso- 
nen, müssen diejenigen, welche nach ihrem Geschäfte mit dem kranken Vieh zu thun 
haben, mit solchen Einwrohnern des Orts, deren Vieh gesund ist, so wie mit den Hirten 
der gesunden lfeerden keinen Umgang haben; eben dieser Umgang wird ihnen mit Ein- 
wohnern aus andern Oertern verboten; sie müssen zu der Zeit, wenn sie ihre Geschäfte 
treiben, leinene Ueberkleider anziehen, solche demnächst wieder ablegen, dnrehräu- 
chern und lüften, und damit sie diese Ueberkleider wechseln können, müssen sie sich 
doppelt damit versehen, und solch© so oft wie möglich gewaschen werden. Gleichen 
Vorsichten sind auch die Revisoren des kranken Viehes, die Viehw'ärter in den Qua- 
rantaines lallen, so wie der Aufseher, und zwar letzter alsdann unterworfen, wenn er 
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die Revision in den Quarantainestallen und den gesperrten Gehöften und Ställen vor- 
nimmt. 

Von der Vereidung und a chri/tlichen Anweisung. 

§. 103. Der Aufseher, die Revisoren, die Hirten und alle übrige in dem §- 101. 
benannte Personen, sind nach Maassgabe der für sie erlheilten Vorschriften und unter 
den Ergänzungen auch näheren Bestimmungen, weiche die örtlichen Verhältnisse erfor- 
dern, von dem Landrathe mit einer schriftlichen Instruction zu versehen, und müssen 
auf deren Befolgung von demselben vereidet werden. 

Wem die Direetion obliegt. • 

'S. 104. Die Direetion führt mit Zuziehung des Kreisphysicus auf dem platten 
Lande, und in solchen Städten, worin ein Steuerratb nicht wohnt, der Landrath; in den- 
jenigen Städten aber, wo ein Steuerrath sich aufhält, ist von diesem die Direetion zu 
besorgen. 

Pflichten des Landraths und Kreisphysicus. 

§. 105. Der Landrath hat mit Zuziehung des Kreisphysicus alle verdächtige Vieh- 
krankheiten zu untersuchen. Für verdächtig ist aber jede Krankheit zu halten, die nach 
dem §. 3. dem Landrathe angezeigt werden muss. Bei dieser Untersuchung sind alle 
Umstände der Krankheit, so wie die äussern Merkmale derselben aufzunehmen, gefallene 
Stücke zu obduciren auch einzelne kranke zu tödten, und an ihnen die Obduction vor- 
zunehmen. Die Kreisphysici sind verbunden, alle innere Theile sorgfältig zu prüfen, die 
Beschaffenheit derselben und Vorgefundenen Merkmale der Krankheit in den innem 
Theilen genau aufzunehmen: nnd ein bestimmtes mit Gründen unterstütztes Gutachten 
über die Gattung der Krankheit, und oh sie solche für ansteckend oder gar für eine 
Seuche halten, abzugeben. Sie sind ferner verbunden, auf Verlangen des Landraths 
diese Obduction zu wiederholen, auch die zweckmässigen Präservativmittel vorzuschreiben. 

Verbindlichkeit zur Anzeige an die Vorgesetzte Behörde. 

§. 106. Beide, der Landrath und Kreisphysicus, sind verpflichtet, unverzüglich ihren 
Vorgesetzten Behörden von allen verdächtigen Krankheiten Bericht abzustatten, und sel- 
bigem die Untersuchungs- und Obductionsverhandlungen beizufügen. Wird bei der an- 
gestellten Untersuchung die Krankheit für eine wirkliche Seuche erkannt, so sind beide 
verbunden, ihren Behörden Nachweisungen über den ganzen Viehstand des Orts, und 
die Anzahl der erkrankten und crepirtcn Stücke nach den verschiedenen Klassen des 
Viehes einzureichen, von 14 zu 14 Tagen über den Verlauf der Krankheit mit diesen 
Berichten fortzufahren, und zugleich die getroffenen Vorkehrungen, so wie die von dem 
Zeitpunkte eines Berichts bis zum andern erkrankten, gefallenen und getödteten Stücke 
anzuzeigen, nach aufgehörter Krankheit aber eine Gcncralnachweisung über den ganzen - 
Abgang des Viehes, ingleichen über die Anzahl des gesund gebliebenen einzirreichen. 
Beide haben ferner die Verbindlichkeit, die Entstehung der Krankheit genau zu unter- 
suchen, und ihren Behörden die darüber aufgenommene Verhandlung einzusenden. 

Nähere Bestimmung über die Pflichten des Landraths. 

§. 107. Der Landrath ist insbesondere verbunden, sogleich, nachdem die Seuchen- 
krankheit ausgemittelt ist, den benachbarten Oerlern und Obrigkeiten, so wie allen Ge- 
meinden, Obrigkeiten und Magistraten des Kreises von dem Ausbruche der Krankheit 
Nachricht zu gehen, und ihnen ihr Verhalten nach Maassgabe der allgemeinen Anord- 
nungen in den §§. 24. bis 37. vorzuschreiben. Er muss ferner auf die Ausführung die- 
ser und aller übrigen angeordneten Polizeivorschriften halten, und alle Bestimmungen 
der Instruction in Anwendung bringen, welche auf ihn Bezug haben, auch nach den 
örtlichen Verhältnissen alle Vorkehrungen, welche diese Instruction der Localität über- 
lässt, ergänzen und deren Genehmigung nachsuclien. 

Besonders bei vorfallenden Streitigkeiten und in Uebertretunysf allen. 

§. 108. Er hat das Recht, bei entstehenden Streitigkeiten über die Ausführung der 
geordneten Anstalten, solche vorschussweise aus der Kreiskasse vollführen zu lassen, 
hiernächst aber von den Verpflichteten nach Maassgabe der eingegangenen Entscheidung 
wieder einzuziehen. Er hat ferner das Recht, in Uebertretungsfallen gegen die Vor- 
schriften des Patents, geringe Polizeistrafen zur Vollstreckung zu bringen, und es wird 
allen Gerichtsobrigkeiten zur Pflicht gemacht, ihm zu dieser Vollstreckung Beistand zu 
leisten. Er ist aber auch verbunden, dergleichen Falle seiner Vorgesetzten Behörde 
nnverzüglich anzuzeigen. 
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Vorgesetzte Behörden dee iMndraths und Kreisphysicus. 

§. 109. Die nächsten Behörden sind für den Landrtth die Kammer -Cellegieto, für 
den Kreisphysicus aber die Medicinal-Collrgien der Provinz und in der Kurmark das 
Ober-Medicinal-Collegiura; die höheren Behörden sind für die Mrdicinai-Collegien das 
Ober-Medieinal-Collegium und für dies letate das Medicinal-Departement, für die Kam- 
mer aber das General-Directorium. 

Fälle der unmittelbaren Berichterstattung an die höheren Behörden und Rücksprache der 
nächsten Behörden unter einander . 

§. 110. Bei wichtige« Vorfällen, besonders beim Ausbruch der Seuchrnkrankheit 
und bei deren weiteren Verbreitung, sind die Kreisphysici und Lnndräthe auch verbun- 
den, nicht bios ihren nächsten, sondern aucMNen höheren Behörden von diesen Vorfäl- 
len Bericht abzuslatlen; auch sind die Kammern und Medicinal-Collegien verpflichtet, in 
sulchen Fällen unter sich über die zu treffenden zweckmässigen Maassregeln, in so fern 
diese nicht bereits durch die Instruction angeordnet sind, zu vereinigen, sodann aber 
ihren höheren Behörden darüber Bericht abslatten. 

In welchen Fällen das Vorhergehende auf Steuerräthe und JStadtphysici Anwendung 

findet. 

§. 111. Alles was in dieser Abtheilung in Ansehung des Landrath* verordnet ist, 
findet auch in solchen Fällen, da der Sleuerrath die Direclion hat, auf diesen Anwen- 
dung und in gleicher Art gelten die Vorschriften in Bezug des Kreisphvsicus auch für 
die Sladtphysici, wenn die eintretenden Fälle zu ihrem Ressort gehören. 

Vierte Abtheilung. 

Vorschriften über die Verbindlichkeiten der Einwohner des Orts und des Kreises, in 
welchem die Seuche ausbricht, zur Ausführung der geordneten Vorkehrungen, Dienst- 
leistungen zu übernehmen und (seid- und Naturalbeiträge aufzubringen, auch über die 
aus den Kreis- und andern Kassen zu bezahlenden Vergutungea. 

Von der Verpflichtung, die Aufsicht im Orte zu übernehmen. 

§. 112. Von den Einwohnern des Orts selbst sind die Polizei -Obrigkeiten, die 
Stadtverordneten in den Städten, die (iemeindevorsteber und Gerichlsmänner auf dem 
platten Lande verbunden, nach der Anweisung des Landraths und in denen Fällen, wo 
der Steuerrath die Direclion führt, nach dessen Anweisung die Aufsicht über die geord- 
neten Vorkehrungen und die damit verbundenen Geschäfte zu übernehmen. 

Auch Prediger und Königliche Offldanten sind dazu verbunden. 

§. 113. Eine gleiche Verbindlichkeit haben auf dein platten Lande die Prediger, 
besonders an solchen Orten, wo die Polizei -Obrigkeit nicht anwesend ist. Auch Kö- 
nigliche Üfficianten sind verpflichtet, auf Verlangen des Land- oder Steuerratbes, solche 
Aufsichtsgeschäfte zu übernehmen, die inil ihren Dienstverwaltungen zu vereinigen sind. 

In welchen Fällen eine Vergeltung erfolgt. 

§. 114. In der Kegel geschieht dies unentgeltlich, in Ansehung der untergeordne- 
ten Polizeivorsteher hängt ts aber von ihren specietlen Dienstverhältnissen ab, ob ihnen 
dafür eine billige Vergütung von der Commune oder aut der Coiumunekasse zusiebt 
oder nicht. 

Gestellung der Wachen und Wärter. 

§. 115. Diese Wachen bei der specicllcn Sperrung der Gehöfte und Ställe, so wie 
die zur Abweisung der Reisenden und die Wärter des Viehes in den Quarantaineställen 
muss der Ort selbst geben. 

Von de n ferneren Obliegenheiten des angesteckten Orts. 

§. 116. Ferner müssen von dem Orte selbst die Fuhren und Dienstleistungen zur 
Anlage der Quarantaineställe und zum Ueberpflastern der Grabstätte nach §. 49. und 
58. geschehen, die vorhandenen Materialien geliefert, die nicht vorhandenen angekauft, 
das Arbeitslohn aufgebracht, die Aufseher und Revisoren, welche vom Kreise angesetzt 
werden, wenn sie nicht aus dem Orte selbst sind, beköstigt, und wenn ihr Geschäft die 
Ansetzung mit einem Pferde erfordert, das zum Unterhalten desselben nöthige Futter 
aufgebracht werden. Auch muss der Ort die nöthigen Ueberkleider und Geräthschaften 
anschaffen. 
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Verhältnis* der Obrigkeit und Gemeinde bei diesen Verpflegungen. 

§. 117. Hat die Obrigkeit Holzungen bei dem Orte, so ist sie verbunden, das Holz, 
welches zu den bestimmten Anstalten nöthig ist, nach den Sätzen der Königlichen Forst- 
taxe herzugeben. Muss sie aber zu den Gemeindegebäuden das Holz unentgeltlich lie- 
Tern, so ist sie auch im jetzigen Kalle dazu verpflichtet. Handdienste und Fuhren ge- 
schehen unentgeltlich von der Commune in eben dem Verhältnisse als bei andern Com- 
muneanstalten. Das Lohn für die zu bestellenden Wächter, für die Viehwärter, das 
Arbeitslohn für die Sachverständigen, die Beköstigung der Aufseher und das hergege- 
bene Pferdefutter, ferner das Holz, wenn es angekauft werden muss, und alle übrige 
Materialien werden, wenn sie angekauft sind, nach dem Kaufpreise, und wenn sie in 
Natur gegeben werden, nach einem billig auszumittelnden Werthe von den Einwohnern 
des Orts nach der Häupterzahl des Vielutendes aufgebracht. Ist aber eine Versiche- 
rungsgesellschaft, so dient der darin angenommene Werth des Viehes zum Maassstabe. 

Was die Kreiskasse zu vergüten hat. 

§. 118. Aus der Kreiskasse wird bezahlt, die Vergütung für den angesetzten Auf- 
seher; das Lohn für die bestellten Revisoren, für die Gehülfen der Hirten, für den am 
Orte zum Tödten des kranken Viehes bestellten Abdeckerknecht oder dessen Substitu- 
ten; die Vergütung des Scharfrichters mit 8 gGr. für den Verlust der Haut; die Kosten 
des anzuschaffenden Karren; der zur Bedeckung der Cadaver erforderliche Kalk; das 
Arbeitslohn für das Ueberpllastern der Grabstelle nach §. 58.; die Gebühren der Kreis- 
bedienten, welche zur Aufsicht bestellt worden sind; die Entschädigung der Viehbesitzer 
für die Tödtung des Viehstandes in dem Falle des §. 38. und so lange keine Versiche- 
rungsgesellschaft eingerichtet ist, die Entschädigung für das zur Ausmittelung der Krank- 
heit getödtete Vieh. 

Bestimmung der Vergütungssätze für die Aufsehei' u. s. w. 

§. 119. Die Vergütungssätze, für die bei allen diesen Anstalten angesetzten Per- 
sonen, werden der Bestimmung des Landraths und ira eintretenden Falle, des Steuer- 
raths, unter Genehmigung ihrer Vorgesetzten Behörden überlassen. 

Desgleichen für das Vieh. 

§. 120. Von dem getödteten Vieh wird das gesunde nach seinem vollen Werthe, 
das kranke aber zum dritten Theile des Werths, den es vor dem Eintritt der Krankheit 
gehabt hat, entschädigt und von dem Landrathe darüber eine gewissenhafte Taxe auf- 
genommen. 

Aus welchen Fonds solche erfolgen. 

§. 121. Die Entschädigung für das nach der Vorschrift des §. 38. getödteten er- 
krankten Viehes wird nach den Sätzen des vorigen Paragraphen aus den Beiträgen der 
Versicherungsgesellschaft, sobald solche zu Stande gebracht Ist, bezahlt, bis dahin aber 
erfolgt solche aus Königlichen Kassen nach der Bestimmung der Departements. 

Stellung der Sperrungsicachen und Lieferung der Bedürfnisse. 

§. 122. Die Wachen zur allgemeinen Sperrung eines Orts, so wie zur Sperrung 
einer Feldmark, geschehen von den übrigen Dorfschaften des Kreises, nach einer vom 
Landrathe anzüfertigenden Repartition. Dagegen hat jede Commune die Wachen, w r elche 
in ihrem Orte und zu ihrer eigenen Sicherheit bestimmt sind, selbst zu stellen. Soll- 
ten auch wegen der im zweiten Capitel vorgeschriebenen Einschränkungen, so wie in 
dem Falle der angeordneten Sperrung, die Einwohner an nothw r endigen Bedürfnissen 
so wie an Viehfutter Mangel leiden, so muss, beides gegen Bezahlung billiger Sätze 
und ohne Anrechnung der Fuhren von den übrigen Dorfschaften des Kreises nach einer 
gleichmässigen Repartition aufgebracht und geliefert werden; eine gleiche Verbindlich- 
keit haben bei specieller Sperrung von Gehöften die Einwohner der übrigen nicht ge- 
sperrten Gehöfte unter einander. Nach eben diesen Grundsätzen müssen auch diejeni- 
gen Bestellungen und Fuhren geschehen, welche die Einwohner nach den ertheilten 
Vorschriften nicht selbst verrichten dürfen, so wie auch die zur Bepflasterung der 
Grabstätte etwa fehlenden Steine von den benachbarten Dörfern unentgeltlich geliefert 
werden müssen. 
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• Capitol III. 

Von dem Verhallen nach aufgehörter Seuchenkrankheit. 

Bestimmung des Zeitraums, trenn die Krankheit für beendigt zu Kulten und mit den 
Reinigungsanstalten der Anfang zu machen ist. 

§. 123. Bis vier Wochen nach dem leisten Krankheitsfälle sind die im vorigen 
Capitel benannten Vorschriften und Einschränkungen genau zu befolgen. Im Winter 
kann, wenn keine allgemeine Sperrung verordnet war, dieser Zeitraum bis auf 3 Wochen 
verkürzt werden. Vor Ablauf desselben und zwar dergestalt, dass 14 Tage nach dem 
letzten Krankheitsfalle damit der Anfang gemacht werde, sind di«v Reinigungsanstalten 
in folgender Art zu bewirken. 

Reinigung der Ställe und Vorsichten dabei. % 

§. 124. Die Ställe, worin krankes Vieh gestanden hat, ehe es nach fein Kranken- 
und Quarantainestall gebracht ward, werden gereinigt, und zwar ist 

1) in Ansehung des Mistes zu bemerken, dass, da bereits §. 50. und 86. festge- 
setzt worden, wie es mit dem Jliste in den Quarantaine- und denjenigen 
Ställen gehalten werden soll, wo das Vieh erkrankt ist, es hier nur auf die 
Bestimmung ankommt, wie es mit demjenigen zu halten, der in den gesunden 
Ställen desselben Gehöftes liegt, wo das Vieh krank geworden, oder aus sol- 
chen auf den Hof gebracht ist. Dieser muss mit Pferden auf das Feld ge- 
schafft, dort untergepflügt, und der Platz, wo solches geschehen, 4 Wochen 
mit keinem Rindvieh© betrieben werden. Gestattet der Frost das Unterpflügen 
nicht, so wird der Mist doch wenigstens gebreitet. Beim Wegfahren darf 
kein. Vieh nach der Gegend getrieben werden, damit solches nicht dem Wa- 
gen begegne. 

2) Im Stalle selbst wird die Erde 2 Fuss tief ausgegraben, mit derselben Vor- 
sicht wie der Dünger weggeschafft, und solche durch frische ersetzt. 

3) Krippen und Raufen von der Stelle, worin krankes Vieh gestanden, werden 
herausgerissen und nebst den Geräthschaften und Gefässen, welche bei dem- 
selben gebraucht worden, imgleichen den zum Transporte des gestorbenen 
Viehes gebrauchten Schleifen oder Karren verbrannt. In Ansehung der übri- 
gen ist nothwendig, dass sie mit einer mit Salz vermischten scharfen Lauge 
abgewaschen und 14 Tage zum Aaswittern in die freie Luft gelegt werden. 

4) Auch das Holzwerk im Stalle wird dergestalt abgewaschen, von den Lehm- 
wänden aber der Lehm abgekratzt und vergraben, worauf dann die Wände 
mit Lehm oder Kalk frisch zu übertragen sind. Steinerne Wände werden 
übcrschlemmt. 

5) Ausserdem müssen die Ställe mit folgendem Mittel bei verschlossenen 0 Öff- 
nungen geräuchert werden. In einem Stalle von 8 Stück Vieh schüttet man 
3 Pfund Kochsalz in eine Schüssel, und auf dasselbe 1 \ Pfund Vitriolöl. 
Dies rührt der Wärter, nachdem er sich Mund und Nase mit einem Tuche 
verbunden hat, uin, und entfernt sich schnell. Nach 24 Stunden werden die 
Thüren und Luken, jedoch von aussen w ieder geöffnet, und ein freier Durch- 
zug der Luft gestattet. Es darf aber niemand innerhalb der ersten 2 Stunden 
in den Stall gehen. Diese Vorsichtsregeln dürfen nicht versäumt werden, 
weil sonst der Mensch auf der Stelle erstickt w'erden kann. 

Verhalten des Gesindes , besonders beim Wegziehen. 

§. 125. Das Gesinde und alle Personen, welche bei dem kranken Vieh Geschäfte 
gehabt haben, müssen ihre Kleider waschen, durchräuchern und 14 Tage lang auslüften. 
Erst wenn dieses befolgt, darüber ein Attest des Aufsehers ausgestellt und der §. 123. 
bestimmte Zeitraum abgelaufen ist, darf das etwa wegzichende Gesinde den Ort verlas- 
sen, und muss an dem Orte, wo es hinzieht, sich mit diesem Atteste rechtfertigen. 

Vorsicht in Ansehung dis Rauchfutters. 

§. 126. Das auf den Böden der §. 124. gedachten Ställe liegende Heu und Stroh, 
darf nur Pferden und Schaafen des Eigenthümers gegeben, und muss daher unter An- 
ordnung des Aufsehers von den Böden über den nindviehställen nach den Böden über 
den Schaaf- und Pferdeställen gebracht werden. Bei diesem Transporte ist die Annähe- 
rung alles Rindviehes zu verhüten, so wie deun überhaupt eine Veräusserung dieses 
Rauchfutters nie statlfinden darf. 

Horn, Veterinär -Swaitatrpollisi. % 4 
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Verhalten bei dem An- und Verkauf des Rindviehes. 

§. 127. Die Einwohner in dem angesteckt gewesenen Orte müssen innerhalb zwei 
Monaten Rindvieh und Kälber weder auswärts verkaufen, noch von andern Orten an- 
kaufen. Nach Ablauf dieses Zeitraums werden noch zwei Monate erfordert, binnen wel- 
chen nicht ohne Erlaubniss des Landraths ein solcher An- und Verkauf geschehen darf. 

Wie es mit den Quarantainestdllen zu halten. 

§. 128. Die Quarantaineställe sollen in der Regel auf der Stelle verbrannt werden. 
Will aber eine Gemeinde solche erhalten, so ist sie verbunden, selbige mit dem §. 124. 
beschriebenen Mittel zu durchräuchern, acht Tage nachher alles Holzwerk abzuwaschen 
und zu übertünchep, Krippen und Kaufen aber zu verbrennen, und die Stelle mit einem 
Graben und Zaun zu umgeben, welche zur Abhaltung alles Viehes ein halbes Jahr hin- 
durch erhalten werden müssen. 

4 

0 Unterhaltung des Steinpflasters. 

§. 129. Das §. 58. gedachte Steinpflaster ist ebenfalls zwei Jahre lang im Stande 
zu erhalten. 

Cap'tel IV. 

Von dem Verfahren, welches bei der Lungenkrankheit, beim Milzbrände, bei der Toll- 
krankheit und in zweifelhaften Fällen zu beobachten ist. 

Von der Verbindlichkeit zur Angabe und Absonderung des kranken Viehes. 

§. 130. Das Tüdten des erkrankten Viehes, die Anlage der Quarantaineställe, die 
Ansetzung der Viehwärter und Leiter, ungleichen eines Abdeckers oder dessen Stell- 
vertreters, wird bei diesen Krankheiten nicht zur Vorschrift gemacht. Dagegen wird 
jede Verheimlichung der Krankheit strenge verboten, und es muss das erkrankende Rind- 
vieh ohne Unterschied, ob es unter der Heerde oder in den Ställen erkrankt, sofort von 
allem gesunden Vieh abgesondert, und in einen besondern Stall des Viehbesitzers ge- 
bracht, auf gleiche Weise auch das genesene von dem kranken und das kranke unter 
sich, so viel cs die örtlichen Verhältnisse zulassen, separirt werden. 

Vorsichtsregeln bei der Genesung des Viehes. 

§. 131. Ohne vorgängige Besichtigung des nach §. 98. zu bestellenden Aufsehers 
und ohne dessen Erlaubniss, darf kein genesenes Stück unter das gesunde Vieh gebracht 
werden; dieser muss aber zuvörderst die Genehmigung des Landraths darüber nach- 
suchen, ehe er diese Erlaubniss ertheilf. 

Absonderung durch Buchten und auf den Hütungen. 

§. 132. Wo es den Viehbesitzern an Ställen zur Separation fehlt, müssen in den 
Gärten bei den Gehöften Buchten angelegt werden. Wenn aber die Krankheit zu der 
Zeit einfällt, da das Vieh auf der Weide geht, so sind dem kranken sowohl als gene- 
senen Vieh besondere Hütungsllecke, jedoch unter eben den Vorsichten, welche in den 
§§. 64 — 68. in Ansehung der Absonderung der Hütung, der Triften und Tränken vor- 
geschrieben sind, anzuweisen. 

Anstellung der Gehülfen und Revisoren. 

§. 133. Bei der Heerde, in welcher sich die Krankheit iiussert, müssen dem Hir- 
ten ebenfalls Gehülfen bestellt, und so auch Revisoren zur Untersuchung des ganzen 
Viehstandes des Orts, sowohl in der Heerde als in den Ställen, angesetzt werden. Da- 
gegen bedarf es keines besonderen Revisors zur Untersuchung des kranken Viehes. 

Fon Anwendung rerschiedetier Vorschriften des II. Capitels. 

§. 134. Mit eben der Vorsicht als es im II. Capitcl unter den specicllen Vor- 
schriften verordnet ist, muss bei Auswahl der Grabstellen, beim Transporte des gefalle- 
nen oder kranken Viehes, bei den Obductionen, auch überhaupt bei der Ausmittelung 
der Krankheit, und beim Verscharren des Viehes verfahren werden, in so fern die Vor- 
schriften dieses Capitels keine besondere Ausnahme begründen. Die Gruben zürn Ver- 
scharren des Viehes müssen aber in diesen Fällen von dem Viehbesitzer selbst, jedoch 
ebenfalls nach den Vorschriften der §§. 57. und 58. angefertigt werden. 

Vom Verhalten beim Abledem. 

§. 135. Das Abledem wird bei diesen Krankheiten nachgelassen, der Abdecker 
darf aber aus den Cadavern weder Talg herausnehmen noch Luder abschneiden, und 
Von diesem weiter nichts als die Haut mitnehmen. 
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Pflichten de» Scharfrichter». 

§. 136. Scharfrichter und Abdecker des Bezirks sind verbunden, wahrend der 
Dauer dieser Krankheit gleich nach der Ansagung ihre Knechte zur Abholung des Viehes 
abzuschicken, und müssen sich so viel Knechte halten, als die Erfüllung dieser Vor- 
schrift erfordert. Diese Knechte müssen sich ohne Mund und Karren einfinden. Ha- 
ben sie bei dem ersten Ausmittelungsfalle einen Karren mitgehracht, so muss dieser 
ira Orte stehen bleiben, und und so untergebracht werden, dass kein Vieh zu demsel- 
ben kann. Bei der Rückkehr müssen die Knechte alle Oerter möglichst vermeiden, von 
Rindviehheerden aber durchaus sich entfernt halten. 

* Anschaffung eine» Karren». 

§. 137. Ausser dem Falle, da bereits ein Karren am Orte steht, bleibt es der Be- 
stimmung des Landraths überlassen, ob zu dem Transporte de§ gefallenen Viehes ein 
besonderer Karren oder eine Schleife anzuschaffen ist. 

Absonderung der Hütung. 

§. 138. Wegen Unterbrechung der Gemeinschaft mit dem übrigen Rindvieh des 
Orts, so wie auch mit dem Rindvieh aus andern Oertern, bleibt es in alten Stücken bei 
den speciellen Vorschriften des II. Capitels, jedoch mit der Ausnahme, dass der zur 
Absonderung bestimmte Zwischenraum auf 500 Schritte beschränkt wird. 

Abweichungen von den Vorschriften. 

§. 139. Die Vorschriften des IL Capitels, wegen Absonderung der Hütung, der 
Schaafheerden, wegen der Beschränkung des Verkaufs dieser Gattung von Vieh ausser- 
halb des Orts, wegen des verbotenen Ein- und Ausganges der Menschen, wegen der 
verbotenen Aufnahme der Menschen aus andern Oertern, wegen der Vorsichten, welche 
die beim Geschäfte mit dem kranken und gefallenen Vieh angeselzten Personen in Rück- 
sicht der Kleidungsstücke zu beobachten haben, und endlich wegen der speciellen und 
allgemeinen Sperrung und alle damit in Verbindung stehende Vorschriften, finden in 
diesen Fällen keine Anwendung. 

Verbot de» Ausbringen» alle» Rindviehes, llauchfutter» und Dünger». 

§. 140. Dagegen darf kein Rindvieh, Rauchfutter und Dünger aus dem Orte ver- 
kauft, oder auch unter einem andern Vorwände über die Grenze des Orts und des zur 
Absonderung bestimmten Zwischenraums gebracht werden. 

Verbot des Durch- und Uebert reiben». 

§. 141. Auch aus andern Orten darf kein Rindvieh so wenig durch den Ort selbst, 
als über dessen Feldmark und Hütungen gebracht werden. 

Von Aufhebung der Märkte. 

§. 142. Viehmärkte, die an denjenigen Orte, wo die Krankheit ausgebrochen, ein- 
fallen, müssen gleichfalls aufgehoben werden. Dagegen findet die Vorschrift von der 
Aufhebung der Viehmärkte in dem Bezirke von 3 Meilen und von Aufhebung der Kram- 
und Wollrnärkte im Orte selbst keine Anwendung. 

Vom Schlachten de» Viehes. 

. §. 143. Bei dem Schlachten des Viehes, zum Bedarf der Einwohner des Ortes, 
■ finden die Vorschriften des II. Capitels keine Anwendung; dagegen muss nach den all- 
gemeinen Vorschriften des I. Capitels verfahren werden, welche §. 7. enthalten sind. 

Von Anlegung der Hunde. 

§. 144. Wegen Anlegung der Hunde bleibt es bei der Bestimmung des §. 27., 
jedoch mit dem Zusätze, dass bei einer sich geäusserten Tollkrankheit alle Hunde, die 
von einem tollen Hunde gebissen worden sind, getödtet werden müssen, und keine Kur 
derselben gestattet werden darf. 

Da» von der Lungenkrankheit genesene Vieh »oll gezeichnet und vor 3 Monaten nicht 

verkauft werden. 

§. 145. Da es zu den seltenen Fällen gehört, dass ein Stück Vieh, welch* die 
Lungenkrankheit gehabt, ganz geheilt wird, diese Krankheit auch Monate an dem Kör- 
per des Viehes nagt, ehe sie zur Entwickelung kommt, so muss alles daran erkrankende 
Vieh mit den Buchstaben L. K. an den Hörnern gebrannt, und erst drei Monate, nach- 
dem diese Krankheit ganz aufgehört hat, dessen Verkauf hachgeiussen werden. 

4* 



Digitized by Google 




52 



Veterinär- Sanitätspolizei. 



Vorbevgungs- und Heilmittel. 

§. 146. Wegen der bei diesen Krankheiten zu gebrauchenden Präservativ- und 
Curativraittel wird auf die Beilage B. Bezug genommen. 

Anstellung der Aufseher und Revisoren . 

§. 147. Zur Aufsicht der Befolgung der vorstehenden Vorschriften sind zwei Auf- 
seher, der eine im Orte, und der andere ausserhalb desselben zu bestellen. Der erste 
hat die Aufsicht über diejenigen Vorschriften, welche im Orte selbst und dessen Be- 
zirke, und der andere über diejenigen, welche ausserhalb desselben zur Ausführung 
kommen sollen. Dem Landrathe aber bleibt es überlassen, die Aufsicht im Orte dem 
Gemeindevorsteher desselben zu übertragen, oder einen benondern Aufseher anzusetzen. 
Ausser diesem Aufseher müssen im Orte noch Revisoren des Yichstartdes und Gehulfen 
des Hirten angestellt werden; diesen Personen, so wie den Hirten selbst, sind nach 
Anleitung der Vorschriften des II. Capitels schriftliche Anweisungen vom Landrathe zu 
ertheilen, auch sind sie auf deren Befolgung zu vereiden. 

Vergütung, Hilfsleistung und Direction. 

§. 148. Alle Vorschriften wegen der Vergütungen und Hülfleistungen, wegen der 
Direction über die angeordneten Anstalten des II. Capitels, sind auch in diesen Füllen 
genau zu beobachten. 

Zeitraum, nach welchem die Beendigung der Krankheit zu bestimmen. 

§. 149. Eben so finden auch die Vorschriften des III. Capitels jedoch mit folgen- 
den Ausnahmen ihre Anwendung. Der Zeitpunkt, von welchem es anzunehmen ist, 
dass die Krankheit im Orte aufgehört hat, richtet sich nach Verschiedenheit der Krank- 
heiten. Bei dem Milzbrände bleibt cs bei dem im III. Capitol angenommenen Termine. 
Bei der Tollkrankheit muss auf die Zeit mit Rücksicht genommen werden, zu welcher 
das Vieh vom tollen Hunde gebissen ist, und wenn diese nicht auszumitleln, kommt es 
auf den Zeitpunkt an, wo das erste Vieh erkrankt ist, dergestalt, dass von demselben 
an die Vorsichtsregeln noch 9 Wochen lang beobachtet werden. Bei der Lungenkrank- 
heit wird dieser Termin statt der angenommenen 14 Tage auf 8 Wochen festgesetzt. 
Der Verkauf des Rindviehes bleibt bis 4 Wochen nach diesem Termine untersagt, zum 
Einkauf desselben bedarf es aber nach Ablauf des Termins keiner besondern Erlaubnis. 

Vorschriften, um die Ausartung der Krankheit in eine wirkliche Seuche auszumittlen. 

§. 150. Da es bei diesen Krankheiten und besonders bei der Lungenkrankheit 
nicht ungewöhnlich ist, dass die wirkliche Seuche sich mit derselben verbindet, so müs- 
sen von 14 zu 14 Tagen Obductionen angestellt, und durch den Kreisphysicus oder 
einen andern bestellten Sachverständigen untersucht werden, oh äussere oder innere 
Merkmale der Seuche bei dieser Krankheit zutreten; finden sich diese, so müssen, 
wenn auch die Krankheit von den Sachverständigen nicht für eine wirkliche Seuche 
anerkannt wird, Versuche angestellt werden, ob die Krankheit bei einer entfernten 
oder mittelbaren Gemeinschaft ansteckend ist. Zur Anstellung dieser Versuche muss 
aus einem gesunden Orte ein Stück Yieh angekauft, mit dein kranken in einen Stall 
gebracht, jedoch entfernt von demselben gestellt, auch unter Wartung ein- und eben der- 
selben Menschen gesetzt, und damit so lange fortgefahren werden, als die Merkmale der 
Seuche vorhanden sind. Wird in diesen Fällen aber das gesunde Stück mit angesteckt, 
so muss die Krankheit für eine pestartige Seuche anerkannt, und überall nach den Vor- 
schriften des II. Capitels verfahren werden. 

In welchen Fallen die Krankheiten für zweifelhaft zu halten. 

§. 151. Wenn zwar einige Hauptmerkmale der Seuche an dem kranken oder ge- 
fallenen Vieh ausgemittelt w r erden, die Krankheit aber wegen des Mangels anderer 
Haupt- und Nebenmerkmale dennoch von den Sachverständigen nicht für eine Seuche 
anerkannt wird, so ist diese Krankheit als zweifelhaft zu betrachten. 

IVie alsdann zu verfahren , und wann sie für die Seuche zu halten ist. 

§. 152. In allen diesen Fällen sind die vorbenannten Vorschriften in Ausführung 
zu bringen, und unter andern muss auch der angeordnete Versuch über den Ansteckungs- 
grad der Krankheit angestellt werden. Hierbei ist jedoch zu unterscheiden, ob die in 
der ^Beilage A. bemerkten Hauptmerkmale der Lungenkrankheit, des Milzbrandes und der 
Tollkrankheit sich finden oder nicht. Im ersten Falle wird nach Inhalt dieses Capitels 
verfahren, im letzten ist aber noch der Unterschied zu machen, ob hinnen 14 Tagen 
bei einem Vichstande im Ortp unter 50 Stück 8, und bei einem grösseren Viehstnndc 
12 Stück krank werden oder crepircn. Geschieht dieses, so ist nicht darauf Rücksicht 
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zu nehmen, ob die Krankheit von den Sachverständigen für die Seuche erklärt wird, 
oder nicht, vielmehr müssen alsdann eben die Vorschriften beobachtet werden, weiche 
bei einer anerkannten Seuche im II. Capitel vefttrdnet sind. 

• Capitel V. 

V o n d e n Strafen. 

Bei Verbreitung der Seuche. 

§. 153. Solche Handlungen, durch welche Seuchen oder andere ansteckende Krank- 
heiten unter dem Rindvieh verbreitet werden, sind nach den Bestimmungen des Allge- 
meinen Lnndrechts Theil II, Tit. 20. Abschnitt 17. mit Festungs- oder Zuchthausstrafen 
zu belegen. 

Nach dem Grade der Verschuldung. 

§. 154. Sind diese Handlungen vorsätzlich begangen, so hat der Thäter eine drei- 
bis sechsjährige Festungsstrafe, sind sie aus grober Nachlässigkeit oder durch Uebertre- 
tung der Vorschriften des Viehsterbenpatents geschehen, eine sechsmonatliche bis drei- 
jährige Festungsslrafc verwirkt; sind sie aber um Gcwinn&tes willen geschehen, so soll 
eine sechs- bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe stattfinden. 

Bei Vergiftungen der Weiden u. s. tr. 

§. 155. Eben so sollen diejenigen bestraft werden, welche Gemeindeweiden, Hü- 
tungen, Teiche oder Viehställe vergiften. 

Ausser dem Falle der Verbreitung. 

§. 156. Auch solche Handlungen, durch welche Seuchen oder andere ansteckende 
Krankheiten unter dem Rindviehe zwar nicht verbreitet, wodurch aber dennoch Vor- 
schriften des Viehsterbenpatents übertreten werden, ziehen eine öffentliche Bestrafung 
nach sich. 

Beim Einbringen des Viehes und der giftfangenden Sachen aus solchen Gegenden des 

Auslandes , tro Seuchen herrschen. 

§. 157. Viehtreiber, Viehhändler Und andere Käufer, wenn sie aus dem Auslande 
und zwar aus Gegenden, wo Rindviehseuche herrscht, Rindvieh in die diesseitigen Staaten 
bringen, haben schon dadurch allein, wenn auch kein Schaden geschieht, Zuchlhaus- 
oder Festungsstrafe von drei Monat oder ein Jahr verwirkt. Eine gleiche Strafe trifft 
diejenigen, welche wissentlich giftfangende Sachen vom Auslande einbringen. Entsteht 
daraus Schaden, so haben sie, ausser dem Ersatz, ein- bis dreijährige Zuchthaus- oder 
Festungsstrafe verwirkt. Diese kann bis zu zehn Jahren erhöht werden, wenn blosse 
Gewinnsucht dabei zum Grunde lug. Wer auf falsche Pässe wissentlich zur Zeit der 
Seuche Rindvieh vom Auslande einbringt, der hat noch härtere, und nach Maassgabc des 
daraus erwachsenen Unglücks, wohl gar Lebensstrafe verwirkt. §§. 14. und 23. 

Bei unterlassener Anzeige der Krankheiten und Sterbefdlle. 

§. 158. Eben diese Personen verfallen in ein- bis sechsmonatliche Zuchthausstrafe, 
wenn sie Krankheiten und Sterbefälle, die beim Treiben des Rindviehes im Lande sich 
zutragen, der Obrigkeit und dem Gemeindevorsteher des Bezirks, in welchem sich die 
Fälle ereignen, anzuzeigen unterlassen. §. 21. 

Auf falsche Atteste. 

§. 159. Obrigkeiten, deren Stellvertreter und Gemeindevorsteher, so wie die an 
den Eingangsorten bestellten Revisoren, und alle öffentliche Polizeibediente, werden, 
wenn sie wissentlich falsche Gesundheitsatteste angestellt haben, mit sechsmonatlichcr 
bis dreijähriger Festungsstrafe, wenn dies aber aus grober Nachlässigkeit geschehen ist, 
nach Verschiedenheit der cintretenden Fälle mit ein- bis sechsmonatlicher Gcfängniss- 
oder verhältnissmussiger Geldstrafe belegt. §§. 13 — 17. inclusive. 

Bei Verheimlichung der Sterbefälle beim Treibevieh. 

§. 160. Gastwirthe und Krüger, wenn sie unter dem Treibevieh, welches bei ihnen 
» gestanden hat, Krankheiten wahrnehmen, und solche d^Obrigkeit und den Gemeinde- 
vorstehern anzuzeigen versäumen, verfallen in Festiinj^Rrafe, §. 19.; und eben diese 
Strafe verwirken Schlächter, Hirten und alle diejenigen Personen, denen die Besichti- 
gung des Schlachtviehes, so wie des ermatteten Treibe- und des angekauften Viehes 
obliegt, w’enn sie bei demselben Merkmale von Seuche oder andern ansteckenden Krank- 
heiten wahrnehmen, solche aber den Obrigkeiten und Gemeindevorstehern anxuzeigen 
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unterlassen, §§. 7., 11., 22., 76.; so wie auch die Gemeindevorsteher selbst, wenn sie 
die Anzeige an den Landrath verabsäumen. §. 18. 

• 

Feetungestrafe auf Uebertretungen im Falle der Seuche . 

§. 161. Wenn in einem Orte im Lande eine Krankheit unter dem Rindvieh, von 
den zur Ausmittelung derselben gesetzten Behörden, für eine Seuche anerkannt worden 
ist, so verfallen in der Regel in Festungsstrafe: 

1) Viehbesitzer und Hirten, so wie alle Personen aus dem inficirten Orte, welche 
bei der Wartung des Rindviehes Geschäfte oder auch die Aufsicht über einen 
Viehstand haben, wenn sie Krankheiten oder Stcrhefälle, die sich unter dem- 
selben ereignen, verheimlichen, das gefallene Rindvieh heimlich vergraben, 

§. 61., oder die angeordnete Absonderung des kranken unterlassen. 

Für eine Verheimlichung aber wird angesehen, wenn die Anzeige der 
Krankheit nicht bei dem bestellten Aufseher des Orts, und so lange dieser 
Aufseher noch nicht angestcllt ist, bei dem Gemeindevorsteher, von denjenigen 
Personen unverzüglich geschieht, welchen solche obliegt, und zwar sobald als 
ihnen die Krankheit bekannt geworden, §§. 42., 43., 44. Anzeigen, die an 
andere Personen geschehen sind, können dieses Vergehen nicht entschuldigen. 

2) Gemeindevorsteher, welche die Sperrung versäumen. 

3) Diejenigen, welche in dem inficirten Orte bei dem Rindviehe Geschäfte haben, 
und sich nach andern Oertern oder Feldmarken begeben, §. 71. 

. 4) Alle diejenigen, welche Rindvieh und Schaafvieh oder giftfangende Sachen 

aus dem inficirten Orte nach andern Oertern oder Feldmarken bringen. 

SS- 24., 68. 

6) Diejenigen, welche aus gesunden Oertern Rindvieh, Schaafvieh oder giftfan- 
gende Sachen durch den inficirten Ort, über dessen Feldmark oder über die 
für diesen Ort abgesonderten Hütungen, Holzungen und Bearkerungsgrenzen 
bringen, in so fern nicht in dem Viehsterhenpatente ausdrückliche Ausnahmen 
hierüber festgesetzt sind, §§. 24., 68. 

6) Alle diejenigen, welche aus dem inficirten Orte mit Rindvieh und giftfangen- 
den Sachen die abgesonderten Hülungs-, Holzungs- und Ackerungsgrenzen, 
ferner den zu den Quarantaineställen und Vergrahungsfleckcn abgesonderten 
Bezirk überschreiten, so wie auch diejenigen, welche Mühlenfuhren mit Och- 
sen verrichten, §§. 63 — 66. 

7) Diejenigen, welche aus dem inficirten Orte Rindvieh oder giftfangende Sachen 
vernussorn, §. 68. 

8j Alle diejenigen, welche bei Sperrung eines Gehöftes im Orte, oder bei der 
Sperrung eines Ortes selbst, oder bei der Sperrung einer Feldmark, mit 
Rindvieh oder giftfangenden Sachen den Sperrungsbezirk überschreiten, 

§§. 77., 86., 90., 95. 

9) Diejenigen, welche ohne Erlaubniss des Landraths in dem inficirten Orte 
OefTnungen der gestorbenen Stücke vornehmen, §. 60. 

10) Alle diejenigen, besonders auch die Abdeckerknechte, welche Rindvieh, das 
an der Seuchenkrankheit gefallen ist, ahledern, aus diesem Talg herausneh- 
men, Luder und andere Theile abachneiden, §§. 69-, 60. 

11) Diejenigen, welche, auch nachdem die Seuche aufgehört hat, vor dem be- 
stimmten Termine Rindvieh und giftfangende Sachen veräussern oder heraus- 
bringen, §. 127. 

12) Diejenigen, welche nach beendigter Seuchenkrankheit Rauchfutter verkaufen 
oder nach andern Orten bringen, welches über Ställen gelegen hat, worin 
Rindvieh erkrankt ist, §, 126. 

13) Obrigkeiten, welche bei der Seuchenkrankheit aus und zu den inficirten Or- 
ten Wallfahrten gestatten, oder hei festgesetzten Wallfahrten das Verbot der- 
selben unterlassen, imgleichen die Wallfabrtenden selbst, wenn sie im ersten 
Fall ohne Erlaubniss, und im zweiten gegen das Verbot die Wallfahrt unter- 
nehmen, $. 73. 

14) Diejenigen Einwohner des inficirten Orts, welche Menschen oder Vieh aus 
andern Orten aufnduien, in so fern die Aufnahme nicht ausdrücklich im • 
Viehsterbenpatente ^rcr durch den Landrath nachgelassen worden, §. 73. 

16) Alle diejenigen, welche sich denen Personen, die zur Ausführung der im 
Viehsterbenpatente geordneten Anstalten sowohl im Orte selbst als ausserhalb 
desselben angesetzt sind, tbätlich widersetzen, oder selbige mit groben Be- 
leidigungen behandeln. Inzwischen kann, wenn nicht wissentlich, sondern 
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nur au* grober Nachlässigkeit gefehlt ist, nach ^faassgabe der Schuld und 
des entstandenen Schadens Gefängnis*- und Geldstrafe eintreten. Bei letzter 
werden zwar 6 Thaler einem achttägigen Gefängnissarrest in der Regel gleich 
gehalten, der Richter kann aber nach Beschaffenheit der Yermögensumstände 
sie auf 10 — 40 Thaler erhöhen. 

Desgleichen bei anderen ansteckenden Krankheiten . 

§. 162. Bei anderen Krankheiten unter dem Rindvieh, welche nach den Bestim- 
mungen des Viehsterbenpatents als ansteckend oder zweifelhaft ausgemittell sind, ver- 
wirken Festung*- oder nach vorstehendem Paragraph Gefängnis*- und Geldstrafe: 

1) Abdeckerknechte, welche von dem gefallenen Rindvieh Talg herausnehmen, 
Luder und andere Theile abschneiden, §. 135. 

2) Abdeckerknecbte, welche den beim Transport der erkrankten und gefallenen 
Stücke gebrauchten Karren oder Schleife ohne Erlaubnis» des Landraths wie- 
der zurücknehmen, oder gar in andern gesunden Orten zur Forthringung des 
Viehes gebrauchen, §. 136.. 

In welchen Fallen drei - bis rierwöchentliches Gefängnis« stattfindet . 

§. 163. In drei- bis vierwöchentliche Gefängnisstrafe verfallen: 

1) Viehbesitzer, Hirten und alle diejenigen, weihe bei der Wartung des Rind- 
viehes Gcschäfto haben, auch die Aufseher eines Viehstandes, wenn sie zu 
einer Zeit, da zwar nicht im Orte, aber in einem Bezirke von drei Meilen 
eine anerkannte Seuche ausgebrochen, Krankheiten oder Sterbefälle, die sich 
unter demselben ereignen, verheimlichen, §. 31. Die Fälle der Verheim- 
lichung sollen nach den Bestimmungen des §. 161. beurtheilt werden. Einer 
gleichen Strafe sind die Gemeindevorsteher unterworfen, welche die Anzeige 
an den Lundrath, sobald ihnen dieser Vorfall bekannt geworden, unterlassen 
oder die angeordnete Absonderung des kranken Viehes verabsäumen, §. 32. 

2) Alle diejenigen Einwohner des von der Seuche angesteckten Orts, welche, 
wenn sie gleich bei dem Rindviehe keine Geschäf e haben, doch ohne Pässe 
des Aufsehers nach anderen Orten und Feldmarken sich begeben, §. 24., 71. 
Doch kann hier nach Lage der Umstande die Strafe bis auf acht Tage ge- 
mildert, oder eine Geldstrafe von 5 — 20 Thalern verfügt werden. 

3) Diejenigen, welche für ihre Person oder mit andern als giftfangenden Gegen- 
ständen und andern als den im §. 161. benannten Gattungen von Vieh, aus 
dem inficirten Orte selbst, oder aus andern Oertern bei der Spcriung eines 
Gehöftes, eine» Orts oder einer Feldmark die gesperrten Bezirke überschrei- 
ten, §§. 24., 77., 85., 90., 95. Ferner 

4) diejenigen, welche in den Fällen, da blos die Passage aufgehoben, für ihre 
Person oder mit den vorher bemerkten Gegenständen oder Viehgattungen 
sich nach dem inficirten Orte, oder durch denselben, oder über dessen Feld- 
mark auch abgesonderte Hütungs- und Holzungsdistricte begeben, §§. 24., 70. 

5) Viehtreiber und Viehhändler, welche von den Rindviehhcerden Stücke, die 
beim Treiben des Viehes im Lande ermattet sind, zurücklassen, ohne solches 
der Obrigkeit und dem Gemeindevorsteher des Bezirks anzuzeigen. Eben 
diese Personen, wenn sie sich ohne die geordnete Revisionsalteste ins Land 
und in die Provinzen einscbleichen, $. 21. 

6) Diejenigen, welche in dem Orte, wo Seuchen oder andere ansteckende Krank- 
heiten herrschen, ohne Erlaubnis» des Aufsehers, und wenn dieser nicht be- 
stellt ist, ohne die des Gemeindevorstehers Rindvieh oder giftfangende Sachen 
an andere Einwohner des Orts verüussern, $. 74. Ferner diejenigen, welche, 
wenn der Viehhandel wegen einer Seuchenkrankheit in dem Bezirke von drei 
Meilen verboten, dennoch innerhalb dieses Bezirks Rindvieh ohne Erlaubnis» 
ihrer Obrigkeit zu ihrem Bedarf ankaufen, §. 26. 

7) Alle Personen, welche, wenn sie mit der Wartung desjenigen Viehes, unter 
dem die Seuche herrscht, zu thun haben, doch bei Rindvieh in andern Stäl- 
len oder auf andern Gehöften, so lange diese von der Krankheit verschont 
geblieben, Geschäfte übernehmen, so wie auch diejenigen, welche sie ihnen 
übertragen, §. 87. 

8) Diejenigen, welchen die Verbindlichkeit obliegt, bei der Ausführung der ge- 
ordneten Anstalten, Leistungen und Fuhren zu verrichten, oder Geldbeiträge 
aufzubringen, wenn sie sich in Erfüllung dieser Verbindlichkeiten auf die 
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Anweisung ihren* Vorgesetzten oder der bei den Anstalten angesetzten Per- 
sonen ungehorsam oder widerspenstig bezeigen. 

9) Das Gesinde, welches bei dem kranken Vieh Geschäfte gehabt und die ge- 
ordnete Reinigung der Kleidungsstücke unterlässt, §. 125. 

10) Alle diejenigen, welche bei den im Patente bestimmten ansteckenden Krank- 
heiten Oeffnungen der gefallenen Stücke ohne Erlaubniss des Landraths vor- 
nehmen, §. 134. 

11) Alle Vichbesitzer und Hirten in dem Orte, wo die Krankheit sich geäussert, 
so wie alle Personen, welche die Aufsicht über einen Viehstand oder bei der 
Wartung des Viehes Geschäfte haben, wenn sie Krankheiten oder S'crbefälle 
unter demselben verheimlichen, Rindvieh heimlich vergraben, oder auch die 
Absonderung des erkrankten unterlassen, oder endlich, wenn sic genesene 
Stücke ohne Erlaubniss der zur Aufsicht bestellten Behörden unter das ge- 
sunde Vieh bringen, §§. 130., 131., 132. 

Wenn Handlungen aber für Verheimlichung angesehen werden sollen, ist 
bereits in dem vorhergehenden Paragraphen Nr. 1. bestimmt. 

12) Gemeindevorsteher, welche die ihnen angezeigten oder sonst in sichere Er- 
fahrung gebrachten Krankheiten und Sterbefalle dem Landrathe anzuzeigen 
verabsäumen. 

13) Diejenigen, welche aus dem inficirten Orte Rindvieh Rauchfutter oder Dün- 
ger nach andern Orten verkaufen oder nach andern Orten auch über die ab- 
gesonderten Hütungs-, Holzungs- und Beackerungsgrenzen bringen, so wie 
diejenigen, welche mit Ochsen Mühlenfuhren verrichten, §§. 138. 139. 

14) Alle diejenigen, die aus andern gesunden Oertern durch den inficirten Ort 
oder über dessen Feldmark und abgesonderte Hütungen Rindvieh bringen, 

§. 139. 

15) Auch diejenigen, welche, wenn die Krankheit aufgehört hat, vor Ablauf des 
bestimmten Termins Rindvieh oder Rauchfutter, was über den Krankenställen 
gelegen hat, nach andern Orten verkaufen und bringen, §§. 140., 149., 126. 

Fälle der ausserordentlichen Geldstrafen. 

§. 164. Ausser diesen Festungs- und Gefängnisstrafen werden folgende ausser- t 
ordentliche Geldstrafen festgesetzt: 

1) Eine Obrigkeit oder deren Stellvertreter, welche bei dem Ausbruche einer 
Seuche aus dem inficirten Orte Hofedienste nach andern Feldmarken oder 
Oertern, wenn auch dadurch kein Schaden entsteht, verrichten lässt, verfällt 
in eine Geldstrafe von 50 bis 100 Thalern. Eben dieser Strafe ist sie unter- 
worfen, wenn sie im inficirten Orte selbst Hofediener zur Wartung des 
Rindviehes, zur Absonderung des kranken, zur Reinigung der inficirten Ställe, 
zum Austragen, Laden, Brechen und zu den Fuhren des Mistes aus demsel- 
ben gebraucht, §. 69. 

2) Abdeckerknechte, w r elche beim Transporte des Rindviehes keine Hunde mit- 
biingen sollen, wenn sie gegen dieses Verbot handeln oder auch bei ihrer 
Rückkehr sich nicht von den Rindviehheerden entfernt halten, verwirken eine 
Strafe von 25 Thalern, §§. 33., 136. 

3) Diejenigen Scharfrichter und Abdecker, welche ihre Knechte nicht so zeitig 
abschicken, dass das gefallene Rindvieh 24 Stunden nach der Ansage fort- 
geschafft werden kann, verfallen in eine Geldstrafe von 5 Thalern, §. 4. 
Geschieh! dies zu einer Zeit, wenn an dem Orte selbst Krankheiten, die als 
ansteckend oder zweifelhaft bestimmt sind, herrschen, so verwirken selbige 
eine Geldstrafe von 20 Thalern, §. 136., und geschieht dies in den Fällen, 
da in dem Bezirke von drei Meilen Seuchen herrschen, so verfallen sie in 
eine Geldstrafe von 25 Thalern. Die Scharfrichter und Abdecker werden 
ferner mi‘ einer Strafe von 5 bis 10 Thalern belegt, wenn sie oder ihre 
Knechte sich nicht zu der vom Landrathe bestimmten Zeit einfinden, oder 
dessen Ankunft nicht abwarten, und eben so in allen Fällen, da sie gegen 
die Anweisungen des Landraths oder desjenigen, der an seiner Stelle die 
Polizeigeschäfte zu betreiben hat, handeln, §§. 33., 36. 

4) Alle Einwohner, welche ihre Hunde nicht fest anlegen, verfallen, wenn dies 
im Orte, wo die Krankheit herrscht, geschieht, in eine Geldstrafe von 2 Tha- 
lern, und w'enn es ausser demselben, in einem Bezirke von drei Meilen von 
diesem Orte, geschieht, in eine Geldstrafe von 1 Thaler auf jeden Uehertre- 
tungsfall; überdies liegt es aber den Polizei-Behörden ob, dergleichen frei 
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umherlaufendc Hunde unverzüglich tödten zu lassen, $. 27. Hirten, deren 
Hunde «ich nicht von der Heerde entfernt halten, machen hierbei eine Aus- 
nahme.' 

Fälle der kleinen Poli seist rafen. 

§. 165. Bei allen andern Handlungen, durch welche die Vorschriften diese« Ge- 
setzes oder auch die auf den Grund desselben von dem Landrathe ertheilten Vorschrif- 
ten übertreten werden, finden die kleineren Polizeistrafen von 8- bis 14 tägigem Ge- 
fängnis* bei den niederen Klassen, und bei bemittelten Personen die Geldstrafe von 5 
bis 10 Tbalern Statt. 

Bestrafung der Theilnahme. 

§. 166. Obrigkeiten, Dienstherrschaften. Viehhändler und Käufer, welche nach 
Verschiedenheit der eintretenden Fälle ihre Unterthanen, Dienstleu'e und Viehtreiber 
zur Uebcrtretnng der Vorschriften dieses Patents, Anleitung oder Befehle geben, ver- 
wirken die auf den Uebertretungsfall bestimmten Strafen. Auch finden die Vorschriften 
des Allgemeinen Landrechts, wegen der Theilnahme an Verbrechen und Vergehungen, 
überall Anwendung. 

Strafen der bei den Anstalten angesetzten Personen. 

§. 167. Alle zur Ausführung der geordneten Anstalten angestellte Personen, so 
wie die bestellten Wachen, wenn sie an den lieber! retungen des Patents entweder w is- 
scntlich oder durch grobe Vernachlässigung Anthei) genommen, verfallen in eben die 
Strafen, welche uuf die Uebertrctungsfalle selbst angeordnet sind. In allen andern 
Fällen, wo sie die Verpflichtungen, zu welchen sie angestellt sind, um des Gewinnst** 
Willen oder vorsätzlich un’erlnssen haben, verwirken sie Festungsstrafe. Geschieht dies 
ans grober Nachlässigkeit, so verfallen sic in 3- bis 4 wöchentliche Gefängnissstrafe. 
Bei andern Nachlässigkeiten ^ind sie den geringeren Polizeistrafen von 8- bis 1 4 tägi- 
gem Gefängniss unterworfen. 

Befugnis s des Landraths kleine Strafen zu vollstrccken. 

§. 168. Dem Landrath wird das Recht eingeräumt, kleine Polizeis’rafen von 8 tä- 
gigem Gefängniss oder Geldstrafen bis auf 5 Thaier, sobald die Uebertretungsfälle aus- 
gemittelt sind, zur Ausführung zu bringen, worauf sodann bei Bestimmung der richter- 
lichen Strafen, in so fern das Vergehen dazu geeignet ist, Rücksicht genommen wer- 
den soll. 

Was hierbei dem richterlichen Ermessen zu überlassen. 

§. 169. Der richterlichen Entscheidung bleibt es überlassen, nach Verschiedenheit 
der einlretenden Umstände die Dauer der Festung*- und Gefängnisstrafen festzusetzen, 
so wie auch in den Erkenntnissen zu bestimmen, ob und in wie fern solche in blossen 
Arrest- oder in Arbeil*«trafen bestehen sollen, auch die Gefängnisstrafen in Geldbussen 
zu verwandeln; jedoch »oll die Gefängnissstrafe in der Regel nur bei den niederen 
Kla»sen, Geldstrafen aber bei andern Klagen und bemittelten Personen stattfinden. 

. Wohin die Geldstrafen ßiessen. 

§. 170. In Ansehung der Geldstrafen wird festgesetzt, dass diese zu den Kreis- 
kassen fliessen «ollen, jedoch in Dcnunciationsfäillen nach Abzug desjenigen An t heil«, 
welcher den Denuncianten gesetzlich zusteht. 

Bekanntmachung. 

$. 171. Damit aber Niemand sich mit der Unwissenheit der Vorschriften dieses 
Viehsterbenpatents oder der darin bestimmten Strafen entschuldigen könne, so wird 
festgesetzt, dass ausser der gewöhnlichen Bekanntmachung gedruckte Auszüge angefer- 
tigt, und solche, so oft eine Seuche an einem Orte ausbricht, sowohl dort als in dem 
Bezirke von drei Meilen, in den Krügen und an den Kirchthüren angeschlagen, von 
den Landräthen aber diese Vorschriften erneuert, und diejenigen ausdrücklich darauf 
verwiesen werden sollen, welche solche zu der Zeit angehen. 

Seine Königliche Majestät von Preussen, Unser allergnädigster Hörr, befehlen also 
hierdurch Dero Krieges- und Domainen-Kammern , Landräthen und übrigen dahei con- 
currirenden obrigkeitlichen Behörden, Vasallen und Unterthanen, sich nach dieser ge- 
setzlichen Vorschrift bei vorkommenden Fällen aufs Genaueste zu achten, dadurch ihr 
eigenes wie das allgemeine Interesse des Landes zu befördern, und bei Vermeidung der 
bestimmten Strafen nichts zu verabsäumen. So geschehen Berlin, den 2. April 1803. 

Friedrich Wilhelm. 
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Anlage a. 

Formular zu dem §. 13. vorgeschriebenen Gesundheitsatteste. 

Da Vorzeiger dieses der allhier angezeigt hat, dass er 

von Farbe mit Abzeichen an den .....' verkauft habe, 

und den abgehen lassen wolle; so wird hierdurch bescheinigt, dass seit län- 

ger als drei Monaten keine Spur einer ansteckenden Rindviehkrankheit sich hier ge- 
zeigt hat. 

den 18 . . 

(Siegel.) N. N. 

Verordnung wegen Abänderung und näherer Bestimmung eiui- 

« ger Vorschriften des Patents vom 2. April 1803, wegen Ab» 
Wendung der Viehseuchen. Vom 27. Märt 1836. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preussen etc. etc. Zur 
näheren Bestimmung des Patents vom 2. April 1803 wegen Abwendung der Viehseuchen, 
insbesondere der §. 14. wegen der Zulassung des podolischen Viehes und des §. 23. 
wegen der im Falle der Rindviehseuche im Auslande verbotenen Einführung von Vieh 
und Sachen, wird mit gänzlicher Aufhebung des letztgedachten §. 23-, ungleichen unter 
Aufhebung des auf die §§. 14. und 23. sich beziehenden Strafbestimmungen jenes Pa- 
tents, wie folgt, verordnet: 

§. 1. ln die östlichen Provinzen des Staats darf Rindvieh der Steppenrace (podo- 
liaches Vieh) zu keiner Zeit auf andern Punkten, als durch bestimmte mit Quuranlaine- 
Anstallen versehene Einlassorte über die Landesgrenzc gebracht, und dasselbe nur nach 
ein- und zweitägiger Quarantaine, und, wenn cs während derselben gesund geblieben, 
weiter eingeführt werden. Bei der Entlassung uns der Quarantaine muss das Vieh mit 
dem Quarantainezeichen versehen, und nur das mit solchem Zeichen versehene Vieh 
jener Art darf ohne Weiteres im Innern des Landes zngelassen werden. 

Es ist die Obliegenheit der in den Einlassorten bestellten Revisoren, der Kreis- 
physiker und Thierärzte, sich mit den Kennzeichen des von andern Rindviehracen durch 
Gestalt und Farbe leicht zu unterscheidenden Steppenviehes bekannt zu machen, und 
nach diesen Merkmalen allein ist über die Notwendigkeit der Quarantaine zu ent- 
scheiden. 

Wird rn einem Ort im Innern der östlichen Provinzen Rindvieh eingebracht, wel- 
ches von Sachverständigen nach seinen äussern Merkmalen für Steppenvieh erklärt wird, 
welches aber mit dem Quarantainezeichen nicht versehen ist, so muss dasselbe, wie 
nahe oder entfernt auch der Einbringungsort der Grenze liegen mag, sofort ungehalten 
werden, und der Eigentümer, oder wer es sonst eingehracht hat, sich über die Un- 
verdächtigkeit ausweisen, dass dasselbe nämlich entweder inländischen Ursprungs oder 
doch schon seit geraumer Zeit (mindestens seit drei Monaten) im Lande gewesen, oder 
dass dessen Zulassung aus dem Auslande und zum innern Verkehr von den dazu er- 
mächtigten Behörden genehmigt ist. Kann ein solcher Ausweis nicht sofort beigehracht 
werden, so muss das angehaltene Vieh ausserhalb des Orts in besondern Futter- und 
Lagerstellen, ausser Berührung mit anderm Vieh gehalten werden. Doch soll eine 
solche Aufbewahrung, wenn dieselbe in Folge des geführten Ausweises über die Un- 
verdächtigkeit nicht schon früher eingestellt werden kann, nicht länger als 21 Tage 
statthahen. Aeussern sich bei dem angehaltenen Vieh verdächtige Symptome, so muss 
das kranke Vieh sogleich getödtet und mit Haut und Haar vergraben werden. Sind der 
angehaltenen Thiere mehrere, so muss es in solchem Falle mit denselben, wie cs we- 
gen der auf den Wirthschaflshöfen des Inlandes ausbrechenden Rindviehseuche im §. 38. 
des Patents vom 2. April 1803 vorgeschrieben ist, gehalten werden. Bleibt dagegen 
das Vieh während der Zeit seiner Aufbewahrung gesund, so wird dasselbe dem Eigen- 
thümer, oder wer es sonst eingebracht hat, nach geführtem Beweise der Unverdächtig- 
krit freigegeben. Wird aber dieser Ausweis nicht innerhalb 21 Tage beigebracht, so 
kann der Eigentümer die Herausgabe des Viehes nur gegen Niederlegung des Werths 
fordern; erfolt diese nicht, so wird das Vieh sofort öffentlich verkauft. Dem Eigentü- 
mer wird dann von der Ortspolizei -Behörde nach den Umständen des Falles eine an- 
dere endliche Frist zur Beibringung der Unverdiichtigkeit bestimmt, und wenn er sol- 
chen auch in dieser Frist nicht beibringt, so wird das deponirtc Geld oder das Kauf- 
geld als Strafe seiner Nachlässigkeit eingezogen. 

§. 2. Ist in dem benachbarten Auslände die Rinderpest (Löserdürre) ausgebrochen, 
so darf aus demselben: 
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a) kein Rindrieh irgend einer Art, ohne dass dasselbe zuvor der 21 tägigen Qua- 
rantaine auf den datu beslimmten Einlasspunkten unterworfen und während 
derselben völlig gesund befunden ist, eingebracht werden; 

b) Schwärt- und Wollenvieh ist am Einlassorte einer sorgfältigen Reinigung 
durch Schwemmung, in der halten Jahreszeit durch Wäsche in bedeckten 
Räumen, tu unterwerfen, und einer gleich sorglältigrn Reinigung nuissen sich 
auch nach dem Ermessen der ausführrndrn Behörde die Treiber unterwerfen; 

c) Rinderhäute dürfen nur, wenn sie völlig hart und ausgetroeknet, Hörner nur, 
wenn sie von den Slirntapfen und allem häutigen Anhänge befreit sind, un- 
bearbeitete Wolle und thierische Haare (excl. Borsten) dürfen nur in Säcken 
oder Ballen verparkt über die Landesgrenze eingehen, und in diesem Zu- 
stande in das Innere des Landes transportirt werden. Koch nicht völlig barte 
und ausgetrocknetc Häute, — die im Winter hart gefrorenen Häute können, 
wie sich von selbst versteht, für trockene Häute nicht geachtet werden, — • 
und Hörner, die von den Slirntapfen und Anhängen noch nicht befreit sind, 
müssen an der Grenze zurückgewiesen werden. 

Die Zurückweisung findet auch Statt, wenn unter einer Ladung Häute 
oder Hörner auch nur einige nicht völlig harte Und ausgetrocknete, oder auch 
nur einige von den Stirnzapfen oder den häutigen Anhängen noch nicht be- 
freite gefunden werden, und zwar trifft in solchen Fällen die Zurückweisung 
dir ganze Ladung. 

d) Geschmolzenes Talg kann nur in Fässern zngelassen werden, und das soge- 
nannte Wampentalg (geschmolzenes Talg in häutigen, vom Rindvieh selbst 
herrührenden Emballagen) passirt nur, wenn die häutigen Emballagen an der 
Grenze vom Talg getrennt und vernichtet worden sind. 

e) Ungeschmolzenes Talg und frisches Fleisch werden zurückgewiesen. 

f) Sämmtliche unter a. bis d. aufgeführten Gegenstände dürfen nur über gewisse 
von dem Ober-Präsidenten, nach vorgängiger Vernehmung mit der Provinzial- 
Steuerdirection zu bestimmende, durch die Amtsblätter bekannt zu machende 
Einlaaspunkte über die diesseitige Landesgrenze eingehen. 

Es bleibt jedoch der Provinzial-Behörde überlassen, diese Maassregeln auszusetzen, 
wenn die Seuche in so entfernten Landestheilen des Nachbarstaates ausgrhrnrhrn ist, 
dass hiernach und nach dem zwischen demselben und dem diesseitigen Lande stattfin- 
denden Verkehr dergleichen Yorsichtsmaassregeln nach ihrem Ermessen entbehrlich sind. 
Wiewohl es auch die Regel ist, dass jene Maassregeln auf der ganzen Grenze gegen 
denjenigen Staat in Anwendung kommen, in welchem die Seuche ausgebrochen ist, so 
können sie unter den vorgedachten Umständen auf die Grenzen der gefährdeten Districte 
einer oder der andern Provinz beschränkt werden. Das Nämliche findet Statt, wenn im 
Innern des Nachbarstaates genügende Vorkehrungen zur Sicherstellung gegen die wei- 
tere Verbreitung in andern Districten getroffen sind. Dagegen können dieselben auf 
andere angrenzende Länder ausgedehnt werden, wenn solche keine genügende Vor- 
kehrungen zum eigenen Schutze getroffen haben. 

§. 3. Die vorgedarhten Maassregeln werden verschärft, wenn die Rinderpest in 
der Nähe der Landesgrenze ausgebrochen ist. Ist nämlich ein angesteckter Ort des 
Auslandes nur drei Meilen oder weniger von der Landesgrenze entfernt, so dürfen auf 
einer von der Provinzial-Behörde zu bestimmenden Grenzstrecke, jedenfalls auf derje- 
nigen, welche den angesleckten Orten so nahe liegt, 

a) Hornvieh, Schaafe, Schweine, Ziegen, Hunde und Federvieh, frische Rinder- 
und andere Thierhäotc, Hörner und ungeschmolzenrs Talg, ferner Rindfleisch, 
Dünger, Rauchfutter und gebrauchte Stallgeräthe jeder Art gar nicht zuge- 
lässen werden: 

b) auch unbearbeitete Wolle, trockne Häute und thierische Haare (excl. Borsten) 
sind zurückzuweisen, wenn Gründe zu der Annahme vorhanden sind, dass 
solche aus infizirten Orten herstammen, auch sind 

c) nur solche Personen ohne Weiteres einzulassen, von welchen nach den Um- 
ständen anzunehmen ist, dass sie entweder in gar keinem infleirten Orte ge- 
wesen, oder doch daselbst mit dem inficirtcn Rindvieh nicht in unmittelbare 
Berührung gekommen sind. Alle Personen dagegen, bei denen, nach ihren 
Verhältnissen, die Beschäftigung und der Verkehr mit Rindvieh vorauszusetzen 
ist, z. B. Vieh- und Lederhändler, Fleischer, Gerber, Abdecker werden zurück- 
gewiesen, oder müssen sich, wenn sehr erhebliche Gründe für die Zulassung 
sprechen, zuvörderst einer sorgfältigen unter polizeilicher Aufsicht vorzuneh- 

menden Reinigung unterwerfen. 
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Die Provinzial -Behörden sind aber ermächtigt, diese Maassregel auch dann schon 
in Anwendung zu bringen, wenn die angesteckten Ortschaften fünf Meilen von der 
Grenze entfernt liegen. Dies muss jeden Falls alsdann geschehen, wenn zwischen den 
angesteckten Orten und dem Inlande ein lebhafter durch Chausseen und Wasser- Coni- 
munication beschleunigter Verkehr mit Erzeugnissen der genannten Art stattfindet, oder 
wenn die Seuche im Innern des fremden Landes grosse Ausbreitung gewonnen hat. 

In Fällen der letztem Art, insbesondere dann, wenn die Verbreitung der Seuche 
im Auslande schnelle Fortschritte macht, oder sonst besonders gefährliche Umstände 
eintreten, können jene Maassrcgeln auch dann schon, w r enn die Krankheit in weiterer 
als fünf Meilen Entfernung herrscht, zur Ausführung kommen. 

§. 4. Bricht die Rinderpest an einem Orte des Auslandes aus, der hart an der 
diesseitigen Grenze liegt, oder gar unmittelbar an einen diesseitigen Ort stösst, so ist 
die Regierung die vorgedachten Maassregeln bis zur gänzlichen Untersagung alles und 
jedes Verkehrs mit dem inßcirten Grenzorte auszudehnen verbunden. 

§. 5. Der Regel nach finden die im Vorstehenden angeordneten Beschränkungen 
des Verkehrs auf die seewärts eingehenden Gegenstände nicht Anwendung. Tritt jedoch 
auf diesem Wege ein Gefahr drohender Verkehr mit den oben benannten Erzeugnissen 
zwischen angesteckten Gegenden des Auslandes und nahe belegenen Punkten des In- 
landes ein; so sind die Behörden ebenfalls angemessene Vorkehrungen dagegen zu 
treffen gehalten. 

§. 6. In den Fällen des §. 4., oder wenn sich die Seuche der diesseitigen Grenze 
auf drei Meilen, oder mehr noch, nähert, sind die Magistrate der Grenzstädte und die 
Landräthe der Grenzkreise für den Umfang ihrer Geschäftskreise die nach Vorstehendem 
anzuordnenden Sicherheitsmaassregeln seihst zu treffen befugt. Sie müssen aber Sorge 
dafür tragen, dass dieselben nicht nur innerhalb ihrer Wcichbilde und Kreise, sondern 
auch in den benachbarten Orten des Auslandes bekannt werden. Zugleich haben sie 
der ihnen Vorgesetzten Regierung und dem Ober -Präsidenten davon Anzeige zu machen 
und von denselben w r citere Verhaltungsbefehle zu erwarten. 

Immer aber ist es die Obliegenheit der Regierungen, die zur Abwehrung der Seuche 
des Auslandes zu treffenden Anordnungen zu veranlassen, und dieselbe^ sowohl durch 
ihre Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniss zu bringen, als auch sonst dafür Sorge zu 
tragen, dass dieselben im benachbarten Auslande bekannt werden. 

Sie haben gleichzeitig den Regierungen der angrenzenden Departements und den 
Ober -Präsidenten, imgleichcn den Ministerien des Innern, der Finanzen und der Medi- 
cinal -Angelegenheiten, so wie der Verwaltung für Handel, Fabrication und Bauwesen 
davon Anzeige zu machen. In den Berichten an die Vorgesetzten Behörden haben sie 
speciell diejenigen ausserordentlichen Muassregeln anzuzcigen, zu welchen sie sich durch 
die Umstände gedrungen gefunden haben. 

§. 7. Die in den §§. 2 — 5. vorgeschriebenen Maassregcln, wenn deren Vollzie- 
hung von den Provinzial -Behörden einmal angeordnet worden ist, dauern so lange fort, 
bis deren Aufhebung auf dem nämlichen öffentlichen Wege, auf welchem die Anordnung 
der Vollziehung zur Kenntniss des Publicums gebracht worden, bekannt gemacht wird. 

§. 8. Wer wider die im §. 1. ertheilten Vorschriften Steppenvieh, oder nach er- 
lassenen Verboten der Behörden andere verbotene Gegenstände heimlich oder durch 
Anwendung von Gewalt oder Bestechung über die Laudesgrenze einbringt ,’ oder selbst 
wider die erlassenen Verbote über die Landesgrenze heimlich, gewaltthätig oder mittelst 
Anwendung von Bestechung eindringt, oder hei diesem Einbringen oder Eintreten das 
Aufsichtspersonal durch falsche Vorspiegelungen täuscht, den trifft, im Falle der Ver- 
breitung der Seuche, wozu seine unerlaubten Handlungen wahrscheinlich Anlass gege- 
ben haben, sechsmonatliche bis dreijährige Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe, w'elche im 
Falle angewendeter Gewalt, je nach dem Grade derselben, zu verschärfen ist. 

Geschieht auch kein Schaden, so hat der Schuldige doch eine w illkürliche, von der 
Polizeibehörde in den Grenzen des §. 35. Allgemeinen Landrechts, Tbeil 2. Tit. 20. fest- 
zusetzendc Geld- oder Gefängnisstrafe und deren Verschärfung im Falle angewendetcr 
Gewalt verwirkt. 

Beiderlei Strafen treffen nach Verschiedenheit der Fälle diejenigen, welche wissent- 
lich dergleichen unerlaubte Ueberschreitungen der Landesgrenze oder unerlaubte Im- 
portationen begünstigen, oder wissentlich die eingedrungenen Personen oder cingc- 
schwärzten Gegenstände weiter befördern. 

Auch diejenigen, welche den ihnen von den Behörden ertheilten Anweisungen, un- 
ter welchen ihnen der Eingang oder die Importation gestaltet ist, nicht Folge geleistet 
haben, werden polizeilich mit willkürlicher Geld- oder Gefängnissstrafc belegt. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1836. Friedrich Wilhelm. 
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Der §. 8. dieser Verordnung besteht noch jetzt neben dem Straf- 
gesetzbuch in gesetzlicher Kraft, was nach dem Erkenntniss des Ober- 
Tribunals vom 2G. Februar 1855 in Beziehung auf die im Regulativ 
vom 8. August 1835 festgesetzten Strafen anzunehmen ist. 

Allerli. O. vom 15. November 1844 an die Minister der g eis II. 
Angelegenheit, des Innern und der Finanzen in Betreff der 
bei dem E i n t r i c b e ausländischen H i n d v i e li s zu beobachten- 
den Sch u I z m n assregel n. 

Auf Ihren Bericht vom will Ich die im §. 14. des Patents wegen Ab- 

wendung der Viehseuchen etc. vom 2. April 1803 in Beziehung auf den Eintrieb aus- 
ländischen Rindviehes ungeordneten Sehulzmanssregeln hiedurch aufhehen; jedoch ver- 
bleibt es hinsichtlich des Eintriebes von Rindvieh der Steppcngattung in dir östlichen 
Provinzen der Monarchie, so wie im Falle des Ausbruches der Rindviehseuehe in einem 
Nachbarstaate hinsichtlich des Eintrirhrs von Rindvieh überhaupt, hei den Vorschriften 
der Verordnung vom 27. März 1836. Diese Bestimmungen sind durch die tirictzsamm- 
sammlung bekannt zu machen. * 

Strafgesetzbuch vom (4 April 1851. 

ü,, 307. Wer die Absperrung«- oder Aufsiehts- Maassregeln oder Einfuhrverbote, 
welche von der Regierung zur Verhütung des Einfuhren« oder Verbreiten« von Vieh- 
seuchen anccordnel worden sind, Übertritt, wird mit Gefängnis« bis zu Einem Jahre 
bestraft. 

Ist in Folge der Ucbertretung Vieh von der Seuche ergriffen worden, so tritt Ge- 
fängnis« von einem Monate bis zu zwei Jahren ein. 

Spocioile Verordnungen und Declarationen in Bezug auf obige 
gesetzliche Bestimmungen sind ergangen. 

Circ. -Verf. des Chefs der a Ilg cm einen Polizei vom 8. November 
1813 (von Sch uckm aun). 

Die von der Königlichen Regierung nach ihrem Berichte vom 3. hujus auf die lei- 
der von mehreren Seiten eingegangene Anzeige de« Ausbruchs der Rinderpest an ver- 
schiedenen Orten Ihres Departements, zur Hemmung dieses llebcls angeordneten Maass- 
regeln wegen des Tödtens der an der Viebpesl erkrankten oder verdächtigen Rinder 
und wegen der dafür ausgesetzten Entschädigungen, sind vollkommen zweckmässig, und 
werden daher bis auf die hier unter Nr. 10. gegebene Bestimmung hierdurch genehmigt. 
Bei der jedoch schon weit verbreiteten Pest, und wenn das Viehseuchen- Patent vom 
2. April 1803 nicht hinreichend im Publicum verbreitet sein sollte, wird die Königliche 
Regierung beauftragt, neben dem von ihr bereits unterm 4. hujus erlassenen Publi- 
candum, jenes Patent seihst als Beilage des Amtsblatts, ausserdem aber aus Cap. V. die 
auf Vergehungen bei herrschender Rinderpest gesetzten Strafen und die wichtigsten 
Vorschriften, welche Viehhesitzer, Hirten etc. zu beobachten hüben, dann auch aus Bei- 
lage A. die Kennzeichen der Rinderpest, im Amtsblatt abdrucken zu lassen. 

Die in Schlesien und Preussen einge/ührten neuen Einrichtungen und Modalitäten 
des gedachten Patents betreffen zwar hauptsächlich den Einlass und die Behandlung des 
podolischen Viehes, und sind der Königlichen Regierung bereits bekannt. Bei dem Aus- 
bruch und dem Tilgungsgeschäft der Rinderpest unter einheimischem Vieh erleiden je- 
doch die Vorschriften des gedachten Patents hauptsächlich folgende Abänderungen: 

1) das in Beilage B. angerathene, präservative Verfahren muss wegfallen, und alles 
kurative untersagt werden. Nur die salzsauren oder übcrsalzsnurcn Räucherungen in 
den Viehställen sind zu gestatten. Anstellung wissenschaftlicher Versuche in dieser Hin- 
sicht können nur mit Genehmigung der Königlichen Regierung bei nachgewiesener 
Sicherheit gegen Verbreitung des Pestgifts stattfinden. 

2) Personen, welche Viehhesitzer zu Anwendung angeblich sicherer oder gehei- 
mer und abergläubischer Vorhauungs- und Heilmittel verleiten, sind, als besonders ge- 
fährlich, zur Untersuchung und Strafe zu ziehen. 

3) Ausser dem §. 38. angegebenen Falle, wo der ganze, unter 11 Stück betragende 
Viehstand getödtet wird, ist nicht nur das kranke Vjeh zu tödten, sondern auch die 
zwei scheinbar gesunden Stücke, welche während der letzten acht Tage dem kranken 
oder gefallenen Viehstücke zunächst gestanden haben, wenn nämlich das Vieh nicht auf 
der Weide, sondern aufgestallt gewesen ist. 
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4) Das im IV. Kapitel bei der Lungenseuche vorgeschriebene Separiren des gene- 
senen und kranken Viehes unter sich, ist auch in der Rinderpest bei Iieerden anzuwen- 
den, von welchen kranke oder verdächtige Stücke gefallen oder getödtet worden sind. 

Diese Abtheilungen können so klein gemacht werden, als Kaum lind Gelegenheit 
solches gestatten. Zeigt sich in einer solchen Abtheilung ein neuer Ausbruch der Pest, 
so werden alle Viehstücke derselben getödtet. 

5) Wo die Pest einmal erkannt ist, muss das öftere Aufhaucn kranker Stücke nach 
§. 41. möglichst vermieden werden. Das Tilgungsgeschäft wird besser befördert, wenn 
allenfalls auch einige von andern Seuchen erkrankte Stücke als pestverdächtig getödtet 
werden. 

6) Aus gleichem Grunde ist in den, von der Rinderpest angesteckten Orten, die 
Anlegung der Kranken -Ställe und das Beobachten erkrankter Stücke durch 48 'Stunden 
nach §. 39. und 40. nicht rathsam, und das Tödten derselben vorzuziehen. 

7) Ausser dem Anlegen der Hunde ist in angcstecklen Orten auch das Einsperren 
der Kaizen und des Federviehes erforderlich. 

8) Bei der zur Zeit unübersehbaren ersten Verbreitung der Rinderpest ist die Vor- 
schrift in §■ 31. nicht auf zwei Meilen zu beschränken, sondern es sind grössere Districte 
nach dem Ermessen der Königlichen Regierung festzusetzen, und in den zu erlassenden 
Verordnungen namhaft zu machen. 

9) Ställe, aus welchen alles Rindvieh entfernt ist, können früher, als §. 123. be- 
stimmt ist, vorschriftsmässig gereinigt werden, wenn Ort und Gelegenheit solche Ver- 
anstaltungen gestatten, dass das Rindvieh des Gehöfts vollkommen gesichert ist, und 
wenn acht Tage lang seit dem zuletzt gefallenen oder getödteten Vieh kein Stück wei- 
ter erkrankt ist. 

10) In Fällen, wo der Vieh-Eigcntbümer oder seine Dienstleute durch erweisliche 
Ueberlretung der gesetzlichen Vorschriften an der Ansteckung des Viehes Schuld sind, 
kann keine Entschädigung stattfinden. Wo die Verschuldung geringer und das Erkran- 
ken frühzeitig gemeldet worden ist, wird die Regierung nach Billigkeit entscheiden, ob 
die neben dem Kranken gestandenen und getödteten zwei gesunden Stücke zu vergüti- 
gen sind. Vom 11. Tage an, nachdem die erste Tödtung, Sperre und Parzellirung des 
gesunden Viehes geschehen ist, muss jede solche Verschuldung streng geahndet, und 
die dadurch von neuem angesteckte und getödtete Vieh- Abtheilung kann nicht vergütet 
werden. 

Hiernach ist der Professor Sick zu instruiren, und übrigens auf die Vorschriften 
des angeführten Patents zu verweisen. Was wegen Sperre einzelner Gehöfte und Ort- 
schaften, wegen Reinigung der Gehöfte etc. festgesetzt ist, muss auf das strengste 
beobachtet werden. Abweichungen davon können nur als einzelne wissenschaftliche 
Versuche bei nachgewiesenen hinlänglichen Vorsichtsmaassregein von der Königlichen 
Regierung ausdrücklich erlaubt werden. 

Vcrf. des Ministers des Innern vom 3. Mai 1929 (Köhler). 

Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 10. März d. J. zu erkennen 
gegeben, dass Sie nach den bestehenden Vorschriften wegen Unterdrückung der Vieh- 
seuchen auf keine Weise ermächtigt ist, Ihr Departement gegen andere bei ausbrechen- 
den Viehseuchen abzusperren; diese Sperrung vielmehr in dergleichen unglücklichen 
Fällen auf ganz andere Grenzen und viel kleinere Umkreise beschränkt ist. Es ist auch 
kein Anlass vorhanden, in Beziehung auf die Viehhändler dieserhalb andere Vorschrif- 
ten eintreten zu lassen, als bei dem allgemeinen Verkehr überhaupt, und danach ist die 
von der Königlichen Regierung bevorwortete Ausnahme von der unterm 16. Februar 
d. J. erlassenen Vorschrift auf keine Weise motivirt. 

Miuist.-Verf. an die Ober-Präsidien der Provinzen Preussen 
and Poseu vom 14. August 1850 (Lehuert). 

Der Ober -Präsident der Provinz Schlesien hat mit meiner Genehmigung in diesen 
Tagen eine Bekanntmachung in Betreff der Maassregelh zur Verhütung der Einschlep- 
pung der Rinderpest über die diesseitige Landesgrenze erlassen. Von dieser Bekannt- 
machung theile ich dem Königlichen Ober-Präsidium hierbei Abschrift (Anlage a.) zur 
gefälligen ebenmässigen Veröffentlichung und Nachachtung ergebenst mit, da die dortigen 
Grenzen gegen das Königreich Polen eine nicht minder strenge Bewachung und ein 
strenges Verfahren gegen etwanige Uebertretungen der Verordnung vom 37. März 1836 
erheischen. 
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Anlage a. 

Auf Grund der mir ertheilten ministeriellen Autorisation bringe ich hierdurch fol- 
gende Bestimmungen zur öffentlichen Kenntnis«: 

1) Wenn die Kinderpest in der Nähe der Laitdesgrenzc, oder in einem Orte 
des Auslandes ausgebrochen ist, der hart an der diesseitigen Grenze liegt, 
oder unmittelbar an einen diesseitigen Ort stösst, und in Folge dessen ent- 
weder die im §. 3. oder die im 8- 4. der Verordnung vom 27. März 1836 
vorgeschriebenrn Verkehrs -Beschränkungen in Kraft getreten sind, so müssen 
die gegen die Vorschrift des §. 3. Litt. a. I. c. eingebrachten Viehstücke nach 
Anleitung der §$. 25., 46., 50., 55., 56., 57., 58. und 59. des Patents wegen 
Abwendung der Viehseuchen vom 2. April 1803 sofort gelödtet und ver- 
scharrt und die gegen die Vorschrift des §. 3. Litt. a. und b. eingrbrnch- 
ten leblosen Gegenstände verbrennt werden, sobald nur das verbotswidrige 
Einbringen dieser Viebstüeke resp. Sachen keinem Zweifel unterliegt. 

2) Die Vollziehung der vorstehend angeordneten Polizeimaassrcgeln haben sich 
diejenigen Ortspolizeibehörden, auf deren Gebiet die Beschlagnahme der ver- 
botwidrig eingebrachten Viehstücke oder lebloser Gegenstände stattgefunden 
hat, zu nnterziehen. Die Grenzzoll -Beamten, Grenzwichter oder Polizei- 
bcamten, durch welche die Beschlagnahme erfolgt, müssen daher sofort der 
betreffenden Polizeibehörde von derselben Kenntnis« geben und bis zu deren 
Herbeikunft die in Beschlag genommenen Viehstücke, der leblosen Gegenstände, 
womöglich an dem Orte der Beschlagnahme selbst, oder, wenn dieser eine 
Landstrnsse ist, an dem nächsten dem Verkehr nicht ausgesetzten Orte cerni- 
ren. Kcinenfalls dürfen dergleichen Viehstdcke oder leblose Gegenstände 
weiter als bis zur nächsten Ortschaft gebracht werden, in deren Nähe, und 
zwar an einem dem Verkehr nicht ausgeselzten Orte bis zum Einschreiten 
der Polizeibehörde sorgfältig zu bewahren sind. 

3) Die im §. 4. der Verordnung über Einführung des mündlichen und öffent- 
lichen Verfahrens vom 3. Januar d. J. gedachte Verpflichtung, Verbrechen 
nachzuforschen und alle keinen Aufschub gestattenden vorbereitenden Anord- 
nungen zur Aufklärung der Sache und vorläufigen Haftnahme des Thäters, 
liegt vorzugsweise der Polizeibehörde ob, in deren Bezirk die Beschlagnahme 
stattgefunden hat. Ist die Beschlagnahme durch Zollbeamte erfolgt, und ha- 
ben diese schon Vernehmungen vorgenommen, so hat die Steuerbehörde die 
gepflogenen Verhandlungen an die Polizeibehörde abzugeben, zugleich unter 
der Mittheiiung, ob, der Denunciat bereits früher wegen verbotwidrigen Ein- 
bringens von Vieh oder Waaren bestraft worden ist. Seitens der Polizei- 
behörde erfolgt die Abgabe der Verhandlungen an den betreffenden Staats- 
Anwalt, wenn der Denunciat verdächtig ist, durch seine unerlaubte Handlung 
eine Verbreitung der Seuche veranlasst zu haben, sonst aber an den betreffen- 
den Polizei -Antwalt zur weiteren amtlichen Veranlassung. 

Breslau, den 1850. 

Der Ober -Präsident der Provinz Schlesien.*) 

Minist. -Verfügung vom 28. Mürz 185ü. (von Raumer) 

Auf die Berichte vom ermächtige ich die Königl. Regierung, die Bestim- 

mungen der zur Ausführung der §§. 3. und 4. der Verordnung vom 27. März 1836, we- 
gen der Vernichtung der verbotswidrig über die Grenze gebrachten Gegenstände erlasse- 
nen, durch das Amtsblatt publicirten Verfügung vom 3. Dezember v. J. (Anlage a.) auch 
alsdann zur Anwendung zu bringen, wenn vorläufig erst die im §. 2. der Verordnung 
vom 27. März 1837 gedachten Sicherheitsmaassregeln gegen die Einschleppung der Rin- 
derpest getroffen worden sind. 

Anlage a. 

Ungeachtet aller Vorkehrungen ist die Rinderpest an einigen Orten des Königsber- 
ger Regierungsbezirks ausgebrochen. Wir nehmen hiervon Veranlassung, nochmals zur 
strengsten Aufrechthaltung und Befolgung der unterm 7. November d. J. angeordneten 
Grenz -Schutzmaassregeln das Publicum wie die Behörden aufzufordem. Zugleich er- 
neuern wir im Folgenden die Vorschriften über das Verfahren in denjenigen Fällen, in 



*) Vorstehende Bekanntmachung Ist von der Regierung zu Breslau publicirt untern 22, August 1850, 
(Amtsblatt 38.) 
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welchen dem Verbote zuwider ausländisches Vieh oder Viehzuchtsproducte über die 
Grenze gelangt sind und im Inlande betroffen werden: 

1) Wenn gegen die jetzt in Kraft stehenden Vorschriften des §. 3. Tit. a., der 
Verordnung vom 27. März 1836, oder gegen die des §. 4. derselben Verord- 
nung, falls dieser in Kraft treten sollte, dennoch Viehstücke über die Grenze 
eingebracht sein sollten, so müssen dieselben getödtet und verscharrt, und 
muss hierbei im Allgemeinen nach Anleitung des Patents wegen Abwendung 
der Viehseuchen vom 2. April 1803, §§. 25., 46., 50., 55., 56., 57., 58. und 
59., verfahren werden: die gegen die Vorschrift des §. 3., Tit. a. und b. ein- 
gebrachten leblosen Gegenstände aber müssen nach derselben Anleitung ver- 
brannt werden, und tritt dieses strenge Verfahren ein, sobald nur das verbots- 
widrige Einbringen jener Viehstücke, resp. Sachen, keinem Zweifel unterliegt. 
Es versteht sich von selbst, dass diese Vorschrift um so genauer aufrecht zu 
erhalten ist, wenn nach §. 4. der gedachten Verordnung die strengsten Grade 
der Grenzsperre eingetreten sind. Dagegen soll auf Grenzstrecken, wo dies 
noch nicht der Fall ist, eine Ausnahme von dieser Anordnung dann gemacht 
werden, wenn es sich nur um den zufälligen Uebertritt von Vieh, namehtlich 
von weidendem Viehe, über die Grenze handelt. Dieses kann unter sonst un- 
bedenklichen Umständen den Besitzern gegen Erstattung der etwanigen Kosten 
auf der Stelle zurückgegeben und ausgeliefert werden. 

2) Der Vollziehung der vorstehend angeordneten Polizei -Maassregeln haben sich 
diejenigen Ortspolizei -Behörden, auf deren Gebiet die Beschlagnahme der 
verbotswidrig eingebrachten Viehstücke oder leblosen Gegenstände stattgefun- 
den hat, zu unterziehen. Die Grenzzoll -Beamten, Grenzwächtcr oder Polizei- 
beamten, durch welche die Beschlagnahme erfolgt, müssen daher sofort der 
betreffenden Polizei -Behörde von derselben Kenntniss geben und bis zu deren 
Herbeikunft die in Beschlag genommenen Viehstücke oder leblosen Gegen- 
stände, wo möglich an dem Orte der Beschlagnahme, oder wenn dieser eine 
Landstrasse ist, dem nächsten, dem Verkehr nicht ausgesetzten Orte, cernircn. 
Keinenfalis dürfen dergleichen Yiehstückc oder leblose Gegenstände weiter 
als bis zur nächsten Ortschaft gebracht werden, in deren Nähe sie, und zwar 
arj einem dem Verkehr nicht ausgesetzten Orte, bis zum Einschreiten der 
Polizei -Behörde sorgfältig zu bewachen sind. 

3 ) Die im §. 4. der Verordnung über Einführung des mündlichen und öffentlichen 
Verfahrens vom 3. Januar v. J. gedachte Verpflichtung, Verbrecher naclizu- 
forschen und alle, keinen Aufschub gestattenden vorbereitenden Anordnungen 
zur Aufklärung der Sache und vorläufigen Haftnahme des Thäters zu treffen, 
liegt bei den hier in Rede stehenden Contraventionen vorzugsweise der Po- 
lizei -Behörde ob, in deren Bezirk die Beschlagnahme stattgefunden hat. Ist 
die Beschlagnahme durch Zollbeamten erfolgt, und haben diese schon Verneh- 
mungen vorgenommen, so hat die Steuer-Behörde die gepflogenen Verhand- 
lungen an die Polizei-Behörde abzugeben, zugleich unter der Mittheiluug, ob 
der Deiiunciat bereits früher wegen verbotswidrigen Einbringens von Vieh 
oder VVaaren bestraft worden ist. Seitens der Polizei -Behörde erfolgt die 
Abgabe der Verhandlungen an den betreffenden Staats- Anwalt, wenn der 
Dennnciat verdächtig ist, durch seine unerlaubte Handlung eine Verbreitung 
der Seuche veranlasst zu haben, sonst aber an den betreffenden Polizei -An- 
walt zur weitern amtlichen Veranlassung. Die vorstehend in Bezug genom- 
menen Vorschriften der Verordnung vom 27. März 1836 und des Patents vom 
27. März 1836 und des Patents vom 2. April 1803 lauten: 

etc. etc. 

Gumbinnen, den 3. Decenibcr 1855. 

Königliche Regierung. 

Verf. des Minist, der geistl Angel, und des Chefs des Ministe- 
riums für land wirtschaftliche Angel, vom 7. Februar 1856 
(v. Raumer, v. Manteuffel.) 

Ew. Hochwohlgeboren Bericht, betreffend die zur Abwehr der Rinderpest erfor- 
derliche Grenzsperre gegen Polen, bat zu einer Bciathung des Königlichen Staats- Mi- 
nistei iums Anlass gegeben, deren Ergebnis w ir hiermit zur gefälligen Nachachtung er- 
gebenst mittheilen: 

Zunächst hat Ew. Hochwohlgeboren Voraussetzung, dass die von den Regierungen 
in der Piovinz Preusscn und von der Regierung zu Bromberg angeordnete unbedingte 
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Grenzsperre über diejenigen Vorkehrungen hinausgehe, iu weichen der §. 4. der Ver- 
ordnung vom 21. Marz 1836 ermächtige, nicht als richtig anerkannt werden können. 
Wenn im §. 4. cit. der Untersagung alles und jedes Verkehrs mit dem infleirten G. enz- 
orte Erwähnung geschieht, so ist Tür den hier vorgesehenen Fall im §. 6. a. a. 0. auch die 
Absperrung ganzer Grenzkreise, also weit über den inCcirten Ort binausreichender Grenz- 
strecken nachgelassen. Ferner sollen nach $. 2. a. a. 0. die vorgf>dachten Maassregeln, 
deren Ausdehnung §. 4. näher bestimmt, in der Regel auf der ganzen Grenzstrecke 
gegen denjenigen Staat, in welchen die Seuche ausgebrochen ist, in Anwendung kom- 
men und nur ausnahmsweise auf die Grenzen der gefährdeten Distric'e einer oder der 
Indern Provinz beschränkt werden, so dass die im §. 4 . cit. angeordnete Sicherheits- 
maassregel auch extensiv als eine Steigerung der in dem vorhergehenden §. 3. ange- 
ordneten Grenzsperre bis zu einer unbedingten Abspetrung der Grenze gegen das in- 
ficirte Ausland, und nicht blos gegen einen einzelnen Ort im Audande »ich dar>tellt. 
Dazu kommt, dass die Absperrung der Grenze gegen einen einzelnen Ort, wenn sie 
auf dessen der Grenze zugekehrtes Weichbild oder auf dessen nahet e Umgebung be- 
schränkt bleiben sollte, völlig illusorisch sein würde, dass somit die im $. 4 . eil. den 
Regierungen auferlegte Verpflichtung zur unbedingten Absperrung der Grenze gegen 
einen infleirten Ort auch die Berechtigung in sich schließen muss, diese Absperrung in 
solcher v Ausdehnung ein'reten zu lassen, als ihnen zur Durchführung des Verbot > alles 
und jedes Verkehrs des Inlandes mit dem infleirten Orte im Auslande nohwendig oder 
zweckmässig erscheint. 

Was sodann Ew. Hochwohlgeboren Vorschläge w r egen Ausführung der Sperre auf 
der ganzen Landesgrenze gegen das inficirte Ausland anbetrifft, so trägt das Königliche 
S aa's- Ministerium Bedenken, in einer Angelegenheit, deren zweckmässige Behandlung 
wesen' lieh durch mannigfache lokale Verhältnisse bedingt ist, allgemeine ins Detail ein- 
gehende Ausführung* -Maassregeln zu treffen und damit die Provinzial - Behörden einer 
Veran'wortlichkeil zu entheben, welche das Gesetz ihnen aus guten G finden auferlegt 
ha*. Es erscheint das um so weniger zulässig, als solche allgemeine Anordnungen der 
% Cen’ral-Behörden, da eine unbedingte Absperrung der ganzen Lande g enze gegen Russ- 
land und Polen nicht ausführbar ist, nur dazu führen würden, strengere Anordnungen 
zu jnotlificiren, deren Aufrech’crhaltung und consequente Durchführung von einer Pro- 
vinzial-Bchördc auf besonders bedroh en S recken für no'hw endig erach'et worden und 
deren Besei igung unberechenbare und weit grössere Nach heile zur Folge haben könn e, 
als mit der Ungleichmässigkeit der Grenzsperre verbunden sind. Die Central -Behörde 
muss sich demnach darauf beschränken, den Provinzial-Behörden die gröss'e Wachsam- 
keit Jind Energie in der Ausführung der bestehenden gesetzlichen Vorscrifte einzuschärfen 
und ihrer Umsicht, Sorgfalt und Gewissenhar igkeit diejenigen Maassrcgeln zu überlassen, 
welche ihnen zur Abwehr der Landescalamüät innerhalb des Gesetzes nach Maassgabe 
der verschiedenen localen Verhältnisse z\veckmiis>ig erscheinen. Dieses Vertrauen ist auch 
bisher nicht getäuscht worden, da den eifrigen und energischen Bemühungen der Re- 
gierungen in den Provinzen Preussen und Posen bis jetzt gelungen ist, auch mit eist nur 
theilweiser unbedingter Absperrung und mit verhältnissmässig geringer mili airischer Hülfe 
weitere Einschleppungen der Rinderpest aus dem Auslände zu ver hindern. 

Ew. Hochwohlgeboren werden, wie wir vertrauen, einen gleichen Erfolg auch für 
dio Zukunft zu sichern wissen. Dieselben dürfen Sich hierbei einer bereitwilligen Un- 
terstützung Seitens der Militair- Behörden versichert halten, da der Herr Kriegsminister 
sich bereit erklärt hat, railitairische Kräfte, so weit sie irgend disponibel za machen 
seien, ihnen zur Verfügung zu stellen. Der Kostenpunkt kann, wenngleich auf jede 
zulässige Ersparung Bedacht zu nehmen ist, dabei nicht als ein Hinderniss betrachtet 
werden, da es sich von selbst versteht, dass die zur Abwendung der das Land bedro- 
henden Calamitiit nothwendigen Kosten, so weit sie nicht von Kreis- oder Provinzial- 
verbänden zu tragen sind, aus allgemeinen Staatsfonds erstattet werden müssen. 

Minist. Verf. an die Regierungen in den Provinzeu Preussen, 
Poseu und Schlesien vom 14. Juui 1856. (v. Raumer). 

Bei dem vor Kurzem erfolgten Ausbruch der Rinderpest im Kreise Schrimm im Re- 
gierungs-Bezirk Posen und in den Kreisen Steinau und Guhrau im Regierungs -Bezirk 
Breslau hat sich ergeben, dass die Anzeige davon resp. von den dem unzweifelhaften 
Ausbruch der Seuche vorangegangenen verdächtigen Erkrankungs- und Sterbefällen un- 
ter dem Rindvieh erst mehrere Wochen nachher an die betreffende Königliche Regie- 
rung gelangt ist. Die Folge dieser unverantwortlichen Verzögerung ist gewesen, dass 
die Seuche an den Orten, wo sie zuerst aufgetreten, bereits grosse Verheerungen an- 
gerichtet und sich auf andere Orte verbreitet hatte, bevor die nothwendigen Maassregeln 
Hora, V«terliilx-8*nitÄt»polU«i. 5 
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zu ihrer Unterdrückung ergriffen werden konnten. Einer solchen Nachlässigkeit der 
Kreit- und Ortsbehörden in einer Angelegenheit, bei welcher die grösste Aufmerksam- 
keit und die äusserste Eile unerlässlich geboten sind, um ein Unglück von unberechen- 
baren Folgen zu verhüten und wo jeder Verzug das Uebel vergrössert, muss auf das 
Nachdrücklichste begegnet werden. 

Die Königliche Regierung wolle zu diesem Zwecke ungesäumt die Landräthe und 
durch dieselben die Ortsbehörden Ihres Bezirks unter ernster Hinweisung auf die 
schwere Verantwortung, welche in dieser Angelegenheit' jede Vernachlässigung nach 
sich ziehen muss, auf das Gemessenste anweisen, den Gesundheitszustand des Rindviehes 
in den ihnen anvertrauten Bezirken unausgesetzt zu beobachten, von allen etwa vor- 
kommenden, irgend verdächtigen Erkrankungs- oder Sterhefällen sofort der Königlichen 
Regierung Anzeige zu machen und inzwischen die nothwendigen Absperrungsmaassregeln 
vorläufig eintreten zu lassen. Gegen Beamte, welche sich hierbei die geringste Saum- 
seligkeit zu Schulden kommen lassen, ist unnachsichtlich mit empfindlichen Ordnungs- 
strafen und nach Befinden der Umstände mit sofortiger Amtssuspension unter Vorbehalt 
der event. bei dem Departementschef zu extrahirenden Einleitung der Disciplinar-Unter- 
suchung vorzugehen und ein besonderer Commissarius zur Wahrnehmung des Amts auf 
Kosten des Schuldigen zu bestellen. 

Von den hiernach an die Landräthe etc. zu erlassenden Verfügungen ist binnen 
8 Tagen ein Exemplar mir einzureichen. 

Minist. Verf. an die Ober- Präsidenten der Provinsen Pommern 
und Sachsen vom 1. Juii 1856. (v. Raumer.) 

Ew. Hochwohlgeboren sind durch die an die Königlichen Regierungen der Ihrer 
Leitung anvertrauten Provinz unterm 21. v. M. erlassenen Verfügungen bereits davon 
in Kenntniss gesetzt, dass die Rinderpest ausser im Kreise Schrimm, Regierungs-Bezirk 
Posen, auch in den Kreisen Gnhrau und Steinau im Regierungs -Bezirk Breslau ausge- 
brochen ist. In dem zuletzt genannten Kreise ist bis jetzt, so viel bekannt, die Seuche 
nur in dem auf dem linken Oderufer belegenen Städtchen Koebcn aufgetreten und hof- 
fentlich in Folge der daselbst ausnahmsweise angeordneten schleunigen TöJtung des 
gesammlen Rindviehstandes im Ort schon unterdrückt. Gewissheit ist jedoch hierüber 
einstweilen nicht zu erlangen und da ausserdem im Kreise Wohlau im Regierungs-Be- 
zirk Breslau vor Kurzem auch Pestfälle vorgekommen sind, so muss schon jetzt auf 
möglichsten Schutz auch der entfernteren Provinzen gegen diese Calamität ernstlich 
Bedacht genommen werden. 

In dieser Beziehung ist es nach den bisherigen Erfahrungen von ganz besonderer 
.Wichtigkeit, dafür zu sorgen, dass die Kreis- und Ortsbehörden bei Zeiten auf den 
möglichen Ausbruch der Rinderpest in den zunächst ihrer Aufsicht und Fürsorge an- 
vertrauten Bezirken vorbereitet werden. Dass darauf in den Regierungs-Bezirken Posen 
und Breslau nicht rechtzeitig Bedacht genommen war und die Behörden, rathlos vom 
Ausbruch der Rinderpest überrascht, theils die Anzeige an die Regierung verzögerten, 
theils die erforderlichen Maassregeln zur Begrenzung und schnellen Unterdrückung der 
Rinderpest nicht kannten, ist wesentlich mit Veranlassung geworden zu der weiteren 
Verbreitung und dem theilweis äusserst verheerenden Auftreten derselben in den Ein- 
gangs genannten Kreisen. Wo Kreis- und Ortsbehörden vorher gehörig instruirt waren 
und beim ersten Auftreten verdächtiger Erkrankungs- und Sterbefälle unter dem Rind- 
vieh mit den nöthigen Schutz- und Tilgungsmaassregeln, unter gleichzeitiger Anzeige 
an die betreffende Regierung, sofort vorgegangen sind, hat nach den in der Provinz 
Preussen und im Regierungs -Bezirk Bromberg am Schluss des vorigen und zu Anfang 
des laufenden Jahres gemachten Erfahrungen die Seuche meistcntheils auf einen kleinen 
Bezirk beschränkt und un erdrückt werden können. Die vorbereitenden Maassregeln 
werden sich dann am wirksamsten zeigen, wenn sie mit Ausnahme der Absperrung, im 
Wesentlichen so getroffen werden, als wenn die Rinderpest in der Provinz bereits aus- 
gebrochen wäre. 

Von diesem Gesichtspunkt aus empfiehlt sich die Consignation des gesaramten Rind- 
viehstandes in jeder Ortschaft, die Eintheilung der landräthlichen Kreise resp. der grösseren 
Städte in mehrere kleine Yiehrevisions-Bezirke, die Bestellung besonderer vereidigter 
Viehrevisoren, Veröffentlichung fasslicher Belehrungen über die Rinderpest, wiederholte 
Anregung der Viehbesitzer, Thierärzte, Hirten, Abdecker u. s. w. zur genauesten Aufmerk- 
samkeit auf den Gesundheitszustand des Rindviehes, strenge Ueberwachung resp. schleu- 
niges Verbot der Viehmärkte und Erlass möglichst erschöpfender, jedoch leicht fasslicher 
Instructionen an die Kreis- und Ortsbehörden über das Absperrungs-, Tilgungs- und 
Desinfectionsverfahren — alles dies unter fortdauernder, nachhaltiger und strenger Con- 
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Irole durch besondere von Zeit zu Zeit an Ort und Stelle zu entsendende Commissarien 
der Regierung resp, durch die Herren Präsidenten selbst. 

Sollte die Provinz demnächst von der Rinderpest wirklich heimgesucht werden, so 
kommt alles darauf an, die Seuche iw Keim zu ersticken. Das bewährteste Mittel hierzu 
ist, nächst möglichst strenger Isolirung der inficirten Gehöfte resp. Ortschaften, die so- 
fort eintreten muss, schnelle Tödtung der eikrankten und der mit denselben mittelbar 
oder unmittelbar in Berührung gekommenen anscheinend noch gesunden Stücke. Das 
Patent vom 2. April 1803 verordnet zwar das Tödten gesunder Stücke im §. 38. nur 
dann, wenn die Seuche zuerst in einem einzeln gelegenen Etablissement im Kreise, 
welches nicht mehr als 10 S'ück Rindvieh hält, ausbrichi. Allein abgesehen davon, 
dass unter einzeln gelegenen Etablissements auch abgeschlossene Gehöfte innerhalb eines 
Dorfes oder einer Stadt verstanden werden können, unterliegt nach §. 10. Tit. 17. 
Thl. II. Allg. L. R. die Befugniss der Polizei -Behörden, die Töd'ung gesunder Thiere 
auch ausser dem in §. 38. cit. vorgesehenen Fall anzuordnen, dann keinem Bedenken, 
wenn dies, nach pflich'mässiger Abwägung der obwaltenden Verhältnisse, zur Unter- 
drückung der Seuche und zur wirksameren Verhinderung einer weitern Verbreitung 
derselben für nothwendig gehalten wird. Demgemäss ist auch schon ira Re.script vom 
8. November 1813 das sofortige Tödten der neben dem erkrankten Thiere gestandenen 
gesunden Stücke angeordnet. Oft wird aber auch in den Tilgungsmaa sregeln weiter 
gegangen werden müssen. Detaillirte Vorschriften las en sich hierüber indessen nicht 
ertheilen, indem es dabei wesen'lich auf locale Verhäl’nisse und auf die besondere Ge- 
staltung des einzelnen Falls ankoramt. Umsicht und Energie der Behörden, verbunden 
mit verständiger Einwirkung auf die Viehbesitzer, welche bald einschen werden, dass 
schnelle Vertilgung der ersten erkrankten und der mit denselben in Berührung gekom- 
menen Thiere einem allmähligen, aber meistentheils sicher zu erwartenden Aussterben 
ihrer und der benachbarten Viehstände vorzuziehen ist — muss dabei vorzugsweise in 
Anspruch genommen werden. Auf das Allerstrengste sind int Fall des Ausbruchs der 
Rinderpest resp. beim Vorkommen verdächtiger Erkrankungs- oder Sterbefälle Kurver- 
suche zu untersagen; diese haben bis jetzt noch immer Unheil angerichtel und der Aus- 
dehnung der Seuche Vorschub geleistet. 

Ew r . etc. ersuche ich nunmehr ergebenst, wegen Anordnung der vorstehend angedeu- 
teten Maassregeln, so w ie wegen möglichst gleichmütiger, vollständiger und püttk licher 
Ausführung derselben in der Ihnen anvertrauten Provinz gefälligst so schleunig als mög- 
lich mit den Präsidenten der betreffenden Regierungen, desgleichen mit den betreffenden 
Abtheilungs-Dirigenten, Dcpartementsrüthen und Departements-Thierärzten zu einer ge- 
meinsamen Berathung zusammen zu treten, den Erlass der erforderlichen Verfügungen 
herbeizuführen und von dem Ergebniss eine Mittheilung zu machen. Zum Anhalt für 
diese Berathung comratinicirc ich Ew. etc. hiermit ein Druckexemplar der Instruction 
der Regierung zu Breslau über das Tilgungs- und Desinfec’ionsverfahren vom 15. Juni 
(Anlage a.), dergleichen ein Exemplar einer ausserordenllichen Beilage zu Nr. 24. de» 
Amtsblattes derselben Regierung enthaltend eine Bekanntmachung über den Ausbruch 
der Seuche in Seitsch und Höhen (Anlage b.1 und Abschrift einer Verfügung wegen 
Anstellung besonderer Viehrevisoren vom 18. Juni d. J. (Anlage c.). 

Ausserdem stelle ich ergebenst anheim, sich mit den Regierungen zu Bromberg, 
Königsberg und Posen über die von ihnen getroffenen Maassregeln in Verbindung zu 
setzen, auch den Departeroents-Thierarzt, so wie einen und den andern Kreisthierarzt 
in die inficirten Gegenden zu senden, um sich au Ort und Stelle von dem Auftreten der 
Seuche etc. zu informiren. Die erforderliche Anzahl von Exemplaren des Patents vom 
2. April 1803 kann durch die Decker’sche Geheime Ober-tlofbuchdruckerei, welche in 
diesem Jahre besondere Abdrücke veranstaltet hat, bezogen werden. 

Schliesslich bemerke ich, dass für den Fall des Ausbruchs der Rinderpest und der 
dann nöthigen Cernirung der inficirten Ortschaften die Mililair-Behördcn ermächtigt sind, 
den Requisitionen wegen Verwendung militairischer Kräfte zu den Sperrmaassrcgeln 
möglichst zu genügen. 

Anlage a. 

Instruction, 

betreffend 

das zur Unterdrückung der Rinderpest einzuhaltende Tilgungsverfahren. 

Die in unserm Departement ausgebrochene Rinderpest veranlasst uns wiederholt, auf 
die pünktlichste Befolgung der im Viehsterbenpatente vom 2. April 1803 und dem Re- 
script des Königlichen Ministem des Innern vom 8. November 1813 enthaltene Vor- 
schriften, wie sie im Auszuge hier folgen, hinzuweisen: 

5* 
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' 1. Pßickt der Anzeige. 

§. 1. Im ganzen Departement ist jeder Besitzer von Rindvieh verpflichtet, von jeg- 
lichem irgend verdächtigen Krankheitsfälle Anzeige zu machen. 

Für verdächtig gilt es besonders, wenn bei einem Viehstande im Orte über 50 Stück 
binnen 14 Tagen 2 Stück, und bei einem grösseren 3 oder mehrere Stücke sterben. 

§. 2 Im Umkreise von 2 Meilen von inücirten Orten muss jeder Vichbesitzer auch 
die kleinste Spur einer Krankheit unter seinem Rindviehstande anzeigen. 

§. 3. Die Pflicht der Anzeige beschränkt sich nicht auf die Viehbesitzer, sie be- 
steht vielmehr für Jedermann, vorzugsweise aber für Thierärzte, Hirten und Abdecker. 

2. Beviaoren des gesunden Viehes. 

§. 4. In jeder von der Seuche ergriffenen Ortschaft ist sofort ein (nach Bedürf- 
nis mehrere) Revisor des gesunden Viehes zu bestellen. 

Dieser muss: 

a) alle noch nicht ergriffenen Stallungen täglich revidiren, 

b) für Absonderung alles irgend kranken Viehes sorgen. 

c) beim Schlachten eines jeden Stückes Rindvieh gegenwärtig sein, um das ir- 
gend Verdächtige sofort abführen und verscharren zu lassen. 

3. Absonderung. 

§. 5. Jedes als irgend verdächtig krank erkannte Stück Rindvieh muss sofort iso- 
lirt werden. 

Dies geschieht der Regel nach am besten dadurch, dass das noch gesunde aus dem 
ergriffenen Stalle weg und in andern Räumen getrennt untergebracht wird. 

Diese Abteilungen sind so klein zu machen, als Raum und Gelegenheit irgend 
erlauben. 

§. 6. Der inficirle Stall wird sofort geschlossen, und bleibt nach alsbaldiger Ab- 
führung des erkrankten Stückes geschlossen, bis er vorschrif smässig desinficirt ist. 

Der Verschluss geschieht durch ein Schloss, zu welchem der Aufseher'des erkrank- 
ten Viehes den Schlüssel in Verwahr nimmt. Ausserdem wird der Stall mittelst Lein- 
wandstreifen amtlich versiegelt. 

§. 7. Alles Rindvieh bleibt während der Dauer der Seuche in inficirtcn Orlen in 
den Ställen, und darf zu keiner Art von Fuhren oder Feldarbeit benutzt werden. 

4. Abführung der kranken Stücke. 

§. 8. Jedes in irgend verdächtiger Weise erkrankte Vieh wird sofort lebend nach 
dem ersten Quarantainestall abgeführt. 

Dies geschieht durch einen zu bestellenden Viehleiter. 

Der Transport dahin muss auf solchen Wegen geschehen, welche von anderm Rind- 
vieh nicht betreten werden. 

§. 9. Wenn das erkrankte Stück wegen zu weit vorgeschrittener Schwäche den 
Weg dahin nicht mehr zurücklegen kann, so wird cs auf dem Gehöfte getödtet, und 
wie ein gefallenes Stück behandelt. 

5. Tödtung des kranken Viehes. 

§. 10 . 

a) Alles pestkranke Vieh wird hier ohne alle Umstände getödtet und vorschrifts- 
mässig verscharrt, 

b) alles verdächtige Vieh wird ebenfalls getödtet. 

Wenn das Vorhandensein der Pest einmal mit Sicherheit constatirt ist, so ist es 
vorzüglicher, wenn vielleicht auch einmal ein an einer andern Seuche erkranktes Thier 
als pestverdächtig getödtet wird, als wenn mit dem Beobachten zu viel Umstände ge- 
macht werden. 

c) Wenn die Pest auf einem einzeln liegenden Etablissement, dessen Viehsland 
nicht über 10 Stück beträgt, in einem Kreise zuerst ausbricht, so muss der 
ganze, wenn auch noch gesunde Bestand getödtet werden: 

d) desgleichen werden immer die beiden, wenn auch anscheinend gesunden 
Stücke mit getödtet, welche einem erkrankten zu beiden Seiten zunächst ge- 
standen haben; 

e) Wenn in einer der kleinen Abtheilungen, in welchen nach der Infection des 
Stalles der ganze gesunde Viehstand des GehöPes vertheilt wurde, ein neuer 
Ausbruch der Pest erfolgt, so wird die ganze Abtheilung getödtet. 

Es ist überhaupt von der alleräussersten Wichtigkeit, und trügt am meisten zur 
baldigen Tilgung der Seuche bei, dass jedes befallene Thier gleich im ersten Beginn 
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der Krankheit sofort get Adlet und beseitigt werde, ohne sich viel mit Beobachtung in 
den Qunrantainestäüen r.u befassen. 

6. Y'ersckarrung. 

§. 11. Das getödtele Vieh wird sofort auf der Grabatelle verscharrt. 

Dasselbe geschieht mit den schon im Orte gefallenen. 

Die Grabs'elle ist nicht zu weit vom Orte entfernt, auf einer möglichst abgelegenen 
und wüsten S'elle anzulegen. 

§. 12. Die Gräber müssen 6 — 8 Fuss tief »ein. 

<5. 13. Alles Abledern oder heimliche Vergraben ist verboten. 

Die Haut muss vorher ausreichend durchschnitten und der Cadaver mit ungelösch- 
tem Kalk überschüttet werden. 

7. Die Todtenwärter. 

§. 14. Es ist ein tüch’iser Mensch zu bestellen: 

a) zum Töd'en der Thiere, 

b) zum Abholen der gefallenen mittelst Karre oder Schleife von Pferden gezogen, 

cl zum Auswerfen der Gräber und Verscharren. 

8. Quarantaineetälle. 

§. 15. Zum Entscheide in zweifelhaften Krankheitsfällen können die Thiere einer 
Observation unterzogen werden, welche indeas 48 Stunden nicht überschreiten darf. 

Was nach Ablauf dieser Frist sich krank zeigt, wird sofort getödtet, es entscheidet 
darüber der Revisor des kranken Viehes. 

Diese Observation geschieht im ersten Quarantainestalle , welcher auf 3 — 4 Stück 
gleich nach dem Ansbruche der Seuche der Regel nach anzulegen ist, und zwar in der 
Nähe des Verscharreplatzes. 

Wird das Vieh nach Ablauf der 48stiindigen Quaranlaine als gesund erkannt, so 
wird es in den zweiten Quarantainestall gebracht, welcher 5 — 6 Stück aufnehmen kann, 
und daselbst so lange gelassen, bis seine Entlassung von der Obrigkeit nachgegeben 
wird. Die Ställe können von Brettern leicht errichtet werden, müssen in angemessener 
Entfernung von einander liegen, und mit den erforderlichen Viehwärtern abgesperrt 
werden. 

9. Sperre. 

§. 16. Ausser der Specialsperrc der inficirten Ställe und Quarantaineställc findet 
noch nach Umständen eine Sperre der Gehöfte und der Ortschaften Statt. 

a) Sperre der inficirten Gehöfte findet mit Ausnahme der Erntezeit immer und 
an allen Orten Statt, und muss sofort eintreten, wenn sich ein vedärhtiger 
Krankheitsfall zeigt. Sie gilt für Menschen, Vieh und Sachen. Eine Aus- 
nahme bilden blos die mit Tilgung der Seuche beschäftigten Personen, so wie 
Geistliche, Aerzle und Hebammen, wenn deren Anwesenheit auf dem Gehöfte 
nothwendig wird. 

b) Die Ortsspe.rre ist nach Unterschied eine absolute, oder eine relative. 

Die absolute findet allemal Statt, wenn in solchen Ortschaften, in welchen sich we- 
niger als 20 viehhaltende Einwohner befinden, 3 Stellen ergriffen werden. Dasselbr 
geschieht, wenn bei 20 — 30 rindviehhaltenden Gehöften 4, und bei mehreren 5 befal- 
len werden. 

Bios grosse Residenz- und Handelsstädte werden nur relativ gesperrt. 

Die absolute umfasst die ganze Feldmark, mit Einschluss der Quarantaineställe und 
des Verscharreplatzes. Sie gilt wie für Vieh, so für Menschen und Sachen; und muss 
so perfect sein, als wenn der betreffende Ort vom Erdboden ausgeschlosen wäre. Alle 
Passage über den so gesperrten Ort hört auf. Wege und Posten sind zu verlegen. 

Relative Ortssperre findet in allen übrigen Fällen Statt, und besteht in einer Be- 
wachung des Ortes, welche zum Zwecke hat, dass weder Vieh noch giftfangende Sachen, 
und eben so wenig Menschen herauskommen, welche irgend mit dem Rindvieh Verkehr 
gehabt haben. 

Menschen, welche keinen Verkehr mit dem Vieh hatten, müssen dies durch ein 
Zeugnis» des bestellten Aufsrhers nachweisen. 

§. 17. Die Sperre geschieht durch zuverlässige Wächter, welche selbst in gar kei- 
nen Verkehr mit den abgesperrten Localien und ihrem Inhalte treten dürfen. 

Bei irgend gegebenem Bedürfnisse ist zur Sichernng dor Sperre militairischer Bei- 
stand bei der Königlichen Regierung zu requiriren. 

§. 18. Alle den abgesperrten Eingesessenen, Wärtern u. s. w. zu reichenden Nah- 
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rungsmittel, Viehfutter, Kleidungsstücke u. s. w. müssen in ejner Entfernung von min- 
destens 100 Schritten von den abgesperrten Localien von den Wächtern nicdergelegt, 

und nach Entfernung derselben von den Abgesperrten abgeholt werden. 

§. 19. Auch die umliegenden Ortschaften müssen sich durch auszustellende Wachen 
gegen den verbotenen Eingang von Vieh, giftfangenden Sachen und Menschen schützen. 

10. Sonstige Verkehrsbeschränkungen. 

§. 20. Jeglicher Verkehr zwischen krankem und gesundem Vieh, zwischen Men- 
schen und Sachen, welche damit in Berührung kamen, ist verboten. — Dies gilt sowohl 
für den Verkehr im Orte, als nach auswärts. — Es gilt ganz besonders für alle Wär- 
ter und Revisoren, so wie für alle Personen, welche mit Vieh, Fleisch, Talg, Häuten, 
Hörnern, Haaren u. s. w. Handel treiben. 

§. 21. Alle Viehmarkte hören in inficirten Orten und 3 Meilen im Umkreise auf. 

§. 22. In inficirten Orten hört auch jeder Kram-, Woll- und Wochenmarkt auf. 

§. 23. Jeder Handel mit Vieh oder Rauchfutter aus einem inficirten Orte nach 

auswärts ist unbedingt verboten. 

§. 24. Jeder Handel mit Vieh und Rauchfutter im inficirten Orte seihst, oder in. 
der Umgegend auf 3 Meilen En»fernung hört der Regel nach ebenfalls auf. 

Nur zum nothwendigen und als nothwendig attestirten Besatz der Höfe, so wie zum 
Schlachten kann unter strenger Controle der Polizei -Behörden ein solcher, unter den 
nicht inficirten Gehöften des Orts ausnahmsweise stattfinden ; und eben so unter den Ge- 
höften des Rayons auf Entfernung von 3 Meilen. 

§. 25. Diese Viehmarkt- und Handelsbeschränkung dauert bis 2 Monate nach dem 
Aufhören der Seuche, und selbst in den folgenden 2 Monaten ist Viehhandel nur unter 
iandräthlicher Erlaubniss zulässig. 

Selbstredend ist Wiederbesatz der geleerten Gehöfte auch vor Ablauf dieser Pe- 
riode nicht zulässig. 

§. 26. Das über den Krankenställen gelegene Kutter darf nur für Pferde und 
Schaafvieh benutzt werden. 

§. 27. Im inficirten Orte, so wie in der Umgegend auf 3 Meilen Entfernung sind 
alle Hunde anzulegen, Katzen und Federvieh einzusperren. 

11. Reinlichkeit. 

§. 28. Gesinde darf den Dienst vor vollendeter und bescheinigter Desinfection 
nicht verlassen, wenn das Gehöfte, auf welchem es diente, inficirt war. 

$. 29. 

a) Wenn das gesunde Vieh aus Mangel an Gelegenheit aus dem inficirten Stalle 
nicht entfernt werden konnte, so muss der Mist zweimal täglich ausgetragen 
und 2 Fuss tief im Garten oder hinter dem Gehöfte vergraben werden. 

Dies gilt auch für die Quarantainestalle. 

b) Auch aus nichtinßcirten Ställen muss zweimal wöchentlich der Mist ausgewor- 
fen werden. 

c) Mist, Blut, Schleim u. s. w., welche einem kranken Thiere, besonders auch 

während seines Ganges zum Quarantainestall abfalien, müssen vergraben 
werden. • 

d) Alle Abflüsse aus einem inficirten Stalle sind schon bei dem ersten Anfänge 
der Seuche in eine besondere hinreichende tiefe Senkgrube zu leiten. 

e) Menschen, w r elche nothwendig mit krankem Vieh zu thun hatten, müssen ihre 
Personen reinigen, ihre Kleider wechseln und sich vor allem Verkehr mit ge- 
sundem Vieh und den Besitzern desselben hüten. 

12. Dauer der Maassregeln. 

§. 30. Alle yorgeschriebenen Maassregeln dauern, in so fern nicht bei einzelnen 
derselben eine längere Dauer vorgeschrieben ist, bis 4 Wochen nach dem letzten Krank- 
heitsfälle. 

IS. Desinfection. 

$. 31. Siehe den Anhang. 

14. Controle der Maassregeln . 

§. 32. Ausser dem schon genannten Revisor des gesunden Viehes, dem Leiter des 
kranken Viehes, Wärtern und Tödtern desselben wird noch ein Revisor beim kranken 
Vieh bestellt, welcher die nächste Verpflichtung hat, Alles anzuordnen resp. auszufüh- 
ren, welches den Contakt mit krankem Vieh erforderlich macht. Er muss namentlioh 
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die Gehöfte, auf denen die Krankheit sich zeigte, zweimal täglich revidiren; — die 
neuen Krankheitsmeidungen entgegennehmen, — für Isoliren, Abfuhren, Tödten und 
Verscharren, — für Sperre, Desinficiren u. s. w. sorgen, und von Allem Meldung machen. 

§. 33. Der zu bestellende Ortsaufseher hat Alles zunächst zu überwachen, Tage- 
buch zu führen und Bericht zu erstatten. Es kann hierzu der Polizeivorstand des Orts 
ernannt werden. 

§. 34. Alle diese Personen müssen vom Landrathe mit einer speciellen Instruction 
versehen und auf deren Befolgung vereidet werden. 

§. 35. Die obere Direction steht — erforderlichen Falles unter Zuziehung der 
Kreisphysiker und Kreisthierärzte — dem Königlichen Landrathe zu, welcher der Regie- 
rung von jeder neuen Eruption, deren Constatirung, Ausdehnung und den thatsächlich 
zur Anwendung g'ekommenen Maassregeln allemal sofort Kenntniss zu geben hat. 

In längstens 14tägigen Fristen, wenn die Seuche aber besonders heftig ist, min- 
destens alle 8 Tage, ist der Regierung fernerer Bericht über den Verlauf, die Zahl der 
befallenen, gefallenen und getödteten Stücke, die ergriffenen Maassregeln, etwanige Hin- 
dernisse u. s. w. zu erstatten. 

Der sonst übliche Excitirmodus fällt bei der Rinderpest weg, und muss bei etwani- 
ger Lässigkeit sofort mit nachdrücklichen Ordnungsstrafen vorgegangen werden. 

15. Verbot des Kurirena. 

§. 36. Alles Kuriren an dem erkrankten Vieh ist strengstens untersagt. 

§. 37. Dasselbe gilt von allem Empfehlen und öffentlichen Ankündigungen von 
Heilmitteln. 

16. Strafen, 

§. 38. Die durch llebertrelung der gesetzlichen Vorschriften verwirkten, im Vieh- 
sterbenpalente ausgesprochenen Strafen sind sehr streng, und steigen nicht selten bis 
zu vieljähriger Zuchthausstrafe hinan. 

Es hat daher ein Jeder sich mit dem Inhalte bekannt zu machen, und strengstens 
danach zu richten. 

17. Pub li cation. 

§. 39. Dieser Auszug aber ist in den inficirten Ortschaften und in ihrer Umgebung 
bis auf 3 Meilen, in den Krügen und an den Kirchthüren anzuschlagen; auch allen Per- 
sonen ein Exemplar einzuhändigen, welche dabei in’.eressirt sind. 

Eine Belehrung über die Kennzeichen der Rinderpest im Leben, wie nach dem 
Tode, so wie eine Angabe der Vorsichtsmaassregeln, welche erforderlich sind, um sei- 
nen Viehstand gegen Ansteckung zu schützen, enthält unser Amtsblatt von diesem Jahre 
(Nr. 24. Ausserordentliche Beilage). 

Breslau, den 15. Juni 1856. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Anhang. 

Desi nfectionsverfa hren bei der Rinderpest. 

I. Allgemeine Regeln. 

§. 1. Die Desinfcction umfasst Alles, welches irgend mit dem Ansteckungsstoff 
der Rinderpest in Verkehr gekommen sein könnte: Personen, Kleidungsstücke, Ställe, 
Höfe, Verscharre- und Quarantaineplntzr, Geräthe und Gefassc. 

§. 2. Die Dcsinfection der Personen, ihre Kleidungsstücke, Sachen u. s. w. findet 
nicht blos zum Schlüsse der Seuche, sondern auch möglichst oft während der Dauer 
derselben Statt. 

§. 3. Mit der Dcsinfection der bis dahin geschlossenen Localien kann jedoch erst 
14 Tage nach dem letzten Krankheitsfälle der Anfang gemacht w'erden, wenn noch ge- 
sundes Vieh auf dem Gehöfte übrig geblieben ist. 

Es kann jedoch diese Frist auf 8 Tage herabsinken, wenn Ort und Gelegenheit 
solche Veranstaltungen gestatten, dass das noch vorhandene Rindvieh vollkommen •ge- 
sichert ist. 

Immer aber ist in dem inficirten Stalle, sobald er geleert ist, schon eine kräftige 
Chlorräucherung vorläufig zu veranstalten. 

$^*4. Alles, was keinen besondere Werth hat, ist am besten ganz zu vertilgen, 
und muss sehr empfohlen werden, hierin nicht ängstlich zu sein. 

Das Vertilgen geschieht nach Umständen durch Feuer oder sehr tiefes Vergraben. 

§. 5. Es ist nothwendig, in der Nähe der inficirten Localien allemal eine kleine 
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Desinfectionsstube herzasteilen, in welcher die erforderlichen Chlorräucherungen vorge- 
nommen werden können. 

§. 6. Es muss überall ein besonderer Desinfector bestellt werden, welcher die 
unmittelbare Verantwortlichkeit für Vollständigkeit und Vollkommenheit der Desinfec- 
tion hat. 

Es wird hierzu am besten ein Thierarzt, oder ein Heildiener, oder der Aufseher 
für das kranke Vieh genommen. 

§. 7. Ueber jede vollkommen vollendete Schluss -Desinfection ist ein schriftlicher 
Bericht vom Desinfector zu erstatten, welcher uns allemal zur Einsicht vorzulegen ist. 

II. Desinfectionsverfahren. 

1 . Bei Personen. 



§. 3. Personen müssen sich: 

a) während 10 Minuten einer massigen Chlorluft aussetzen, 

b) die Kleider wechseln, 

c) ihre Personen gründlich mit Seife abwaschen. 

2. Bei Kleidungsstücken. 

§. 9 . 

a) Alle Kleidungsstücke derselben werden zunächst der Einwirkung des Chlors 
ausgesetzt. 

b) Alles, was irgend waschbar ist, wird eingesteckt und mit Lauge gewaschen. 
Hierher gehört alles Leinen- und Baumwollenzeug. 

c) Alles wollene Zeug, Pelze u. s. w. wird demnächst einer stärkern Chlorräu- 
cherung, und später einer erhöhten Temperatur ausgesetzt; dann aber an 
einem geeigneten Orte auf Stangen auseinandergehangen und mindestens acht 
Tage gelüftet. 

d) Schuhe und Stiefel, auch Stöcke erheischen ein ganz besonderes Augenmerk, 
indem Koth und Mist, die gewöhnlichsten Träger des Ansteckungsstoffes, sich 
ihnen anhängen. 

Sie müssen daher, falls sic erhalten bleiben sollen, mit besonderer Sorgfalt mit 
scharfer Lauge abgewaschen und 24 Stunden hindurch starker Chlorräucherung unter- 
zogen werden. 

3. Der Ställe. 



§. 10 . 

a) Wenn in den inficirten Ställen noch Mist oder sonstiger Unrath ist, so w'ird 
derselbe demnächst 2 Fuss tief an einem abgelegenen Orte vergraben. 

b) Der Fussboden wird aufgenommen. War er von Holz, so wird er verbrannt; 
war er von Steinen, so werden solche abgespült und bleiben 4 Wochen lang 
im Freien liegen. 

c) Die Erde wird 2 Fuss tief ausgegraben, und mit selber, wie mit dem Mist 

vorgeschrieben, verfahren. # 

d) Krippen und Raufen von Holz, etwa lose Bretter, und dergleichen werthlose 
Sachen, desgleichen die von den kranken Thieren benutzten Gefässe (Trink- 
und Milcheimer) Geräthschaften, Stricke u. s. w r . werden verbrannt. 

e) Alles Ucbrige, so wie auch das Holzwerk im Stalje (Pfosten, Balken, Fen- 
ster u. s. w.), welches dem Verbrennen nicht unterzogen werden konnte, 
wird mit scharfer Lauge abgewaschen, und während 14 Tagen dem Durch- 
strömen der freien Luft ausgesetzt. 

f) Steinerne Wände werden ebenfalls abgewaschen; Lehmwände aber dick ab- 
gekratzt und neu mit Lehm und Kalk überzogen. 

g) Zum Schlüsse wird nochmals eine energische Durchräucherung mit Chlor 
24 Stunden hindurch angewandt, und dann der leere Stall dem Durchstreichen 
der Zugluft bis zum Ablaufe der gesetzlichen Frist ausgesetzt. 

, h) Die Quarantaineställe werden der Regel nach auf der Stelle verbrannt. 

Wenn noch Mist oder sonstiger Unrath in andern Ställen oder in der Düngergrube 
des inficirten Gehöftes ist, so wird derselbe demnächst mit Pferden aufs Feld gefahren, 
unterpflügt, oder wenn dies augenblicklich nicht möglich ist, auseinandergestreut. 

Ein Arbeiter muss hinter dem Wagen gehen, und alles etw'a Herunterfallende gleich 
• wieder aufladcn. 

Pferd und Arbeiter dürfen nicht in Verkehr mit Rindvieh treten. Letztere müssen 
nach vollbrachtem Geschäft desinficirt, erstere geschwemmt werden. 

Rindvieh darf das Feld während 4 Wochen nicht betreten. 
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4. Der Ger nt he. 

§. 11. Der Karren (Schleife, Wagen), auf welchen» gefallenes oder getödtetes Vieh 
rum Verscharreplatze geführt wurde, wird mit dem benutzten Geschirre verbrannt. 

Düngerwagen sind der Regel nach eben so zu behandeln, und ist daher zweck- 
mässig, zum Abfahren des Mistes denselben Karren zu benutzen. 

Wenn das nicht geschah, und der benutzte Wagen erhalten bleiben soll, so muss 
er mit ganz besonderer Vorsicht mit heisser Lauge abgewaschen, und längere Zeit der 
freien Luft ausgesetzt werden. 

Eine ganz besondere Aufmerksamkeit ist auch den Mistgabeln, Hacken zuzuwenden, 
und sind dieselben auszuglühen. 

5. Senkgrube. 

§. 12. Die auf dem Hofe etwa angelegte Senkgrube muss mit Erde ausgefüllt 
und mit Steinen übermauert werden. 

ff. Verscfutrreplät:e. 

§- 13. Die Verscharre- und Quarantaineplätze sind mit Graben und Zaun zu um- 
geben, und mit einem Steinpflaster zu belegen, welches 2 Jahre lang unterhalten wer- 
den muss. 

III. Chlor -Entwickelung. 

§. 14. Die einfachste und leichteste Art der Chlor - Entwickelung besteht darin, 
wenn man 4 Loth Chlorkalk auf einem porzellanenen Schälchen mit eben so viel ver- 
dünnter Schwefelsäure übergiesst. 

Eine solche Schaale reicht für etwa 100 Cubikfuss Raum aus, welcher desinficirt 
werden soll. 

Noch weniger kostspielig sind die sogenannten Guyton-Morvcau’schen Chlorräuche- 
rungen. Zu ihrer Herstellung nimmt man ein Gemisch von 2 Theilen Braunstein und 
3 Theilen Kochsalz, und übergiesst sie ebenfalls mit gleicher Quantität verdünnter 
Schwefelsäure. 

Die bei den Chlorriiucherungen zu beachtenden Vorsichtsmaassregeln siehe auf un- 
sere Anweisung zum Desinfectiousverfahren für Heildiener, welche überall verbreitet ist. 

Anlage b. 

Unter Bezugnahme auf die hier folgende weitere Bekanntmachung, wonach die Rin- 
derpest in den Ortschaften Seitsch, Gross-Osten und Stadt Guhrau, Guhrauer Kreises, so 
wie in Dorf und Stadt Höben, Steinauer Kreises, ausgebrochen ist, verpflichten wir hier- 
durch sämmtliche Kreis- und Ortsbehörden zur sofortigen strengsten Beobachtung der in 
dem Patente vom 2. April 1803 über die Alwendung der Viehseuchen enthaltenen Vor- 
schriften, so wie der nachträglich im Erlasse des Königlichen Ministem des Innern vom 
8. November 1813 getroffenen Anordnungen (abgedruckt im 42sten Stücke des Amts- 
blattes vom Jahre 1813 S. 545). 

Es werden hiermit nach Maassgabe jener Vorschriften die Feldmarken der Orte 
Seitsch und Koben, so wie in Gros* -Osten und Guhrau die inficirten Gehöfte für ge- 
sperrt erklärt. Die Orts- und Kreishehörden haben zur Ausführung dieser Maassregel, 
so weit es nicht bereits geschehen i*t, unverzüglich die vorgeschriebenen und sich von 
selbst als nothw’endig herausstellenden Anordnungen durch Bestellung der Or!saufseher, 
Viehrevisoren, Wachen, Ertheilung der Instructionen nn sie, Vereidung derselben u. s. w. 
zu treffen und im Kreise bekannt zu machen. Insbesondere wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass in einem Umkreise von 3 Meilen um die inficirten Orte alle Viehmärkte, 
wie jeder Handel mit Vieh verboten ist, das Einsperren der Hunde, Katzen und des 
Federviehes erfolgen muss, und an den Orten, wo die Seuche herrsch*, selbst auch 
jeder Wochen- und Krammarkt verboten ist. 

Wir erwarten, dass Jedermann im allgemeinen wie iin eigenen Interesse sich be- 
streben wird, den gesetzlichen Vorschriften und Anordnungen der Behörde nachzukom- 
men, wobei wir die Viehbesitzer darauf aufmerksam machen, dass das auf Anordnung 
der Behörde getödtete Vieh nach den im Vieh-Assecuranz-Cataster angegebenen Preisen 
vergütet wird. 

Breslau, den 10. Juni 1356. 

In den Gemeinden Seitsch, Gross-0 ten, so wie in der Stadt Guhrau, Kreises Guh- 
rau, nicht minder im Dorfe und der S ad! Koben, Kreises Steinau, sind Eruptionen der 
Rinderpest erfolgt, welche erst sehr spat zu unserer Kenntniss gekommen sind. 

Bei den furchtbaren Verheerungen, welche die Seuche mit gröss‘er Rapiditä* anzu- 
richten pflegt, ist es von der äussersten Wichtigkeit, sie möglichst schnell wieder aus- 
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xutilgen. Die« wird nur ermöglicht, wenn die Vorschriften des Viehsterben -Patents 
vom 2. April 1803, so wie der nachträglichen Verordnung des Königlichen Ministerii 
des Innern vom 8. November 1813 (beides ahgedruckt in unseren Amtsblatte vom Jahre 
1813 Nr. 42. S. 545 etc.) aufs Pünktlichste befolgt werden. 

Vor allem Andern kommt es auf eine sehr genaue Beachtung der Vorschrift des 
§. 31. gedachten Patents an, nach welcher: 

jeder Viehbcsitzer und auch die Hirten verpflichtet sind, auf 2 Meilen Ent- 
fernung von den inficirten Orten jede, auch die kleinste Spur einer Krank- 
heit unter dem Rindvieh dem Gemeindevorsteher oder dem von selbem eigens 
dafür bestimmten Aufseher anzuzejgen. 

Nur eine ebenso rasche als genaue Kenntniss jeder Eruption der Seuche in ihren 
ersten Anfängen macht es möglich, ihrer alsbald Herr und Meister zu werden. Wir 
erwarten demnach, dass jeder schon aus Gemeinsinn dieser so ausgesprochenen Ver- 
pflichtung nachkommt; bemerken aber zugleich zur ernstlichsten Warnung, dass das Ge- 
setz ungewöhnlich harte Strafen über den verhängt, welcher solches versäumt. 

Wir machen aber auch die Kreis- und Ortsbehörden auf die schwere Verantwort- 
lichkeit aufmerksam, welche jede Vernachlässigung in dieser Sache nach sich zieht, und 
machen es ihnen zur strengsten Pflicht, fortwährend die schärfste Aufmerksamkeit auf 
den Gesundheitszustand der Rindviehbestände in ihren Bezirken zu richten, und bei er- 
kanntem Ausbruche der Seuche sofort mit der Ausführung nachdrücklicher Schutz- und 
Tilgungsmaassregeln vorzugehen, ohne sich irgend durch die Inconvenienzen und Nach- 
theile, welche mit der Absperrung immer verbunden sind, oder durch untergeordnete 
Rücksichten auf commercielle Interessen und Nachtheile Einzelner beirren zu lassen. 

Wir erwarten endlich von sämmtlichen practischen Thierärzten, dass sie die Be- 
hörden aufs Eifrigste unterstützen, und machen sie besonders darauf aufmerksam, dass 
es vorzugsweise ihre Pflicht ist, von jedem irgend bedenklichen Krankheitsfalle sofort 
Anzeige zu machen. 

Damit Niemand sich mit Unwissenheit entschuldigen könne, heben wir in Nach- 
stehendem die hier vorzugsweise in Betracht kommenden Hauptpunkte hervor: 

I. Natur der Krankheit. 

Die Rinderpest ist die furchtbarste und verderblichste aller Rindvieh-Krankheiten 
und hat nicht selten in kurzer Zeit den ganzen Viehstand einzelner Länder aufgeräumt. 

Die Rinderpest beschränkt sich auf das Rindvieh, sie geht nicht auf andere Thiere 
noch auf Menschen über. 

Sommer oder Winter, nasses oder trockenes Wetter übt keinen wesentlichen Ein- 
fluss darauf aus. 

Sie ergreift junges und altes, starkes und schwaches Vieh und zwar in solcher 
Feindlichkeit, dass nur selten ein Stück in ihrem Bereiche verschont bleibt oder ein er- 
griffenes durchseucht. 

Die Krankheit entwickelt sich bei uns niemals selbstständig aus schlechten Futter- 
stoffen, Witterungseinflüssen oder sonstigen Schädlichkeiten. Sie wird uns immer durch 
Contagion zugetragen, Und entsteht spontan nur unter der podolischen Viehrace in fer- 
nen Landen. 

Der ansteckende Stoff überträgt sich nicht blos von einem kranken Rindviehstücke 
zum andern, sondern hängt sich auch Menschen, anderem Vieh und selbst leblosen Ge- 
genständen an und wird leicht durch sie in selbst entferntere Orte übertragen. 

Alle Theile eines kranken Thieres sind zwar ansteckend, selbst Haare, Hörner und 
Klauen; — im höchsten Maasse ansteckend aber sind der Schleim, welcher aus Nase, 
Mund und Augen kommt, so wie Koth, Urin und Eiter. 

Das Contagium klebt diesen Auswurfsaloffeii, so wie den tod'en Thieren noch län- 
gere Zeit hindurch an. 

Die Art der Uebertragung ist nicht selten sehr unsicher oder gar nicht nachweis- 
bar. — Dieser Umstand berechtigt indess gar nicht, das Vorhandensein wahrer Rinder- 
pest zu bezweifeln, wenn die nachstehend angegebenen wesentlichsten Erscheinungen 
ihr Gegebensein documentiren. 

Die Dauer des Zeitraums, welcher zwischen der Aufnahme des Contagiums und dem 
Ausbruche der Krankheit liegt, steht nicht ganz fest. Die meisten Ausbrüche erfolgen 
vom vierten bis siebenten Tage, in seltneren Fällen scheint sich aber auch die Incuba- 
tionsperiode bis zu 14 Tagen hinzichen zu können. 

Die ersten Spuren der Krankheit sind leicht zu übersehen. 
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II. Kennzeichen der Krankheit.’ 

a. Erscheinungen im Lehen. 

1) Nachlassen der Fresslust. 

2) Abwechselndes Aufhören des Wiederkäuens. 

3) Vergehen der Milch. 

4) Verlust der Munterkeit, mitunter von einer gewissen Aufgeregtheit unter- 
brochen. Nicht selten sind Zittern und Erscheinungen von Angst. 

51 Fiebrige Erscheinungen und Frostschauer mit nachfolgender Kitze, Durst und 
beschleunigten Pulsen 

6) Kurzer Husten von heiserin Tone, der bei herannahendern Tode immer mehr 
an Kraft verliert und in ein dumpfes, kurzes Aechzen übergeht. 

Es stehen damit im Einklänge erhebliche Athiuungsbeschwerden, welches 
zu Ausgange sehr mühevoll und röchelnd wird. 

7) Das Auge hat meist ein trübes, gläsernes, mattes Ansehen. 

Der Thränenfiuss ist gewöhnlich vermehrt, er nimmt häufig nach einigen 
Tagen eine mehr schleimige Beschaffenhei*. an und nicht selten zeigen sich 
herablliessende Striemen desselben mit verbackenen Haaren. 

81 Aus Mund und Nase fliesst ebenfalls Schleim, welcher sich bisweilen faden- 
förmig herabspinnt. 

Die Schleimhaut dieser Theile ist meist etwas aufgelockert, bisweilen 
sind röthlichc Blut-Infiltrationen wahrnehmbar, seltener Erosionen. 

91 Heftigerer Durchfall fehlt nie. Wenn er nicht schon gleich zu Anfänge da 
ist, so tritt er jedenfalls in den vorgeschrittenen Stadien des Uebels ein. — 
Die Abgänge sind zu Anfänge noch kothartig, werden aber bald schleimig, 
nicht selten mit Blut untermischt und übelriechend. 

101 D' e Haare sträuben sich, sitzen locker; — die Kreuzgegend wird häufig sehr 
empfindlich gegen Druck; — nicht selten sind Luftansammlungen unter der 
Haut, besonders in der Kreuzgegend, welche sich der sinnlichen Wahrneh- 
mung durch eine Art von Knistern zu erkennen geben. 

11) Bei herannahendem Tode, w’elcher gewöhnlich zwischen dem vierten und sie- 
benten Tag zu erfolgen pflegt, nimmt die Schwäche immer mehr zu. Die 
kranken Thiere können sich entweder gar nicht mehr erheben, oder haben, 
wenn sie dazu genöthigt werden, einen sehr mühsamen, unsichern Gang mit 
hin- und herschwankendem Hintertheile. 

b. Leichen - Symptome. 

1) Das Blut ist sehr dunkel gefärbt und dickflüssig, nicht geronnen. 

2) Die Schleimhaut des vierten Magens (Labmagen), so wie die obere Partie des 
Dünndarms ist aufgelockert und stark geröthet. Die Röthung nimmt nicht 
selten eine mehr dunkle, aschgraue Färbung an, so dass die Schleimhaut des 
letztem in der Nähe des Magens nicht selten wie mit einem schwarzen, koh- 
Icnstaubartigen Stoffe bestreu: aussieht, nicht unähnlich einer gekochten Aal- 
haut. Das Letztere pflegt mehr der Fall zu sein bei solchen Thieren, welche 
sich in schlechterem Nährzuslande befinden. 

Mehr oder minder in ähnlicher Weise ergriffen pflegt auch die Schleim- 
haut des Dickdarms zu sein. 

31 Schon das äussere Ansehen, besonders des Dünndarms, verräth diese seine 
Beschaffenheit im Innern, indem er nach Maassgabe derselben bald ein hoch- 
rothes, bald ein mehr dunkles blau -schwärzliches Ansehen hat, woraus man 
früher auf Entzündung resp. Brand schloss. 

4 ) Auch im dritten Magen (Löser) ist der Schleimhaut-Ueberzug gewöhnlich auf- 
gelockert, löst sich von den Blättern desselben leicht ab, bleibt an den ver- 
trockneten Futterstoffen kleben und giebt diesen ein schwarzgraues Ansehen, 
welches sie an sich nicht haben. 

Es kommt aber auch häufig vor, dass die Futterstoffe in selbem weich 
und breiig sind, und die abgelöste innere Haut fe’zenartig eingemischt ist. 

Die ihres innersten Ueberzüges entblössten Blätter des Lösers haben 
nicht selten ein röthliches, gestreiftes oder fleckiges Ansehen. 

5) In den Luftröhren findet man gewöhnlich viel mehr oder minder röthlichen 
Schaum, und entsprechende Auflockerung und röthlichc Beschaffenheit der sie 
auskleidenden Schleimhaut. 

6) Die Gallenblase ist in der Regel sehr ausgedehnt, nicht selten bis zur Grösse 
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eines Kindskopfes. Auch ihre innerste Haut pflegt aufgelockert und mit Blut- 
Infiltration versehen, die in ihr enthaltene Galle missfarhig zu sein. 

Es sind hier nur die am meisten constanten und charakteristischen Symptome auf- 
geführt, welche aber bei alle Dem nach Verschiedenheit der einzelnen Constitutionen 
und selbst der Epidemien Schwankungen darbieten, so dass auf jedes einzelne kein 
übermässiges Gewicht gelegt w'erden darf, das Urtheil vielmehr auf die Gesammtheit 
derselben gestützt werden muss. Es ist daher auch mitunter in vereinzelten Fällen 
sehr schwierig, ein sicheres Urtheil zu fällen, und dieses um so mehr erleichtert und 
sichcrgestellt, je grösser die Zahl der erkrankten Häupter ist. 

Was die Erkenntniss aber beihülflich vorzugsweise sichert, das ist der eigenthüm- 
lichc Propagationsgang der Seuche, welche gewöhnlich zunächst ein oder ein paar Häup- 
ter einer Heerde berührt, sich dann aber bald über eine grössere Zahl derselben ver- 
breifet, bei grösserer Ausdehnung auf benachbarte Hecrden in anderen Gehöften oder 
Ortschaften, doch immer gruppenweise auftritt — ihr höchst rapider Verlauf, — und 
die grosse Sterblichkeit, welche sie veranlasst. 

III. Verhütung der Rinderpest. 

Es ist bis jetzt kein Remedium bekannt, welches das Vieh gegen den Ausbruch 
der Rinderpest schützte, wenn das Contagium derselben auf solches übertragen wird. 

Es giebt daher auch weiter kein Schutzmittel, als die Verhütung jeglichen Verkehrs 
mit krankem Vieh und mit Menschen oder Gegenständen, welche damit in Berührung 
kamen. 

Der Rindviehbesitzer w'ird daher wohl thun, wenn er 

1) zur Zeit der Rinderpest kein Stück Vieh kauft oder eintauscht; 

2) sein Vieh allein hält und keine fremde Menschen dazu lässt, namentlich keine 
fremde Viehbesitzer, Fleischer, Viehhändler, Abdecker, Viehtreiber, Knechte 
und Mägde aus inficirten Gegenden, Fuhrleute oder Reisende aus solchen, 
Bettler und Landstreicher, welche gern in den Ställen übernachten; 

3) wenn er eben so wenig selbst in inßcirte Orte oder gar Stallungen geht, als 
seinen Angehörigen oder Dienstleuten dies gestattet; 

4) wenn er nichts von daher bezieht, vor Allem keine Ankäufe von Heu, Stroh 
u. s. w. macht; 

5) w r enn er, falls sein Vieh auf die Weide geht, jeden Verkehr mit fremdem Vieh 
verhütet; 

6) wenn er seinem Vieh die grösste Aufmerksamkeit schenkt und bei jedem Er- 
kranken eines Stückes in irgend verdächtiger Weise es sofort von dem ge- 
sunden absondert, und die vorgeschricbcne Anzeige macht. 

IV. Die Tilgung der Seuche. 

Die Tilgung der Seuche ist Aufgabe der Polizei-Behörde nach ’ Maassgabe der oben 
angeführten gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Haupttilgungsmittel bestehen: 

1) in Tödtung aller kranken Stücke nach Maassgabe des Gesetzes, wobei wir 
blos bemerken wollen, dass im Falle des Zweifels es weit vorzüglicher ist, 
vielleicht einmal ein an einer anderweitigen Krankheit leidendes Stück un- 
nölhig zu tödten, als ein ergriffenes zu verschonen; 

2) in sorgfältiger Verscharrung der gefallenen und getödteten Stücke an einsam 
gelegenen Plätzen nach gesetzlicher Specialvorschrift; 

3) in sicherer Beseitigung aller Abfälle von ihnen; 

4) in sorgfältiger Separirung und Isolirung des noch gesunden Viehes von kran- 
kem oder verdächtigem; 

5) in gründlicher Reinigung der inficirten Stallungen, Geschirre und Geräthe, so 
wie der Personen und ihrer Kleidungsstücke, welche mit dem Contagium in 
Verkehr kamen; 

6) in sorgfältiger Absperrung der inficirten Ortschaften, Gehöfte oder Weiden. 

Ueber alles Dieses enthält das Gesetz eine Menge von Specialvorschriftcn, deren 

strenge Erfüllung und Uebervvachung Aufgabe der Polizei -Behörden ist. 

Von sämintlichen Eingesessenen aber erwarten wir, dass sie denselben dabei nach 
Möglichkeit an die Hand gehen und Alles vermeiden werden, was deren Anordnungen 
zuwiderläuft und vom Gesetze mit sehr schweren Strafen bedroht ist. 

Obw r ohl bis jetzt kein Heilmittel der Krankheit aufgefunden worden ist, so pflegt 
doch beim Auftreten der Seuche immer eine Masse derselben empfohlen zu werden. 
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Wir machen speciell darauf aufmerksam, daaa jedes Kuriren an dem erkrankten Vieh 
gesetzlich untersagt ist. 

Breslau, den 10. Juni 1856. 

Anlage c. 

Der Ausbruch der Rinderpest in den Kreisen Guhrau, Steinau und Wuhiau macht 
die grösste Aufmerksamkeit auf den Gesundheitszustand des Rindviehes in uaaerm gan- 
zen Departement zur Pflicht. 

Das Viehsterben-Patent verpflichtet zwar Viehbesitzer, Hirten, Abdecker, Thierärzte 
u. s. w. zur Anzeige jedrr, auch der kleinsten Spur einer Krankheit unter dem Rind- 
vieh in einer inßcirten Ortschaft und in einem Umkreise von 2 Meilen um selbe; — es 
ordnet auch die Bestellung eines Revisors des gesunden Viehes an, um die erstere 
Maassregel zu ergänzen; — wir halten aber auch noch eine Ueberwachuug des ge- 
rammten Rindviehstandes für erforderlich, und ordnen zu dem Ende Nachstehendes an: 

1) Jeder Kreis wird in kleine Rindvieh- Revisions- Bezirke getheilt. 

Die Bezirke sind so zu bilden, dass sie von einem Revisor nach Maass- 
gabe der folgenden Bestimmungen leicht übersehen werden können. 

2) Jeder Ortsvorstand fertigt innerhalb vier Tagen ein vollständiges Verzeichnisa 
des ganzen Rindviehbestandes seines Bezirks nach folgenden Rubriken an: 

a) Gehöfte, 

b) Zahl überhaupt. Davon: 

11 Ochsen, 

2) Kühe, 

3) Jungvieh über 2 Jahre, 

4) Jungvieh unter 2 Jahren, 

c) Bemerkungen. Ab- und Zugang. 

Dies Verzeichniss wird im Geschäftslocale niedergelegt, und eine Ab- 
schrift dem Viehrevisor übergeben. 

3) Für jeden der (.nach 1.) zu bildenden Bezirke wird ein Viehrevisor bestellt. 

Zu diesen Viehrevisoren sind zuverlässige und geeignete Männer auszu- 
wähien, welche Gemeinsinn genug besitzen, um solches Ehrenamt willig zu 
übernehmen und mit Zuverlässigkeit wahrzunehmen. 

4) Dieser Viehrevisor revidirt wenigstens einmal in jeder Woche den ganzen 
Rindviehbestand des seiner Aufsicht anvertrauten Viehrevisions- Bezirkes. 

5) Er muss: 

a) jedes Stück, welches in irgend verdächtiger Weise erkrankt ist, sofort 
absondent, und 

b) auf der Stelle dem Landraths-Amte Anzeige davon machen; 

c) jedes Stück Rindvieh, welches geschlachtet werden soll, untersuchen, um 
et bei gegründetem Verdachte sofort zu isoliren und anzuzeigen. 

Verdacht erregen besonders: Mangel an Kresslust und Wiederkauen, Vergehen der 
Milch bei Husten, Schleimfluss aus Maul, Nase, Augen und Diarrhöe (conf. Amtsblatt 
Nr. 24. Ausserordentliche Beilage). 

Die Ortsvorslände können erforderlichen Kalles mit Ordnungsstrafen bis zu 3 Tha- 
lern zur Erfüllung dieser Verpflichtungen angehalten werden. 

Innerhalb 14 Tagen ist uns eine Uebersicht der gebildeten Bezirke mit den Namen 
der für selbe bestellten Revisoren einzureichen. 

Breslau, den 18. Juni 1856. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Verf, der Minist dergeistl. Angel, und der Fi n. an die Ober -Prä- 
sidenten der Provinzen Preussen und Posen vom 6. October 
1856. (v. Haumer. v. Pommer-Esche.) 

Ew. etc. erhalten anliegend beglaubte Abschrift der Allerb. 0. vom 17. v. M. (An- 
lage a.), das Verbot der Einfuhr von rohen d. h. grünen, gesalzenen und trocknen Rin- 
derhäuten (im Sinne des Zolltarifs) und allen übrigen Abfällen von Rindvieh (Haare, 
Zolltarif Ahth. II. pos. 11. d., Blut, Flechsen, Hörner, Hornspitzen, Hornspähne, Klauen 
und Knochen) betreffend, mit dem Ersuchen, auf Grund derselben, so wie unter Bezug- 
nahme auf die von mir, dem Kinanzminister, ertbeille Ermächtigung, eine Bekanntmachung 
durch die Regierungs-Amtsblätter zu erlassen, wodurch die Einfuhr der obengedachten, 
speciell aufzuführenden Gegenstände unter Androhung der in der Verordnung vom 
27. März 1836 und im Zoll -Strafgesetz vom 20. Januar 1838 vorgeschriebenen Strafen 
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nach Ihrem Ermessen entweder in Bezug auf die ganze Ihrem Verwaltnngsbereich zu- 
gehörige Landesgrenze oder für einen Theil derselben verboten wird. 

Ew. etc. wollen eine Abschrift der zu erlassenden Bekanntmachung gefälligst ein- 
reichen und die Aufhebung des einmal erlassenen Verbots nicht ohne unsere Genehmi- 
gung eintreten lassen. 

Die betreffenden Königlichen Regierungen und Provinzial - Steuerdirectoren wollen 
Sie mit den zur Aufrechthaltung jenes Verbots erforderlichen Anweisungen versehen. 

Anlage a. 

Allerh. 0 vom 17. September 1856 an den Minister für Handel, 
den Minister der geistl. etc. Angel, und den Finanzminister, 

Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom 8. d. M. genehmige Ich bis auf Weite- 
res das Verbot der Einfuhr von rohen Rinderhäuten und allen übrigen Abfällen vom 
Rindvieh, insbesondere Haare u. s. w. auf denjenigen Strecken der polnisch-preussischen 
und eventuell der russisch - preussischen Grenze, auf welchen sich dafür ein Bedürfnis* 
herausstelll und beauftrage Sie, den Finanzminister, mit Ausführung dieser Ordre. 

In Betreff der Enschädigung der Viehbesitzer für die ihnen aus 
der Rinderpest erwachsenen Verluste an Vieh fehlt es im Patente an 
ausreichenden Vorschriften, namentlich für den Fall, wenn die obrig- 
keitlich angeordneten Tilgungsmaassregeln das im Patent vorausgesetzte 
Maass überschreiten. Es kommen hierbei zunächst die §§. 118., 120. 
und 121. des Patents in Betracht. Sie lauten: 

§. 118. Aus der Kreiskasse wird bezahlt: die Vergütung für den angesetzten Auf- 
seher; das Lohn für die bestellten Revisoren, für die Gehülfen der Hirten, für den am 
Orte zum Tödten des kranken Viehes bestellten Abdeckerknecht oder dessen Substitu- 
ten; die Vergütung des Scharfrichters mit 8 Gr. für den Verlust der Haut; die Kosten 
des anzuschaffenden Karren; der zur Bedeckung der Cadaver erforderliche Kalk; das 
Arbeitslohn für das Ueberpflastern der Grabstelle nach §. 58.; die Gebühren der Kreis- 
Bedienten, welche zur Aufsicht bestellt worden sind; die Entschädigung der Viehbesitzer 
für die Tödtung des Viehstandes in dem Falle des §. 38. und so lange keine Versiche- 
rungs-Gesellschaft eingerichtet ist, die Entschädigung für das znr Ausmittelung der 
Krankheit getödtete Vieh. 

§. 120. Von dem getödteten Viehe wird das gesunde nach seinem vollen Werthe, 
das kranke aber zum dritten Theile des Werthes, den es vor dem Eintritt der Krank- 
heit gehabt hat, entschädigt und von dem Landrathe darüber eine gewissenhafte Taxe 
aufgenommen. 

§. 121. Die Entschädigung für das nach der Vorschrift des §. 38. getödteten er- 
krankten Viehes wird nach den Sätzen des vorigen Paragraphen aus den Beiträgen der 
Versicherungs-Gesellschaft, sobald solche zu Stande gebracht ist, bezahlt, bis dahin aber 
erfolgt solche aus aus den Königlichen Kassen nach der Bestimmung der Departements. 

Der mehrfach angezogene §. 38. lautet wörtlich: 

§. 38. Bricht die in vorstehender Art ausgemittelte Seuchenkrankheit innerhalb 
eines Kreises zuerst auf einem einzeln liegenden Etablissement aus, dessen Rindvieh- 
stand nicht über zehn Stück beträgt, so ist der Landrath verpflichtet, diesen ganzen 
Viehstand, nach aufgenommencr Taxe, tödten zu lassen. In allen andern Fällen muss 
alles erkrankte Rindvieh, wenn nicht untrügliche äussere Merkmale die Gewissheit ge- 
ben, dass die Krankheit nur von äussern Verletzungen oder von vorübergehenden innern 
Zufällen herrührt, getödtet und hierbei in nachstehender Art verfahren werden. 

In Beziehung auf das zur Ausmittelung der Krankheit getöd- 
tete Vieh kommen in Betracht die §§. 34. und 41., welche resp. den 
Landrath und Kreisphysieus verpflichten, lebende kranke Stücke tödten 
resp. an erkrankten Stücken Obductionen vornehmen zu lassen, sowohl 
bei drohendem Ausbruch der Krankheit als auch beim Abnehmen der- 
selben, im letzten Falle, damit das Tödten des erkrankten Viehes seine 
Grenzen erhalte. * 

Hiernach unterliegt es zunächst keinem Zweifel, dass in §. 38. zwei 
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Fälle zu unterscheiden sind , welche eine hinsichtlich der Person des 
zur Entschädigung für getödtetes Vieh — der Verlust an gefalle- 
nem Vieh trifft den Eigenthümer — Verpflichteten verschiedene Wir- 
kung äussern. 

Der erste Fall ist der, dass ein ganzer Viehstand getödtet 
wird. Das soll geschehen, wenn die Seuche innerhalb eines Kreises 
zu erst auf einem einzeln liegenden Etablissement, dessen Kind- 
viehstand nicht über 20 Stück beträgt, ausbricht. Es wird in 
solchem Fall krankes und gesundes Rindvieh ohne Unterschied 
getödtet und die Entschädigung dafür nach den Sätzen des §. 120. in 
Gemässheit des §. 118. aus der Kreiskasse, d. h. aus der Kreis-Com- 
munalkas.se geleistet. 

Es Hesse sich demnach die Frage aufstellen: 

1) Wer zahlt die Entschädigung, wenn die Seuche bereits in 
einem Kreise constatirt ist, ehe sie auf einem einzeln liegenden Eta- 
blissement ausbricht, also wenn die Seuche in einem Kreise nicht 
zuerst auf einem solchen Etablissement, sondern erst später ausge- 
brochen ist, und nun krankes und gesundes Vieh daselbst getödtet 
worden ist. 

2) Was ist unter einem „einzeln liegenden Etablissement“ zu ver- 
stehen? ein abgebautes resp. ausserhalb einer zusammenhängenden Ort- 
schaft auf freiem Felde resp. ein im Walde liegendes, isolirtes Gehöft, 
oder überhaupt ein in sich abgeschlossenes, wenn auch innerhalb einer 
Ortschaft belegenes Gehöft? 

Eine in neuester Zeit bald nach dem Ausbruch der Seuche in 
einem Specialfall ergangene Verfügung des Herrn Ministers der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten entscheidet sich für die zweite Alternative, 
hat jedoch nicht die Frage wegen der Entschädigungspflicht der Kreis- 
kassen zu entscheiden, sondern nur der Befugniss der Behörden Be- 
hufs schnellerer Unterdrückung der Seuche Vieh zu tödten, eine mög- 
lichst weite Ausdehnung zu geben im Auge gehabt. 

Unzweifelhaft dürfte es sein, dass die Entschädigung für das zur 
Ausmittelung der Krankheit resp. auch zur Ausmittelung des Ver- 
schwindens derselben getödtete kranke Vieh ebenfalls aus der Kreis- 
Communalkasse geleistet werden muss, so lange keine Versicherungs- 
Gesellschaft eingerichtet ist, resp. wenn die Statuten der bereits ein- 
gerichteten Gesellschaft ausdrücklich eine Entschädigung für solchen 
Fall ahlehnen. 

Der zweite in §. 38. vorgesehene Fall umfasst alle Fälle, in wel- 
chen, ausser dem iin ersten Satz vorgesehenen Fall, krankes Vieh, 
nachdem die Seuche constatirt und das betreffende Stück für der An- 
steckung verdächtig erklärt ist, auf obrigkeitliche Anordnung getöd- 
tet worden. 

Die Entschädigung für das so getödtete Vieh erfolgt, sofern die 
Tödtung nicht zur Ausmittelung des Ausbruchs oder Verschwindens 
der Seuche geschehen ist, und so lange keine Versicherungs- Gesell- 
schaft besteht, nach deutlicher Vorschrift des §. 121. cit. aus Staats- 
fonds. 

Wer aber die Entschädigung für das ausserdem in §. 38. cit. vor- 
gesehenen ersten Fall, auf obrigkeitliche Anordnung zur schnelleren 
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Unterdrückung der Seuche getödtete gesunde Vieh zu leisten hat, 
darüber enthält das Patent vom 2. April 1803 keine Vorschrift. 

Dass die Polizei -Obrigkeit berechtigt ist, auch gesundes Vieh in 
den inficirten Ortschaften zum Zweck einer schnelleren Unterdrückung 
der Rinderpest tödten zu. lassen, nachdem die Erfahrung die Unzu- 
länglichkeit der Vorschriften des Patents vom 2. April 1803 in diesem 
Punkt ergeben hat; scheint nach §. 10. Tit. 17. Thl. II. Allg. L. R. 
keinem Zweifel zu unterliegen, auch aus lit. c. §. 6. des Gesetzes über 
die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 gefolgert werden zu kön- 
nen. Zum Amt, also zu den Pflichten der Polizei, gehört nach §. 10. 
cit'., die nötbigen Anstalten zu treffen zur Abwendung der dem Pu- 
blicum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr. 
Darunter ist auch die Gefahr zu subsummiren, welehe dem Publicum 
in einem bei der gegenwärtig stattfindenden schnellen Communication 
und bei der ungemein grossen, fast unüberwindlichen Schwierigkeit 
einer längeren Absperrung eines Orts, fast unberechenbarem Umfange 
droht, wenn in einer verkehrsreichen, gut angebauten Gegend die Rin- 
derpest ausgebrochen ist. Würde die Polizei, diese Gefahr mit allen 
durch Wissenschaft und Erfahrung an die Hand gegebenen Mitteln zu 
bekämpfen resp. abzuwenden unterlassen , so könnte ihr füglich eine 
grosse Pflichtwidrigkeit vorgeworfen werden. Darauf beruht auch wohl 
die in den meisten Fällen übrigens nicht ausreichende Vorschrift des 
Rescripts vom 8. November 1813 (S. 292), dass, wenn in einem Stall 
die Rinderpest ausbricht, die beiden neben dem erkrankten oder gefal- 
lenen Vieh gestandenen scheinbar gesunden Thiere getödtet werden 
sollen. Eben so ist es unzweifelhaft, dass, da das Patent vom 2. April 
1803 über die Tödtung des gesunden Rindviehs — ausser dem ersten 
Fall des §. 38. — keine Vorschrift enthält — diese Angelegenheit eine 
solche ist, welche in besonderem Interesse der betreffenden Gemeinden 
und ihrer Angehörigen, namentlich auch der inficirten und darum ab- 
gesperrten Gemeinden polizeilich geordnet werden muss. Endlich 
folgt auch aus §. 307. des Strafgesetzbuches die Befugniss der Re- 
gierungen d. h. der Landespolizei -Behörden (conf. das Erkenntniss 
des Ober -Tribunals vom 26. Februar 1855 S. 202) Aufsichtsmaassre- 
geln zur Verhütung des Einführens und Verbreitens von Viehseuchen 
zu treffen, indem die Uebertretung ohne Rücksicht darauf, ob die 
Maassregel quaest. in besonderen Specialgesetzen vorgeschrieben sind 
oder nicht, mit Strafe bedroht ist. 

Für Entscheidung der Frage, wer für das hiernach auf obrigkeit- 
liche Anordnung getödtete gesunde Vieh Entschädigung, d. h. den 
vollen Werth (§. 120. Patent vom 2. April 1803) zu leisten habe, fin- 
det man in dem allegirten Patent keinen Anhalt. Die Vorschriften 
desselben sind zu bestimmt, zu speciell kasuistisch, als dass sie eine 
extensive Interpretation zuliessen. Dagegen würde der in den §§. 81. 
und 82. der Einleitung zum Allg. Landrecht aufgestellte allgemeine 
Grundsatz hierbei den nöthigen Anhalt gewähren. 

Diese Paragraphen lauten: 

Einzelne Rechte und Vortheile der Mitglieder des Staats müssen den Rechten und 
Pflichten zur Beförderung des gemeinschaftlichen Wohls, wenn zwischen beiden ein 
wirklicher Widerspruch (Collision) eintritt, nachstehen. 
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Dagegen iat der Staat denjenigen, welcher aeine besondere Rechte und Vortheile 
dem Wohl des gemeinen Wesens aulzuopfern genölhigt wird, zu entschädigen gehalten. 

Dieser Grundsatz hat seine erneute Anerkennung gefunden in 
Art. 9. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. Er lautet: 

Das Kigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohls 
gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädi- 
gung nach Maassgabe des Gesetzes entzogen oder beschränkt werden. 

So lange dieser Grundsatz besteht, wird sich die Staatskasse der 
Verpflichtung, für das auf obrigkeitliche Anordnung zur Unterdrückung 
der Rinderpest getödtete gesunde Vieh — abgesehen von dem im 
ersten Satz des §. 38. cit. vorbedachten Fall — vollen Ersatz zu 
leisten, nicht entziehen können. 

Eine Ausnahme hiervon findet auf Grund von SpecialgesCtzen 
statt für die Provinzen Schlesien und Preussen. 

Das Gesetz vom 30. Juni 1841 (siehe unten) verordnet für jeden 
Regierungs-Bezirk der Provinz Schlesien Versicherungs-Gesellschaften 
gegen die durch die Rindviehseuche veranlassten Verluste und bezeich- 
net in §. 3. als Gegenstand der Versicherung den Werth desjenigen 
Rindviehes, welches a) an der Rinderpest in und ausser den Quaran- 
tnineställen gefallen, oder b) nach gesetzlicher Vorschrift zur 
Ausmittelung, Hemmung oder Unterdrückung der Rinderpest in gesun- 
dem oder krankem Zustande zufolge obrigkeitlicher Anordnung getöd- 
tet worden ist. 

Nur das Jungvieh unter einem Jahr, so wie das zur Mästung und 
zum Handel erkaufte Vieh bleibt von der Versicherung ausgeschlos- 
sen (§. 4. I. c.) 

Die „gesetzliche Vorschrift“ (lit. b.) für die Tödtung des gesun- 
den Viehes findet sich im ersten Satz des §. 38. des Patents vom 
2. April 1803 und in dem oben allegirten §. 10. n. 17. Allg. L. R. 
Das von der Versicherung nach §. 4. ausgeschlossene und gleichwohl 
auf obrigkeitliche Anordnung getödtete gesunde Vieh wird nach dem 
allgemeinen Grundsatz des §. 75. der Einleitung zum Allg. Landrecht 
der Staat zu ersetzen haben, resp. im ersten Fall des §. 38. des Pa- 
tents die Kreis -Communalkasse. 

In Preussen ist durch mittelst Amtsblattes publicirte Allerli. O. 
vom 22. Juni 1845 (siehe unten) die Versicherungs- Gesellschaft für 
je zwei Regierungs -Bezirke — Ost- und Westpreussen — eingeführt 
und die Versicherung beschränkt auf den Werth des im ge- 
sunden Zustande getödteten Rindviehes; ohne die Restriction des 
§. 3. des Gesetzes für Schlesien vom 30. Juni 1841. In Betreff der 
Entschädigu^f für das getödtete kranke Vieh gelten daher in der 
Provinz Preussen die Vorschriften des Patents vom 2. April 1803 und 
der Einleitung zum Allg. Landrecht. 

Für die Provinz Posen ist ein Specialgesetz nicht ergangen, es 
gelten daher die allgemeinen Grundsätze bei der Entschädigung für 
das wegen der Rinderpest getödtete kranke oder gesunde Vieh, für 
welche auch das rechtskräftig gewordene Erkenntniss des Appellations- 
gerichts zu Bromberg vom 1. Februar 1851 in Sachen der Kreisstände 
Inowraclaw contra Fiscus entscheidend gewesen ist. 

Horn, Veterinär-Sanität «polir ei. g 
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Im Namen des Königs. 

In Sachen des Königlichen Fiskus., vertreten von der Regierung zu Bromberg, Ver- 
klagten und Appellanten, wider die Stände des Inowraclawer Kreises, Kläger und Ap- 
peJIaten, * * 

hat der Civil -Senat des Königlichen Appellation« -Gerichts zu Bromberg in seiner 
Sitzung vom 1. Februar 1851, an welcher Theil genommen haben: 

etc. etc. 

den Acten gemäss erkannt: 

dass das Erkenntnis« des Königlichen Kreisgerichts zu Bromberg vom 9. Juli 1850 in 
der Hauptsache zu bestätigen, und nur rücksichtlich des Kostenpunktes dahin abzuän- 
dern, dass die Kosten beider Instanzen den Klägern und Appellaten mit \ aufzuerlegen, 
der auf den letztem fallenden Antheil der gerichtlichen aber niedcrzuschlngen. . 

Von Rechts wegen. 

Gründe. 

Im Jahre 1831 war in dem Kreise Inowraclaw die Rinderpest ausgebrochen. — 
Auf Anordnung der Regierung allhier, mussten deshalb eine Anzahl von Stücken Rind- 
vieh getödtet werden, und zwar nicht blos erkrankte, sondern auch theilweise anschei- 
nend gesunde, welche mit krankem oder verdächtigem Vieh in Berührung gerathen wa- 
ren. Der ermittelte Taxwerth wurde den Eigentümern erstattet. — Der, für das 
wirklich krank befundene Vieh, zum Betrage von 453 Rthlr. 14 Sgr. ist auf Staats- 
kosten übernommen. Dagegen hat in Bezug auf den Werth des getödteten gesunden 
Viehes, zum Betrage von 2901 Rthlr. 21 Sgr. 8 Pf. der Fiskus eine gleichmässige Er- 
satzverpflichtung nicht anerkannt. Er hat die Zahlung an die Eigentümer des getödte- 
ten Yiehes vielmehr geleistet aus einem unbestritten den Ständen des Inowraclawer 
Kreises zustehenden Fonds, welcher aus dem Verkäufe von Landwehrpferdegeldern ge- 
bildet und unter die Verwaltung der Regierung gestellt war, annehmend, dass es sich 
hierbei lediglich um Erstattung einer Last handele, welche von dem Kreise übertragen 
werden müsse. 

Die Inowraclawer Kreisstände haben darüber Beschwerde geführt, zuerst bei dem 
Ministerio des Innern, sodann unmittelbar bei des Königs Majestät. — Sie sind jedoch 
zuletzt durch die Cabinets-Ordre vom 22. Juni 1834 abfällig beschicdeu, wogegen ihnen 
eine Beibülfe von 1500 Rthlr. aus der Staats -Kasse bewilligt und deren Zahlung ange- 
wiesen wurde. 

Die Stände haben sich dabei nicht beruhigt , vielmehr durch eine aus ihrer Mitte 
gewählte Deputation gegen den Fisküs, vertreten von der hiesigen Regierung, den Rechts- 
weg betreten. Davon ausgehend, dass cs sich hier um die Aufopferung des Privat- 
Eigenthums im Allgemeinen Interesse, zur Abwendung einer nicht auf die Grenzen eines 
Kreises sich beschränkenden Landes -Calamität gehandelt habe, w'ofür gesetzlich der 
Staat die Entschädigung zu leisten habe, ist nach einem, im Laufe des Prozesses er- 
mässigten petito (in der Klage war nämlich unrichtigerweise angenommen w orden, dass 
der Fiskus auch den Werth des wirklich erkrankt getödteten Viehes mit 453 Rthlr. 
14 Sgr. aus dem Fonds des Kreises entnommen habe) beantragt worden, mit Rücksicht 
auf den bereits als Beihülfe erstatteten Betrag von 1500 Rthlr.: 

den verklagten Fiskus zu verurtheilen, die Summe von 1401 Rthlr. 21 Sgr. 8 Pf. 
nebst 5 pCt. Zinsen seit Ablauf der rechtskräftig zu bestimmenden Zahlungsfrist bei 
Vermeidung der Execution zum Landwehrgelder-Fonds des Inowraclawer Kreises zu 
zahlen. 

Von der Regierung wurde zuvörderst die Zulässigkeit des Rechtsverfahrens be- 
stritten und darum Coinpetenz-Conflict erhoben. Dieser wurde auch anfänglich durch 
Ministcrial-Rescript vom 15. November 1844 für begründet erachtet, und die Sache hat 
bis zum Jahre 1848 geruhet. — Auf die wiederholten Sollicitationen der Kreisständc 
ist jedoch durch die Cabinets-Ordre vom 23. Februar 1848 die Sache wieder auf den 
Weg Rechtens verwiesen, und somit jener Kinwand für erledigt erachtet worden. 

In der Sache selbst bestreitet Fiskus die ihm angesonnene Verpflichtung. — Die 
allgemeine Vorschrift des §. 82. der Einleitung zuni Aligcm. Landrecht, nach welcher 
dem Staate obliegt, diejenigen zu entschädigen, welche genöthigt sind, besondere Rechte 
und Vortheile dem Wohle des gemeinen Wesens aufzuopfern, hält er hier nicht für an- 
wendbar, — denn es existire ein spccielles Gesetz, das Patent und die Instruction vom 
2. April 1803 wegen Abwendung der Viehseuchen, welches §. 118. die Erstattung des 
Werthes des gesund getödteten Viehes, den Kreiskassen zur Last lege. — Bei der Töd- 
tung des Viehes selbst, resp. bei den Anordnungen zur Unterdrückung der Seuche, sei 
hier überall den Normen eines darüber ergangenen Ministerial-Rescripts vom 8. Novem- 
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her 1813 gemäss, verfahren worden, wie der Thierarzt Erdt, jetzt zu Cöslin, und der 
Gensd'ariu Engel mann bekunden sollen. 

Die Klager haben bestritten, dass die allegirte Vorschrift des Patents vom 2. April 
1803 auf den hier vorliegenden Fall sich beziehe, eventualiter, dass die dort erwähnte 
Kreiskasse eine andere als eine Königliche sei. — Sie bestreiten ferner, dass Ministe- 
rial- Verfügungen hier von Entscheidung seien, und erachten deshalb die beantragte Be- 
weisaufnahme für unerheblich. 

Eine demnächst vom Gerichte beschlossene Beweiserhebung darüber, ob vom Staate 
für das getödtete kranke Vieh, eine Entschädigung von 453 Bthlrn. 14 Sgr. den Kreis- 
ständen bereits erstattet sei, hat sich bei dem bereits oben erwähnten Anerkenntnisse 
der Kläger und der Ermässigung des Klageantrages um diese Summe, erledigt. Dagegen 
ist mit Bezug auf das imnittelst ergangene Gesetz vom 7. März 1845 über die fiskalischen 
Zögerungszinsen von den Klägern ein besonderer Antrag noch dahin gerichtet worden, 
diese zu 5 pCt, vom Tage der Verkündigung jenes Gesetzes an, den Klägern zuztispre- 
chen. Es hat darauf das Kreisgericht allhier am 0. Juli v. J. erkannt, 

dass der verklagte Fiskus schuldig an Kläger 1401 Kthlr. 21 Sgr. 8 Pf. nebst 5 pCt. 
Zinsen seit dem Tage des ergangenen Urtels sofort bei Vermeidung der Execution zu 
zahlen. Kläger mit den mehrgeforderten Zinsen ad separattim zu verweisen, und Ver- 
’klagter die Kosten des Prozesses, wovon die gewichtigen niederzuschlagen, zu tra- 
gen gehalten. 

Die Entscheidung wird darauf gegründet, dass nach Vorschrift des Patents vom 2ten 
April 1803 von der Krankheit noch nicht ergriffenes Vieh — indem der dort erwähnte 
Fall des Ausbruchs der Krankheit auf einem einzelnen Etablissement, auf welchem we- 
niger als 10 Stück Vieh gehalten werden, hier nicht vorliege — überhaupt nicht habe 
getödtet werden dürfen; der Fiskus aber durch eine entgegenstehende Anordnung seine 
Befugniss überschritten habe, und für den dadurch entstandenen Schaden aufkoinmen 
müsse. 

Gegen dieses Erkenntniss hat der verklagte Fiskus rechtzeitig Appellation eingelegt 
und gerechtfertigt. — Es wird ausgeführt, dass das auf Anordnung der Regierung ge- 
tödtete, anscheinend gesunde Vieh, nur solches gewesen, welches innerhalb der letzten 
8 Tage mit erwiesen krankem in Berührung gekommen sei, worüber auf die schon in 
erster Instanz benannten Zeugen Bezug genommen. Und deren Vernehmung wiederholt 
beantragt, das Verfahren selbst aber gerechtfertigt wird durch das ebenfalls schon alle- 
girte Circular-Rescript vom 8. November 1813. 

Die Appellaten haben dies zwar bestritten, aber zunächst für unerheblich erklärt. 
Sie führen nämlich' aus, dass das ifiehrerw ahnte Patent vom 2. April 1803 eine für den 
vorliegenden Fall normative Bestimmung überhaupt nicht enthalte, und dass daher ledig- 
lich aus dem allgemeinen Grundsätze des $. 75. der Einleitung zum Allgemeinen Land- 
recht die Entschädigung*- Verbindlichkeit des Staats folge. — Sie haben aus diesem 
Grunde die Bestätigung des ersten Erkenntnisses beantragt. 

Diesem Anträge gemäss, musste auch erkannt werden. 

Die Entscheidung in dem ersten Erkenntnisse beruht auf der Ausführung, dass ein 
Fall, in welchem es der Tödtung auch des von der Krankheit noch nicht ergriffenen 
Viehes, gesetzlich bedurfte, hier nicht Vorgelegen, dass durch die gleichwohl getroffene 
Anordnung dieser Maassregel, der verklagte Fiskus seine Befugniss überschritten habe, 
und aus diesem Grunde für allen dadurch verursachten Schaden verpflichtet sei. Diese 
Ausführung kann für gerechtfertigt nicht anerkannt werden. Darauf, dass bei den von 
Seiten des Verklagten getroffenen Vorkehrungen gegen eine weitere Verbreitung der 
Rinderpest, eine Befugniss überschritten, dass namentlich die Maassrcgcl der Tödtung 
des Viehes, über die. Grenzen der Nothwendigkeit ausgedehnt worden sei, ist überhaupt 
die Klage nicht gegründet. Hätte wirklich ein vertretbares Versehen stattgefunden, so 
würden ohnehin zunächst und nur die betreffenden Beamten dafür verhaftet sein. Allein 
da ein solcher Klagegrund gar nicht angeführt ist. so bedürfen die von dem Verklagten 
getroffenen Maassregeln einer näbei4*n Prüfung nicht, und es kann auf den über deren 
Nothwendigkeit und ITchereinstimmung mit den höheren Orts darüber erlassenen Instruc- 
tionen, angetretenen Beweis nicht ankommen. 

Der Anspruch der Kläger ist vielmehr allein gegründet auf die allgemeine Verpflich- 
tung des Staats zur Entschädigung derjenigen, welche genöthigt sind, ihre besonderen 
Rechte und Vortheile dem gemeinen Wohle aufzuopfern. Dos betreffende Gesetz — 
§. 81. und 82. — Einleitung zum Allgemeinen Landrecht bestimmt: 

Einzelne Rechte und Vortheile der Mitglieder des Staats, müssen den Rechten und 
Pflichten zur Beförderung des gemeinschaftlichen Wohls, wenn zwischen beiden ein 
wirklicher Widerspruch eintritt, naebstehen. — Dagegen ist der Staat demjenigen, 
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welcher seine besonderen Rechte und Vortheile dem Wphle des gemeinen Wesens 
aufzuopfern genöthigt wird, zu entschädigen gehalten. u 

Die Bedingungen des Gesetzes sind hier vorhanden. Auf Anordnung des Staats im 
polizeilichen Wege, sind Privatpersonen angehaiten worden, ihr Vieh herauszugeben und 
tödten zu lassen. Es ist dies geschehen zu dein Zwecke, um eine Weiter Verbreitung 
der Viehseuche zu verhindern und somit zuin Schutze und zum Wohle Anderer, uin einen 
drohenden Nachtheil abzuwenden. Die solchergestalt betroffenen Besitzer sind daher 
allerdings genöthigt worden, ihr privatives Eigenthum dem allgemeinen Wohle aufzuopfern, 
und sie haben um deswillen nach dem allegirten Gesetze einen Anspruch auf Entschä- 
digung. — Eine solche haben sie nun auch auf Anordnung des Verklagten, durch Ver- 
gütung des Tax wertlis der getödleten Stücken Vieh bereits erhalten. — Allein es ist 
diese Vergütung nicht aus der allgemeinen Staatskasse, vielmehr aus einem, den klagen- 
den Kreisständen eigentümlich gehörigen Fonds gewährt worden, und der Königliehe 
Fiskus hat eine Erstattung der letztem zu leisten verweigert. Eine Rechtfertigung die- 
ser Weigerung lässt sich nun zuvörderst nicht finden in der Annahme, dass überhaupt 
nur im ausschliesslichen Interesse des Kreises Inowraclaw jene Maassiegel getroffen 
worden. sei. — Durch dieselbe ist vielmehr offenbar die Abwendung einer drohenden 
allgemeinen Landescalamität bezweckt worden. Wäre es nicht gelungen, die bereits 
an mehreren Orten zum Ausbruche gekommene Rinderpest durch die als nothwendig 
anerkannte Tödtung aller bereits erkrankten und mit denselben in Berührung gekomme- 
nen gesunden Stücken Vieh zu unterdrücken, so liess sich bei einer weiteren Verbrei- 
tung der Krankheit, einer späteren Beschränkung derselben auf die Grenzen eines Krei- 
ses mit Erfolg natürlich nicht mehr absehen. Jedenfalls ist nicht behauptet, dass in die- 
ser Beziehung auch an andern Orten und auf deren Kosten anderweite ausreichende 
Sicherungs-Anstalten getroffen worden seien. 

Der Verklagte gründet nun aber seinen Widerspruch hauptsächlich auf die speciel- 
len Bestimmungen des Edicts wegen Abwendung der Viehseuchen vom 2. April 1803 
Allein dasselbe entlrält eine derartige, den Widerspruch des Verklagten rechtfertigende 
Bestimmung nicht. Der §. 38. desselben giebt zunächst Vorschriften für den speciellen 
Fall des Ausbruchs der Viehseuche auf einem einzeln gelegenen Etablissement, auf wel- 
chem der ganze Viehstand 10 Stücke nicht übersteigt. — In diesem Falle soll der 
ganze Viehstand,' nach vorher aufgenommener Taxe, getödtet werden. In allen andern 
Fällen bestimmt das Gesetz weiter, muss alles erkrankte Rindvieh, wenn nicht untrüg- 
liche äussere Merkmale die Gewissheit geben, dass die Krankheit nur von äusseren Ver- 
letzungen oder von vorübergehenden innern Zufällen herrührt, getödtet und dabei nach 
Maassgabe der darauf folgenden Vorschriften verfahren werden. 

Auf diese Bestimmung nehmen die §§. 118. und 121. Bezug, indem sie die Fonds 
bezeichnen, aus welchen die Vergnügungen für die in Ausführung des Gesetzes getroffe- 
nen Maassregeln geleistet werden sollen. 

Der §. 118., welcher die der Kreiskasse zur Last fallenden Entschädigungen anf- 
fübrt, zählt dazu die dem Yiehbesitzer für die Tödtung des Viehstandes zu leistende 
Vergütung und ausserdem die für das zur Ausmittelurig der Krankheit getödtete Vieh. 
Der §. 121. legt dagegen die Entschädigung für das nach Vorschrift des §. 38. getöd- 
tete erkrankte Vieh den Staatskassen auf. 

Eine anderweite Bestimmung darüber, aus welchem Fonds für das zur Unterdrückung 
der Krankheit getödtete gesunde Vieh, die Entschädigung gewährt werden soll, findet 
sich nirgends im Gesetze. In keiner Weise aber berechtigen die initgetheilten speciellen 
Vorschriften zu der Annahme, dass in allen Fällen nur das erkrankt getödtete Vieh von 
dem Staate, das gesund getödtete dagegen von der Kreiskasse vergütet werden müsse. 

Hiernach erscheint, in Ermangelung eines die oben allegirte allgemeine Vorschrift 
des §. 81. der Einleitung zum AUgem. Landrecht raodificirendcn (Gesetzes, die Verpflich- 
tung des Verklagten zur Gewährung der geforderten Entschädigung wohl begründet. 

Ueber den Betrag der Entschädigung selbst aber, waltet keine Differenz ob, nach- 
dem von den Klägern nur die bestrittene Summe *von 453 Rthlrn. 14 Sgr. der Klage- 
antrag erraässigt worden ist. — Eben so wenig ist gegen die Legitimation der Kläger 
und gegen den Antrag die geforderte Summe dem ständischen Fonds, aus welchem sie 
geständig genommen worden ist, zu erstatten, eine Ausstellung erhoben worden. 

Mit dem Ansprüche auf Entrichtung von Zinsen, so weit sie den Tag des ergange- 
nen Urtels überschreiten, sind die Kläger zur besonderen Ausführung verwiesen wor- 
den. Sie haben sich bei dieser Entscheidung beruhigt, und es musste daher ebenfalls 
dabei bewenden. 

Nur in Ansehung des Kostenpunkts bedurfte das erste Erkenntniss einer Abände- 
rung. Die Kläger haben erst nach theil weise erfolgter Beweisaufnahme, ihren Klage- 
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antrag um die Summe von 453 Rthlr. 14 Sgr. vermindert, und eben dieser Betrag hat 
jene Beweisaufnahme veranlasst. — Nach §. 3. und 6. Tit. 23. Tbl. I. der Allgemeinen 
Gerichts- Ordnung musste daher eine verhältnissmässige Compensation der Kosten aus- 
gesprochen werden. 

Urkundlich unter der verordneten Unterschrift und Beidrückung des grösseren In- 
siegels ausgefertigt. 

Das Gesetz vom 30. Juni 1841 über die Versicherung» - Gesell- 
schaften der Provinz Schlesien lautet: 

Wir Friedrich Wilhelm etc. haben die Anträge Unserer getreuen Stände des 
Herzogthums Schlesien, der Grafschaft Glaiz und des Markgrafthum« Oberlausitx in Be- 
ziehung auf die Versicherungs- Gesellschaften zur Vergütung der durch die Rindvieh- 
seüche entstandenen Verluste einer näheren Prüfung unterwerfen lassen, und verordnen 
nach dem Vorschläge Unseres Staats-Ministeriums und nach erfordertem Gutachten Un- 
seres Staatsraths, was folgt: 

§. 1. Die in Schlesien nach dem Regl. vom 24. November 1765 und dem Nach- 
trage vom 15. Februar 1783 errichteten Versicherungs-Gesellschaften, zur Vergütung der 
durch Seuche, Brand u. s. w. entstandenen Verluste am Rindvieh, werden vom 1. Ja- 
nuar 1842 ab aufgehoben, und dagegen neue Versicherungs-Gesellschaften nach folgen- 
den Stimmungen gebildet. 

§. 2. Für jeden Regierungs- Bezirk der Provinz Schlesien wird eine besondere 
Versicherungs-Gesellschaft zur Vergütung der durch die Rindviehpest (Löserdürre) ver- 
ursachten Verluste errichtet. 

§. 3. Gegenstand der Versicherung ist der W'erth desjenigen Rindviehes, welches 

a) an der Rindviehpest, es sei in oder ausser den Quarantaineställen, gefallen, 
oder 

b) nach gesetzlicher Vorschrift zur Ausmittelung, Hemmung oder Unterdrückung 
der Rindviehpest (Löserdürre) in gesundem oder krankem Zustande zu Folgo 
obrigkeitlicher Anordnung getödlct worden ist. 

§. 4. Das Jungvieh unter einem Jahre, so wie das zur Mästung und zum Handel 
erkaufte Vieh bleibt von der Versicherung ausgeschlossen. 

§. 5. Alle Besitzer von Rindvieh sind verbunden, der Versicherungs -Gesellschaft 
ihres Bezirks mit ihrem ganzen, nach §. 4. nicht ausgeschlossenen, Rindviehstande bei- 
zutreten. 

§. 6. Jeder Besitzer muss alljährlich an dem hierzn bestimmten Termine die Stück- 
zahl seines zur Versicherung geeigneten Rindviehstandes nach den verschiedenen Gat- 
tungen angt'ben. Die Polizei-Behörde hat die Richtigkeit der Angaben zu prüfen. 

§. 7. Der Werth des zu versichernden Viehstandes darf nicht nach den einzel- 
nen Häuptern, sondern nur für jede Gattung nach einem Durrhschnittsatze angegeben 
werden. 

Die Gattungen des Rindviehes, welche bei Angabe des Werthes zu unterscheiden 
sind, werden von jeder Regierung für ihren Bezirk mit Berücksichtigung der Anträge 
der Kreisstände festgesetzt. Letztere haben in jedem Kreise für den Werth einer jeden 
Gattung einen höchsten und niedrigsten Satz zu bestimmen. 

Der Besitzer hat der Angabe der Stückzahl (§. 6.) auch die des Werthes beizufü- 
gen. Die nähere Bestimmung des Werthes bleibt innerhalb des höchsten und niedrig- 
sten Satzes dem freien Ermessen überlassen. 

§. 8. Veränderungen in der Angabe des Werthes des versicherten Rindviehes sind 
nur bei den jährlichen Aufnahmen (§. 6.) zulässig: eine Vermehrung der Stückzahl 
kann auch im Laufe des Jahres angegeben werden, jedoch nur unter der Verpflichtung, 
die Beiträge für das ganze laufende Jahr zu zahlen. Die Angabe eines erhöhten Wer- 
thes, so wie im Laufe des Jahres die Angabe einer erhöhten Stückzahl ist aber nur 
dann gestattet, wenn innerhalb einer Entfernung von 3 Meilen, von dem gewöhnlichen 
Nachtlager aus gerechnet, die Rinderpest nicht ausgebrochen ist. 

§. 9. Die Besitzer des versicherten Viehes haben Anspruch auf Vergütung des 
Werthes der in den Fällen des §. 3 gefallenen oder getödteten Stücke. 

Diese Vergütung wird nach dem vollen Versicherungswerthe geleistet, wenn die 
Zahl der Gattung, zu welcher da« gefallene oder getödtete Stück gehört, seit der letzten 
Aufnahme des Viehstondes (§. 6.) unverändert geblieben ist oder sich vermindert hat. 

Hat sich dagegen die Stückzahl der betreffenden Gattung seit der letzten Aufnahme 
oder seit der nach §. 8. im Laufe des Jahres erfolgten höheren Angabe vermehrt, so 
wird für jedes gefallene oder getödtete Haupt nur ein geringerer, nach dem Verhältnisse 
der vermehrten Stückzahl berechneter Thcil der Versicherungssumme vergütet. 
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§. 10. Die Mitglieder der Gesellschaft sind verbunden, zir den nach §. 9. zu zah- 
lenden Vergütungen und zu den Kosten der Verwaltung, insonderheit der Ermittelung 
des Viehstandes und der Verluste, nach Verhältniss der Versicherungssumme beizutragen. 

Die Beiträge können im Wege der polizeilichen Execution eingezogen werden. 

§. 11. Die Verwaltung der Angelegenheiten der Gesellschaften wird den Regie- 
rungen übertragen. 

Diese haben, unter Genehmigung des Ministeriums des Innern, zur Ausführung die- 
ses Gesetzes, namentlich in Ansehung der Aufnahme der Viehstände, der Ermittelung 
der Verluste, die Verkeilung und Aufbringung der Beiträge und der Kassen-Verwaltung 
die näheren Anordnungen zu treffen und zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

§. 12. Wegen Vergütung aller solcher Schäden ain Rindvieh, die sich zum Er- 
sätze nach der gegenwärtigen Verordnung nicht eignen, bleibt' den Mitgliedern der vor- 
stehend genannten Gesellschaften auch der Beitritt zu anderen Versicherungs -Anstalten 
freigestellt. 

§. 13. In Bezug auf die Steuer -Remission wird durch gegenwärtige Verordnung 
nichts geändert. 

Urkundlich etc. 

Gegeben Sanssouci, den 30. Juni 1841. 

Friedrich Wilhelm. 

Frhr. v. Müffling. v. Kamptz. Möhler, v. Rochow. begl. v. Düesberg. # 

Die Al ler h. O. vom 22. Juni 1845, betreffend die Errichtung von 
Versicherungs -Gesellschaften zur Verhütung der durch die Rindvieh- 
seuche veranlassten Verluste in der Provinz Preussen: 

In Berücksichtigung des von dem letzten Provinzial-Landtage der Provinz Preussen 
vorgetragenen Wunsches bestimme Ich hierdurch nach dem Anträge des Staats-Ministe- 
riums vom 6. d. M., dass die für die Provinz Schlesien ergangene Verordnung vom 
30. Juni 1841, wegen Errichtung von Versicherungs -Gesellschaften zur Vergütung der 
durch die Rindviehseuche veranlassten Verluste in der Provinz Preussen gleichfalls An- 
wendung finden soll, jedoch mit der Maassgahe, dass 

1) die Besitzer von Rindvieh in den Regierungs-Bezirken Königsberg und Gum- 
binnen zu einer und die in den Regierungs-Bezirken Danzig und Marienwer- 
der zu einer zweiten Versicherungs-Gesellschaft vereinigt werden; und 

2) der Gegenstand der Versicherung nur den Werth desjenigen Rindviehes bil- 
det, welches nach gesetzlicher Vorschrift zur Ausmittelung, Hemmung oder 
Unterdrückung der Rindviehpest (Löserdürre) in gesundem Zustande, zufolge 
obrigkeitlicher Anordnung getödtet worden ist. 

Es bloiht jedoch Vorbehalten, wegen Ausdehnung dieser Versicherung auf das an 
der Rindviehpest gefallene, so wie auf das wegen dieser Seuche im kranken Zustande 
getödtete Vieh weitere Bestirammung unter ständischem Beirath zu treffen. 

Diese Meine Ordre ist durch die Amtsblätter der Provinz Preussen zur öffentlichen 
Kenntniss zu bringen. 

Am Bord der Königin Elisabeth, den 22. Juni 1845. 

Friedrich Wilhelm. 

Das Patent vom 2. April 1803 bat sieh nach dem Obigen in mehr- 
fachen Beziehungen als unzulänglich erwiesen, bei den gegenwärtigen 
Handels- und Verkehrs Verhältnissen dem Bedürfnis nicht genügt, und 
auf der andern Seite hinlänglichen Schutz gegen die Verbreitung nicht 
gewährt. Aus diesen Gründen ist gleich bei dem Auftreten der Seuche 
in Preussen eine Revision des Patents in Angriff genommen, wobei die 
Erfahrungen der letzten Jahre sowohl in Preussen, als auch in den an- 
deren Provinzen die gebührende Berücksichtigung finden werden. 

b. Die Lutigenseuche. 

Das Patent vom 2. April 1803 handelt im 4. Capitel §. 130. ff. 
von der Lungenseuche. 

Speciell über diese Krankheit spricht sich das Publicandtun des 
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Ministers des Innern von» 3. December 1815 (v. Seliulenburg) wie 
folgt aus: 

f. Abschnitt. 

Verlauf und Erkennung der Seuche. 

§. I. Die Lungenseuche oder Lungenfäule ist eine nur unter dem Rindvieh vor- 
kommendc, gewöhnlich langwierige Lungenkrankheit. 

§. *2. Die davon ergriffenen Thiere fangen an zu husten, jedoch zuerst nur selten, 
gewöhnlich besonders des Morgens, wenn sie auf die Weide getrieben werden, oder 
sonst, wenn sie sich stark bewegen; so dass ihre Krankheit von Unerfahrenen nicht er- 
kanni wird, indem die Thiere übrigens gesund scheinen, fressen und Wiederkauen, und 
man höchstens auf einen blossen Husten von Erkältung schliessL 

§. 3. Alliniilig, oft erst nach Wochen, ja mehreren Monaten, bat die Krankheit so 
sehr zugenominen, dass sie fieberhaft wird und von Bedeutung scheint. Nun ist der 
Husten häufiger tirid stärker, das Alhemholen merklich erschwert, der Puls klein und 
häufiger, die Fresslust und das Wiederkäuen haben mehr oder weniger ahgenommen, 
auch wohl ganz aufgehört, die Thiere stehen traurig, ihre Haare sind gesträubt und ohne 
Glanz, sie schlagen mit den Flanken, legen sich selten, und dann, wenn die eine Lunge 
angegriffen ist, vorzüglich auf die kranke Seite, oder leiden beide, so legen sie sich 
gar nicht oder mitten auf die Brust. Die Milchkühe geben keine Milch. 

§. 4. Nimmt die Krankheit einen guten Ausgang, so vermindern sich nach und 
nach alle diese üblen Zeichen, und das Thier kehrt allmälig zur Gesundheit zuruck, in- 
dem der Husten seltener und geringer wird, Fresslust und Wiederkäuen sich aufs Neue 
einstellen. 

§. ö. Schreitet das Uebel hingegen zum Tod, so werden alle jene Zufälle stärker, 
das Alhemholen wird immer ängstlicher und stöhnender, der Puls kleiner und schneller, 
eine stinkende Materie fl i esst aus der Nase, und der Atheui hat einen sehr widerlichen 
Geruch, der Koth gellt düun und stinkend ab, die Kräfte sinken immer mehr, und end- 
lich erstickt das Thier unter lieDigem Köcheln. 

§. G. Bei dem Aufhaucn der kranken oder gefallenen Thiere findet man gewöhn- 
lich die eine, seltener beide Lungen vergrössert und verhärtet, äusserlich mit gelbem 
Wasser und vielem fadigen, zeitigen Wesen bedeckt, inwendig wie marmorirt, so dass 
die harte, rothe oder braune Substanz von weissen oder gelblichen Streifen in allen 
Richtungen durchzogen ist; hier und da finden sich auch wohl zwischen dem festen 
Wesen Blasen voll eines klaren Wassers, seltener Eitersäcke. Das Gewicht der kran- 
ken Lungen ist verschieden, doch übertrifft es die Schwere gesunder Lungen wohl 
sechs- bis achtmal und darüber. Häufig ist der Herzbeutel mit einer grossen Menge 
Wasser angefüllt; nicht selten ist auch eine völlige Brust w'assersucht zugegen, so dass 
eine grosse Menge Wasser um die Lungen ergossen ist; andere Male und zwar häufiger 
ist blos ein zelliges, mit einer gelben, speckigen oder gallertartigen Materie angefülltes 
Wesen, und zuweilen in einnr ungeheuren Menge vorhanden. 

Die krankhaften Erscheinungen, welche in andern Theilen des Körpers Vorkommen 
können, sind als dieser Krankheit ausserwesentlich und von andern Ursachen herrührend 
zu betrachten; denn sehr oft findet man beim Schlachten der an der Lungenseiiche er- 
krankten Thiere alle Theile bis auf die Brusteingevveide gesund. 

§. 7. Die eben angegebenen, aus der Besichtigung der geöffneten Thiere geschöpf- 
ten Kennzeichen sind untrüglich, denn in keiner andern Krankheit des Rindviehes arten 
die Lungen auf die bemerkte Weise aus. Nach einer gewöhnlichen Lungenentzündung 
findet man die Lungen zwar so schwer, dass sic in einem Gefäss mit Wasser zu Boden 
sinken, allein das rührt, wie man sogleich wahrnimmt, von dem darin angehäuften Blute 
her; dabei fehlt auch jene feste marmorirte Beschaffenheit der Lungen. Sterben die 
Thiere am Brand der Lungen nach einer Entzündung, so sind die Lungen ganz zusam- 
mengefallen, mürbe und faul, und nach einer Eiterung findet man sie zürn Theil ver- 
zehrt und den Eiter darin angehütift, ohne jene Härte und ohne das speckige Wesen. 

§. 8. Wenn daher hei eingetretener Seuche unter dem Rindvieh Zweifel obwalten 
sollten, ob es die wahre Luiigenscuciic sei: so ist das sicherste Mittel, zur Gewissheit 
7.u gelangen, eines oder ein Paar der kranken Häupter tödten zu lassen, um die Be- 
schaffenheit der Lungen zu untersuchen. 

§. 9. Wäre ein mit der Lungcnscuchc behaftetes Thier zugleich von dem Milz- 
brände ergriffen, so könnte die Untersuchung des geschlachteten Viehes freilich nicht 
jene Zeichen allein darbieten, allein sie würden doch nicht fehlen; also immer jene 
Krankheit zugleich erkennen lassen, 

10. Doch auch in den lebenden Tbiercn lässt sich die Lungenseuchc von nnter- 
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richteten Beobachtern bestimmt erkennen, wenn man sie nur von Anfang an beobachtet, 
und dadurch erkennt, dass bei den Thieren einer Heerde zuerst blosser Husten statt- 
fand, und oft selbst lange anhielt, ehe die Krankheit sich weiter auf die oben angege- 
bene Art ausbildete. 

§. 11. Auch im Anfang lässt sich mit grosser Wahrscheinlichkeit auf die Lungen- 
seuche schliessen, wenn nämlich in nasser, kalter Jahreszeit, oder auf nasser Weide, 
oder bei schlechtem verdorbenem Futter mehrere Thiere einer Heerde zu husten anfan- 
gen, und noch grösser wird die Wahrscheinlichkeit, wenn die Lungenseuche schon in 
der Nachbarschaft herrscht. 

§. 12. Die Erfahrung hat den Ungrund der Behauptung, dass die Lungenseuche 
nicht ansteckend sei, gezeigt. Sehr häufig ist sie auch nicht ansteckend, allein sie kann 
es allerdings werden. In diesem Falle entsteht ein weit schnellerer Verlauf der Krank- 
heit bei dem angesteckten Vieh, und die Unterscheidung von andern heftigen Seuchen 
des Rindviehes wird natürlich schwerer. 

§. 13. Es werden jedoch auch in diesem Fall durch die Dauer und den Verlauf 
der Krankheit gute Unterscheidungszeichen gegeben. Das Thier nämlich, von dem die 
Lungenseuche durch Ansteckung zuerst irgendw o ausgeht, war selbst schon lange krank 
gewesen, die Krankheit stieg nur langsam und die Zeichen derselben bezogen sich auf 
das gestörte Athemholen ; auch bei den fernerhin angesteckteu Thieren ist dies der Fall. 
Die Fresslust und das Wiederkäuen hören nicht sobald bei ihnen auf, und die Anstek- 
kung geht auch keinesweges den raschen Gang, wie bei der Rinderpest. 

§. 14. Del Milzbrand ist. häufig eine in ihrem Verlaufe sehr kurze Krankheit, im- 
mer wenigstens von kürzerer Dauer als die Lungenseuche. Bei jenem ist auch gleich 
eine allgemnine Krankheit, die sich also nicht zuerst bloss auf das gestörte Athemholen 
bezieht; oder wenn auch zufällig die Lungen gleich hei dem Milzbrand angegriffen wä- 
ren, so würden sich die Zeichen von heftiger Entzündung und von Brand der Lungen, 
und gewöhnlich mit grosser Heftigkeit ergeben. Oft kommen auch noch bei dem Milz- 
brand Beulen und Karbunkeln hinzu, welche der Lungenseuche fremd sind. Wäre die 
Seuche unter dem Rindvieh durch Ansteckung verbreitet, so würde das auch noch ein 
Zeichen gegen die Vcrmnthung des Milzbrandes sein, denn dieser ist unter dem Rind- 
vieh selbst nicht ansteckend, obwohl er auf andere Thiere übergeht, und selbst dem 
Menschen gefährlich ist, welches nie von der Lungenseuche gilt. 

II. Abschnitt. 

Ursachen der Lungenseuche. 

§. 15. Diese Seuche entsteht sehr leicht unter dem Rindvieh bei nasskalter Witte- 
rung, auf nasser Weide, nach feuchtem, schlammigen, verschimmelten Futter, und in die- 
sem Fall seihst bei Stallfütterung. 

§. 16. Daher zeigt sich die Lungenseuchc vorzüglich im Herbst, denn wenn sie 
auch erst im Frühling entstanden scheint, so könnte man sich doch dabei irren, weil 
vielleicht nun die Thiere sich recht krank zeigen, die aber schon im Herbst den Grund 
zur Krankheit legten, und bei mehr Aufmerksamkeit schon damals als krank erkannt 
worden wären. , 

§. 17. Weil auch das schlechte Futter, die schlechte Weide, die nasskalte Witte- 
rung viele Thiere zugleich trifft, so werden oft ganze Heerden zugleich ein Opfer 
der Seuche. 

§. 18. Einzeln widerstehen einige Häupter der Krankheit ganz oder lange, aber 
im Allgemeinen ist alles Rindvieh in jedem Alter gegen diese Seuche sehr leicht em- 
pfänglich. 

§. 19. Wird die Lungenseuchc ansteckend, so kann sie die Thiere auf der besten 
Weide, oder im Stall, bei dem besten Futter und in jeder Jahreszeit befallen. 

III. Abschnitt. 

Verhütung der Seuche. 

8 20. Aus den angeführten Ursachen der Seuche ergeben sich auch die Vor- 
bauungsmittel gegen dieselbe. 

§. 21. Gegen die ohne Ansteckung entstehende, am häufigsten vorkommende Luft- 
genseuche sichert man sein Vieh am leichtesten, indem man trockene Weideplätze für 
dasselbe aussucht, es gegen die nasskalte Witterung möglichst schützt, vorzüglich aber 
durch Stallfütterung und damit verbundene Vermeidung des schlechten Futters. 

§. 22. Lassen sich die feuchten Weideplätze nicht vermeiden, kann man die Thiere 
bei der nasskalten Witterung nicht gänzlich im Stalle behalten, hat inan kein gutes Kut- 



Digitlzed by Google 




Digitized by Google 



Veterinär- Sanitätspolizei. 89 

ier gewonnen: so muss inan auf andere Weise ihnen wieder zu Hülfe kommen. Da- 
hin gehört: 

1) dass man den Stall recht trocken und rein hält, und die Tbiere möglichst 
lange darin lässt; 

2) dass man sie fleissig striegelt oder bürstet , sollte dies auch nur mit Stroh- 
wischen geschehen können, und sie, besonders wenn sie von der Weide kalt 
und nass zurückkommen, abreiht und trocknet, und sie vor Zug im Stalle 
schützt; 

3) dass man das verschlammte Futter trocknet, und hernach durch Klopfen oder 
Dreschen von dem Schmutze reinigt; 

4) dass man den Thieren zur Beförderung der Verdauung reichlich Salz auf das 
Futter giebt. 

§. 23. Andere Verdauungsmittel giebt es nicht, und wer die Beschwerden der an- 
gegebenen scheut und sich darin sorglos zeigt, wird ihnen vergebens Arzneimittel ge- 
ben; ja falls diese reizend oder stärkend sind, sie vielleicht für die Seuche noch em- 
pfänglicher machen. 

§. 24. Herrscht hingegen noch die Lungenseuche in der Nähe, und ist sie wohl 
gar ansteckender Art, so müssen vor allem die im Patent und Instruction wegen Ab- 
wendung der Viehseuchen n. s. w. vom 2. April 1803 darüber vorgeschriebenen Poli— 
zeimaassregein befolgt, und die oben (§. 22.) angegebenen Vorbauungsmittel mit dop- 
pelter Sorgfalt angewandt werden. 

§. 25. Ueberdies aber kann man den Thieren mit Nutzen ein Eiterband (§. 29.) 
in die Wamme (den Triel) legen, und sehr kräftige Thiere zur Ader lassen. Ohne jene 
Vorbauungsmittel (§. 22.) aber schützt weder Eiterband noch Aderlass. 

IV. Abschnitt. 

Heilung der erkrankten Ihtfre. 

§. 26. Wenn diese Krankheit bei einem Thiere eben beginnt, so ist die grösste 
Hoffnung zur Heilung; je länger man aber mit der Behandlung zögert, um so weniger 
Erfolg verspricht sie, und in dem höchsten (»rade der Krankheit ($. 5.) ist keine Ret- 
tung zu erwarten. 

§. 27. Die erkrankten Thiere werden von den gesunden getrennt, in einen reinön 
trocknen Stall gebracht, worin sie vor Zugluft gesichert sind, erhalten weniges, aber 
gutes Futter, zum Saufen ein verschlagenes Wasser oder einen Mehltrank. 

§. 28. Sobald man die Krankheit an ihnen entdeckt, müssen sie zur Ader gelas- 
sen werden. Einem grossen wohlgenährten Haupt können sechs bis acht Pfund Blut 
genommen werden, einem kleinern nach Verhältniss ein oder ein Paar Pfund Blnt we- 
niger. Spürt man nur wenige oder Keine Besserung danach, so wird nach Beschaffen- 
heit der Umstände ein grösserer oder kleinerer Aderlass ein- oder ein paarmal Wieder- 
holt. Ein Zeichen, dass er gefruchtet hat, giebt das geringere Fieber und das leichtere 
Athemholcn. 

§. 29. Unmittelbar nach geschehenem Aderlass zieht man den Thieren ein Eiter- 
band durch die Wamme (oder den Triel, wie sie auch genannt wird). Hiernach ver- 
fährt man auf folgende Weise: 

Mit einer grossen Packnadel (oder eignen llaarseilnadel) zieht man ein festes, lei- 
nenes, fingerbreites Band, worauf man ein oder zwei Stück schw’arxe Niesswurz genäht 
hat, durch die Wamme, so dass die Stelle mit der Niesswurz darin und drei bis vier 
Finger tief unt<^ der Haut bleibt. Man nimmt dann die Nadel heraus, und macht vor 
dem Bande eine weite Schlinge, die an der Wamme lose herabhängt. Wenn hierauf 
eine grosse (icsclnvulst in dieser entsteht, so zieht man die Schlinge w'eiter, so dass 
die Niesswurz zum Vorschein kommt, und nimmt diese weg, bestreicht das Band mit 
einer reizenden (z. B. Basilicum) Salbe oder mit Terpentin, und zieht das Band täglich 
herum, so dass eine neue frisch mit Salbe bestrichene Stelle in der Wamme liegt. Nach 
ein Paar Wochen nimmt man das Eiterband weg, und lässt die Stelle zuheilen. Be- 
merkt man aber irgend, dass der Husten, wenn die Stelle zugeheilt ist, wieder stärker 
wird, so erneuert man da* Eiterband an der alten Stelle, oder setzt eins neben dieselbe. 

§. 30. Zugleich wird auch den Thieren mit Nutzen seitwärts an der Brust eine 
beliebige Salbe eingerieben werden, zu der man ein Paar Lolli Pulver von spanischen 
Fliegen setzt: man reibt eine solche Salbe in eine Stelle von der (Jrössc eines Hut- 
kopfs ein, und fährt damit fort, so dass, wenn eine Stelle wund ist, man wieder eine 
andere wählt. Statt dessen kann man auch seitwärts an der Brust ein Riterhand ziehen. 
Die Dauer der Anwendung hängt von der Besserung ab, und man darf nicht zu früh 
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damit aufhören, und hat man aufgehört, so muss man gleich wieder damit anfangen, 
wenn nach dein Aufhören eine Verschlimmerung eintritt. 

§. 31. Innerlich werden den Thieren kühlende, abführende Mittel gegeben, vor- 
züglich ist hier der Salpeter zu empfehlen, wovon man täglich zwei- bis dreimal ein 
Loth mit Wasser aufgelöst eingeben kann. Eben so kann man auch eine Mischung von 
\ Loth Salpeter und £ Loth Salmiak in Wasser auflösen und einschülten. Hiermit fährt 
man einige Tage fort, falls nicht Durchfall eintritt, wobei der Salpeter nicht weiter ge- 
geben werden darf. 

§. 32. Nachdem man mit dem Salpeter und Salmiak aufgehört hat, lässt man eine 
Zeit lang täglich eine oder zwei Hände voll Kochsalz mit dem Getränk geben. 

§. 33. Wenu die angegebenen Mittel keinen olTenen Leib machen, so lässt man 
Klystire von Haferschleim mit etwas Öel und Salz setzen, so dass täglich eine gelinde 
Ocffnung bewirkt wird. 

§. 34. Wird das Vieh bei dieser Behandlung munter, kehrt die Fresslust und das 
Wiederkäuen zurück: so hört man alliuiilig mit den angegebenen Mitteln auf, beobach- 
tet jedoch die §. 29. und 30. empfohlene Vorsicht. Man bewahre auch die genesenden 
T liiere vor Erkältung und schlechtem Futter. 

§. 35. Bleibt bei dem Vieh, wie es gewöhnlich geschieht, noch ein kurzer Husten 
zurück, so kann man ein fein geriebenes Pulver von einem Loth Schwefel und eben so 
viel rothem Spiessglanz mit dem Kochsalz Morgens und Abends auf das augcfeuchtcte 
Futter streuen, oder man lässt drei Loth Wohlverleihblumen (Flores Arnicac) mit einem 
Quart Bier etwas aufkochcn, seihet es durch, und giebt davon dem Thicrc die eine 
Hälfte Morgens, die andere Abends, und fährt damit einige Zeit fort. 

§. 36, Genesene Thicrc sind nicht mehr zur Zucht, genesene Ochsen nicht mehr 
zu starker Arbeit tauglich, und am besten ist es, sie nach der vorgeschriebenen Zeit zu 
mästen und als Schlachtvieh zu benutzen. Mit Kühen ist dies häuflg derselbe Fall, be- 
sonders, wenn sie schon einen bedeutenden Grad der Krankheit erlitten halten. 

Verf. des Minist, des Inn. vom 28. August 1847. (Mathis.) 

Der Königlichen Regierung ist bereits unterm 2. September v. J. eröffnet worden, 
aus welchen Gründen auf das von Derselben beantragte Verbot der Behandlung des an 
der Lungenseuche erkrankten Rindviehes durch Nichühicrärzte nicht eingegangen wer- 
den kann. Das Ministerium des Innern muss aber auch Bedenken tragen, dem in dem 
anderweiten Berichte der Königlichen Regierung vom 3. October v. J. gemachten Vor- 
schläge, jenes Verbot nur in Ansehung der Seuchen zu erlassen, welche durch einen 
wissenschaftlichen Thicrarzt als solche anerkannt sind, weitere Folge zu geben. 

Während für die meisten ansteckenden Viehkrankheilen die bestehenden polizeili- 
chen Anordnungen ausreichend zu sein scheinen, werden namentlich für den dortigen 
Regierungs-Bezirk nur hinsichtlich der Lungeitseuche des Kindviehes noch weitere Maass- 
regeliv für erforderlich erachtet. Diese weit verbreitete und häufig vorkommende Seuche 
ist aber gerade eine solche, gegen welche auch die wissenschaftliche Thierheilkunde 
zur Zeit kein irgend zuverlässiges Mittel kennt. Absonderung und vielleicht noch mehr 
die schleunige Tödtung der erkrankten Thiere, scheinen die wirksamsten Maassregcln 
gegen ihre Verbreitung zu sein. Die Tödtung darf jedoch nicht zwangsweise ange- 
wandt, sondern nur besonders für dasjenige Stadium der Seuche empfohlen werden, 
wo das Fleisch der kranken Thiere noch ganz brauchbar ist. Zur Durchführung beider 
Maassregeln bedarf es aber des Verbots der Heilversuche durch Nichtthierärzte nicht, 
ein solches würde daher um so mehr als eine Härte erscheinen , als 0 rfahrungsmässig 
auch ohne Behandlung durch wissenschaftliche Tliierürztc ein nicht ganz unbedeutender 
Theil des an der Lungenseuche erkrankten Viehes geneset, und dann, als vor der Wie- 
derkehr der Seuche geschützt, einen um so grösseren Werth hat. Man muss sich daher 
für die Zulassung de» Schlachten» der lungenkranken Kinder unter gewisseu Vorsichts- 
maassregeln , nach dem Vorstehenden um so mehr erklären, als das in dieser Hinsicht 
von dem Königlichen Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarzncischul-Angclegcn- 
heiten wiederholt abgegebene Gutachten dafür spricht. 

Ganz abgesehen davon, dass in dem Schlachten der lungenseuchekranken Binder 
eines der sichersten Mittel gegen die Weiterverbreitung und selbst für die Tilgung der 
Seuche erkannt werden muss, und dass durch das Schlachten solcher Thiere nicht allein 
den Viehbesitzern eintretenden Falles eine wesentliche Verminderung ihres Verlustes 
gewährt, sondern auch für den Verbrauch eine bedeutende Fleischiuassc erhalten wird, 
so hat dieses Gutachten das Schlachten des an der Lungcnscuchc erkrankten Viehes an 
sich um deswillen für zulässig erklärt, weil nach den zahlreichsten Beobachtungen der 
Genuss des Fleisches, selbst von den im höchsten Grade mit dieser Krankheit behafteten 
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Thieren, für die menschliche Gesundheit durchaus unschädlich ist. Dahci sind jedoch 
zur Verhütung einer Weiterverbreitung der Seuche folgende Beschränkungen für noth- 
wendig erachtet worden: 

1) das Schlachten lungenseuchekranker Rinder muss an dem Orte der Seuche 
selbst erfolgen; 

2) das Fleisch darf erst nach völligem Erkalten ausgeführt werden; 

3) Die Lungen müssen an dem Seuchenorte zurückbehalten und vergraben wer- 
den, und endlich 

4) dürfen die Häute nicht im frischen Zustande, sondern erst nachdem sie ge- 
trocknet sind, aus den von der Seuche heimgesuchten Ortschaften ausgeführt 
werden. 

Demgemäss hat die Königliche Regierung das Weitere zu veranlassen. 

Mi u ist. Verf. an die Negierung zu Düsseldorf und abschriftlich 
au alle Regier ungen vom 8. September 1853. (v. Raumer.) 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom hat mich veranlasst, über 

die Frage: 

ob die Absperrung gegen Landeslheile, in denen die Lungenseuche herrscht, 
ratbsaiu ist, eventualiter, welche andere Maassregeln zur Verhütung der Ver- 
schleppung der Krankheit anzuordnen- sein durften? 
die gutachtliche Aeusserung der hiesigen Königlichen Thierarzneischul -Direction zu 
erfordern. 

Von diesem Gutachten (.Anlage a.) übersende ich der hiesigen Königlichen Regie- 
rung hierbei Abschrift mit der Ermächtigung, die Einführung von Rindvieh aus den hol- 
ländischen Provinzen, in welchen die Lungenseuche herrscht, nicht zu gestatten. 

Anlage a. 

Gutachten 

nber Absperrung der Landestheile, in denen die Lungenseuche herrscht. 

Ueber die Ansteckungsfühigkeit der Lungenseurhc kann heute kein Zweifel mehr 
bestehen, es ist dies als eine abgemachte Thalsarhe zu betrachten. Wenn die König- 
liche Regierung zu Düsseldorf hiervon noch nicht hinlänglich überzeugt ist, und sich 
hierbei besonders darauf stützt, dass bei Abfassung des Regulativs iiu Jahre 1835 der 
Lungenseuche noch nicht einmal Erwähnung gethan sei, so müssen wir uns die Bemer- 
kung erlauben, dass in jenes Regulativ überhaupt nur diejenigen Thierkrankheiten mit 
ausgenommen worden, welche auf den Menschen übertragbar sind, wozu aber die Lun- 
gensem'he nicht gehört. 

Der AnsteckuiigsstolT der Lungenscuche ist tjioils fix, tbcils flüchtig; er haftet an 
verschiedenen Gegenständen und bleibt mehr oder weniger lange Wirksam, so dass er 
auch zur mittelbaren llehertragiing geeignet ist, ausserdem hat die Krankheit selbst einen 
solchen Verlauf, dass der Ansleckungssloff auch iin gesund erscheinenden Thiere vor 
und eben so nach dein offenbaren Ausbruche der Lungenscuche vorhanden ist, dass so- 
gar einzelne Individuen gar nicht auffällig erkranken, und dennoch das Contagium in 
sich entwickeln und verschleppen. 

Aus diesen Gründen ist die Lungenscuche nicht allein zur Verbreitung nach nahen 
und fernen («egenden geeignet, sie kann sich auch auf dem Wege der Ansteckung in 
grösseren und kleineren Bezirken, ja selbst in einem einzigen Gehöfte viele Jahre hin- 
durch stationair erhalten, wie es eine zweite Krankheit nicht im Stande ist. 

Ursachen der Selbstent Wickelung sind his jetzt nicht bekannt; Alles was beschul- 
digt worden ist, hat sich in der Erfahrung nicht als Ursache der spontanen Entwicke- 
lung bewährt, so dass bis jetzt nur das Contagium als Krankheitsursache erkannt ist. 
Betrachtet inan hierbei noch die Seuclicn-Eruptionen und die Art und Weise der Ver- 
breitung der Krankheit im grossen Ganzen, seitdem sie überhaupt bekannt ist, so ist 
die Ansicht nicht zu widerlegen, dass die Lungenseuche eine Contagion ist, welche sich 
in unserm Staate und in mehreren andern Ländern nur auf dem Wege der Ansteckung 
verbreitet; eine Ansicht, die namentlich von dem Lehrer Gerl ach — Magazin, Bd. 19. 
S. 32 ff. — vertheidigt worden ist und die man wenigstens in vetcrinärpolizeiücher Be- 
ziehung als maassgebend anerkennen muss. 

Aus diesen Erörterungen ergiebt sich, dass die Lungenseuche nur dann mit Sicher- 
heit abzuhalten ist, wenn kein Rindvieh aus Gegenden und Landestheilen eingeführt 
wird, wo die Lungenseuche herrscht, und dass sie durch strenge Handhabung zweck- 
entsprechender Maassregeln an Ort und Stelle zu fitiren und schliesslich auszurotten ist. 

Wir können deshalb unsere gutachtliche Aeusserung nur daliin abgeben: 
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dass die Absperrung gegen Landestheile (Ausland), in denen die Lungenseuche 
herrscht, rathsam, selbst dringend nothwendig ist, und dass wir anderweitige 
sicher wirkende Maassregeln zur Verhütung der Einschleppung nicht in Vor- 
schlag zu bringen vermögen. 

In dein Berichte des Königlichen Landraths Herrn von Haeften zu Cleve vom 
21. März d. J. ist ansgeführt worden, dass eine scharfe polizeiliche Controle ein wirk- 
sames Mittel gegen die Weiterverbreitung der Seuche sei. Dies ist vollkommen richtig; 
hieraus lässt sich aber die Entbehrlichkeit der Absperrung gegen das Ausland, in dem 
die Lungenseuche herrscht, nicht herleiten, denn, einmal ist der Verlust selbst in den- 
jenigen Fällen, wo die Krankheit sich auf den Stall beschränkt, wohin das eingeführte 
Vieh gelangte, immer noch beträchtlich genug, um die Landespolizei zur Abwehr an der 
Grenze aufzufordern zweitens aber wanderte die Seuche mit dem eingeführten Rind- 
vieh nicht allein nach dem Bestimmungsorte, sie verbreitet sich meist noch anderweitig 
auf dem Transporte. Berücksichtigt man nun hierbei weiter noch das Bestreben zur 
Verheimlichung der Lungenseuche, so bringt jede Einschleppung der Krankheit, trotz 
der strengsten polizeilichen Controle, einen beträchtlichen Schaden, dfer sich selten auf 
den Ankäufer allein beschränkt. 

Es ist allerdings nicht zu verkennen, dass die Absperrung an der Landesgrenze tief 
in die landwirtschaftlichen Verhältnisse eingreift, die für den Augenblick auch sehr 
empfindlich sein mögen für den Einzelnen; wir können aber nicht umhin, unsere Ueber- 
zeugung dahin atiszusprechen, dass hiermit im Ganzen mehr Vortheil als Nachtheil ver- 
bunden ist. 

Bei Einführung von Rindvieh aus Landestheilen, wo die Lungenseuche herrscht, ist 
es als eine vielfach erfahrene Thatsache hinzustellen, dass in Folge dessen, oft eben so 
viel, zuweilen noch mehr Rinder alljährlich an der Lungenseuche untergehen, als frem- 
des Vieh eingeführt wird. 

Sollten aber die Landwirthe, wenigstens in den w r eidereichen Gegenden, durch die 
Absperrung an der Landesgrenze Veranlassung nehmen, ihre Wirthschaftsverhältnisse so 
zu ordnen, dass sie ihren Bedarf an Rindvieh selbst züchten, so würde dieses ein sehr 
erheblicher Gewinn sein; denn der Vortheil, den man in der Erhaltung des Viehstandes 
durch Ankauf sicht, ist in der Regel ein illusorischer, weil man die Calaniitäten, die 
der Ankauf mit sich bringt, , nicht genug beachtet und namentlich nicht berücksichtigt, 
welche Nachtheile diese dem gesammten Landestheile bringen. 

Die Königliche Kegierug zu Düsseldorf führt in ihrem Berichte an, dass bis jetzt 
aus der seitherigen Unterlassung der Absperrung kein Nachtheil für den Gesundheitszu- 
stand des Rindviehes im dortigen Bezirke wahrgenomnten worden sei. Aus den Vete- 
rinärberichten aber haben W'ir entnehmen müssen, dass die Lungenseuche in keinem 
Regierungs-Bezirke mehr verbreitet ist, als in dem Düsseldorfer. 

Mit Ausnahme der Kreise Lennep und Grevenbroich hat die Lungenseuehe seit dem 
1. April 1851 bis ult. September 1852 (weiter reichen die Berichte zur Zeit nicht) in 
allen landräthlichen Kreisen mehr oder weniger geherrscht, während in derselben Zeit 
im Regierungs-Bezirk Aachen, den Berichten nach, die Lungenseuche nicht vorgekom- 
men ist. 

Berlin, den 27. Juli 1853. 

Die Thierarzneischul - Direction. 

Die Impfversuehe der Lungenseuche haben bis jetzt einen Ab- 
schluss noch nicht gefunden. 



2. Pferdekrankheiten, 

a. Die Pferderämle. 

Minist. Verf. vom 30. Mai 1831. (v. Al lens lein.) 

Das Ministerium hat auf die von der Königlichen Regierung wegen Ablederung der 

crepirten oder getödtelen räudigen Pferde gemachte Anfrage vom das 

Gutachten der Professoren und Lehrer der Königlichen Thierarzneisrhule erfordert, wel- 
ches der Königlichen Regierung hiernehen in Abschrift (Anl. a.) mit dem Bemerken 
übersandt wird, dass danach das Abledern der in Rede stehenden Pferde unter Beob- 
achtung der angegebenen Vorsichtsmaassregeln, unbedenklich gestattet werden kann. 
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Anlage a. 

Gutachtliche Aeusserung der Lehrer der Königlichen Thierarzneischule zu Berlin vom 

15. November 1834. 

Die Pferderäude ist eine Hautkrankheit, die dem Pferdegeschlecht eigentümlich 
ist, wie den Schaafen die Schaafräude und dem Menschen die Kratze; sie hat ihre eigen- 
tümliche Mjjbcnart, und es ist nicht bekannt, daru/n auch zu bezweifeln, dass die Pferde- 
räude sich auf andere Thiere, und namentlich auf Schaafe verbreite, und bei diesen die 
Räude hervorbringe. Indess lehrt die Erfahrung, dass ein hoher Grad der Pferderäude 
auf diejenigen Menschen übertragen werden kann, welche mit räudigen Pferden viel 
umgehen, welche dergleichen Pferde füttern und putzen, und dass bei solchen Menschen 
oft ein bösartiger Ausschlag entsteht, dei sich zwar in den meisten Fällen ganz von 
selbst verliert, wenn die Krankheit an dem Pferde geheilt wird, oder wenn dergleichen 
Pferde abgeschafft werden, zuweilen aber auch so bösartig wird, dass er nur einer 
kräftigen und langwierigen Behandlung weicht. 

Das Circ. Resc. des ehemaligen General-Directorii vom 8. März 1779 verbietet das 
Abledern der an der Räude crepirten Pferde, von dem Gesichtspunkte ausgehend, dass 
die abgelederten Cadaver auf dem Felde liegen bleiben, Hunde und Füchse davon fres- 
sen, diese sich von der Räude ansteckeu und die Krankheit weiter auf die Schaafheer- 
den verpflanzen. 

Diese Ansicht dürfte, wie die Königliche Regierung richtig bemerkt, den gegen- 
wärtigen Grundsätzen und Erfahrungen aus nachfolgenden Gründen nicht mehr ent- 
sprechen : 

1) Es ist sehr wahrscheinlich, dass die Pferderäude sich auf keine andere Haus- 
thiergattung als Räude fortpflanzen lässt, w enigstens ist darüber kein sicheres 
Beispiel bekannt. 

2) Ist die Pferderäude, wie jede andere Räude, eine Hautkrankheit, die sich als 
Räude in den meisten bekannten Fällen auch nur durch die Haut fortpflanzt; 
ist die Haut daher dem Cadaver entnommen, so kann durch den liegen blei- 

/ benden abgelederien Cadaver die Krankheit sehr wahrscheinlich nicht weiter 

verpflanzt werden, weil mit der Haut das Räude-Contagium, und namentlich 
die Milben, durch welche die Krankheit wahrscheinlich am häufigsten ver- 
pflanzt w'ird, dem Cadaver entnommen ist. 

3) Dürfte die Befürchtung des gedachten Circ. R. auch deshalb keinen hinrei- 
chenden Grund haben, weil alle Cadaver nach dem Abledern beerdigt werden 
sollen, ein Gebot, welches in den meisten Fällen befolgt wird, und w r orauf 
jede Ortspolizei achten muss. 

Das Abledern derjenigen Pferde, welche an der Räude crepiren, oder die wegen 
Unheilbarkeit der Krankheit getödtet werden, ist in den meisten Fällen bis jetzt von 
der Regierung stillschweigend geduldet; denn nirgends ist in den wegen der Räude 
erlassenen Verordnungen der Regierung der Punkt des Ablederns berührt worden. Ob- 
gleich nun die meisten Cadaver von räudigen Pferden abgeledert werden, so ist den- 
noch kein Beispiel bekannt, dass hieraus ein Nachtheil entstanden wäre. 

Unserer Ansicht gemäss dürfte von den Häuten, welche räudigen Pferde -Cadavern 
entnommen worden, höchstens zu befürchten sein, dass durch sie die Krankheit auf an- 
dere Pferde oder auch wohl auf Menschen verpflanzt werden kann, welches indess 
durch einige Vorsicht beim Abledern und bei der Aufbewahrung solcher Häute jeden- 
falls zu vermeiden ist. 

Es würde demnach unsere gutachtliche Meinung über diesen Gegenstand dahin 
lauten: „ 

1) dass das Abledern der an der Räude crepirten Pferde sowohl, wie auch der- 
jenigen, welche wegen unheilbarer Räude getödtet werden müssen, in jedem 
Falle nachgegeben werden kann; 

2) dass es in den vorkommenden Fällen der Art, zur Verhütung der befürchte- 
ten Infection bei Menschen und Thieren, in der Regel hinreichend sein wird, 
w enn das Abledern, so wie die Aufbew ahrung und der Transport der frischen 
Häute mit der Vorsicht geschieht, welche in den über die Benutzung räudiger 
Thiere bereits bestehenden Vorschriften geboten ist. 

Polizei - Verord n ung der Regierung zu Breslau vom 17. Oclo- 
ber 1855. 

Das häufigere Auftreten der Räude unter den Pferden, — einer Krankheit, welche 
sich durch Ansteckung leicht verbreitet, — hat uns den Anlass geboten, auf Grund des 
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Gesetzes vom 11. März 1850, nachstehende veterinärpolizeiliche Maassregeln zur Be- 
schränkung resp. Austilgung derselben anzuordnen: 

§. 1. Von jedem räudekranken Pferde ist der Ortspolizei-Behörde sofort Anzeige 
zu machen. 

§. 2. Räudekranke Pferde sind von allen gesunden zu separiren, und immer in 
einen besonderen Stalle, in Ermangelung eines solchen allenfalls auch in einem Kuh- 
stalle unterzuhringen. 

§. 3. Es dürfen solche nicht mit gesunden Pferden zusaramengespannt, benutzt und 
überhaupt nicht an fremde Orte gebracht werden, wo sie mit gesunden in Berührung 
kommen. 

§. 4. Räudekrankc Pferde dürfen namentlich nicht auf Pferdemärkten zuin Verkauf 
ausgestellt werden. 

§. 5. Dieselben dürfen auch weder in fremden Stallungen aufgest^llt, noch ge- 
meinschaftlich mit gesunden Pferden auf dieselben Weideplätze geführt werden. 

§. 6. Gastwirthe dürfen räudekranke Pferde nicht aufnehmen, sondern müssen so- 
fort, nachdem ein solcher Kall zu ihrer Kenntnis» gekommen ist, der Ortspolizei-Behörde 
Mittheilung davon zu machen. 

§. 7. Räudekrankc Pferde müssen ihr besonderes Geschirr- und Stallgeräthe ha- 
ben, welches vor erfolgter gründlichen Reinigung für andere Pferde nicht benutzt wer- 
den darf. 

§. 8. Die noch heilbaren kranken Thiere sind sofort zur gründlichen Kur zu un- 
terziehen. 

§. 9. Jene unheilbaren Kranke dagegen, bei welchen bereits Verbindung mit Rotz 
oder Wurm eingetreten ist, sind nach §. 119. des Regulativs vom 28. October 1835 
sogleich zu tödten. 

§. 10. Die Reinigung der Ställe, Stallgeräthe und des Geschirrs geschieht nach 
der angehängten Desinfections- Instruction. 

§. 11. Die Vernachlässigung dieser Vorschriften zieht $ine Polizeistrafe von 5 bis 
10 Thalern nach sich. 

Damit sich Niemand mit Unkenntnis» der in Rede stehenden Krankheit entschuldi- 
gen könne, haben wir dieser Verordnung eine kurze Belehrung über die Kennzeichen 
und den Verlauf der Räudekrankheit angehängt. 

Anhang I. 

Desinf ections - Instruction. 

1) Der Dünger aus den Ställen, in welchen räudekranke Pferde gestanden haben, 
muss vollständig ausgefahren und untergepflügt werden. 

2) Nach Beseitigung des Düngers muss das Pflaster mit siedendem Wasser über- 
gossen und mittelst eines stumpfen Besens dergestalt gereinigt werden, dass keine Spur 
von Dünger zwischen den Steinfugen zurückbleibt. Bei der späterhin vorzunehmenden 
Ausweissung des ganzen Stalles muss auch der Fussboden überstrichen werden. Ist der 
Stall nicht gepflastert, so muss die oberste Erdschicht 1 Kuss tief ausgegraben und 
durch frischen Erdboden, Sand ersetzt werden. 

3) Ständer und Pfeiler des Stalles müssen behauen und behobelt, und mit scharfer 
Aschenlauge tüchtig abgescheuert werden. 

4) Sind die Wände des Stalles nur ausgestakt, so sind die Fächer herauszureissen 
und ganz neu herzustellen. Bei ausgemauerten geputzten Fächern oder massiven ge- 
putzten Wänden ist der Putz hcrunterzuschlagen und zu erneuern. Von ungepulzten 
Fächern oder Wänden muss die Oberfläche bis 1 Zoll stark heruntergeschlagen und das 
Mauerwerk demnächst mit Kalkmörtel angetragen werden. 

5) Stallthüren, hölzerne Raufen und sonstige Stallgeräthschaften von geringerem 
Werthe müssen verbrannt werden; eichene Krippen sind abzuhobeln, auszustemmen und 
mit heisser Lauge auszuscheuern; Steinkrippen sind mit siedend heisser Aschenlauge 
tüchtig auszubrühen und auszuscheuern. 

6) Ist der Stall in vorgeschriebener Weise erneuert worden, so wird er zuletzt 
mit einem Gemenge von Kalk und Chlorkalk in dem Verhältnis», dass man zu einem 
Eimer Weisskalkmilch ein halbes Pfund Chlorkalk zusetzt, ausgeweisst. Sind die Krip- 
pen nicht durch neue ersetzt worden, so müssen auch diese noch ganz überstrichen 
werden. 

7) Ein so gereinigter Stall darf erst 8 — 18 Tage nach der Reinigung wieder mit. 
Vieh bezogen w'erden. 

8) Alle anderen mit den kranken Pferden möglicher Weise in Berührung gekom- 
menen Gegenstände, als: Putzzeug, Eimer, Decken, Sattel- und Zaumzeug, Geschirre 
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u. s. w. sind so viel als möglich zu vernichten, und hierbei ist ein, in Betracht des zu 
befürchtenden Schadens, geringfügiges pecuniaires Opfer nicht zu scheuen. Sofern sie 
aber erhalten werden sollen, ist alles Holzwerk auf die oben unter 3. und 5. angege- 
bene Weise zu reinigen. Wollene Decken sind mit siedendem Wasser auszjbriihcn und 
mit Seife gut zu waschen. Geschirre von lackirtem Leder dürfen nur mit Seifwasser 
abgewaschen werden, die von nicht lackirtem Leder sind mit schwarzer Seife tüchtig 
einzuschmieren, damit 24 Stunden hinzuhängen, sodann vermittelst einer scharfen Bürste 
und heissem Wasser zu reinigen, mit einer schwachen Chlorkalk-Auflösung zu bestrei- 
chen, und nachdem diese durch Abspülen entfernt ist,, mit geschmolzenem Talg oder er- 
wärmtem Oel von Neuem einzuschmieren. Sattel- und Kummtkisscn müssen immer er- 
neuert werden. Die Deichseln der Wagen, an welchen die kranken Pferde gezogen 
haben, sind ebenfalls abzuhobeln und mit Chlorkalk zu übertünchen, wenn sie jedoch 
lackirt sind, nur mit Seifwnsser abzu waschen. Die zu allen diesen Abwaschungen er- 
forderliche Chlorkalk -Auflösung bereitet man, indem man ein halb Pfund Chlorkalk in 
einen Eimer Wasser schüttet, bei öfterem Umrühren. Eisenzeug wird am besten durch 
Ausglühen, polirtes Eisen durch Abwaschen mit Seife und heissem Wasser gereinigt. 

9) Auch die Kleider der Personen, welche mit den kranken Pferden in Berührung 
gekommen sind, müssen durch Waschen und Auslüften, Stiefeln, wie anderes Lederzeug, 
gereinigt wetden. 

Anhang II. 

Zeichen und Verlauf der Pferderäude . 

Die Räude, auch Grind oder Krätze genannt, ist eine ansteckeckende Hautkrankheit 
der Pferde, welche unter Umständen auch auf den Menschen übergehen kann. Sie be- 
steht ursprünglich aus kleinen Pusteln oder Knötchen, w r elche besonders an solchen 
Stellen zum Vorschein kommen, wo sich der Schmutz am meisten anhäuft, z. B. am 
Grunde der Mähne und des Schopfes, am Schweif und längs des Rückens. Diese Knöt- 
chen werden wegen der dunkeln Hautfarbe und weil sie Überhaupt nur von kurzer 
Dauer sind, leicht übersehen. 

Sie bersten und bedecken sich am Grunde der Haare mit etwas Schorf. Die Pferde 
fangen nun an, die juckenden kranken Stellen an festen Gegenständen zu reiben, auch 
wohl, w r enn sie dazu kommen können, mit den Zähnen zu benagen, wodurch das Haar 
struppig und die kranke llautstelle bald von Haaren ganx entblösst wird. Dergleichen 
kahle Stellen haben nun eine grauweisse Farbe, sic sind etw r as dicker und härter, als 
die übrige Haut des Körpers und mit weisslichen Schuppen und Plättchen bedeckt, 
welche sich nach und nach zu dicken Borken anhäufen, unter welchen sich Geschwür- 
clicn von grösserem oder geringerem Umfange bilden. Die kranke Hautstelle wird im- 
mer grösser und dicker; sic bekommt Risse, geschwürige und schorfige Steilen und 
legt sich zuletzt in Falten. Nach und nach überzieht auf solche Weise die Räude den 
ganzen Körper, das Jucken der Haut stört die Pferde beim Fressen und lässt ihnen 
nicht die nöthige Ruhe, die Ernährung des Körpers leidet, es bildet sich zuletzt ein 
Zehrfieber aus, nicht seilen entsteht noch in Folge von Säftcverderhniss Rotz und Wurm 
und die Kranken crepiren an gänzlicher Entkräftung. Diese Form der Räudekrankheit 
beobachtet man gewöhnlich bei trockenen, alten, schlecht genährten, ausgemergelten 
Pferden. Man hat ihr den Namen der trockenen Räude gegeben. — Bei jungen, voll- 
saftigen oder fetten Pferden tritt die Räudekrankheit von Anfang an in einer etwas an- 
dern Gestalt auf. Auch hier bilden sich zuerst an einer oder mehreren Stellen der Haut die 
oben angeführten Knötchen und Pusteln, die Haut wird etwas aufgedunsen und schwitzt 
an der kranken Stelle eine gelbliche, wässrige, klebrige Flüssigkeit ans, w'clche in den 
Haaren zu bräunlich, oder grünlich gelben Schorfen vertrocknet, die Haare zusamnien- 
klebt, stellenweise verfilzt und zum Ausfallen geneigt macht. Dabei scheuern und rei- 
ben sich die Kranken wie bei der trockenen Räude, auf den kahlen Hautstellen bilden 
sich grössere und tiefere Geschwüre nicht selten von einem bösartigen Charakter aus, 
und aus den entstehenden Rissen und Hautfalten sickert die oben beschriebene gelb- 
liche Flüssigkeit. Diese Form der Krankheit wird nasse oder Fett-, auch Speckräude 
genannt. Sie verbreitet sich noch schneller als die vorige über den ganzen Körper und 
richtet die davon befallenen Thiere, welchen gewöhnlich auch der Schlauch und die 
Füsse anschwellen, noch schneller als jene zu Grunde. 

Entsteht die Räude durch Ansteckung, so bildet sich der erste Räudefleck an der 
Stelle des Körpers, an welcher der Ansteckungsstoff eingewirkt hat. 
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b. Die Rescbälkraiikheif. 

* All erb. Ordre an den Minist, des Inn. and den Obers lall in eist er 
vom 22. September 1840. 

Um der weiteren Verbreitung der in einigen Gegenden der P/ovinz Schlesien bei 
den Pferden wahrgenommenen Beschälkrankheit Schranken zu setzen, will Ich für die 
Provinzen Schlesien, Posen, Preussen, Pommern, Brandenburg und Sachsen folgende Be- 
stimmungen erlassen: 

1) Ein Pferd^ welches an der Beschülkrankheit leidet, derselben verdächtig ist, 
oder innerhalb der letzten drei Jahre daran gelitten hat, darf nicht zuin Be- 
gattungsacte zugelassen w'erden. 

2) Jedes von der Beschälkrankheit befallene oder derselben verdächtige Pferd 
ist sofort nach der Entdeckung des Uebels, jedes von derselben geheilte Pferd 
aber, w'enn seit der Genesung noch nicht drei Jahre verflossen sind, sogleich 
nach der Publication dieser Ordre von seinem Besitzer der Ortspolizei -Be- 
hörde und von dieser dem Landrathc anzuzeigen, welcher dafür zu sorgen 
hat, dass ein jedes an der Beschälkrankheit wirklich leidende oder innerhalb 
der letzten drei Jahren daran krank gewesene Pferd an einer Seite des Hal- 
ses, welche der Besitzer zu bestimmen hat, mit einem Brandzeichen versehen 
werde, welches durch die Buchstaben B. K. die Krankheit und durch die bei- 
den letzten Ziffern der Jahreszahl die Zeit bezeichnet, in welcher das Pferd 
an der Krankheit gelitten hat. 

3) An der Beschälkrankheit leidende oder derselben verdächtige Pferde dürfen 
gar mcht, von derselben geheilte Pferde aber, mit Ausnahme solcher Hengste, 
welcne nach ihrer Heilung castrirt sind, während der drei ersten Jahre nach 
der Heilung nicht über die Grenzen des Iandräthlichen Kreises hinaus weg- 
geführt werden, in welchem sie erkrankt sind. Innerhalb des Kreises ist der 
Wechsel in dem Aufenthaltsorte erkrankt gewesener Pferde auch während 
der ersten drei Jahre nach der Heilung zulässig, muss aber von dem bisheri- 
gen Besitzer jedesmal der Ortspolizei-Behörde des bisherigen Aufenthaltsortes 
und durch diese dem Kreislandrathe angezeigt werden. 

4) Sobald ein landräthlicher Kreis von der Regierung als infirirt oder als bedroht 
von der Beschälkrankheit betrachtet wird, ist dies durch das Amtsblatt be- 
kannt zu machen. Von dem Tage an, wo diese Bekanntmachung erscheint, 
dürfen in einem solchen Kreise auch anscheinend gesunde Pferde zum Begat- 
tungsacte nicht zugelassen werden, wenn die Besitzer nicht bei Hengsten ein 
nicht über 14 Tage und bej Stuten ein nicht über 4 Tage altes Gesundheits- 
Attest eines approbirten Thicrarztea aufzuweisen haben. 

5) Jede Uebertretung der zu 2., 3. und 4. den Pferdebesitzern erthcilten Vor- 
schriften wird mit einer Polizeistrafe von einem bis zehn Thalern, und im 
Unverinögensfalle mit verliältnissinässiger Gefangnissstrafc, jede Uebertretung 
der Vorschrift zu 1. dagegen mit einer Polizeistrafe geahndet, welche dein 
vierfachen Betrage des etwa erhaltenen Sprunggeldes gleichkoinmt, aber nie- 
mals weniger als zehn und niemals mehr als hundert Thaler betragen darf. 
— Polizei-Behörden und Thierärzte, welche den ihnen auferlegtcn Pflichten 
nicht nachkomiuen, oder unvorsichtig in Ausübung ihres Amtes zu Werke 
gehen, haben angemessene Ordnungsstrafen, welcne in Wiederholungsfällen 
bis zur unfreiwilligen Entlassung vom Amte gesteigert werden können, zu 
gewärtigen. 

Ich trage Ihnen, dem Minister des Innern, auf, für die Befolgnng der einzelnen 
Bestimmungen dieser Ordre zu sorgen. 

Verf. des Minisl. des Innern an die Regierungen der östlichen 
Provinzen vom 12 October 1840. (v. Roehow.) 

Des Königs Majestät haben, um der weiteren Verbreitung der in einigen Gegenden 
der Provinz Schlesien bei den Pferden wahrgenommenen Beschälkrankheit Schranken zu 
setzen, an den Herrn Oherstallmeister v. Knobelsdorf Excellenz und an mich die 
Allerh. 0. vom 22. v. M. zu erlassen geruht, welche ich in Abschrift hierbei der König- 
lichen Regierung zuferlige, um solche durch das dortige Amtsblatt Zur öffentlichen 
Kenntnis« zu bringen. 

Ich empfehle der Königlichen Regierung, für die strenge Beobachtung und Befol- 
gung der in jener Allerh. Ordre enthaltenen Bestimmungen zu sorgen. 
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Minist. Verf. vom 1. November 1851. (v. Ha inner.) 

Durch neuere wiederholte Beobachtungen hat sich herausgestellt, dass, ausser der 
bisher unter dem Namen der Beschäl- oder venerischen Krankheit der Pferde bekann- 
ten Krankheit, noch eine zweite, zwar ansteckende, aber bei weitem gutartigere Krank- 
heit der Geschlechtstheile hei Hengsten und Stuten vorkommt, welche die in der Verordn, 
vom 22. September 1840 festgesetzten strengen Maassregeln keinesweges erfordert. 

Die Verschiedenheit dieser letzteren Krankheit von der eigentlichen Bescbälkrank- 
heit scheint nicht allen Thierärzten hinlänglich bekannt zu sein, wie denn noch neuer- 
lich Verwechselungen beider Krankheitsformen wirklich vorgekommen sind. 

Deshalb habe ich das Lehrer -Collegium der hiesigen Thierarzneischule beauftragt, 
unter Zuziehung des Gestüts- Inspectors Rodloff aus Zirke und des Ober -Rossarztes 
Dr. Knauert, nachfolgende Belehrung (Anlage a.) über die wesentlichen Eigenschaften, 
die Aehnlichkeiten und die Unterschiede beider Krankheiten auszuarbeiten. 

Dabei bestimme ich zugleich, dass in amtlichen Verhandlungen die bisher unter der 
Benennung der Beschälkrankheit begriffene, schwere und langwierige Krankheit mit 
diesem einmal eingeführten Namen auch fernerhin zu bezeichnen ist, die gutartige Form 
aber zum Unterschiede „Beschäl-Ansscltlag“ oder „Bläschen-Ausschlag der Geschlechts- 
theile u genannt werde, und dass die Bestimmungen der Verordn, vom 22. September 
1840 nur auf die eigentliche Beschälkrankheit, nicht aber auf den Beschäl- Ausschlag 
anzuwenden sind. 

Bei dieser letzteren Krankheit genügt es, die mit derselben behafteten Thiere wäh- 
rend der Dauer des Uebels und 3 bis 4 Wochen nach erfolgter Heilung von der Be- 
gattung auszuschliessen. 

Anlage a. 

Belehrung über die sogenannte Beschälkrankheit der Pferde. 

Die in der neueren Zeit über die sogenannte Beschälkrankheit (Schankerkrankheit, 
venerische, oder Nervenkrankheit) der Pferde angestellten; Beobachtungen und Unter- 
suchungen haben gelehrt, dass unter diesem Namen fast überall zwei Krankheiten be- 
griffen werden, w elche zwar das mit einander gemein haben, dass beide sich zum Theil 
an den Geschleclitslheilen äussern, auch, dass sie nach der Begattung hervortreten und 
sich bei derselben durch Ansteckung von einem Thiere zum andern fortpflanzen, — die 
aber doch in ihrem Wesen und ihren Folgen sehr verschieden von einander sind und 
deshalb auch verschiedene veterinärpolizeiliche Maassregeln erfordern. 

Diese beiden Krankheiten sind: 

1) die eigentliche Beschälkrankheit, welche man auch die bösartige Beschäikrank- 
heit genannt hat, und 

2) der Bläschen- Ausschlag der Geschlechtstheile, oder der sogenannte ßeschäl- 
Ausschlag, den man unrichtigerweise auch die gutartige Beschälkrankheit ge- 
nannt hat. 

I. Die eigentliche Beschälkrankheit 

ist eine langwierige, durch den Begattungsact ansteckende, sehr bösartige Krankheit, 
welche an folgenden Merkmalen zu erkennen ist: 

A. Bei Hengsten. 

Die Thiere zeigen zuerst etwas Reizung in den Geschlechtstheilen, indem sie sich 
oft zuiu Uriniren stellen, auch oft das Glied aus dem Schlauche hängen. Die Mündung 
der Harnröhre ist etwas stärker geröthet, zuweilen ihre Schleimhaut ödematös aufge- 
w ulstet: die Neigung zum Decken ist gross, aber dasselbe geschieht doch oft nicht voll- 
ständig. Nach einigen Tagen findet sich bald mehr, bald weniger ödematöse Anschwel- 
lung des Schlauches oder des Hodensackes, oft auch der Ruthe hinzu; an der letzteren 
ist die Anschwellung mehrentheils ringförmig. Im weiteren Verlaufe bildet sich auch 
zwischen dem Schlauche und dein Nabel eine flache, ödematöse Geschwulst. Bei der 
Zunahme der Anschwellung der Ruthe hängt letztere gewöhnlich andauernd in Form 
eines stumpfen Kegels, in welchem die Eichel versteckt liegt, aus dem Schlauche her- 
vor. Zuweilen flndet man bei genauer Untersuchung auch dunkelrothe Flecke, die aber 
nach einiger Zeit wieder verschwinden, und in seltenen Fällen auch kleine Bläschen. 

Bei diesen ersten Erscheinungen sind die Thiere anscheinend ganz munter, der 
Kreislauf und das Athmen regelmässig, die Schleimhäute blassroth und gehörig feucht, 
und der Appetit ist nur in den Fällen etwas vermindert, wo die Geschwulst an den 
Geschlechtstheilen mit ungewöhnlicher Heftigkeit aufgetreten, und dem Thiere Schmerz 
verursacht. 

Horn, Veterinär •äanitäUpollzei. 7 
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Nach einiger Zeit, — die jedoch bei den einzelnen Thieren sehr ungleich ist, — 
erscheint das Pferd mehr matt; es ruht beim Stehen die Küsse abwechselnd, senkt den 
Kopf, lässt die Ohren schlaif hängen, legt sich gern nieder und beim liehen erscheint 
die Bewegung matt. Doch sind diese Erscheinungen bei Pferden mit vielem Tempera- 
ment oft nur bei aufmerksamer Beobachtung wahrzunehmen. Dagegen hat man sie in 
den Fällen, wo das Ucbel sich idiopathisch entwickelt, gewöhnlich zuerst bemerkt, ehe 
noch Veränderungen an den Geschlechtsteilen eingetreten waren. 

Mit Verlauf von zwei, drei und mehreren Wochen nach dem Beginn der Krankheit 
6ndet man die Haut mehr trocken, das llaar glanzlos, oft auch die Hautausdünstung 
widrig riechend und es entstehen eigentümliche Anschwellungen des Gewebes der Haut 
an verschiedenen Theilen des Körpers, namentlich zuerst auf der Croupe, später auf 
den Rippen, am Halse und an den Schenkeln. Diese Anschwellungen sind rundlich, in 
der Grösse eines Zweigroschenstücks bis zur Grösse einer Untertasse, etwa 1 bis 2 Li- 
nien über die umgebende Haut hervorstehend und derber als diese, dabei im ausgebil- 
deten Zustande ganz flach, in der Regel ohne vermehrte Wärme und ohne Schmerz; 
nur die sehr grossen Anschwellungen zeigen oft eine kleine Steigerung der Tempera- 
tur und der Empfindlichkeit. Sie beginnen mit einem kreisförmigen, etwas erhöhten 
Rande, welcher mehrentheils dem Umfange der Anschwellung entspricht, sich nach in- 
nen mehr und mehr ausbreitet und hierdurch in etwa 24 Stunden die Anschwellung 
auch in der Mitte vervollständigt. Bis letzteres geschehen ist, sieht man in der Mitte 
eine kleine Vertiefung, aber bei völliger Ausbildung ist dieselbe gleichmüssig flach. 
Die kleineren Anschwellungen bilden sich gewöhnlich schnell ganz gleichmässig aus. 
Zuw r eilen gehen zwei Anschwellungen in einander über. Sie bestehen 4 bis 8 Tage 
und selbst darüber hinaus; mehrentheils verlieren sie sich allmülig, zuweilen aber auch 
plötzlich, und oft erscheinen, während einzelne vergehen, neue Anschwellungen an an- 
dern Stellen wieder. 

Diese Hautschwellungen gelten, im Vereine mit den übrigen Erscheinungen, als 
sehr charakteristische Merkmale der Bescliälkrankheit, und das um so mehr, als An- 
schwellungen von der angegebenen Beschaffenheit bei keiner andern Krankheit Vor- 
kommen. 

Mit Anschwellungen* von Insectenstichen haben sie keine Aehnlichkeil, da sie im- 
mer von einem Mittelpunkte sich vergrössern, und dieser, die verletzte Stelle, auch in 
der ausgebildeten Beule derber ist und mehr erhöht hervortritt. — Wurmbeulen sitzen 
in der Regel unter der Haut, sind mehr knotenartig rund und mehrentheils in Verbin- 
dung mit angeschwollenen Lymphgcfässen, und im Innern bald Eiter enthaltend. 

Am meisten könnte man sie in manchen Fallen für Nesselausschlag halten, aber 
hierbei ist die Krankheit acut, plötzlich entstanden, so dass bis zu dein Erscheinen der 
Beulen das Thier gesund, oder doch nur seit einigen Tagen, und mit ganz anderen, in 
der Regel mit gelind fieberhaften Zufällen erkrankt war. Ausserdem treten die Nessel- 
beulen gewöhnlich in grösserer Menge und über einen grösseren Theil des Körpers 
verbreitet auf, sind nicht so regelmässig rund und weniger derb als die Anschwellun- 
gen bei der Beschälkrankheit, und oft verändert sich ihre Grösse und Form in einem 
Tage deutlich erkennbar. 

Nach und nach tritt eine auffallende Schwache ein. Der Gang wird schleppend, 
im Ilintertheile wankend; die Sprunggelenkc knicken beim Gehen und Stehen mehr zu- 
sammen; die Thiere stossen mit der Zehe oft an und dabei knicken sie dann im Fes- 
selgelenk mehrentheils nach vorn über. Hierzu kommt eine eben so auffallende Ab- 
magerung der Croupe und der Hinterbacken, so dass daselbst die Knochen mehr her- 
vortreten, während am Vordcrtheil noch wenig oder gar keine Veränderung wahrzu- 
nchmen ist. 

Weiterhin findet sich zuweilen an verschiedenen Theilen ein Zittern der Muskeln 
und dann auch Lähmung des Bewegungsvcrmögens. Die letztere betrifft zuerst und am 
häufigsten die Muskeln eines liintcrfusscs, oft aber auch die eines Vorderfusses, eines 
Ohres, der Augenlider und der Lippen. Gewöhnlich werden bei einem Pferde mehrere 
Theilc nach einander gelähmt, und zwar meistcnlheils an einer und derselben Seite; 
wenn aber das Leiden einen hohen Grad erreicht hat, tritt zuweilen auch Lähmung des 
ganzen Hinterthcils (Kreuzlähmung) ein. Die gelähmten Theile sind ohne Kraft, so dass 
die Thiere sich auf die Küsse gar nicht stützen können, sondern dieselben schlaff her- 
abhängen lassen; eben so hängen die Ohren, das obere Augenlid und die Lippen an 
einer Seite herunter, oder die letzteren sind nach der gelähmten Seite gezogen, daher 
das Maul schief und die Aufnahme von Futter und Getränk erschwert; aber die Em- 
pfindlichkeit der Wärme besteht in den gelähmten Theilen fort. Bei eingetrelener Kreuz- 
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lähmung liegen die Pferde andauernd mit dem Hintertheiie darnieder, während sie mit 
dem Vordertheilc sich oft in die Höhe richten und vergeblich sich bemühen, aufzustehen. 

Viele Patienten behalten bis zu diesem Grade des Leidens, ja selbst bis zum Tode 
noch guten Appetit und gute Verdauung, auch fast ganz normalen Puls, und nur das 
Athmen erscheint etwas mühsamer ausgeübt zu werden. Manche Patienten zeigen ab- 
wechselnd geringere Kresslust, aber alle magern nur sehr ab und werden immer schwä- 
cher, liegen sich an verschiedenen Stellen wund und die meisten sterben dann an Ab- 
zehrung und an gänzlicher Erschöpfung; einzelne aber verfallen in bösartige Druse, in 
Rotz und Wurm, und gehen an diesen Compiicationen zu Grunde. 

B. Bei Stuten. 

Auch bei den Stuten äussert sich die Beschälkrankheit zuerst mit Erscheinungen, 
welche auf eine Reizung der Geschlechtsorgane deuten, die Schleimhaut der Schamlefzen 
und der Scheide erscheint etwas mehr als gewöhnlich geröthet, und reichlich mit einem 
consistenten, gelblich weissen Schleim befeuchtet, welcher hin und wieder zusammen- 
hängende Flocken bildet und aus dem untern Schamwinkel abtröpfeit, so dass die Rän- 
der der Scham und mehrentheils auch die Schweifhaare von ihm befeuchtet erscheinen; 
an der Scham entsteht eine Anschwellung, welche zuerst am untern Ende derselben 
hervortritt und sich zu dem Mittelfletsch, zu dem Euter senkt. Dieselbe ist fast immer 
ödematös (d. i. teigartig weich), kalt und unschmerzhaft. Die Thiere stellen sich oft zum 
Uriniren, drängen dabei, entleeren aber nur kleine Quantitäten eines wasserhellen Harns, 
und zuweilen sind sie in der Nierengegend etwas mehr empfindlich gegen einen Druck 
mit der Hand. 

Diese Erscheinungen haben mehrentheils eine grosse Aehnlichkeit mit der Rossig- 
keit und werden auch gewöhnlich für Acusserungen ihres Naturtriebes gehalten. Es 
muss aber jedem Kenner auffallend sein, dass hier die genannten Zufälle gerade nach 
dem stattgefundenen Beschälen (Decken) hervorlreten, und dass sie auch nach der Wie- 
derholung desselben fortdauern, wogegen sie doch sonst bei gesunden Stuten sich un- 
ter diesen Umständen bald verlieren. 

Nach einiger Zeit, — bei einzelnen Pferden aber etwa nach 8 Tagen bis 4 Wochen 
und noch später, — ändern sich jedoch die Zufälle in der Art, dass die Geschwulst der 
Scham sich verliert, daher die letztere ganz schlaff und faltig w r ird, später seihst zum 
Theil offen steht, während die Clitoris etwas angeschwollen hervorsteht. Die Schleim- 
haut in der ‘Scham nimmt ein gelbliches Ansehen an, erscheint jedoch hin und wieder 
mit rothen Adern und Flecken besetzt und etwas aufgelockert: noch später wird sie 
stelleweis blassgrau, zuweilen mit gelblichen Knötchen, mit kleinen Bläschen, selbst 
mit oberflächlichen Geschwürchen (Erosionen) versehen. Der Schleim wird immer dün- 
ner, aber auch reichlicher abgesondert, so dass er beständig aus der Scham fliesst, die 
Schenkel und den Schweif besudelt; er wird mehr grau oder grünlich, oder selbst 
bräunlich, und bildet durch Vertrocknen sowohl in der Scham, wie auch an deren Rän- 
dern, am Schenkel und Schweif braune Krusten. 

Zu diesen örtlichen Zufallen gesellen sich bald früher, bald etwas später auch, wie 
hei den Uengsten, flache rundliche Anschwellungen der Haut, immer zunehmende 
Schwäche, Abmagerung, besonders des Hintertheils, — Lähmung einzelner Theile und 
die Mehrzahl der Patienten stirbt an Abzehrung, in manchen Fällen tritt bösartige Druse, 
Rotz und Wurm hinzu. 

Die Dauer der Krankheit ist bei Hengsten und Stuten fast immer 6 bis 8 Monate, 
zuweilen auch über ein Jahr. 

Bei der Section der an der Krankheit gestorbenen Thiere finden sich hauptsäch- 
lich grosse Abmagerung des ganzen Körpers, wunde Stellen vom Durchliegen an den 
Hüften, an den Schultern u. s. w., die Haut sitzt fest auf den unter ihr befindlichen 
Theilen, zuweilen ist sie noch mit flachen Anschwellungen versehen, daselbst das Ge- 
webe derb und unter ihm etwas Serum, das Zellgewebe ist fettleer, aber hin und wie- 
der mit Blut, mit etwas Serum oder gelblicher Sülze infiltrirt, besonders an den Ge- 
schlechtslheilen, welche oft noch Anschwellung u. s. w. wie während des Lebens zei- 
gen. Die Hoden sind welk, ihre Substanz ist weich, zuweilen in Eiterung; — - die 
Saamenstränge angeschwollen, mit gelblichen, sulzigen Infiltrationen versehen, übrigens 
blass. Bei Stuten die Gebärmutter blass, ihre Schleimhaut oft aufgelockert, mit vielem 
zähen Schleim bedeckt, in seltenen Fällen mit kleinen Geschwüren versehen. Einzelne 
Lymplidrüsen, namentlich die im Kehlgange und in der Leistengegend, sind angeschwol- 
len, hart, zuweilen in eitriger Auflösung. An den Baucheingeweiden findet sich ausser 
der Blässe, Magerkeit und Zusammenschrumpfung derselben nichts Bemorkenswerthes. 
Eben so grüssteutheils an den Brustorganen, doch fast immer die Lungen, das Herz 
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und die Gefässe mit schwarzem Blute erfüllt; die Luftröhre enthält oft blutigen Schaum, 
und ihre Schleimhaut ist geröthet, und wenn der Rotz oder Wurm mit der Krankheit 
verbunden war, findet man gewöhnlich die bekannten Tuberkeln, und sowohl in der 
Nasenhöhle die Schleimhaut aufgelockert, mit Geschwüren versehen, wie auch in und 
unter der Haut Wurmbeulen, Geschwüre und angeschwollene Lymphgefässe. Wo wäh- 
rend des Lebens ein Auge gelähmt oder mit schwarzem Staar behaftet war, findet man 
dasselbe verkleinert, die Linie trübe, der Sehnerv dünner, aber zugleich derber und 
gelblich gefärbt. Das Gehirn ist w r eich und enthält in seinen Höhlen oft viel Serum. 
Die Häute des Rückenmarks oft viel klares Serum enthaltend, die Spinnwebenhaut in 
ihren Gefässen mit schwarzem Blute erfüllt, das Rückenmark an mehreren Stellen, be- 
sonders der Lenden- und Kreuzgegend, sehr erweicht. 

II. Der Bläschen -Ausschlag der Geschlechtsteile oder der sogenannte Beschäl- 

Ausschlag 

ist eine schnell verlaufende, entzündliche Ausschlagskrankheit an den Geschlechtsteilen 
und zeigt sich folgenderrnaassen: 

A. Bei Hengsten. 

An der Oberfläche der Ruthe und besonders ain mittleren Theile derselben, zuwei- 
len auch an der Eichel und selbst an der Harnröhrenmündung, entstehen rundliche 
Knötchen von der Grösse eines Hantkornes bis zur Grösse einer kleinen Bohne. Diese 
Knötchen sitzen im Gewebe der Haut, sind derb, vermehrt warm, ein wenig mehr em- 
pfindlich, als die übrige Haut, und, wo letztere von Natur weiss ist, sehen sie auch 
etwas röter aus. Ihre Anzahl ist sehr verschieden, oft bedeutend. Bilden sich viele 
und grosse Knochen, so schwillt gewöhnlich das ganze Glied und zuweilen auch der 
Schlauch und das Scrotum etwas an, und oft zeigt dann auch während einiger Tage 
der Hengst einen gelinden Grad von Fieber, etwas weniger Munterkeit und öfteres Uri- 
niren. In einzelnen Fällen hat man auch an den Hinterschenkeln und an andern Thei- 
len gleichzeitige ähnliche Knötchen gefunden. 

Nach etwa 5 bis 6 Tagen bilden sich die Knötchen zu pockenähnlichen Bläschen 
aus, welche eine gelblich weisse, klebrige, geruchlose Feuchtigkeit enthalten und nach 
einigen Tagen entweder ohne Weiteres zu bräunlichen Schorfen vertrocknen, oder auch 
aufbersten, oder ihr Oberhäutchen verlieren, ihre Flüssigkeit ausschw'itzen und dann 
eben so vertrocknen; wo das Oberhäutchen sich ablöst, erscheint die Stelle dunkelroth, 
ihre Ränder verdeckt, die Mitte ein wenig vertieft und mit klebriger Feuchtigkeit be- 
deckt, aus welcher sich eben bald der Schorf bildet. Wirkliche Eiterung entsteht nicht. 
Die Schorfe sind zuerst gelbbraun, werden aber nach und nach dunkelbraun, und fallen 
nach 10 bis 16 Tagen ab. An ihrer Stelle bleiben w r eisse, glänzende Narben, mehren- 
theils für lange Zeit sichtbar zurück. 

In einzelnen Fällen, die jedoch nur als seltene Ausnahmen von der Regel zu be- 
trachten sind, nehmen die Bläschen eine geschwürartige Beschaffenheit an, ihre Ränder 
werden hart (callös), der Grund wird tiefer und sickert eine bräunliche Flüssigkeit 
aus, und die Heilung erfolgt erst nach mehreren Wochen, und nur mit Hülfe von Arz- 
neimitteln. „ 



B. Bei Stuten. 

Zuerst schwillt die Scham bald mehr, bald weniger stark an und ist dabei äusser- 
lich glänzend, vermehrt warm und zuweilen auch bei der Berührung mehr empfindlich: 
im Innern ist ihre Schleimhaut überall gleichmässig höher geröthet und die Absonde- 
rung vermehrt, so dass ein Ausfluss von weisslichem, späterhin gelblichem oder gelb- 
röthlichem, zähen und geruchlosen Schleim stattfindel. Nur in seltenen Fällen, beson- 
ders wenn Stuten bald nach dem Abfohlen w r icder gedeckt werden, erscheint der Aus- 
fluss mehr dünn und dunkel, selbst bräunlich. Wo die Gcschw'ulst der Scham sehr aus- 
gebreitet und heftig auftritt, gehen die Thiere gewöhnlich etwas gespannt, und zeigen 
auch wohl viel Drang zum Uriniren, wedeln mit dem Schweife, einzelne auch etwas 
fieberhafte Aufregung, andere aber etwas Abspannung. Doch werden diese Zufälle 
mehrentheils nicht beachtet, w r eil man gewöhnlich die genannten Erscheinungen als Zu- 
fälle des Rössens betrachtet. Aber bald nach der Entwickelung der Geschwulst an der 
Scham, finden sich in der äussern Haut derselben, und oft auch im Innern an mehreren 
Stellen der Schleimhaut eine Anzahl Knötchen von derselben Grösse und von derselben 
Beschaffenheit, wie sie an der Ruthe der Hengste bezeichnet sind, ein, und nach eini- 
gen Tagen bilden sich diese Knötchen in pockenähnliche Bläschen um, welche sich 
weiterhin ebenfalls wie jene verhalten und nach dem Abfallen ihrer Schorfe weisse 
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glatte Narbenflerke zunicKlassen. Es bilden »ich die Bläschen, doch in seltenen Fällen, 
auch ohne Knötchen, mit Zurücklassung derselben Narbe. — Die Abheilung erfolgt auch 
hier in etwa 10 bis 16 Tagen nach dem Eintritt der Krankheit, mit Ausnahme der be- 
zeichneten gelinden Zufälle, bei dem Eintritt derselben sehr wenig oder gar nicht lei- 
dend; der Srhleimuusfluss aus der Scham verliert sich nach der Entwickelung der Bläs- 
chen, und mit dem Abfullen der Schorfe ist die Krankheit gänzlich vorüber. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, 

1) dass dieser Ausschlag der Gcsrhlechtstheile sich bei Hengsten und eben so 
bei Stuten von selbst entwickeln kann; 

2) das» er aber auch durch Ansteckung von einem Geschlecht auf das andere 
verbreitet werden kann, wenn die damit behafteten Thiere, während des Be- 
stehens der Krankheit, zur Begattung mit gesunden verwendet werden. 

Berlin, den 22. October 1851. 

Königliche Thierarzneischul - Direclion. 



3. Schaafkrankheiten. 

a. Die Schaafpockcn. * 

Nähere Vorschrift wegen der gegen die Verbreitung der Schaaf- 
pock eil krankheil in den Provinzen Kur- Neu mark und Pom- 
mern zu beobachtenden JV1 a assrege I ti vom 27. August 1806. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Pretissen etc. etc. thun 
kund und fugen hiermit zu wissen: du Wir bemerkt haben, dass die Epidemie der 
Schaafpocken durch Ansteckung deshalb um sich zu greifen pflegt, weil theils die nö- 
thige Kenntnis* der Natur dieser Krankheit selbst, so wie der dagegen anzuwendenden 
wirksamsten Mittel noch nicht genugsam verbreitet ist, theils, weil die zur Vorbeugung 
der Verbreitung derselben dienlichen Vorkehrungsinittel nur selten in Anwendung ge- 
bracht werden, so haben Wir Uns veranlasst gefunden, nachstehende Vorschriften zur 
allgemeinen Wissenschaft und Achtung nller Besitzer von Srhaafheerden, so wie auch 
der Schäfer und Schäferknechte, bekannt zu machen und anzuordnen s 

I. Die Erfahrungen wohlunterrichteter Oeconomen und Thierarzneikundiger kom- 
men darin überein, dass diese Krankheit nicht nur ansteckend, sondern auch 
seuchenartig ist, das heisst, nicht hlos durch unmittelbare Berührung mitge- 
tlieilt, sondern auch durch die mit einer Disposition zur Erzeugung dieser 
Krankheit versehene Luft verbreitet und erregt wird. Alle Besitzer von Schä- 
fereien sind daher verpflichtet, alles dasjenige zu beobachten, was nöthig ist, 
um beiden Arten der Verbreitung besagter Krankheit Einhalt zu thun. 

II. Zu dem Ende müssen die Besitzer der mit den Pocken befallenen Srhaafheer- 
den und die Schäfer den Ausbruch der Krankheit, sie mag durch Einimpfung 
oder natürliche Ansteckung entstanden sein, sogleich dem Landrath des Krei- 
ses und den Grcnznacliharn Anzeigen, hei Vermeidung einer Strafe, welche 
ausser dem Schadenersatz, den jeder Interessent zu fordern befugt ist, für 
den Schäferknecht auf 6 Thaler, den Schäfer auf 10 Thaler, und den Eigen- 
tümer der Schäferei auf 20 Thaler festgesetzt wird und der in Absicht der 
ersteren Personen, im Falle des Unvermögens, eine verhältnissmassige Lei- 
besatrafe substituirt werden kann. 

III. Sobald durch diese, Anzeige oder auf andere Weise der Ausbruch der Pocken 
in einer Heerde bekannt ist. müssen nicht nur der Besitzerr dieser angesteck- 
ten Heerde mit derselben \on der Grenze der Nachbarn, sondern auch diese 
mit ihren Schaafen von der Grenze der Ortschaft, deren Heerde mit der 
Pockenkrankheit behaftet ist, Zurückbleiben. 

Die Entfernung, welche zwischen einer mit den Pocken behafteten Heerde 
und den Schaafen der Nachbarn stnttfinden muss, soll in der Regel 200 Schritte 
innerhalb jeder Grenze, also überhaupt 400 Schritte betragen und die Regu- 
lirung derselben hat der Landrath des Kreises zu besorgen, der auch Abwei- 
chungen von dieser Normalvorschrift gestatten kann, wenn sie durch die ört- 
lichen Verhältnisse begründet werden. 

IV. Koppelweiden aber müssen mit den von den Pocken befallenen Srhaafheerden 
entweder ganz vermieden werden, oder wenn solches, besonders bei gemein- 
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schaftlirhen Waldhütungen, mit Erhaltung der kradhen Heerde nicht vertrag- 

* lieh (ein sollte, so muss der Landrath des Kreises, nach vorstehenden Vor- 
schriften und mit gehöriger Berücksichtigung des Weidebedarfc jedes Gemein- 
heitsinteressenten , die Hütungsgrenzen zwischen diesen Interessenten derge- 
stalt reguliren; dass die kranke Heerde io der gehörigen Entfernung von der 
gesunden weiden kann. 

V. Uebertreten die Schäfer und Schäferknechte die angeordneten Hütungsgrenzen, 
so findet dafür Bestrafung nach Vorschrift der bestehenden Gesetze, und dem 
Maasse der Fahrlässigkeit, des Vorsatzes und angerichteten Schadens statt. 
Jedem Schäfereibesitzer wird nachgelassen und zur Pflicht gemacht, die Schä- 
fer und Knechte, welche ausserhalb der Hütungsgrenze betroffen werden, bei 
seinem Gerichte zur Untersuchung und -Strafe zu ziehen oder bei dem gebüh- 
renden Gerichte darauf anzutragen. 

VI. Sobald die Pocken in einer Schaafheerde ausgehrochen sind, muss aller Ver- 
kauf oder Tausch aus derselben so lange unterbleiben, bis die Krankheit völ- 
lig aufgehört hat und selbst der Verkauf der anscheinend gesunden Häupter 
kann in dieser Zeit nicht stattfinden, bei Strafe von 5 Thalern für jedes ver- 
kaufte Stück. 

VII. Wenn euch die Pockenkrankheit aufgehört hat, so müssen doch die gesund 
gebliftrenen Heerden von den Triften und Weiderevieren der krank gewese- 
nen Heerde wenigstens noch sechs Wochen nach völlig gehobener Krankheit 
Zurückbleiben. 

VIII. Wenn übrigens die Einimpfung der Schaafpocken vielfältig und sattsam als 
das wirksamste Mittel zur Ausrottung dieser Krankheit erprobt ist; so werden 
alle Besitzer von St haafheerden auf den wesentlichen Nutzen, welchen die 
Anwendung dieses Mittels hat, zugleich aufmerksam gemacht und wird ihnen 
die Einimpfung der Schaafpocken ihres - eigenen Vortheils wegen, hierdurch 
möglichst empfohlen. 

Wir befehlen Unserm General-Directorio, Krieges- und Domainenkammern und 
aämmtlichen Unterbehörden , auch allen Gutsbesitzern in Unsern sämmtlichen Provinzen 
sich hiernach auf das Genaueste zu achten. 

Circ. Verf. de* Minist, des Inn. vom 19. April 1917. (v. Schuck- 
mann.) . 

Der Regierungs -Medicinalrath Dr. Kausch zu Liegnitz hat dem Ministerium eine 
Druckschrift, betitelt: der Werth der cnltivirten Schaafpocken -Impfung bestimmt nach 
zahlreichen Impfversuchen von Dr. Müller zu Winzig, herausgegeben mit einer Vorrede 
von etc. Dr. Kan sch u. s. w., welche er im Publicum verbreitet zu sehen wünscht, 
eingereicht. Das Ministerium findet sich dadurch veranlasst, der Königlichen Regierung 
die Hauptresnltate der in, dieser Schrift beschriebenen Versuche beikommend (Anlage a.) 
mit dem Aufträge mitzutheilen, sie in Ihrem Amtsblatte bekannt zu machen, und die 
Oeconomen und Sachverständigen, denen an weiterer Belehrung und Kenntniss dieser 
Versuche gelegen ist, auf die Schrift selbst zn verweisen. 

Anlage a. 

1) Es erzeugt sich durch fortgesetzte Impfung der Schaafpocken nicht, wie Pes- 
sina behauptet hat, ein Impfstoff, welcher einen im Verhältnis« zn der Menge ununter- 
brochener Impfungen immer gelindem, ohne allgemeine Zufälle begleiteten Verlauf der 
Schaafpocken bewirkte. 

2J Die Impfung der Schaafpocken durch cnltivirten, d. h. in einer nicht unterbro- 
chenen Reihe von Impfungen fortgepflanzten echten Impfstoff schätzt gegen jede nach- 
herige, sowohl künstliche als natürliche Ansteckung, und die vielfältige Fortpflanzung 
des Impfstoffes ändert seine vollkommene Tauglichkeit zur Schutzimpfung nicht. 

3) Die Anwendung des echten rultivirten Impfstoffes (gleichviel, ob von erster oder 
zehnter Propagation) besitzt vor dem aus den natürlichen Pocken genommenen nur den 
Vorzug, dass das mit der Krankheit der natürlichen Schaafpocken etwa verbundene bös- 
artige Fieber vermieden wird. 

4) Nur frischer, dünner, wie reines Wasser heller Impfstoff, sowohl aus natürlichen 
Pocken, als aus Impfpusteln genommen, hat bei der Impfung schützende Kruft; eiter- 
artiger, trüber etc. erzeugt eine falsche, nicht schützende Impfpustel. Die Bildung die- 
ses wasserhellen Impfstoffes erfolgt gewöhnlich am elften Tage. Seine wasserhelle Be- 
schaffenheit dauert ohngefahr 72 Stunden; er ist aber am tauglichsten zur Impfung in 
den ersten 48 Stunden. 
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5) Nur die Stelle am innere unbeba arten Tbeile de« Schweife* , etwa 3 Zoll vom 
After entfernt, i*»t als die beste zur Impfung zu wählen. 

6) Einige Schlafe, welche uie die Schaafpocken gehabt haben, zeigten keine Em- 
pfänglichkeit für das Contagiurn weder durch gatürliche Ansteckung noch durch mehr- 
mals wiederholte Impfung. 

7) Echte Impfpusteln bekommen die Schaafe nur einmal; da sie hingegen die durch 
unechten, eiterartigen Impfstoff erzeugten falschen Blattern so oft bekommen, als sie 
damit geimpft werden. 

8) Der echte Impfstoff darf nicht alt sein und muss bei der Aufbewahrung vor der 
Fäulnis* geschützt werden; auch muss er von Schaafen genommen sein, bei weichen 
die Pocken keinen bösartigen Charakter angenommen haben. 

9) Gleickmüssige Wärme befördert das Gelingen der Impfung und den guten Ver- 
lauf der Krankheit. 

10) Bei geimpften Schaafen kommen ausser der Impfpustel nur selten an anderen 
Theilen des Körpers Schaafblattern zum Vorschein. 

Mi u ist. Verf. vom 9. November 1839. (v. Laden bei* g.) 

Auf den Bericht vom , die allgemeine Verbreitung der Schaafpocken 

ira dortigen Departement und die dabei zu beobachtenden Maassregein betreffend, wird 
der Königlichen Regierung hierdurch eröffnet, dass ohne Zweifel die örtliche Unter- 
suchung durch Sachverständige, mithin durch ärztliche und Ihierärztliche Beamte zur 
Constatirung ausgebrochener Seuchen, zur Revision der angeordneten Maassregeln und 
90 auch ganz besonders zur Feststellung der gänzlich beendigten Seuche, als eine Maass- 
regel von grosser polizeilicher Wichtigkeit, und daher in der Regel für nolhwendig er- 
achtet werden muss, da durch die frühzeitige Erkenniniss einer Seuche und durch die 
sofortige Einleitung zweckdienlicher ./laassuahmen zur Tilgung des Contagii, m vielen 
Füllen eine sich über ganze Provinzen verbreitende Calamitüt glücklich abgewendet 
werden kann, was bei allen späteren Anstrengungen nicht mehr möglich ist, sobald inan 
der Seuche Zeit und Gelegenheit gegönnt hat, eine gewisse Ausbreitung zu gewinnen. 

Andererseits ist nicht in Abrede zu stellen, dass unter gewissen Umstünden, deren 
Beurtheilung und richtige Würdigung jedoch lediglich den betreffenden Behörden über- 
lassen bleiben muss, wie z. B. bei allgemein verbreiteten Seuchen, insbesondere bei 
solchen, welche miasmatischen Ursprunges sind, die Gegenwart der Sachverständigen an 
Ort und Stelle nicht in allen Füllen für unbedingt nothwendig gehalten werden kann. 

Was nun die Anfrage der Königlichen Regierung in dem vorliegenden speciellen 
Falle betrifft, so erscheint es nicht nothwendig, dass die Revision der inficirten Schaaf- 
heerden, Behufs der Ermittelung, ob die Krankheit getilgt sei, und Behufs der Desinfec- 
tionsmaassregeln in allen Fallen durch Kreisphysiker oder Thierärzte ausgeführt werde, 
und zwar aus folgenden Gründen. Wenn die Schaafpocken bereits eine allgemeine Ver- 
breitung unter wahrscheinlicher Begünstigung von Witterungseinflüssen gewonnen haben, 
wie es im vorliegenden Falle stattfindet, so ist eine Unterdrückung der Seuche durch 
polizeiliche Maassregeln nicht mehr ausführbar, vielmehr kann alsdann die frühere Be- 
endigung der Seuche nur dadurch berbeigeführt werden, dass die Krankheit möglichst 
zeitig bei allen Schaafen, die bi« dahin noch nicht von den Pocken ergriffen sind, durch 
Einimpfung erzeugt wird. Es kann ferner nicht bezweifelt werden, dass die Pocken, 
zumal wenn dieselben als allgemein verbreitete Seuche Vorkommen, von jedem Schäfer 
und Heerdenbesitxer, bei nur einiger Aufmerksamkeit sehr bald erkannt werden. Es 
dürfte daher dem Urtheiie der Schäfer und Eigentümer, jedoch selbstredend jedenfalls 
unter Controle der Ortspolizei, wohl Glauben beizumessen und hiernach zu verfahren 
sein, zumal in dem Regulativ vom 27. August 1806 ad 7. bestimmt ist: 

dass, wenn auch die Pockenkrankheit aufgehört hat, die gesund gebliebenen 
Heerden von den Triften und Weiden der krank gewesenen Heerden, wenig- 
stens noch 6 Wochen nach völlig gehobener Krankheit Zurückbleiben sollen. 
Ein Zeitraum, der daher nach dem Ermessen der Behörde in den dazu geeigneten Fäl- 
len nach Maassgabe der Umstände verlängert w'erden kann. Ein anderes Desinfections- 
verfahren. als das genannte, durch die Zeit, findet hei Schaafpocken gese||hch nicht 
statt, und dürfte auch schwerlich von einem andern ein zuverlässiger Erfolg zu erwar- 
ten sein, da z. B. das Reinigen der durchgeseuchten Heerden durch Waschen und 
Schwemmen schon im Sommer äusserst schwierig und im Winter gar nicht ausführbar 
ist. Andererseits ist nicht zu bezweifeln, dass in der Regel alle Reste des Contagii, 
welche einer durchgeseuchten Heerde noch ankleben, in der Zeit von 6 Wochen durch 
die Luft völlig zerstört sein werden. Die Revision durchgeseuchter Schaafheerden durch 
Sachverständige dürfte hiernach nur auf die Fälle beschränkt bleiben, wo die Ausfüh- 
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rung von Schaafen aus inficirten Heerden von den Eigentümern zu einer Zeit nachge- 
sucht wird, wo die Behörden noch nicht die Gewissheit von der polizeilichen Unschäd- 
lichkeit erlangt haben, und wo besondere Eocalverhältnisse eine Modification der allge- 
mein gegebenen Vorschriften nothwendig machen. 

Verf. des Minist, der geistl. etc. Angel, und des Inn. vom 14.. Ja- 
nuar 1645. (Eichhorn, v. Arnim.) 

In dem für die Kurniark, die Neumark und für Pommern ergangenen Erlasse des 
ehemaligen General-Directoriums, wegen der Maassregeln gegen Verbreitung der Schaaf- 
pockenkrankheit vom 27. August 1806 ist unter Nr. VI. bestimmt: 

Sobald die Pocken in einer Schaafheerde ausgebrochen sind, muss aller 
Verkauf oder Tausch aus derselben so lange unterbleiben, bis die Krankheit 
völlig aufgehört hat, und selbst der Verkauf der anscheinend gesunden Häup- 
ter kann in dieser Zeit nicht statlfinden, bei Strafe von 5 Thalern für jedes 
verkaufte Stück. 

Diese Vorschrift hat sich in der Anwendung in so fern unangemessen gezeigt, als 
die danach in Fällen des Verkaufs einer Mehrzahl von Schaafen zu verhängende Geld- 
busse das Maass einer polizeilichen Ahndung nicht selten überschritt. 

Auf Grund der von des Königs Majestät, durch die in beglaubigter Abschrift bei- 
liegende Allerh. 0. vom 11. October v. J. (Anlage a.j uns ertbeiltert* Ermächtigung, be- 
stimmen wir daher hierdurch, unter Abänderung der gedachten Vorschrift, 

dass die Veräusserung von Schaafen aus einer Heerde, in welcher die Pok- 
kenkrankheit ausgehrochen ist, anstatt wie bisher mit 5 Thalern GeWbusse für 
jedes veräusserte Stück, nur überhaupt nach Verhältniss der verkauften Stück- 
zahl mit 5 bis 50 Thalern Geldbusse oder in Fällen des Unvermögens mit 
' verhältnissmässigem Gefängniss zu bestrafen. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmung durch Ihr Amtsblatt zur öffent- 
lichen Kenntniss zu bringen, zugleich aber darauf hinzuweisen, dass für den Fall der 
Weiterverbreitung der Krankheit die Vorschriften des §. 1506. seq. Tit. 20. Thl. II. des 
All*. L- R- *) zur Anwendung kommen. 

Anlage a. 

Ich ermächtige Sie auf Ihren Bericht vom 24. v. M., die in dem Erlasse des ehe- 
maligen General-Directoriums wegen der Maassregeln gegen Verbreitung der Schaaf- 
pockenkrankheit vom 27. August 1806 unter Nr. VI. bestimmte Strafe in eine Geldbusse 
von 5 bis 50 Thalern abzuändern, an deren Stelle im Falle des Unvermögens des Schul- 
digen verhältnissmässige Gefängnisstrafe zu setzen ist. 

b. Die Schaafräudc. 

Verordn, vom 14. Deceniber 1799, wie es in Anschuug räudiger 
Sc haaf heerden gehalten werden soll. 

Wir Friedrich Wilhelm etc. etc. thun kund: Indem Wir mit besonderem Wohl- 
gefallen die Bemühungen bemerken, welche verschiedene Gutsbesitzer und Landwirthe der 
Veredlung der Schäferei widmen, vernehmen Wir zugleich, dass der bisher strenge be- 
obachtete Unterschied zwischen reinem und unreinem Schaafvieh der Veredlung des- 
wegen entgegen ist, weil die veredelten Schaafe wegen ihrer feineren und dichteren 
Wolle den Hautkrankheiten mehr als andere ausgeset 2 t sind. Die Erfahrungen wohl- 
unterrichteter Oeconomen und Thierarzneikundigen kommen darin überein, dass die ge- 
wöhnliche Schaafräude weder eine erbliche, noch, bei gehöriger Sorgfalt während des 
ersten Grades derselben, eine gefährliche Krankheit sei, die üblen Folgen vielmehr da- 
her entstehen, wenn aus Mangel tüchtiger, mit der Krankheit und den sehr einfachen 
Heilmitteln bekannter Schäfer, die Räude überhand nimmt. Aus diesen Gründen finden 
Wir zwar weder rathsam noch nöthig, die durch die Schäfer -Ordnungen vom 18. De- 
cember Xtt2, Tit. 6. §. 20. und 27. October 1705, §. 23. anerkannte Einrichtung, dass 
zwischen der Randow, Oder und Havel nur reines Vieh gehalten werden soll, ganz auf- 
zuheben, setzen jedoch hierdurch fest: 

1) Jedem Besitzer einer Schäferei soll frei stehen, selbige durch Böcke und Mut- 
terschaafe feinerer Race zu veredeln, derselbe ist jedoch 

2) schuldig, dies, im reinen Lande, dem Landrathe des Kreises anzuzeigen, und 



•) §§. 304. u. 307. de* Strafgesetzbuchs vom 14. April 1851. 
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nachzuweisen, dass der Schäfer mit den Kennzeichen der Räude und der An- 
wendung der gewöhnlichen Heilmittel nicht unbekannt ist. 

3) Der Eigentümer der Schäferei, sobald die Räude sich unter der Heerde be- 
merken lässt, ist verbunden, solches nicht nur den Nachbarn, sondern auch 
dem Landrathe des Kreises ohne den mindesten Anstand anzuzeigen, und letz- 
terem nachzuweisen, dass die erforderlichen Heilmittel gebraucht worden. 
Diese Mittel sind beim ersten Entstehen der Rinde ganz einfach und in der 
Beilage enthalten. 

4) Da wo Koppelhütung ist, muss diejenige Heerde, unter welcher sich räudige 
Schaafe befinden, von den übrigen zur Mithütung berechtigten Heerden ent- 
fernt bleiben. In so fern die llütiingsberechtigten sich deshalb nicht unter 
sich einigen können, soll der Landrath des Kreises die Grenzen bestimmen. 
Dasselbe findet zwischen Grenznachbarn statt, und soll die räudige Heerde 
sich von der Grenze so weit entfernt halten, dass alle unmittelbare Berüh- 
rung, welche allein die Ansteckung befördert, vermieden werde. 

5) Wenn bei Ausübung gemeinschaftlicher Berechtigungen, zur Verhütung der 
weiteren Verbreitung der Räude, eine Einschränkung oder interimistische Auf- 
opferung nöthig ist, muss selbige jedesmal von demjenigen Berechtigten, des- 
sen Heerde räudig ist, getragen werden. 

6) Wenn alle diese Vorschriften gehörig beobachtet werden, soll der Eigenthümer 
einer räudigen Heerde nicht ferner verbunden sein, selbige wegzuschaffen, 
und seine Verantwortlichkeit soll blos auf die genaue und strenge (vom Land- 
rathe zu controlirende) Anwendung der vorgeschriebenen Heil- und Vorsichts- 
mittel eingeschränkt sein. 

Wir befehlen Unserm General -Directorio, Krieges- und Domainenkammern und 
sämmtlichen llnterbchörden, auch allen Gutsbesitzern in Unsern sämmtlichen Provinzen, 
sich hiernach nuf das Genaueste zu achten. 

Beilage. 

Der Grind der Schaafe, die Räude, (welche jedoch von der sogenannten minder 
gefährlichen lltingerräude, einem schorfigen Ausschlage über den ganzen Rücken des 
Thieres, zu unterscheiden ist), iiussert sich heim Entstehen in kleinen Flächen von der 
Grösse eines Zweigroschenstücks. Das Schaaf zeigt diese Krankheit durch Kratzen an 
Bäumen und Wänden und Zusammenheissen der Zähne an. 

Durch gute Wartung der Schaafe in reinlichen luftigen Ställen, bei hinlänglichem 
Futter, kommt man in der Regel dieser Krankheit zuvor. Eben daher muss der Land- 
wirt h bei anhaltend nassen Sommern und in solchen Wintern, welche nur eine sparsame 
Fütterung der Schaafe erlauben, besonders vorsichtig sein. 

Wenn der erste Grad der Räude sich zeigt, wendet man folgendes Mittel an: 

Zwei Pfund Tabackshlätter werden in ein und einem halben Quart Wasser 
zu starker Lauge gekocht, durchgegossen, und nach dem Erkalten mit sechs 
Loth Kienöl vermischt, und in einer Flasche w r ohl aufbewahrt. 

Der Schäfer führt dies bei sich, und reibt davon einige Tropfen täglich zwei- bis 
dreimal an den räudigen Stellen ein. Die kranken Schaafe müssen dabei gut gewartet 
und gut gefüttert werden. 

(Jm die Anstedkung der Gesunden zu verhindern, muss man die[Kranken in beson- 
dere Ställe bringen, diese auch nach erfolgter Heilung sorgfältig reinigen, weil die 
Räude durch unmittelbare Berührung kranker und gesunder Schaafe, oder der Stellen 
und Körper, wo die kranken gelegen, und an welchen sie sich gerieben haben, verbrei- 
tet wird. Man kann hierin nicht vorsichtig genug sein, weil durch ein räudiges Schaaf 
nach und nach die ganze Heerde hei unmittelbarer Berührung angesteckt werden kann. 

Der Gebrauch jenes Mittels wird nicht zugehen, dass die Räude in den zweiten 
und dritten Grad der Krankheit übergeht, in welchem sich ein zusammenhängender Schorf 
erzeugt, welcher nach und nach den grössten Theil des Körpers überzieht, eine fres- 
sende Materie erzeugt, die Thiere abzehrt und gewöhnlich tödtet. 

Man kann sich auch folgender Salbe mit Nutzen bedienen: 
ein Pfund Quecksilber, 
ein halbes Pfund venetischcr Terpentin, 
vier Pfund Schweinefett, 
ein Viertel Quart Terpentinöl. 

Alles dies wird in einein Mörser gerieben, bis alles zu einer zusammenhängenden Salbe 
wird. 

Auch wird ein Decoct von weissem Nieswurz mit Nutzen gebraucht. 
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Bekanntmachung des Ober-Präsidenten der Provinz Pieussen 
vom 31. Juli 1836. 

Wiederholte, über die Verbreitungswege der Räudekrankheit unter den Schaafen 
angestellte Beobachtungen haben zu der Ueberzeugung geführt, dass zur Uebertragung 
dieses Krznkheitstoffes auf gesunde Scbaa/e es weder der unmittelbaren Berührung die- 
ser mit kranken Thieren, noch der von letzteren benutzten oder mit ihnen in Verbin- 
dung gekommenen Gerätschaften immer bedarf; sondern auch die von räudigen Schaa- 
fen geschorene Wolle, eben so wie die abgestreiften Fälle der getödteten, noch meh- 
rere Wochen hindurch durch die ihnen anhangeudc sogenannte Schaafsräude - Milbe 
(Acarus scabiei ovilis) eine ansteckende Wirkung tuszuüben vermögen. Diese, erfah- 
rungsmäaaig als vorzügliche Träger und Vermittler des der Schaafräude zu Grunde lie- 
genden Stoffes zu betrachtenden Iasecten besitzen die Fähigkeit, auch von ihrem Zeu- 
gungsheerde getrennt noch 16 bis 24 Tage hindurch ihr Leben zu fristen, und selbst 
den Einwirkungen des Schwemmen« der Scbaa/e vor der Schur theilweise zu wieder- 
stehen. Es sind demnach nicht nur alle Felle, sondern es ist auch alle von räude- 
kranken Schaafen entnommene Wolle als häufiges Mittel zur Verbreitung der Räude- 
krankheit zu betrachten, weshalb es notwendig erscheint, den bisher mit diesen Gegen- 
ständen betriebenen freien Verkehr den nachstehenden polizeilichen Beschränkungen zu 
unterwerfen: 

1) Die Felle der geschlachteten oder gefallenen, mit der Räude behaftet gewesenen 
Schaafe dürfen innerhalb der ersten vier Wochen nur' an Gerber, und an diese auch 
nur bei sofortiger Ablieferung in die am Orte selbst befindlichen Gerbereien verkauft 
werden. Hcrumziehenden Händlern und Aufkäufern dagegen dürfen dergleichen Felle 
nicht eher überlassen werden, bevor sie nicht sechs Wochen hindurch sn einem dem 
Scbaafviebe unzugänglichen Orte der Einwirkung der freien Luft ausgesetzt gewesen 
und vollkommen ausgetrocknet sind. 

2) Ebenso muss die Wolle räudekranker Schaafe gleich nach der Schur auf einem 
trocknen, vom Luftzuge bestrichenen Boden oder auf einer Tenne ausgebreitet, wieder- 
holt gewaschen und vier Wochen hindurch in vorbeschriebener Art behandelt werden. 

3) Die Ausführung von Wolle, und Fellen aus solchen Orten, in denen die Schaaf- 
räude herrscht, darf nur nach zuvor eingeholter schriftlicher Erlaubniss der landräth- 
licben Kreisbehörde staltfinden, welche sich zar Ertbeiiung eines soicheu Erlaubnis- 
scheins stets davon Ueberzeugung zu versehaffen hat, dass den unter Nr. 1. und 2. 
enthaltenen Bestimmungen in den gedächten Fällen vollständig genügt worden ist. 

4) Die Züchen und Säcke aber, in weichen dergleichen Felle und Wolle zum Ver- 
kehr gebracht werden, müssen zur Bezeichnung der mangelhaften Reinlichkeit ihres 
Inhalts stets mit der Aufschrift „Räude“ versehen «ein. 

6) Schäfer, Schaafknecbte und überhaupt alle diejenigen Personen, welche mit der 
Schwemm« und Schar der räudigen Schaafe, oder aber mit der vorgedachten Behandlung 
und der schheasliche« Verpackung der Wolle und Felle beschäftigt gewesen sind, müssen 
von der Annäherung an gesunde Heerden abgehalten werden; desgleichen sind zu der 
Wartung und Behandlung der kranhen Thiere besondere Personen zu bestimmen. Die 
Uebertretung der vorstehenden, im eigenen Interesse der Schaafzüchter erlassenen Be- 
stimmungen wird blos dadurch, und wenn kein Nachtheil daraus entstanden ist, mit 
einer Geldbusse von & Thlr. oder verhältnisssmässiger Gefängnissstrafe geahndet. Ist 
aber durch die Ueberschreitung obiger Bestimmungen eine Benachteiligung eingetreten, 
so zieht derselbe nach Maassgabe des hierbei obwaltenden Verachuldens die im Allge- 
meinen Landrei hte Thl. II. Tit. 20. §. 1506 und 1507 *) gegen fahrlässige, gewinnsüch- 
tige oder böswillige Verbreitung ansteckender Seuchen verordneten Strafen nach sich. 



c. Die Maul- und Klauenseuche. 

Verf. der Minist., der geistl. Angel, und des Inn. vom 16. April 
1825. (v. Altenstein, v. Sch ucknt a n n.) 

Es ist hin und wieder unter den Schaafheerden die bösartige und ansteckende Klau- 
enseuche bemerkt worden. Diese Krankheit, welche in den darüber erschienenen 
Schriften, unter andern auch im 15ten Stücke des Amtsblattes der Königlichen Regierung 



*) §§. 306. und 307. des Strafgesetzbuchs Tom 14. April 1651. 
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zu Merseburg Jahre 1819 sub Nr. 61., und zuletzt noch in Kailach's Memorabilien, 3ter 
Bd., beschrieben worden, ist den Schaafpocken, wenn auch nicht durch Sterblichkeit der 
daran erkrankten Thiere bei zweckmässiger Behandlung, doch durch den, den Heerden- 
besitzern aus derselben erwachsende« grossen Schaden gleich zu stellen. Oie Unterzeich- 
neten Minister haben daher für noth wendig erachtet, nach Anleitung der zur Verhütung 
der Verbreitung der Schaafporken unter dem 27. August 1806 erlassenen uähern Vor- 
schrift, so weit sie auf diese Krankheit anwendbar ist. Folgendes festiusetzea : 

1) Wo die Klauenseuche unter den veredelten Schaafheerden sich zeigt, ohne dass 
die gewöhnliche gutartige Klauenseuche in der Umgegend alt Epizoolic schon geherrscht 
hat, und fortdauernd als solche von Sachverständigen auerkannt worden ist, soll die 
Vermuthung so lange gelten, dass es das ansteckende Klauenübei aei, bis durch Sach- 
verständige das Gegentheil erklärt und erwiesen ist. 

2) Die Besitzer der mit der bösartigen Klauenseuche befallenen Schaafheerden, 
und die Schäfer müssen den Ausbruch der Krankheit sogleich dem Landrath de* Krei- 
ses und den Grenznachbarn anzeigen, hei Vermeidung einer Strafe, welche ausser dem 
Schadenersatz, den jeder Interessent zu fordern befugt ist, für den Schäferknecht auf 

5 Thaler, den Schäfer auf 10 Thaler und den Eigenthümer der Schäferei auf 20 Thaler fest- 
gesetzt wird, und der io Absicht der erstem Personen im Falle des Unvermögens 
eine verhultnissmässige Leibesstrafe substituirt werden kann. 

31 Sobald durch diese Anzeige oder auf andere Weise der Auabruch der bösarti- 
gen Klauenseuche in einer Heerde bekannt ist, müssen nicht nur der Besitzer dieser 
angesteckteo Heerde mit derselben von der Grenze der Nachbarn, sondern auch diese 
mit ihren Srhaafcn von der Grenze der Ortschaft, deren Heerde mit der Klauenseuche 
behaftet ist, Zurückbleiben. Die Entfernung, welche zwischen einer mit der Klauen- 
seuche behafteten Heerde und den Jäehaafen stattfinden muss, soll in der Kegel 200 
Schritte innerhalb der Grenze, also überhaupt 400 Schritte betragen, und die Reguli- 
rung derselben hat der Landralh des Kreises zu besorgen, der auch Abweichungen von 
dieser Normalvorschrift gestatten kann, wenn aie durch die örtlichen Verhältnisse be- 
gründet werden. 

4) Koppelweiden aber müssen mit den von der bösartigen Klauenseuche befallenen 
Schaafheerden ganz vermieden werden, oder, wenn solches bei gemeinschaftlichen 
Waldhutungen, mit Erhaltung der kranken Heerde nicht verträglich aein sollte, so muss 
der Landrath des Kreises nach vorstehenden Vorschriften und mit gehöriger Berück- 
sichtigung des Weidebedarfs jedes Gemeinheits-interesseaten, die llutungsgrenze« zwi- 
schen diesen Interessenten dergestalll reguliren. dass die kranke Heerdt in der gehö- 
rigen Entfernung von der gesunden weiden kann. 

6) Uebertreten die Schäfer oder Schäferknechte die angeordneten Hütungsgren- 
ten so findet dafür Bestrafung nach Vorschrift des bestehenden Gesetzes und dem Maasse der 
Fahrlässigkeit, des Vorsatzes und a «gerichteten Schadens statt. Jedem Schäferei-Be- 
sitzer wird nachgelassen und zur PHicht gemacht, die Schäfer und Knechte, welche 
ausserhalb der Hutungsgrenze betroffen werden, hei seinem Gerichte zur Unterzuchnng 
und Strafe zu ziehen, oder hei dem gebührenden Gericht darauf anzutragen. 

6) Sobald diese Klauenseuche in einer Schaafheerde ausgebrochen ist, muss aller 
Verkauf und Tausch an* derselben so lange unterbleiben, bis die Krankheit völlig auf- 
gehürl bat, und selbst der Verkauf der anscheinend gesunden Häupter kann in dieser 
Zeit nicht Btattfindcn, bei einer Strafe von 6 Thaler« für jedes verkaufte Stück. 

7) Wenn auch die Klauenseuche aufgehörl hat, so müssen doch die gesund geblie- 
nen lleerden von den Triften und Weiderevieren der krank gewesenen Heerde wenig- 
stens noch 6 Wochen nach völlig gehobener Krankheit Zurückbleiben. 

8) Der Besitzer einer mit dem ansteckenden Klauenübei behafteten Heerde ist ver- 
pflichtet, durch Anwendung der erprobtesten Mittel, als: Absonderung der kranken 
Schaafe von den gesunden, Reinigung der Ställe der angesleckten , trockne Hütung der 
noch gesunden dafür zu sorgen, dass das Uebel sobald als möglich beseitigt wird. Da- 
her muss jeder Stall, wo verdächtige und angesteckte Schaafe gestanden haben, in den 

6 Wochen nach Aufhören der Seuche vollkommen gereinigt, und der Dünger an Orte, 

die den Sehaafen nicht zugänglich sind-, geschafft werden, wenn er nicht untergepflügt 
werden kann. » 

Verf. derselben Minister vom 6. März 1S26. 

In der Circ. Verf. vom 16. April v. J. sind die Königlichen Regierungen, wegen der 
Maassregeln znr Unterdrückung der bösartigen und ansteckenden Klauenseuche unter 
den Schaafheerden, nach Anleitung der unterm 27. August 1806 zur Verhütung der Ver- 
breitung der Scbaafpocken erlassenen Vorschriften mit Instruction versehen. Ea ist je- 
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doch bemerkt worden, dass die unter Nr. 4. jener Instruction wegen der Vorsichts- 
maassregein hinsichtlich der Koppelhütungen ertheilto Bestimmung unvollständig gefasst 
ist. Was nämlich dort wegen der gemeinschaftlichen Waldhütungen vorgeschrieben ist, 
gilt auch von andern Koppelweiden, und der Abschnitt 4. ist daher nach Maassgabe fol- 
gender näheren Bestimmung in Anwendung zu bringen: 

„Koppelweiden aber müssen mit den von der bösartigen Klauenseuche befallenen 
Schaafheerdcn entweder ganz vermieden werden, oder, wenn solches, besonders bei 
gemeinschaftlichen Waldhütungen mit Erhaltung der kranken Heerde nicht verträglich 
sein sollte; so muss der Landrnth des Kreises, nach vorstehenden Vorschriften (Ab- 
schnitt 3.) und mit gehöriger Berücksichtigung des Weidebedarfs der Gemeinheits-In- 
teressen, die Hütungsgrenzen zwischen diesen Interessen dergestalt reguliren, dass die 
kranke Heerde in gehöriger Entfernung von der gesunden w'eiden kann.“ * 

Die Königliche Regierung hat diese Berichtigung zur öffentlichen Kenntniss zu 
bringen. 

Vcrf. derselben Minister (vom 7. August 1835 (von Altenstein, 
Köhler). 

Es ist bei den Unterzeichneten Ministern in Anregung gekommen, dass in der Circ.- 
Verf. vom 16. April 1825, die Sicherungs-Maassregeln gegen Verbreitung der bösartigen 
Und ansteckenden Klauenseuche unter den Schaafheerden betreffend, die Vorschriften sub 
Nr. 3., 4., 7. und 8. einer polizeilichen Strafbestimmung gegen Contraventionen erman- 
geln, und deshalb die Bestrafung der Contra venienten, namentlich die Einleitung eines 
gerichtlichen Verfahrens gegen dieselben, nach der Bestimmung sub 5. der Circ. Verf., 
in solchen Fällen einen Anstand findet, wo es, insbesondere bei nicht eingetretenem 
wirklichen Schaden durch Ansteckung fremder Heerden, in dem gemeinen Strafrechte 
ebenfalls an solchen Verordnungen fehlt. Um diesem Mangel die nothwendige Ahhülfe 
zu verschaffen, wird die Königliche Regierung hierdurch ermächtigt und angewiesen, 
durch eine Bekanntmachung in Ihrem Amtsblatte bei Wieder- Einschärfung der vorbe- 
merkten Circ.-Verf. überhaupt, für Contraventionen gegen die Vorschriften derselben 
sub Nr. 3., 4., 7. und 8. eine nach jedesmaligem Verhältnisse der obgewalteten Fahr- 
lässigkeit oder Böswilligkeit, und der entstandenen Gefahr festzusetzende Strafe von 
Fünf bis Fünfzig Reichsthalern, oder im Unvermögensfallc von achttägigem bis sechs- 
wöchentlichem Gefängnisse anzuordnen; vorbehaltlich des criminalrechtlichen Verfahrens 
in denjenigen Fällen, welche, namentlich bei erfolgter wirklicker Verbreitung der Seuche, 
den bereits im Criminal-Gesetze enthaltenen Strafbestimmungen unterlegen. 

Vcrf. derselben Minister von 28. September 1839 (von Alten- 
st ei n, von Kochovv). 

Bei Rücksendung der von der Königlichen Regierung mittelst Berichts vom 17tcn 
April d. J-, betreffend das in der Untersuchungssache wider den Gutsbesitzer N. w r e- 
gen unterlassener Anzeige von dem Ausbruche der Klauenseuche in seiner Schaafheerde 
ergangene freisprechende Erkenntniss des Königlichen Oberlandesgerichts zu N. einge- 
reichten Anlagen, lassen die Unterzeichneten Minister derselben beifolgende Abschrift 
der von dem Königlichen Justiz -Ministerium auf die diesseits mit demselben in dieser 
Angelegenheit stattgefundene Communication unter dem 14. v. M. (Anl. a.) an die vor- 
genannte Gerichtsbehörde erlassenen Verfügung zur Kenntnissnahme zugehen. 

Anlage a. 

Die Herren Geheimen Stoatsministcr von Altenstein und von Rochow haben 
dem Justizminister das von der dritten Abtheilung des Königlichen Oherlandesgericlits 
in der Untersuchungssache w'idcr den Gutsbesitzer N. vom 16. März c. abgefasste Er- 
kenntniss niitgetheilt, worin die gegen den Beschuldigten wegen unterlassener Anzeige 
der in seiner Schaafheerde ausgebrochenen Klauenseuche vom Land- und Stadtgericht 
zu Ostrow'o in erster Instanz ausgesprochene Geldstrafe von 20 Rthlrn. um deswillen 
aufgehoben und der Denunciat ganz freigesprochen ist, w'eil das Circ.-Rescript des 
Minister des Innern vom 16. April 1825, welches seinem Inhalte nach in die Publication 
vom 11. und 9. Mai 1825 (Amtsbl. der Königl. Regierung zu Bromberg 1825, S. 547 
und der Regierung zu Posen S. 324) übergegengen ist, durch die Allerhöchste Cabinets- 
Ordre vom 8. August 1835, betreffend die Bestätigung des Regulativs über die sanitäts- 
polizeilichen Vorschriften bei den am häußgsten vorkommenden Krankheiten, eben so 
wie alle übrigen früheren Vorschriften über einzelne Krankheiten, aufgehoben sei. 

Mit dieser Ansicht kann sich der Justizminister nicht einverstanden erklären. 

Die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 8. August 1835 bildet mit dem von der Aller- 
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höchst niedergesetzten Commission vorgeschlagenen Regulativ über die, bei den am häu- 
figsten vorkonimenden ansteckenden Krankheiten, zu beobachtenden sanitätspolizeilichen 
Vorschriften, ein Ganzes. Das Regulativ wird durch die Allerhöchste Cabinets- Ordre 
bestätigt und zur allgemeinen Norm für die ganze Monarchie, bei Vermeidung der darin 
vorgeschriebenen Strafen, erhoben. Wenn daher in der Allerhöchsten Ordre weiter be- 
stimmt worden, dass die früheren Vorschriften, welche wegen einzelner Krankheiten 
bereits ertheilt worden, namentlich auch die Instruction wegen der asiatischen Cholera 
vom 31. Januar 1832, soweit sie von dem gegenwärtigen Regulativ abweichen, aufge- 
hoben sein sollen, so können darunter, wie sich von selbst versteht, nur solche Krank- 
heiten und die darüber ergangenen früheren Bestimmungen verstanden werden, welche 
in dem Regulativ berührt und zu dem darin ausgesprochenen Zwecke abgehandelt wer- 
den. Letzterer geht aber, wie der Inhalt des Regulativs klar ergiebt, nur dahin, hin- 
sichtlich der ansteckenden Krankheiten der Menschen Vorsichtsmaassregeln zu treffen, 
und es sind in den §§. 92. und 122. nur diejenigen Krankheiten von Thieren mit ab- 
gehandelt, welche auch für die Menschen gefährlich sind und ihnen mitgetheilt werden 
können, dahin gehören: 1) die Hundswuth; 2) der Milzbrand; 3) der Rotz und Wurm. 
Alle bei diesen Thierkrankheiten ertheilten Vorschriften haben zunächst nur die Auf- 
gabe vor Augen, zu verhüten, dass daraus für die Menschen Ansteckungen und Gefah- 
ren erwachsen. Darauf zielt auch die in dem Regulative beigefügte Belehrung $. 88 
ab, und in der Anmerkung zum Abschnitt 16. dieser Belehrung ist ausdrücklich als Mo- 
tiv der grösseren Ausführlichkeit in Beschreibung der fraglichen Thierkrankheiten mit 
angeführt, dass sie den Menschen im Wege der Ansteckung gefährlich werden könnten. 
Aus diesen Gründen und da in dem, dem Justizminister vorliegenden Berichte, womit 
das Regulativ zur Allerhöchsten Bestätigung vorgelegt worden, ausdrücklich bemerkt 
wird, dass nur diejenigen Krankheiten, welche von Thieren auf Menschen übergehen 
können, darin mit aufgenommen worden, ist nicht zu bezweifeln, dass durch die Aller- 
höchste Cabinets-Ordre vom 8. August 1835 alle übrigen ausser dem Bereich dieser Be- 
stimmung liegenden sanitätspolizeilichen Vorschriften, insonderheit aber solche, welche 
die Verbreitung ansteckender Thierkrankheiten unter den Thieren, wie z. B. die der 
Klauenseuche, zum ausschliesslichen Zweck haben, nicht berührt sein können, dass die- 
selben vielmehr, nach wie vor, in aller Kraft geblieben sind. 

Der Justizminister empfiehlt dem Königlichen Oberlandesgerieht, diese Bemerkun- 
gen bei vorkommenden Fällen in sorgfältige Erwägung zu ziehen, und vertraut der Ein- 
sicht desselben, dass es dadurch in Ansehung der fortdauernden Gültigkeit des im Ein- 
gänge erwähnten Rescripts vom 16. April 1825 zu einer andern, als im Erkenntnis« wi- 
der den Gutsbesitzer N. ausgesprochenen, Ueberzeugung gelungen werde. 

Berlin, den 14. August 1839. 

Verf. derselben Minist, vom 31. März 1845. (Eichhorn, v. Arnim.) 

Da die Strafbestimmung zu 6* des Circ. Erlasses vom 16. April 1825 wegen der 
bösartigen Klauenseuche der Schaafe in der Anwendung sich als nicht angemessen ge- 
zeigt hat, so wird dieselbe dahin abgeändert, dass jede Veräusserung eines Schaafes 
oder mehrerer Schaafe ans einer Heerde, in welcher die Klauenseuche atisgebrochen 
ist, mit einer Geldbusse von 5 bis 50 Thalern oder im Falle des Unvermögens mit ver- 
hältnissmässiger Gefängnisstrafe geahndet werden soll. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmung durch Ihr Amtsblatt zur öffent- 
lichen Kenntniss zu bringen, zugleich aber darauf hinzuweisen, dass hei wirklich erfolg- 
ter Verbreitung der Seuche die bereits im Criniinalgesetz angedrohten Strafen zur An- 
wendung kommen. 

In Betreff der gutartigen Klauenseuche erging die 

Verf. derselben Minist, vom 31. August 1843. (v. Ducsberg, 

v. Arnim.) 

Ueber den Antrag der Königlichen Regierung vom wegen Verhütung 

einer Verbreitung der sogenannten gutartigen Maul- und Klauenseuche ist, zuvörderst 
die gutachtliche Aeusserung des Kuratorii der Krankenhaus- und Thicrarzneischul-Ange- 
legenheiten erfordert worden. Indem wir uns bei abschriftlicher Ziifertigung derselben 
(Anl. a.) damit einverstanden erklären, finden wir nichts dagegen zn erinnern, dass die 
Königliche Regierung Ihrerseits die Viehbesitzer bei einer Strafe von einem Ins zwanzig 
Thalern verpflichtet, von' dem Ausbruche der Maul- und Klauenseuche, ohne Unterschied, 
ob dieselbe gut- oder bösartig ist, jedesmal bei der Ortspolizei-Bebördc Anzeige zu machen. 
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welche demnächst den Landrath, behufs der Uebcrwachung der zur Tilgung der Krank- 
heit angeordneten Massregcln, davon in Kenntniss zu setzen hat. 

Anlage a. 

In gehorsamster Befolgung des uns von dem Königlichen Handels-Ministerium, der 
geistlichen, Unterrichts- und 3Iedicinal-Angelegenheiten, so wie des Innern, mittelst sehr 
verehrlicher Ycrf. vom 23. Juni c. geneigtest ertheiiten Auftrages, uns über den von der 
Königlichen Regierung zu Stettin unterm 15. Mai c. gestellten Antrag, die Verhütung und 
Ausbreitung der sogenannten gutartigen Maul- und Klauenseuche betreffend, gutachtlich 
zu äussern, ermangeln wir nicht, unter Zuziehung unsrer technischen Mitglieder, des Di- 
rectors, der Professoren und Lehrer der Königlichen Thierarzncischule, das Nachstehende 
ehrerbietigst vorzustellen. 

Die sogenannte gutartige Maul- und Klauenseuche gehört zu jenen Krankheiten, die 
zunächst aus allgemeinen Einflüssen entstehen, aber einmal auf diesem Wege zur Ausbil- 
dung gelangt, auch durch Ansteckung sich weiter verbreiten können, so dass, näher be- 
zeichnet, die Maul- und Klauenseuche in die Kategorie der miasmatisch-kontagiösen Krank- 
heiten gehört. 

Wie es nun bei derartigen Krankheiten überhaupt zu sein pflegt, so ist es auch /ira 
besonderen mit der Maul- und Klauenseuche der 'Fall, dass ihre Kontagiosität mehr oder 
minder bedingt ist und unter der Herrschaft der miasmatischen Einflüsse steht. Daher 
sehen wir denu auch ihre Weilerverbreitung vorzugsweise auf miasmatischem Wege und 
ganz gewöhnlich an sehr verschiedenen Orten zu gleicher Zeit auftreten. 

Die Eigentümlichkeit der miasmatischen Einflüsse, welche die Entstehung und Unter- 
haltung der Maul- und Klauenseuche zunächst bedingen, kennen wir zwar nicht näher, 
wir glauben aber dieselben in allgemeinen kosmisch-tellurischen Verhältnissen aufsuchen 
zu müssen; ebendeshalb bat sich auch in der Erfahrung herausgestellt, dass die hier und 
da ergriffenen Präeervativ-Maassregeln gegen die Abwendung und Weiterverbreitung der 
Krankheit, sich nicht in dem Maasse bewährten, als man erwartete, die Krankheit viel- 
mehr doch weiter um sich griff, weil man wohl das Contagium, nicht aber auch zugleich 
die miasmatischen Einflüsse abzuhalten im Stande war. Aus eben dem Grunde sah man 
auch oft genug die Krankheit an Orten zum Ausbruch kommen, wohin eine Verschlep- 
pung derselben durch schon krankes Vieh nicht slaltgefunden haben konnte. 

Hieraus ergiebt sich, dass die gegen diese Krankheit gerichteten polizeilichen Maass- 
regeln immer nur einen sehr beschränkten Nutzen gewähren können, da sie ira glücklich- 
sten Falle nur die Weiterverbreitung auf dem einen Wege, dem der Kontagiosität, hin- 
dern können, während sie gegen die andere und ausgedehntere Weise der Weiterverbrei- 
tung auf dem einen Wege, ohne allen Krfolgr bleiben müssen. Hierzu kommt noch, dass 
l die Maul- und Klauenseuche, ganz in der Regel bei Rindern, Schafen, Ziegen und Schwei- 
nen gleichzeitig sehr allgemein herrscht und dabei mit wenigen Ausnahmen so gutartig 
verlauft, dass strengere polizeiliche Maassregeln für das betheiligte Publicum drückender 
erscheinen müssen, als die Krankheit selbst. Weit efier glauben wir in Erwägung stel- 
len zu müssen: ob nicht zur schnelleren und gründlichen Tilgung der einmal nicht ab- 
wendbaren Krankheit, Maassregeln zu ergreifen sein dürften? 

Für die Beantwortung dieser Frage lassen sich die Motive nur in der Natur der 
Krankheit selbst aufflnden. Im Allgemeinen gehört die gutartige Maul- und Klauenseuche, 
wie so eben schon bemerkt, zu den leichten Krankheiten, sie kann aber auch, durch 
verschiedene Umstände begünstigt, mitunter ausarten, bösartig Und dann allerdings auch 
zur gefährlicheren Krankheit werden. Die Abwendung solcher Ausartungen kann aber 
auch weniger durch Polizcimaassregeln , als durch eine zweckmässige Behandlung der 
Kranken und Sorge für gründliche Tilgung der Krankheit selbst erreicht werden. Bei 
Sorglosigkeit und Vernachlässigung seitens der Besitzer kann die Klauenseuche, nament- 
lich bei Schaafen, leicht zum chronischen Uebel werden und sehr wahrscheinlich den Grund 
zur sogenannten bösartigen Klauenseuche legen. Indessen bestehen gegen diese Form 
der Klauenseuche der Schaafe bereits angemessene polizeiliche Vorschriften. 

Wenn w'ir diesemnach die Anordnung besonderer Polizcimaassregeln, insofern sic 
auf die Verhütung der epizootischen oder sogenannten gutartigen Maul- und Klauenseuche 
gerichtet sein sollen, in der Natur der Krankheit nicht für begründet erachten, so glau- 
ben wir doch dem höheren Ermessen ehrerbietigst anheimstellen zu dürfen, die gründ- 
liche Tilgung der sogenannten gutartigen Klauenseuche der Schafe überwachen zu lassen 
und demzufolge eine jedesmalige Anzeige von dem Ausbruche dieser Krankheit bei Scha- 
fen an die betreffende Ortspolizei-Behörde verordnen zu wollen. 

Durch diese Maassregcl würde zu erwarten sein, dass seitens der Besitzer mehr 
Sorgfalt auch auf die gründliche Tilgung der sogenannten gutartigen Klauenseuche der 




Veterinär -Sanitätspolizei. - 1 ■* * 

Schiefe verwendet und dadurch der Ausartung in die sogenannte bösartige vorgebeugt 
würde. 

Berlin, den 18. Juli 1843. 

Königl. Curalorium. Abtheilung für die Thierarzneiscbul-Angelegenheitcn. 

4. Krankheiten der anderen Hausthiere, 

als Schweine, Zielen, Federvieh haben keine allgemeine, sondern höch- 
stens nur locale Vorschriften hervorgeruj'en, da die mit der Ausführung 
der erforderlichen polizeilichen Maassregeln unvermeidlich verbundenen 
Belästigungen des Verkehrs grösser und drückender sein würden, als 
die Gefahr, und die Krankheiten, selbst wenn sie bis zu dem Grade 
sich ausgebildet haben, dass sie ansteckungsfähig werden, selten tödt- 
lich sind und bei einiger Aufmerksamkeit, Wartung und Reinlichkeit 
rasch und ohne nachtheilige Folgen verlaufen. 

An den östlichen Grenzen des Staats, wo ein bedeutender £intrieb 
von Schweinen stattfindet, ist dafür gesorgt, dass derselbe nicht ohne 
Controle geschieht; verdächtige und kranke üeerden werden dadurch 
vom Eintriebe ausgeschlossen. 

5. Beaufsichtigung der Viehmärkte. 

Viehmärkte unterliegen, wie andere Märkte, einer polizeilichen 
Ueberwaehung. 

Die Beaufsichtigung derselben durch Thierärzte wird angeordnet 
durch 

Circ. Verf. der Minist, der geistl. Angel, and des Innern vom 

24. April 1 84*4. (v. Ladenberg. v. Mantcuffel.) 

Ans den eingegangenen Berichten des grösseren Theils der Königlichen Regierung, 
die Ueberwaehung der Viehmärkte durch bestätigte Thierärzte betreffend, ist ersehen 
worden, dass die bisher zur Verhütung einer Verbreitung der Viehkrankheiten durch 
den Marktverkehr gehandhabten Maassregeln im Allgemeinen dem Zwecke entsprechend 
gewesen sind, und es daher des Erlasses neuer allgemeiner Vorschriften für den gan- 
zen Umfang des Staats nicht bedarf. Wir wollen uns daher darauf beschränken, die- 
jenigen Gesichtspunkte aufznstellen, welche sowohl nach den Berichten der einzelnen 
Königlichen Regierungen, als auch nach dem Gutarhten der Königlichen Thierarznei- 
schule, bei Handhabung der Marktpolizei in Beziehung auf den vorliegenden Gegenstand 
eine besondere Beachtung verdienen. 

1) Es muss als wünschenswerth erachtet werden, dass bei allen Viehmärkten, 
wenigstens bei den bedeutenderen, stets ein approbirter Thierarzt anwesend 
sei, die Heranziehung eines solchen auf Kosten des Staats erscheint indessen 
um so w eniger gerechtfertigt, als in der Regel anzunehmrn ist, dass die Thier- 
ärzte schon ihres Vorthcils wegen die Viehmärkte besuchen werden. Es kann 
vielmehr den Stadtgemeinden überlassen bleiben, mit benachbarten approbirten 
Thierärzten Verträge abzuschlicsscn, um sie zum Besuche der Markte zu be- 
wegen. Ein Zwang darf jedoch in dieser Hinsicht nicht staltGnden. 

2) Den Thierärzlcn ist zur Pflicht zu machen, alle von ihnen auf den Märkten 
beobachteten Fälle ansteckender Viehkrankheitcn zur Kenntniss der Ortspoli- 
zei-Behörde zu bringen. Die nicht beamteten Tliierärzte werden, wenn sie 
sich zum Besuche der Märkte durch Vertrag mit den Gemeinden oder sonst 
verpflichten, zu diesem Behufe zu vereiden sein. 

3) Da, wo von den Viehtreibern bisher verlangt worden ist, dass sie auf dem 
Markte eine Bescheinigung der betreffenden Orlshehürde vorzeigen, mag es 
dabei auch fernerhin bewenden. Die Bescheinigung ist unentgeltlich und da- 

. hin auszustellen, dass in dem Orte, von welchem das Vieh zunächst kommt, 
keine ansteckende Viehkrankheit herrsche, und muss zugleich die Angabe ent- 
halten, wie lange das Vieh sich in dem fraglichen Orte befanden habe. 
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4) Dagegen kann die Vorlegung einer solchen von einem Thierarzte ausgestell- 
ten Bescheinigung, die nicht unentgeltlich zu erlangen sein würde, nicht ge- 
fordert werden, wiewohl es den Betheiligten unbenommen bleibt, eine der- 
artige thierärztliche Bescheinigung mitzubringen, oder sich von dem auf dem 
Markte anwesenden approbirten Thierarzte ausslellen zu lassen. ln dieser 
Hinsicht empfiehlt es sich, dass, wie auch von vielen Königlichen Regierungen 
geschehen ist, mit den Thierärzten verabredet werde, welche Gebühr für eine 
solche Bescheinigung (etwa 5 Silbergroschen) zu zahlen ist. 

5) Uebrigcns versteht es sich, dass überall die Vorschriften wegen der Beschrän- 
kung des Verkehrs in Fällen ansteckender Vichkrankheiten, so wie wegen 
der Absperrung u. s. w. des damit behafteten Viehes, strenge zu beobach- 
ten sind. 

Der Königlichen Regierung bleibt überlassen, hiernach die etwa noch erforderlichen 
Anordnungen unverzüglich zu treffen. 

M in ist. Verf. vom 1. November 1850. (v. Ladenberg.) 

Durch die Verf vom 24. April 1848 ist bestimmt worden, dass hinsichts der, von 
einzelnen Stadtgemeinden mit approbirten Thierärzten wegen der Anwesenheit derselben 
auf den Viehmärkten abzuschliessenden Contracte ein Zwang nicht stattfinden soll. 

Die mit der Ueberwachung der Viehmärkte beauftragten Thierärzle sind aber als 
Organe der Sanitätspolizei zu betrachten, auf deren Gutachten sowohl sanitätspolizeiliche 
Maassregeln seitens der Verwaltungsbehörden angeordnet, als auch möglicher Weise in 
Streitsachen richterliche Erkenntnisse gegründet werden können. Es können daher, wenn 
einmal einzelne Gemeinden Thierärzte zum regelmässigen Besuch der Viehmärkte durch 
besondere Contracte verpflichten, zu diesem Geschäfte auch nur approbirte Thierärzte 
verwendet, und dürfen andere Personen, auch wenn dieselben im völligen Besitze der 
zu diesem Geschäfte erforderlichen Kenntnisse sich befinden sollten, damit nicht beauftragt 
werden. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, in vorkommenden Fällen hiernach zu ver- 
fahren. 

Verf. der Minist, der geistl. Angel, und des Inn. an sämmtiiehe 
Ober - Präsi den te ti vom 6. März 1855 (v. Ha um er. v. VVest- 
phaien.) 

Durch den Erl. v. 12. Mai 1853 (Aul. a.) ist der II. Oberpräsident der Provinz Schlesien 
unter Modifikation der an säiniutliche Regierungen ergangenen Circ. Verf. vom 24. April 
1848 ermächtigt worden, diejenigen Cominunen, welchen die Abhaltung von Viehmärkten 
erlaubt ist, auf Grund des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 an- 
zuhalten, diese Märkte durch approbirte Thicrärzte überwachen zu lassen. Diese Einrich- 
tung ist seitdem in der Provinz Schlesien ins Leben getreten und hat sich bewährt. 

Ein gleiches Verfahren in den übrigen Provinzen erscheint in sanitäts- und veterinär- 
polizeilichem Interesse nothwendig und um so weniger bedenklich, als die damit verbun- 
denen Kosten nicht bedeutend sind und durch die Vorthcile überwogen werden, welche 
den Comiuunen aus der Abhaltung der Viehmärkte erwachsen. 

Ew. ersuchen wir daher ergebenst, auch in der Ihrer Leitung anvertrauten Provinz 
die thierärztliche Ueberwachung der Viehmärkte auf Kosten der betreffenden Communen 
eintreten zu lassen und demgemäss die Regierungen mit Instruction gefälligst versehen 
zu wollen. 

Anlage a. 

Unter den in Ew. gefälligem Bericht vom angezeigten Umständen fin- 

den wir nichts dagegen zu erinnern, dass zur Verhülung der weiteren Verbreitung an- 
steckender Thierkrankheiten in der Provinz Schlesien diejenigen Communen, welchen 
die Abhaltung von Viehmärkten erlaubt ist, auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 
verpflichtet werden, diese Märkte auf ihre Kosten durch approbirte Thierärzte in veteri- 
nair-polizeilicher Beziehung überwachen zu lassen. Ew. stellen wir ergebenst anheim, 
hiernach das Weitere gefälligst anzuordnen. 

Minist. Verf. vom 28. April 1856. (Lehnert.) 

r Durch meinen Erlass vom 12. Mai 1853 ist, wie ich der Königlichen Regierung auf 

"• * j ( 4 den Bericht vom eröffne, den Communen nicht die Verpflichtung auferlegt, 

durch Kr eis thicrärzte, sondern nur die, durch approbirte Thierärzte ihre Viehmärkfc über- 
wachen zu lassen. Der Auftrag hiezu muss von den Communen ausgeheu. Wählen sie 
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den Kreisthier arzt, so haben sie denselben dafür auch dann tu remuneriren, wenn er 
am Marktorte wohnt, da die Ueberwachung der Viehmärkte an sich nicht zu den Amts- 
Obliegenheiten der Kreiithierärzte gehört. Dieselbe ist nur dann ein Dienstgeschäft des 
Kreisthierarztes, wenn sie ihm aus besonderen veterinär-polizeilichen Gründen von sei- 
ner Vorgesetzten Behörde aufgetragen wird, und in diesem Falle an seinem Wohnort 
ohne besondere Vergütung auszuführen. Hat aber der dem Kreisthierarzt von seiner 
Behörde ertheilte Auftrag seinen (»rund in der Weigerung einer Commune, einen appro- 
birten Thierarzt behufs Ueberwachung der ihr gestatteten Viehmärkte zu engagiren, so 
liegt die Sache rechtlich ebenso, als wenn der Auftrag von der Commune ausgegangen 
wäre, letztere muss daher auch in diesem Falle die eventualilcr von der Vorgesetzten 
Behörde zu bestimmende Kemuneration dem am Markiert wohnenden Kreisthierarzte 
entrichten. 

In Betreff des Gewerbes der Viehhändler erging die 

Circ. Verf. der Minist, der geistl. Angel., für Handel u. des Inn. 
vom 14. Juni 1820. (v. Altcnsteiu. v. Bülow. v. Sch u ckina im.) 

Da nach dem Bericht der Königlichen Regierung vom die Erfahrung 

es vielfältig bestätigt hat, dass seit dem Jahre 1810, als dem Beginn der Gewerbefreiheit, 
die Lungenseuehe unter dem Rindvieh ungleich häufiger als sonst vergekomiuen, und 
durch die, seitdem entstandenen kleinen Viehhändler diese Krankheit häufig verschleppt 
worden, indem sie mit ihren Kühen von Markt zu Markt, von Ort zu Ort ziehen, diesel- 
ben bald hier bald dort zur Fütterung unterbringen, stets nur ihren Gewinn behicksich- 
ten, unbekümmert ob sie die Viehseuche verbreiten oder nicht, und dass gerade da, wo 
Lungenseuchen ausgebrochen oder im Entstehen sind, dergleichen Viehhändler Kühe ohne 
Gesundheitsatteste wohlfeil zu erkaufen und dem Landmann abzuschwatzen suchen, sel- 
bige dann unter das andere Vieh mengen, und an anderen Orlen zusammen absetzen: 
so wird die königliche Regierung hierdurch aufgefordert, den bestellenden Vorschriften 
gemäss und mit aller Strenge auf den Nachweis der (Jualificatiou derer zu halten, welche 
einen umherzichenden Handel mit Rindvieh anfangen oder fortsetzen wollen, und zugleich 
die Locol-Behörden anzuweisen, auf die wegen Verschleppung der ansteckenden Vieh- 
krankheiteu erlassenen Verf. mit Aufmerksamkeit und besonderer Sorgfalt zu achten, 
welches an und für sich so schwierig gar nicht ist, da keinem Dorfschulzen verborgen 
bleiben kann, wenn ein Dorfs-Einwohner ein Stück Vieh verkauft oder einkauft. 

llebrigens muss dieser (»egenstand, welcher nicht allei n aus dem sanitäts-polizeili- 
chen Gesichtspunkte heurtheilt werden kann, weil selbst umiüthigc Strenge oft, ja in der 
Regel das Uebel nur zu vergrdtsern pflegt, indem man sich ihr zu entziehen sucht, wo- 
gegen man sich der nothwendigen eher und vielleicht gern unterworfen haben würde, 
mit vieler Umsicht behandelt werden. Die Königliche Regierung hat demselben daher 
eine besondere Aufmerksamkeit ferner zu widmen, die darüber gemachten Erfahrungen 
zu sammeln und zu seiner Zeit einzubcricliten. 

so wie 

Verf. des Mioist. des Ion. vom 18. November 1834. (Köhler.) 

Der an das Königliche Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Ange- 
legenheitcn gerichtete. Bericht der Königlichen Regierung vom 27. August, in welchem 
Sie darüber anfrägt, unter welchen Modalitäten die Bestimmungen der $§. 9., 10 u. 13 
des Viehsterben-Pateiits vom 2. April 1803 auch auf Pferde, Schafe und Schweine aus- 
gedehnt werden dürfen, ist von dem gedachten Ministerium zur ressortmässigen Verf. 
hierher abgegeben worden. Da nach demselben im dortigen Departement bisher darauf 
gehalten worden ist, dass, ausser hei dem Verkauf oder Tausch von Rindvieh, auch bei 
der Uebereignung der vorgedachten Thiere an einen andern Besitzer Gesundheits- 
Bescheinigungen beigebracht werden mussten, so findet sich das Unterzeichnete Minis- 
terium zu der Bemerkung veranlasst, dass sich nicht wohl absehen lässt, wie die König- 
liche Regierung Sich hat bewogen finden können, die allein auf Rindvieh beschränkten 
Bestimmungen des Patents vom 2. April 1803 auch auf andere Thiere auszudehnen. 
Die dadurch entstehende Hemmung und Erschwerung des Verkehrs ist gänzlich unzu- 
lässig, und kann lediglich im Falle des Ausbruchs der Seuche in der Nachbarschaft, 
nach Maassgabe der §§. 23 ff. des allegirten Patents zur Anwendung kommen. Die 
Königliche Regierung wird daher aufgefordert, Sich auf die genaue Beobachtung die- 
ser Vorschriften zu beschränken, und nicht, in bedenklicher Voranstellung der sani- 
Horn, Veterinär -äaaititspoliiei. g 
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täts-polizeilichen Einrichtungen vor alle anderen, Handel und Verkehr ohne dringende 
Nolh zu erschweren. 

Verf. des Minist, des Inu. vom 28. Januar 1817. (Köhler.) 

Den von der Königlichen Regierung im Bericht vom gemachten An- 

trag, das im Patent vom 2. April 1803 vorgeschriebene Formular zu den Gesundheits- 
Attesten dahin zu verändern, dass 

1) noch der Beisatz hinzukomme, dass das Stück Rindvieh schon vier Wochen 
im Orte gewesen, und 

2) derjenige, welcher das Haupt acquirirt, das darüber empfangene Gesund- 
heits-Attest der Polixei-Behörde des Orts, wo er es hinbringt, auszuhändigen 
gehalten sei, 

genehmigt aus den darüber angeführten Gründen das Ministerium des Innern und autori- 
sirt zugleich die Königliche Regierung, gedachte Veränderungen des qu. Formulars 
vorzunehmen. 



IT. Gerichtliche Yeterinärkunde. 

(Untersuchungen über die gesunde und fehlerhafte Beschaffen- 
heit der Thiere.) 

Für die hier in Rede stehenden Gutachten und das Verfahren bei 
den Untersuchungen gelten im Allgemeinen die Vorschriften über ge- 
richtliche Gutachten und Obductionen. 

Die Direction und das Lehrer-Collegium der Thierarzneischule in 
Berlin bildet in Gemässheit der Allerh. Ordre vom 10. December 1847 
(S. 4) die höchste Instanz zur Abgabe von Gutachten in zweifelhaften 
Fällen dieser Art. (Vergl. §. 6. des Regulativs vom 24. Juni 1839 
[S. 3] und §. 13. der Instruction vom 10. November 1849 [S. 7].) 

In Betreff des Instanzenganges ist zu bemerken die 
Circ. Verf. des Justiz-Ministers vom 13. März 1852. (Simons.) 

Durch die allgemeine Verfügung vom 23. Juli 1839 sind die Gerichtsbehörden an- 
gewiesen worden, alle Anträge wegen der von der Königlichen wissenschaftlichen De- 
putation für das Medicinalwcscn zu erstattenden Gutachten nicht an diese Deputation, 
sondern an das derselben Vorgesetzte Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Me- 
dicinal-Angelegenheiten zn richten. 

Da nach einer Mittheilung des gedachten Ministeriums gegen diese Anordnung in 
neuerer Zeit zuin öftern gefehlt worden ist, und Requisisitioncn wegen Abfassung ge- 
richts-ärztlicher oder veterinär-ärztlicher Gutachten und Superarbitern, theils an die wis- 
senschaftliche Deputation für das Medicinalwesen , theils an die Direction der Thierarz- 
neischule, theils an das längst nicht mehr bestehende Ober-Medicinal-Collegium adres- 
sirt worden sind, so werden die Gerichtsbehörden hierdurch veranlasst, dergleichen Re- 
quisitionen in allen Fällen stets an den Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal-Angelegenheitcn zu richten. 

Das Reglement über die Eintheilung des thierärztlicben Personals 
vom 25. Mai 1839 (S. 10) bestimmt unter II., dass Thierärzte zweiter 
Klasse vor Gericht nur als sachverständige Zeugen über Vorkommen- 
heiten in ihrer eigenen Praxis erscheinen können und zur Abgabe eines 
technischen Gutachtens über Gegenstände ausserhalb ihrer Praxis nicht 
befugt sind. 
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Circ. Vcrf. des Justitm i nistcr s vom 12. Juli 1*43. (Möhler.) 

Nach den» durch die Allcrh. Cabineta- Ordre vom 4. Juli 1839 genehmigten Kegul. 
über die Einteilung des thierärztlichen Personals von) 25. Mai 1839, wovon nachstehend 
ein Abdruck mitgetheilt wird, giehl es gegenwärtig zwei Klassen approhirter Thierärzte. 
Diejenigen, welche sich zu Thier&rzten erster Klasse ausbilden wollen, müssen bei ihrer 
Aufnahme in die Königliche Thierarzneischule, hinsichtlich ihrer allgemein wissenschaft- 
lichen Vorbildung, höheren Anforderungen genügen; die Studienzeit für dieselben ist auf 
sieben Semester, für die Thierärzte zweiter Klasse nur auf sechs Semester festgesetzt. 
Der Unterricht der Thierärzte erster Klasse hat eine höhere wissenschaftliche, der der 
Thierärzte zweiter Klasse eine rein practische Tendenz. Die Thierärzte erster Klasse 
hören endlich besondere Vorlesungen über die gerichtliche und polizeiliche Thierheil- 
kunde und die fiir dieselben vorgeschrieheneu .Staatsprüfungen sind umfassender. Dem 
entsprechend erklärt das Regul. die Thierärzte erster Klasse für die Organe der Veteri- 
när-Polizei und der gerichtlichen Thierlieilkunde, und behält denselben die Stellen der 
Kreis- und Departements-Thierärzte, so wie die der Veterinär-Assessoren bei den Me- 
dicinal-Collegien ausschliesslich vor. 

Die Thierärzte zweiter Klasse sind dagegen zwar auch zur unbeschränkten Ausübung 
der Thierheilkunde befugt, sollen indess bei Kpizootien zur Anordnung und Ausführung 
der dagegen zu treffenden Maassregeln nur ausnahmsweise, und vor Gericht nur über 
Vorkommenheiten ihrer eigenen Praxis als sachverständige Zeugen zugezogen werden; 
zur Abgabe eines technischen Gutachtens über Gegenstände ausserhalb ihrer eigenen Pra- 
xis sind sie nicht befugt. 

Auf den Wunsch des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten werden die Gerichts-Behörden von diesen B. Stimmungen in Kenntniss 
gesetzt, mit der Anweisung, dieselben, w enn es auf Zuziehung von Thierärzten, als Sach- 
verständige hei gerichtlichen Verhandlungen aiikommt, sorgfältig zu beachten. 

Bei processualischen Verhandlungen sind jedoch folgende Fälle zu unterscheiden; 

a) wenn das Gericht einen Thidrurzt als Sachverständigen zuzuziehen hat, ohne 
dass von der Partei ein bestimmter Sachverständiger vorgeschlageu und auf 
dessen Vernehmung angetragen worden ist, — uud 

b) wenn ein solcher Antrag Seitens der Partei erfolgt ist. 

Da den Parteien die Wahl ihrer Beweismittel nicht verschränkt werden kann, so 
darf in dem Falle zu b. die Vernehmung von Thierärzten zweiter Klasse nicht abgelehnt 
werden. Bei der Beurtheilnng des Gewichts ihrer Gutachten w ird aber der Richter auf 
die oben erwähnte Verschiedenheit der Thierärzte erster und zweiter Klasse hinsichtlich 
ihrer Vorbildung und Bestimmung die erforderliche Rücksicht zu nehmen haben. 

In dein Falle zu a, da den Gerichten seihst die Wahl der Sachverständigen obliegt 
oder ihnen überlassen worden ist, (§. 38. Tit. 9. Thl. I. Allg. Ger. örd. und §§. 64, 65 
Anhang zur Allg. Ger. Ord., §. 60. Tit. 14. Th. I. daselbst) werden die Gerichte hier- 
durch angewiesen, 

Thierärzte zweiter Klasse nur über Vorkommenheiten aus ihrer eigenen Praxis als 
Sachverständige zu wählen und zu vernehmen; in allen anderen Fällen aber, in wel- 
chen es auf technische Begutachtung über Gegenstände der Thierarzneiwissenschaft 
überhaupt ankommt, nur Thierärzte erster Klasse ztizuziehen. 

Dabei wild übrigens in Erinnerung gebracht, dass nach den allegirten Bestimmun- 
gen der Allg. Ger. Ord., wem» ein Gericht von Amtswegen einen Sachverständigen zu 
ernennen hat, dasselbe zunächst mit der Vorgesetzten Behörde solcher Sachverständigen 
Rücksprache zu nehmen hat, um sich die geeigneten Personen bezeichnen zu lassen, und 
dass, wenn ein in öffentlichen Amtsverhältnissen stehender Sachverständiger von den Par- 
teien vorgeschlagen wird, ohne Bewilligung der ihm Vorgesetzten Amtsbehörde mit sei- 
ner Vorladung nicht verfahren werden soll. 

Sowohl in criminalrechtlichcn als in eivilrechtlichen Fällen kann 
auf das Gutachten thierärztlicher Sachverständiger provocirt werden, 
z. B. in Fällen des Strafgesetzes §. 143., die widernatürliche Unzucht, 
welche von Menschen mit Thieren verüht wird, betreffend, oder §. 307., 
die Uebertretung der Anordnungen etc. zur Verhütung des Eintiihrens 
oder Verbreiten« von Viehseuchen betreffend. 

Andererseits und vornehmlich tritt ihre Thätigkeit hinzu bei Pro- 
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ccssen über Viehkäufe zur Begutachtung der sogenannten Gewährs- 
mängel. 

Allg. I.andrecht Theil 1. 

§. 199. Wenn ein Stück Vieh binnen 24 Stunden nach der Uebergabe krank befun- 
den wird, so gilt die Vermuthung, dass selbiges schon vor der Uebergabe krank gewe- 
sen sei. 

* §. 200. Doch muss der Käufer, bei Verlust seines Rechtes, die bemerkte Krankheit 

dem Verkäufer dergestalt zeitig anzeigen, dass noch eine Untersuchung über den Zeitpunkt 
ihres Entstehens stattßnden könne. 

§. 201. Ist der Verkäufer nicht am Orte zugegen, so muss die Anzeige den Gerich- 
ten des Ortes, oder einem Sachverständigen geschehen. 

§. 202. Stirbt das Vieh binnen 14 Stunden nach der Uebergabe, so ist der Verkäu- 
fer zur Vertretung verpflichtet, wenn nicht klar ausgcmittelt werden kann, dass die Krank- 
heit erst nach der Uebergabe entstanden sei. 

§. 203. Aeussert sich die Krankheit des Viehes erst nach Verlauf von 24 Stunden 
nach der Uebergabe, so trifft der Schade den Käufer, wenn nicht ausgcmittelt werden 
kann, dass der kränkliche Zustand schon zur Zeit der Uebergabe vorhanden gewesen. 

§. 204. Bei Schweinen, welche innerhalb 8 Tagen nach der Uebergabe finnig be- 
funden worden, gilt die Vermuthung, dass sie es schon zuvor gewesen sind. 

§. 205. Eine gleiche Vermuthung gilt von Pferden, bei welchen sich Dämpfigkeit, 
llcrzschlügigkcit, Räude, wahre Stätigkeit, schwarzer Staar, Mondblindheit und Kotz in- 
nerhalb vier Wochen nach der Uebergabe hervorthun. 

§. 206. In allen Fällen, wo wegen der von dem Verkäufer zu vertretenden Män- 
gel, der Rücktritt vom Kaufe und der Ersatz des ganzen Kaufpreises nicht stattfindet, 
muss die dem Käufer zu leistende Vergütung nach dem Gutachten vereideter Sachverstän- 
diger bestimmt werden» 

und des Anhanges zum Allg. Latidrecht. 

§. 13. Wenn sich bei Schaafen die Pocken und beim Rindvieh die sogenannte fran- 
zösische Krankheit innerhalb acht Tagen nach der Uebergabe Üussert, so gilt die Ver- 
muthung, dass solche schon vor derselben vorhanden gewesen. 

§. 14. Eine gleiche Vermuthung gilt von Pferden, bei welchen sich w'ahrc Stä- 
ligkeit innerhalb vier Tagen, Räude und Rotz innerhalb vierzehn Tagen, Dämpfigkeit, 
Ilerzschlägigkeit, schwarzer Staar, Mondblindheit und Dummkoller aber innerhalb vier 
Wochen nach der Uebergabe hervorthun. 

Im Bezirk des Appellationsgerichts in Cöln sind die Art. IC41 ff. 
des rheinischen Civil Gesetzbuchs maassgebend, welche, gegenwärtig 
einer Revision unterliegen. 



* V. Der nicht beamtete Thierarzt. 

1. Erlangung der Qualifi cation. 

/ 1. Das thierärztliche Studium. 

Die Bildungs-Anstalt für das thierärztliche Personal ist 
die Königliche Thierarzneischule zu Berlin 
An Lehrmitteln hat dieselbe ausser den Krankenställen und der 
sogenannten ambulatorischen Klinik, eine Bibliothek, ein anatomisches 
Museum, ein chemisches Laboratorium, einen botanischen Garten und 
eine Schmiede. Zum Unterricht in der Zucht und Diätetik des Rind- 
viehes, der Schaafe und Schweine wird eine Anzahl gesunder Exem- 
plare dieser Thiergattungen gehalten. 
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Der nachstehende, zur Zeit iuaattflgebcnde Lehrplan der Anstalt 
ist von den Eleven, je nachdem sie Behufs ihrer Ausbildung zum 
Thierarzt erster Klasse sieben, oder zum Thicrarzt zweiter Klasse 
sechs Semester studiren, zu befolgen. 



Lehrplan 

der Königlichen Thierarzneischulc in Berlin. 
Erstes Semester (Winter). 



Anatomie 

Grundlehren der Physik und Chemie 

Hufbeschlag 

Schmiede J Semester 

Zootomio 5 do. 

Zweites Semester (Sommer). 

Naturgeschichte 

Botanik incl. Ezcursionen 

Physiologie 

Arzneimittellehre 

Pharmacologie 

Repititorium über Hufbeschiag 

Schmiede 4 Semester. 

Apotheke 4 do. 

Instructions-Schmiede für die Civil-Eleven erster Klasse. 



wöchentlich 6 Stunden, 
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Drittes Semester (Winter). 

Chirurgie, erster Theil 

Chemie .... 

Allgemeine Pathologie und Therapie 

Spezielle Pathologie und Therapie, erster Theil . . . 

Repetitorium über Arzneimittellehre . 

Zootomie \ Semester 

c p 1 ? ihe !r 1 1 do. 

Schmiede ) 1 



Viertes Semester (Sommer). 

Chirurgie, zweiter Theil 

Allgemeine Hansthierzucht .... 1 . 

Physik 

Specielle Pathologie und Therapie, zweiter Theil 

Repetitorium über allgemeine Pathologie und Therapie . . . 

Schmiede ) Semester. 

Apotheke \ do. 

Fünftes Semester (Winter). 



Anatomie 

Pathologische Anatomie 

Rindvieh-, Schaaf- und Schweinezucht 

Encyclopädie und Geschichte der Thierheilkunde für die Mi li— 

tair- Eleven 

Repetitorium über specielle Pathologie und Therapie, erster 

Theil 

Operations - Uebungen. 

Klinik: a) Hunde und andere kleine Thiere, 

b) Pferde, Wiederkäuer und Schweine. 



Sechstes Semester (Sommer). 

Gestütskunde 

Exterieur 

Gerichtliche und polizeiliche Thierheilkunde 

Repetitorium über spec. Pathologie u. Therapie, zweiter Theil 

Klinik: a) Hunde und andere kleine Thiere, I , „ 

b) Pferde, Wiederkäuer und Schweine ) * en,ea er - 
Ambulatorische Klinik $ Semester für die Eleven erster Klasse. 
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Siebentes Semester (Winter). 

Encyrlopädie und Geschichte der Thierheilkundc für die Ele- 
ven erster Klasse wöchentlich 2 Stunden, 

Klinik: a) Hunde und andere kleine Tbiere, ) , « 

b) Pferde, Wiederkäuer und Schweine ] * eines er. 

Ambulatorische Klinik £ Semester für die Eleven erster Klasse. 

In Betreff der ambulatorischen Klinik erging die 

Verf. vom 14. Juli 1835 (v. Alt en st ein.) an die Königliche Hegie- 
r u n g £ ii Pots d a m. 

Um den Zöglingen der hiesigen Königlichen Thierarzneischule zu ihrer dem Zweck 
desto besser entsprechenden practischen Ausbildung die Gelegenheit zu geben, ausser 
den Krankheiten der Pferde und Hunde, auf deren Behandlung sich seither vorzugs- 
weise die Praxis in der hiesigen Velerinärschule beschränkt hat, auch die der übrigen 
Hausthiere, so wie namentlich auch der verschiedenen Heerden- Krankheiten und die 
resp. zur Vorbeugung und Verhütung der weiteren Verbreitung derselben in Anwendung 
zu ziehenden Maassregeln näher kennen zu lernen, hat das Ministerium beschlossen, 
eine ambulatorische Klinik bei der hiesigen Königlichen Thierarzneischule zu errichten, 
und dem jedesmal mit der Leitung dieses Unterrichts zu beauftragenden Lehrer zugleich 
die Geschäfte des Kreisthierarztes für den aus den landräthlichen Kreisen Teltow und 
Nieder- Barnim gebildeten kreisihierärztlichen Bezirk zu committiren. Indem das Mi- 
nisterium nun der Königlichen Regierung anliegend Abschrift einer in Bezug hierauf, 
auf Veranlassung desselben Seitens des hiesigen Königlichen Polizei -Präsidiums zu er- 
lassenden öffentlichen Bekanntmachung (Anlage a.) mittheitt, bemerkt dasselbe, dass für 
jetzt dem etc. Dr. N. die Leitung der in Rede stehenden ambulatorischen Klinik folg- 
lich hiermit auch die Besorgung der Geschäfte eines Kreisthierarztes für den oben er- 
wähnten kreisthierärztlichcn Bezirk vom 1. August c. ab übertragen worden ist und 
veranlasst die Königliche Regierung dicserhalb das Erforderliche an die betreffenden 
Kreisbehörden zu verfügen und das mit der genannten Stelle verbundene Gebalt, vom 
1. August c. an die Kasse der Königlichen Thierarzneischule zu zahlen. 

Anlage a. 

Bekanntmachung. 

Auf Veranlassung des Königlichen Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und 
Medtcinal-Angelcgenhciten ist bei der Königlichen Thierarzneischule die Einrichtung ge- 
troffen werden, dass vom 1. August c. ab erkrankte Hausthiere mit Ausnahme der Pferde 
und der Hunde, in den Ställen ihrer Besitzer in thierärztliche Behandlung genommen und 
die erforderlichen medicinischen und chirurgischen [Hilfsleistungen ihnen unentgeltlich 
durch einen eigens dazu bestellten Lehrer mit Zuziehung einiger Eleven der Schule ad- 
ministrirt werden können. — Den Viehbesitzern in und ausserhalb Berlins wird hiermit 
empfohlen, diese Gelegenheit zu einer zweckmässigen Behandlung ihres Viehes in krank 1 - 
heitsfällcn nicht unbenutzt zu lassen und wird zugleich bemerkt, dass der mit diesem 
Geschäft beauftragte Lehrer der Königlichen Thierarzneischule für jetzt der Lehrer Herr 
Dr. N. auf Verlangen auch ausserhalb Berlins und namentlich in dem ganzen Teltow- 
schen und Niederbarnimschen Kreise sich an Ort und Stelle verfügen wird und keine 
Entschädigung für seine Bemühung zu fordern berechtigt ist. Für unbemittelte Viehbe- 
sitzer sollen die erforderlichen Arzneimittel aus der Apotheke der Königlichen Thierarz- 
neischule in den geeigneten Fällen kostenfrei verabreicht werden. 

Schriftliche und mündliche Meldungen sind an den Lehrer Dr. N. in der Königlichen 
Thierarzneischule zu richten. 

• '! 

Der Vorsteher des Thierspitals und klinische Lehrer an der Thier- 
arzneischule erhielt unterm 30. Mai 1850 folgende Instruction: 

Instruction 

für den Vorsteher des Thierspitals nnd klinischen Lehrer der König- 
lichen Thierarancischule. 

I. Zweck des Thierspitals und der Klinik. 

§. 1. Die in der Königlichen Thierarineisehule befindliche Heilanstalt für Haus- 
thiure, ausschliesslich der Hnndc und kleineren Thiere, und die mit denselben verbnn- 
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den« Klinik soll nls eins der hauptsächlichsten Mittel dienen, den Zweck, den die An- 
stalt überhaupt verfolgt: 

Thierärzte und thierärztliche Beamte aller Klassen theoretisch und practssch 
auszubilden, 
zu fördern. 

Für die Erreichung dieses Ziels nach besten Kräften zu wirken, ist die vernehm- 
lichste Pflicht des dem Thierspital Vorgesetzten klinischen Lehrers. 

II. Verhältuiss des Spital-Vorstebers zur Tliierarzneischul-Direction. 

§. 2. Die Königliche Thierarzneischul-Direclion ist die unmittelbar Vorgesetzte Be- 
hörde des Spital-Vorstehers und klinischen Lehrers, und ist derselbe der üisciplinar- 
Aufsicht der Direclion unterworfen, welche dieselbe nach Vorschrift der, den Provinziul- 
Bchörden durch die Verordnung vom 11. Juli 1849 beigelegten Befugnisse ausübt. 

III. Verhältniss des Spital-Vorstehers zu den Eleven der Königlichen Thierarznei- 
sehule. 

§. 3. Die Discipiinarbefugnisse über die Eleven bleiben der Direction ausschliess- 
lich Vorbehalten. Es ist indessen Pflicht des Lehrers, den Fleiss und die Führung der 
Eleven sorgsam zu überwachen und sie zu einer regen Thätigkcil aufzumuntern. Et- 
wanige Verslösae der Eleven hat er der Direction zur weiteren Veranlassung anzuzeigen. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die zu den Dienstverrichtungen in dem Spital 
bestimmten Ordonnanz-Eleven Anwendung. Der klinische Lehrer kann diese Eleven zu 
seiner Unterstützung bei der ersten Besorgung der kranken Thiere, ausser der Zeit des 
Unterrichts, benutzen und bleibt ihm überlassen, dieselben mit der erforderlichen In- 
struction zu versehen. 



IV. Direction des Spitals. 

§. 4. Dem Spital-Vorsteber liegt die Behandlung der in das Thierspilal gelieferten 
kranken Thiers, ausschliesslich der kranken Hunde und kleineren Thiere, ob. Der Hülfe 
der Ordonnanz- und anderer geübter und zuverlässiger Eleven darf er sich hierbei nur 
unter seiner eigenen Verantwortlichkeit und seiner unmittelbaren Aufsicht bedienen. Er 
ist verpflichtet, täglich mindestens einmal, und zwar ausser der für den klinischen Un- 
terricht bestimmten Zeit, sämmtliche Ställe, in welchen sich kranke Thiere befinden, zu 
besuchen und die Ausführung seiner ärztlichen und diätetischen Verordnungen zu con- 
troüreu. 

§. S. Für die ordnungsmäsaige Behandlung der kranken Thiere ist der Spital- 
Vorsteher zunächst verantwortlich. In wie fern er ein dabei vorgekommenes Versehen 
gegenüber dem Eigenthümcr oder Besitzer eines seiner Behandlung anvertrau’en Thieres, 
zu vertreten hat, bleibt für jeden einzelnen Fall der besonderen Prüfung Vorbehalten. 

§. 6. Die Behandlung der kranken Thiere hat der Spital- Vorsteher nach seiner 
besten Keuntniss und unter Beachtung der Lehren der Wissenschaft selbstständig anzu- 
ordnen. Wenn gleich ihm sonach in der Behandlung der kranken Thiere, namentlich 
hinsichtlich der anzuordnenden Mittel oder Methoden keine Beschränkungen auferlegt 
werden, so ist er doch verpflichtet darauf Bedacht zu nehmen: 

a) dass die Heilungen nicht fortwährend einseitig, nach nur einer Methode ge- 
leitet, sondern so oft es zulässig ist, auch andere Heilmethoden zur Anwen- 
dung gebracht werden: 

b) dass vorwaltend einfache und wohlfeile Heilmittel, in passenden Fällen auch 
nur sogenannte Hausmittel in Gebrauch gezogen werden, damit die Eleven 
hierdurch besonders für die ländliche Praxis vorbereitet werden. 

Sollte sich die Direction veranlasst sehen, dem Spital-Vorsteher mit Bezug hierauf 
in speciellen Fällen besondere Anweisungen zu ertheiien, so hat derselbe diesen An- 
weisungen zu genügen. 

Er ist in diesem Falle nur für die gewissenhafte Ausführung der ihm ertheilten An- 
weisungen verantwortlich. Glaubt er gegen letztere aus wissenschaftlichen Gründen 
Einwendungen machen zu können, so ist ihm dies zwar unbenommen; er hat jedoch 
inzwischen und bis eine andere Bestimmung getroffen ist, den ihm ertheilten Anweisun- 
gen Folge zu leisten. 

§. 7. Die bei den in die Anstalt gebrachten Thieren nothwendig werdenden Ope- 
rationen hat der Spital-Vorsteher in der Kegel selbst auszuführen. In minder wichtigen 
Fällen kann er sich hierzu der Hülfe bereits geübter Eleven bedienen, doch dürfen 
auch in diesem Falle Operationen nur unter seiner unmittelbaren Aufsicht und Leitung 
ausgeführt werden. 
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§. 8. Ausser der Kur der kranken Thiere hat der Spital -Vorsteher die Diät der 
Thiere, wozu auch die denselben zu machende Bewegung gehört, anzuordnen und zu 
überwachen. 

Da die Ausführung der Verpflegung der Thiere zu den dienstlichen Obliegenheiten 
des Oeconomie-Inspectors der Anstalt gehört, so hat der Spital-Vorsteher diesem in den 
besonderen Fällen, in welchen Abweichungen von der gewöhnlichen Verpflegung stalt- 
finden sollen, die erforderlichen Weisungen zu ertheilen, welchen der Oeconomie-In- 
spcctor pünktlich nachzukommen verpflichtet ist, ohne jedoch dem Spital- Vorsteher in 
disciplinarischer Hinsicht untergeordnet zu sein. 

Bei der Bewegung der Thiere im Freien fuhrt entweder der Spital-Vorsteher selbst 
oder im Falle seiner Behinderung der durch den Spital- Vorsteher hiervon in Kenntniss 
zu setzende Oeconomie- Inspector die Aufsicht. Ohne die Anwesenheit des einen oder 
des andern darf die angeordnete Bewegung der Thiere nicht stattfinden. Es ist hierbei 
insbesondere auch darauf zu achten, dass jede rohe Behandlung der Thiere vermie- 
den werde. 

§. 9. Da das Thierspital hauptsächlich das Verbindungsglied zwischen der Anstalt 
und dem Publicum ist, und von seiner Verwaltung der gute Ruf der Anstalt wesentlich 
abhängt, so ist es die vorzüglichste Pflicht des Spital-Vorstehers, nach allen seinen Kräf- 
ten dahin zu wirken, dass das in der Anstalt Rath und Hülfe suchende Pnblicum so weit 
wie möglich befriedigt werde. Der Vorsteher muss daher die in den öffentlichen Blät- 
tern für diese Zwecke angezeigten Stunden genau inne halten, und den Anforderungen 
des Publicums ohne Unterschied der Personen, nach seinem besten Wissen bereitwillig 
genügen. 

§. 10. Die wegen angeblicher oder wirklich vorhandener Fehler zur Untersuchung 
in die Anstalt gebrachten Thiere bat der klinische Lehrer nicht nur selbst, sondern auch 
durch einen Eleven mit Gründlichkeit und Genauigkeit kostenfrei zu untersuchen, resp. 
untersuchen zu lassen, auch der Direction auf Verlangen über Fälle dieser Art schrift- 
liche Rapporte zu erstatten. 

Der Ausstellung von Gutachten oder Attesten an die Eigenthümer hat er sich unter 
allen Umständen zu enthalten, da derartige Documente nur von der Direction und nur 
nach stattgefundener Reception der Thiere in die Anstalt in den vorgeschriebenen For- 
men ertheilt werden. 



V. Klinischer Unterricht. 

§. 11. Der Spital- Vorsteher ist zugleich Lehrer der mit dem Thierspital verbun- 
denen Klinik. Er hat als solcher den Eleven der Anstalt, nach Blaassgabe des Lehr- 
und Studienplans, in der Thierheilkunde practischen Unterricht zu ertheilen und diesel- 
ben in der Behandlung der kranken Thiere zu unterweisen. 

Die Einrichtung und Methode des Unterrichts bleibt dem pflichtmässigen und sach- 
verständigen Ermessen des klinischen Lehrers zwar überlassen, doch hat derselbe hier- 
bei im Allgemeinen die §. 6. gegebenen Bestimmungen zu beachten. 

§. 12. Ist der klinische Lehrer behindert, den Unterricht selbst zu ertheilen, so hat 
er dies unverzüglich der Direction anzuzeigen und seine Vertretung bei derselben nach- 
zusuchen. Er selbst ist nicht befugt, diese Vertretung anzuordnen. 

§. 13. Der klinische Lehrer ist verpflichtet, darüber zu wachen, dass die Eleven 
regelmässig den klinischen Unterricht besuchen und den ihnen besonders crtheilten In- 
structionen nachkotnmen. Er hat dafür zu sorgen, dass diejenigen von ihnen, welche 
dem Spital als Practicanten zugetheilt sind, möglichst gleichmässig an der Behandlung 
der kranken Thiere Theil nehmen, doch bleibt es seinem eigenen pflichtmässigen Er- 
messen überlassen, wie er die Eleven für die vorkommenden speciellen Fälle verwen- 
den will. 

§. 14. Eleven, welche in der Behandlung der kranken Thiere säumig sind, oder 
einer unangemessenen Führung sich schuldig machen, sind der Direction anzuzeigen. 

Lassen sich Eleven in der Behandlung der kranken Thiere grobe Vernachlässigun- 
gen zu Schulden kommen, so steht dem klinischen Lehrer die Befugniss zu, denselben 
die Behandlung ihrer Patienten sofort zu entziehen. Der Direction ist hiervon gleich- 
zeitig Anzeige zu machen. 

§. 15. Ueber jedes kranke Thier ist ein besonderes Krankenjoumal zu führen, 
für dessen Inhalt der klinische Lehrer verantwortlich ist. Die Führung des Journals 
kann derselbe nach seinem Ermessen einem oder mehreren zuverlässigen Eleven 
übertragen. 

§. 16. Auf die regelmässige Anfertigung von Krankheitsgeschichten durch die Ele- 
ven hat der klinische Lehrer streng zu halten. Jeder Eleve, der dom Spital als Prac- 
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ticant zugethcilt ist, hat deren wenigstens drei abzufassen, auch hat der klinische Leh- 
rer dafür Sorge zu tragen, dass jeder Kleve wenigstens über ein zur Untersuchung in 
die Anstalt gebrachtes Thier ein Gutachten abfasst. 

Diese Krankbeitsgeschichten und Gutachten hat der Vorsteher mit einer schriftlichen 
Beurtheilung seinerseits, vierteljährlich der Direction rinzureichen. Er hat hiermit zu- 
gleich einen Bericht zu verbinden, aus welchem 

a) die Zahl der behandelten Tbiere, 

b) die vorgekommenen Krankheitsformen, und 

c) dir hauptsächlich angew endeten Kurmelhoden 
ersichtlich sein müssen. 

§. 17. Die Sectionen der gefallenen Thiere hat der klinische Lehrer unter seiner 
unmittelbaren Aufsicht und Leitung ausführen zu lassen. Der Sectionsbefuud ist den 
Krankheits-Journalen, resp. den Krankheitsgeschichten von dem betreffenden Eleven re- 
gelmässig beizufügen. Für die Richtigkeit des Berichts über den Sectionsbefund bleibt 
der Spital- Vorsteher verantwortlich. 

§. 18. Personen, welche nicht als Eleven inscribirt sind, und dir Vorträge in den 
Krankenställen nicht belegt hnbrn, hat der Vorsteher bei wiederholten Besuchen des 
Spitals zurückzuw eisen. 

Diejenigen Personen, welche zur Tbeilnahme an den Vorträgen zwar berechtigt, 
aber nicht Eleven sind, sind lediglich als Auscultanlen zu brtrachlen und dürfen zu der 
Behandlung kranker Thiere nicht ohne ausdrückliche Genehmigung der Direction zuge- 
lasscn werden. 

§. 19. Zur Förderung des klinischen Unterrichts können kranke Thiere, welche 
der klinische Lehrer für besonders instructiv hält, für Rechnung der Anstalt in das Spi- 
tal aufgenomnien werden. Auch können dergleichen Thiere, so wie auch gesunde Thiere 
zur Anstellung von wissenschaftlichen Versuchen angekaofl werden. 

Es bleibt dem klinischen Lehrer überlassen, hierzu bei der Direction motirirte Vor- 
schläge zu machen. 

5- 20. Im Interesse des klinischen Unterrichts wird et dem Lehrer gestattet, auch 
für solche kranke Thiere, welche zwar nicht in die Anstalt aufgenommen, aber zur ärzt- 
lichen Behandlung und Besichtigung dorthin geschickt werden, Araneien au verordnen. 
Diese Arzneien dürfen aber nicht in der Thierarzneischul -Apotheke bereitet, und die 
Verordnungen müssen unentgeltlich ertheilt werden. 

§. 21. Bei vorkommenden ansteckenden Krankheiten der Thiere hat der klinische 
Lehrer, in so weit die Gesetze dies vorschreiben, der betreffenden Polizeibehörde un- 
verzüglich schriftliche Anzeige zu machen und gleichzeitig hiervon der Direction Nach- 
richt zu gehen. 

Ausserdem hat er in solchen Fällen hinsichtlich der speciellen Pflege nnd Behand- 
lung der Thiere, der Sicherung der Eleven und Wärter, der Reinigung oder Vernich- 
tung der Utensilien, der Desinfection des Stalles, der sicheren Fnrtschaffung der leben- 
den oder todten Thiere aus der Anstalt, mit Rücksicht auf die veterinär- polizeilichen 
Gesetze Sorge zu tragen. 

Der Direction ist von Allem, was in dieser Beziehung geschehen, unverzüglirh An- 
zeige zu macheo. 

§. 22. So weit wie möglich müssen Krankheitsfälle der im §. 21. bezeichneten 
Art für den veterinär-polizeilichen und forensischen Unterricht benutzt werden. 

Es ist daher dem betreffenden Lehrer von dem Vorhandensein solcher Krankheits- 
fälle sofurt Kenatniss zu geben, und ihm die Benutzung derselben für seine Unterrirhla- 
zwecke zu gesla'len. 

VI. Verhalten des Spital -Vorstehers und klinischen Lehrers in administrativen und 
öconoiuischen Angelegenheiten. 

§. 23. Die Anordnungen über die äusseren und die üconomischen Angelegenhei- 
ten des Spitals stehen lediglich der Direction zu, welche zu diesem Zwecke von Zeit 
zu Zeit Revisionen der Localitätcn vornehmen wird. Doch bleibt es dem Spital -Vor- 
steher unbenommen, auch seinerseits motivirte Vorschläge zur Verbesserung der be- 
stehenden Einrichtungen zu machen. 

JL- 24. Mit der Aufnahme der kranken Thiere in das Spital hat der Spital -Vor- 
zteher sich nur so weit zu befassen, als es hierbei auf eine thierärztiiehe Untersuchung 
des kranken Thieres ankoimnt. Alles Uebrige ist lediglich die Dienstpflicht des Orco- 
nomie-Inspertors der Anstalt. 

§. 25. Dem letatgedachten Beamten liegt auch zunächst die Beaufsichtigung des 
gesammten Stallbedienten-, Wärter- und Domestiken-Personais ob. 
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Doch ist gleichzeitig auch der Spital-Vorsteher befugt und verpflichtet, das gedachte 
Personal hinsichtlich seiner Dienstverrichtungen zu controliren und demselben vorkom- 
menden Falles die erforderlichen Zurechtweisungen und Verweise zu ertheilen. Wie- 
derholte Wachlässigkeiten und gröbere Verstösse gegen die Dienstpflichten Seitens des 
gedachten Personals sind der Direction zur weiteren Veranlassung anzuzeigen. 

§. 26. Alle Requisitionen für das Spital, so weit sie nicht in den gewöhnlichen 
medicinischen und Diätverordnungen bestehen, rücksichtlich welcher es bei der hierfür 
besonders vorgeschriebenen Form verbleibt, hat der Spital-Vorsteher durch Bestellzettel, 
und zwar für jeden Gegenstand besonders, zur Kenntniss der Direction zu bringen, 
welche in Folge derselben das Geeignete verfügen wird. 

§. 27. Der eigenmächtigen Anschaffung der Requisite für das Spital oder der Er- 
theilung hierauf bezüglicher Anweisungen an den Oeconomie-Inspector hat sich der Spi- 
tal-Vorsteher zü enthalten. 

§. 28. In den Haus-Conferenzen, welche die Direction nach Bedürfnis« zusammen- 
berufen wird, hat der Spital-Vorsteher, wie jeder andere Lehrer eine berathende Stimme. 
Die Entscheidung verbleibt der Direction. 

Derlin, den 30. Mai 1850. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten. 
v. Ladenberg. 
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In Beziehung auf die Eleven der Thierarzneisehule sind zu merken: 



Publicandum über die Aufnahme und den Unterricht der Miii- 
tair- und Civil-Eleven der Königlichen ThierarzueischuJe zu 
Berlin, so wie über die Theilnahmc an den Vorlesungen auf 
derSchule Seitens der Studirenden auf der Universität und 
anderer Personen. 



Nachdem die Königlichen Hohen Ministerien der geistlichen, Unterrichts- und Medi- 
cinai-Angelegenbeiten und des Krieges den Studienplan für die Eleven der Königlichen 
Thierarzneischule genehmigt haben, soll derselbe nunmehr zur Ausführung kommen und 
wird zu dem Ende Nachstehendes zur öffentlichen Kenntniss gebrucht. 

Die Aufnahme neuer Eleven findet von jetzt an nur einmal, und zwar zu Micbae- 
lis, statt. 

Für diejenigen Eleven, weiche sich zu Thierärzten erster Klasse bilden^ d. h. 
durch Ablegung der vorgeschricbenen Staatsprüfungen die Approbation als Thierärzte 
von höherer wissenschaftlicher Bildung und die Qualification zur Anstellung als Kreis- 
thierärzte sich erwerben wollen, ist die Studienzeit auf drei und ein halbes Jahr fest- 
gesetzt, ■ • . ' ■■ t 1. 

Diejenigen Eleven hingegen, welche nur die Ausbildung zu Tliierärzten zwei- 
ter Klasse beabsichtigen, d. h. zu solchen Tliierärzten, welche auf den Grund der des- 
falis bestandenen Prüfung zur Praxis berechtigt sind, ohne auf die Approbation als Thier- 
ärzte von höherer wissenschaftlicher Bildung und die einstige Anstellung als Kreisthier- 
ärzte Anspruch zu machen, müssen einen dreijährigen Studien-Cursus zurücklegen. 

Das Honorar für die Vorlesungen wird von den Civil-Eleven in halbjährlichen Ter- 
minen, und zwar zu Ostern und Michaelis, jedesmal vor dem Beginn des neuen Semes- 
ters, mit 12 Thalern zur Kasse der Königlichen Thierareneischiiie gezahlt. Die Sorge 
für Wohnung und Unterhalt u. s. w. bleibt wie bisher jedem Civil-Eleven selbst über- 
lassen. 

Sämmtliche aufzunehmende Eleven müssen das 18. Lebensjahr bereits erreicht ha- 
ben und gesunde Glicdmaassen, so wie nberhaript einen 'kräftigen Körper besitzen. 

Die als Militair-Eleven aufzunehmenden Individuen dürfen das 24. Lebensjahr nicht 
überschritten haben. 

Die Eleven, welche sich zu Thierärzten erster Klasse ansbilden wollen, müssen ent- 
weder durch ein Zeugniss der von ihnen besuchten Lehranstalt, oder durch eine hier 
mit ihnen anzustellende Prüfung nachw eisen, dass sie die zur Versetzung aus der Tertia 
in die Secunda eines Gytnnasii erforderliche Vorbildung besitzen. 

Von den Eleven, welche sich zn Thierärzten zweiter Klasse ausbiiden wollen, wird 
dagegen nur gefordert, dass sie Gedrucktes und Geschriebenes in deutscher und latei- 
nischer Schrift fertig lesen, dass sie geläufig leserlich und richtig schreiben, und übdr 
ein leichtes Thema einen schriftlichen Aufsatz anfertigen können, so wie ferner, dass 
sie Kenntniss und tlebnng iin Rechnen bis zur einfachen Regnladetri und Eiementar- 
Kenntnisse in der Geographie Und Geschichte besitzen. ' ■ 
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Waa den Nichweie dieser Kenntnisse betrifft, in haben diejenigen, welche die nie- 
deren Klassen eines Gymnnaii, oder eine Bürger- oder Mittelschule besucht haben, das 
Zeugniss des Vorstandes der betreffenden Anstalt; diejenigen aber, bei welchen solches 
nicht der Kall ist, das Zeugniss eines Predigers darüber, dass sie nach der bei demsel- 
ben xu diesem Bebufe von ihnen bestandenen Prüfung den an sie hinsichtlich ihrer Vor- 
bildung xu machenden oben bexeichneten Anforderungen genügen , beixubringen , oder 
einer hierauf gerichteten Prüfung bei der hiesigen Königlichen Thierarxoeiachule vor 
ihrer Aufnahme in dieselbe sich xu unterwerfen. 

Die ebengedachten Vorkennlniase werden mindestens auch von den unter die Zahl 
der Militair- Hieven Aufxunehmenden verlangt. Dieselben müssen aber ausserdem noch 
nach» eisen, dass sie das Schmiede -Handwerk erlernt und in demselben den Gesellen- 
stand erlangt haben. 

Bei siimmtlichen Civil-Eleven ist xur Aufnahme nur der Nachweis erforderlich, dass 
sie die Anfangsgründe des Schmiede -Handwerks hinreichend kennen und in demselben 
geübt sind. 

Die Anmeldungen der Civil-Eleven sind spätestens bis xum 20. October bei der 
Dircction der Königlichen Thierarxneischule anxubringen. welche ihre Qualiäcation prü- 
fen und das weiter Erforderliche veranlassen wird. 

Diejenigen, weiche von Berlin entfernter wohnen und die Aufnahme als Civil-Ele- 
ven wünschen, haben sich mit ihrem schriftlichen Gesuche an die Direction der Anstalt 
xeitig xu wenden und ausser einem iirxtlichen Zeugnisse über ihren hörperlichen Zu- 
stand auch die Zeugnisse über den von ihnen erlangten Grad schulwissenschxftiicher 
Ausbildung und ihrer erworbenen Uebung im Schmieden beixubringen. Die Gesuche 
der nicht im Heere dienenden jungen Leute um Aufnahme als Militair-Elcrea in die 
Königliche Thierarxneischule sind dagegen an die Magistrate, oder an die Königlichen 
Landraths-Aemter xu richten, welche selbige unter Beifügung 

1) eines vollständigen Nationale, 

2) eines Zeugnisses über den Grad der erlangten Schulbildung, 

3J eines Schmiede-Lehrbriefes, so wie 

4) eines Kührungs- und 

5) eines Gesundlicils-Altestes 

alljährlich im Monat April an das Königliche Allgemeine Kriegs -Departement gelangen , 
lassen. Letxteres wird nach Befinden der Umstände die nähere Prüfung der Exspertan- 
ten nach den vorhin ausgesprochenen Anforderungen, bei einem der xunächst garniso- 
nirenden Cavallcrie-Kegimcnter im Monat Juni jedrn Jahres veranlassen und auf Grund 
des dieafälligen Berichtes die Notirung und spätere Einberufung oder die sofortige Zu- 
rückweisung des Bittenden vrrfügen. Später eingehende Gesuche müssen bis min näch- 
sten Jahre unberücksichtigt bleiben. 

Da cs nach den bisherigen Erfahrungen wünschenswerth ist, dass die Militair-Ele- 
ven vor dem Eintritte in die Königliche Thierarzneischule ihrer Militairpflicht bereits 
Genüge geleistet haben, so werden auch, hei sonst gleicher Uualificatiun, vortagsweise 
diejenigen, hei denen dieses der Fall ist, Berücksichtigung finden. 

In Ansehung derjenigen jungen Leute, welche bereits im Königlichen Heere dienen 
und ihre (Jeberweisung an die Königliche Thierarxneischule wünschen, werden die be- 
treffenden Truppentheile mit näherer Anweisung von Seilen des Königlichen -Allgemei- 
nen Kriegs-Departements versehen werden. 

Alle Militair-Elcven, welche übrigens in die Königliche Thierarxneischule nur gegen 
die in der Allerh. Cabinets-Ürdre vom 26. Februar 1824 ausgesprochene Verpflichtung, 
für jedes Jahr des genossenen Unterrirhtes ausser der allgemeinen Miiitairdienst- Ver- 
pflichtung, zwei Jahre als Kurschmiede im Königlichen Heere zu dienen, aufgenommen 
werden; erhalten freien Unterricht, Wohnung, Verpflegung und Montirung. 

Wenn Militair -Eleven durch Schulbildung, Fleiss, gute Führung und Fortschritte 
sich in dem Grade auszeichnen, da s sie die Hoffnung begründen, als Thierärite erster 
Klasse entlassen werden zu können, so dürfen solche, nach vorheriger Zustimmung des 
zum Caratorio commandirten Stabs- Officiers des Königlichen Kriegs -Ministern zu den 
Vorlesungen für die Eleven erster Klasse übergehen. 

Ausser den Militair- und Civil-Eleven, die ihre Studien nach einem vorgeschrie- 
benen Lehrplan tu betreiben gehalten sind, können auch fernerhin Studirende der hie- 
sigen Königlichen Universität, Öeconnmen und Andere als Hospitanten Theil an den Vor- 
lesungen und an den für sie geeigneten practischen Hebungen in der Königlichen Thier- 
arzneisrhule nehmen. 

Von diesen wird kein Nachweis der erlangten Vorbildung gefordert, auch sind sie 
in der Wahl der Vorlesungen nicht beschränkt, sie müssen aber während ihres Besuchs 
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der Königlichen Thierarzneischiile alle die Vorschriften, welche sich auf die Erhaltung 
der innern Ordnung der Anstalt beziehen, gleich den Eleven pünktlich befolgen. 

Diejenigen, welche in dieser Art an dem Unterrichte auf der Königlichen Thierarz- 
ncischule Theil nehmen wollen, haben sich vor dem Beginn eines jeden Semesters, zn 
Michaelis und zu Ostern, an die Direction der Königlichen Thierarzneischule zu wenden, 
welche sie mit einer Karte über die zu hörenden Vorlesungen und einer Anweisung 
über das zu Zahlende Honorar versehen wird. 

Berlin den 5. Juni 1838. 

Königliches Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarzneischul-Angelegenheiten. 

Reglement für die Eleven der Königlichen Thierarzneischiile 
vom 12. September 1850. Seitens des Ministeriums unterm 
25. dess. M. u. Js. genehmigt. 

< Abschnitt I. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1 Die Aufnahme der Zöglinge der Königlichen Thierarzneischiile erfolgt durch 
dio Direction der Anstalt, nach Massgabe der darüber erlassenen und öffentlich bekannt 
gemachten besonderen Bestimmungen. Die demgemäss zur Theilnahme an dem Unter- 
richte in der Königlichen Thierarzneischule Aufgenommenen führen die Benennung: 
„Eleven der Königlichen Thierarzneischule“. 

§. 2. An welchen Vorlesungen, Repetitionen und practischen Uebungen die Eleven 
Theil zu nehmen haben, wird denselben beim Anfänge eines jeden Lehrcursus durch 
Einzeichnung in den ihnen übergebenen Anmeldungsbogen Seitens des technischen Di- 
rectors der Anstalt bekannt gemacht. 

Der ihnen hierdurch ertheilten Anweisung haben sie Folge zu leisten und sich 
ohne besondere Erlaubnis des technischen Directors Abweichungen davon nicht zu 
gestatten. 

ln welchen Stunden die Vorlesungen gehalten werden, wird sowohl durch die 
öffentlichen Blätter, als durch Anschlag bekannt gemacht. 

Abschnitt II. 

Disciplinar-Vorschriften. 

g. 3. Die Direction der Thierarzneischule ist in Ansehung der Disciplin und des 
Unterrichts die Vorgesetzte Behörde der Eleven. 

Dieselben sind demgemäss verpflichtet, der Direction die gebührende Achtung zu 
erweisen und deren Anordnungen unbedingten Gehorsam zu leisten. 

§. 4. Den Lehrern und Beamten der Anstalt müssen die Eleven ebenfalls ach- 
tungsvoll begegnen und den von den Lehrern bei Ertheilung des Unterrichts ertheilten 
Anweisungen unweigerlich Folge leisten. 

g. 5. Die Eleven haben den bestehenden Landesgesetzen und polizeilichen Verord- 
nungen pünktlich Folge zu leisten und sich ausserdem eines streng sittlichen sind nüch- 
ternen Wandels, sowie eines anständigen und friedfertigen Verhaltens, sowohl unter sich, 
als gegen andere Personen zu befleissigen. Vor Unfleiss und Schuldenmachen werden 
dieselben ernstlich gewarnt. 

Zuwiderhandlungen werden unnachsichtlich geahndet und nach Befinden der Um- 
stände, insbesondere wenn frühere Besserungsversuche fruchtlos geblieben sind, so- 
wie im Falle eines lüderlichen und verschwenderischen Lebenswandels, oder im Falle 
einer Verletzung der der Direction, den Lehrern und den Beamten der Anstalt gebüh- 
renden Achtung, mit sofortiger Entfernung von der Anstalt bestraft. 

§. 6. Von einer etwaigen Wohnungsveränderung haben die Eleven, ausser bei 
der Polizeibehörde, dem Registraturbeamten der Thierarzneischule, unter Angabe der 
Strasse, Hausnummer und des Wirthes, binnen 24 Stunden Anzeige zu machen. 

§. 7. Unfug in den Gürten und Anlagen der Anstalt, z. B. Ucbersteigen über die 
Zäune, Abreissen der Blumen und Früchte, Niedertreten des Grases, ferner das Tabaks- 
rauchen in den Dienstlocalen und Hürsälen, im Hausflur und auf dem Hofe vor dem 
Hauptgebäude, sowie in den Ställen oder in der Nähe derselben ist den Eleven streng 
untersagt. Auch dürfen sie Hunde weder halten, noch in die Anstalt bringen. 

§. 8. Disciplinar- Vergehen der Eleven (§. 5) werden von der Direction nach 
pfliebtmässigem Ermessen 

aj mit ernsten Verweisen, * 

b) mit Carcerstrafe bis zu acht Tagen, oder 

c) mit Entlassung von der Anstalt 
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bestraft Ausserdem kann jeder Eleve, welcher wegen einet Vergehens gerichtlich be- 
straft wird, ohne Weiteres aus der Anstalt entfernt werden. Die» muss geschehen, 
wenn ein Eleve su Zuchthausstrafe oder Pestungsarrest, su einer mehr als dreimonat- 
lichen Freiheitsstrafe, iu immerwährender oder zeitiger Entziehung oder Einschränkung 
staatsbürgerlicher Rechte oder zu der Stellung unter Polizeiaufsicht verartheilt wird. 

§. 9. Glaubt ein Eleve bei dem Beschluss der Direction, wonach er aus der An- 
stalt entfernt werden soll, »ich nicht beruhigen zu können, so steht ihm frei, dagegen 
Rekurs bei dem Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegen- 
heiten zu erheben. Dieser Rekurs muss jedoch, bei Verlust des Rechtes dazu, 
binnen 48 Stunden nach der Publikation des Beschlusses bei der Direction einge- 
reicht werden, welche demnächst die Entscheidung des Herrn Ministers einholen wird. 
Bis diese erfolgt, bleibt der Eleve von dem Besuch der Anstalt ausgeschlossen und kann, 
falls er in der Anstalt wohnt und nicht sofort ein anderweitiges Unterkommen nachzu- 
weisen vermag, einstweilen im Carcer detinirt werden. Dies kann auch in dem Pall 
geschehen, wenn ein ausserhalb der Anstalt wohnender Eleve sich von dem Besuch der 
Anstalt bis zum Eingang der Entscheidung auf sein Rekursgesuch nicht abhallcn lässt. 

Gegen andere Strafverfügungen der Direction findet ein Rekurs nicht statt. 

Abschnitt III. 

Theilnahme an dem Unterricht. 

§. 10. Während des Unterrichts haben sich die Eleven mit Ruhe und Ansland zu 
betragen und den Vorträgen mit Aufmerksamkeit zu folgen. 

§. 11. Die Lehrer werden den Kleiss der Eleven überwachen und von etwanigen 
Nachlässigkeiten der Direction Anzeige machen. 

Wer ohne genügende Entschuldigung eine Lehrstunde versäumt, hat nachdrückliche 
Disciplinarslrafe zu gewärtigen. 

Als genügende Entschuldigungsgründe für das Versäumen des Unterrichts können 
nur Krankheit oder ganz besondere, unvermeidliche Umstände, deren Vorhandensein 
glaubhaft nachzuweisen ist, anerkannt werden. 

§. 12. Wünscht ein Eleve aus besonderen Gründen von dem Besuch einer Lehr- 
stunde dispensirt zu werden, so hat er dazu die Erlaubnis» des betreffenden Lehrers, 
und, wenn er Dispensation von dem Besuche mehrerer Lehrstunden zu erhalten wünscht, 
die Erlaubnis» der Direction unter Angabe, und erforderlichen Kalls unter Bescheinigung 
der Gründe nachzusuchen. Ebenso ist die Entschuldigung wegen Versäumnis» einer 
Lehrstunde bei dem betreffenden Lehrer, die wegen Versäumniss mehrerer Lehrstunden 
aber sowohl bei den betreffenden Lehrern, als auch bei der Direction anznhringen. 

§. 13. Während der Ferien, deren Dauer besonders bekannt gemacht wird, kön- 
nen die Eleven Berlin verlassen, sofern sie nicht der stationären oder ambulatorischen 
Klinik, den Schmieden oder der Apotheke zugetheilt sind. Wünschen auch diese Eleven 
während der Ferien Berlin zu verlassen, so haben sie die Genehmigung der Direction 
narhzusueben, welche ihnen ertheilt werden wird, insofern für ihre Stellvertretung ohnr 
Kosten gesorgt werden kann. 

§. 14. Es wird den Eleven zur Pflicht gemacht, mit den ihnen des Unterrichts 
wegen anvertrauten Büchern, Kupferstichen, anatomischen und pharmaceutischen Präpa- 
raten und Instrumenten vorsichtig und schonend umzugehen und jede Beschädigung 
derselben sorgfältig zu vermeiden. Für verschuldete Beschädigungen ist Ersatz zu leisten. 

§. 16. Es ist jedem Eleven untersagt, Gegenstände, welche der Anstalt angehören, 
unter welchem Vorwände es auch sein möge, ohne Vorwissen der Direction, oder Falls 
es Lehrobjecte sind, des betreffenden Lehrers, mit nach Hause zu nehmen. 

Verstösse gegen diese Bestimmung unterliegen nach Befinden der Umstände entwe- 
der der strafrechtlichen Ahndung, oder der Bestrafung im Disciplinarwege. 

Abschnitt IV. 

Honorarzahlungen Und Bene fielen. 

§. 16. Ein Erlass des Honorars findet in der Regel niemals statt. Das Honorar, 
gegenwärtig 12 Thlr. Courant für jedes Semester, ist beim Anfänge eines jeden Se- 
mesters, respective beim Eintritt eines Eleven jederzeit praenumerando an die Kasse der 
Anstalt zu bezahlen. 

Vor geleisteter Zahlung wird kein Eleve zu den Vorlesungen oder zum practischen 
Unterricht in den Kliniken u. s. w. zngelassen. 

§. 17. Bedürftigen Eleven von tadelloser Führung kann von der Direction entwe- 
der freie Wohnung in der Anstalt oder eine Gelduntersifltzung bewilligt werden. 

§. 18. Den dieserhalb an die Direction zu richtenden Anträgen ist ein Attest, 
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welches die Bedürftigkeit des Antragstellers glaubhaft nach weist , beizufügen. Die Be- 
willigung kann jedoch, insofern nicht der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- 
und Medicinai-Angelegenheiten in einzelnen Fällen einen früheren Termin bestimmt resp. 
genehmigt, nur dann erfolgen, wenn der Eleve bereits ein fahr hindurch die Anstalt 
besucht und durch eine mit ihm abzuhaltende Prüfung ein Heiasiges Studium nachge- 
wiesen hat. 

§. 19. Die Eleven geniessen das ihnen gewährte Beneficiuni nur so lange, als sie 
sich desselben durch Fleiss und sittliche Führung würdig machen. 

Das einmal erlheilte Beneficiuni bedingt keinen Anspruch anf Fortbewilligung über 
die Zeit der ersten Bewilligung hinaus, obwohl die Direction gern darauf Bedacht neh- 
men wird, denjenigen Eleven, die sich dessen würdig machen, das einmal gewährte 
Beneficiuin, sofern es in freier Wohnung besteht, möglichst lange zu belassen. 

$. 20. Diejenigen Eleven, welche freie Wohnung geniessen, haben sich vorzugs- 
weise und in jeder Beziehung anständig zu benehmen und sich alles dessen zu enthal- 
ten, was Lärmen erregen oder die Ruhe und Ordnung des Hauses stören könnte. 

Mit Feuer und Licht haben sie vorsichtig umzugehen. 

Die Meubles und Geschirre in ihren Zimmern haben sie in gutem Zustande zu er- 
halten. Muthwillige oder nicht durch den gewöhnlichen Gebrauch entstandene Beschä- 
digungen haben sie zu ersetzen. 

§. 21. Den hauspolizeilichen Anordnungen haben die Eleven unbedingte Folge zu 
leisten. Es gilt in dieser Beziehung als allgemeine Norm, dass um 10 Uhr Abends das 
Haus geschlossen wird. Die Eleven haben sich daher so einzurichten, dass sie um diese 
Zeit zu Hause Sind, respective keinen Besuch mehr bei sich haben. Wenn einer der 
Eleven länger auszubleiben wünscht, so hat er sich hierzu von der Direction Urlaub zu 
erbitten und wird dieselbe im Falle der Genehmigung den Portier mit entsprechender 
Instruction versehen. 

g, 22. An den Beneficien der Anstalt können ausnahmsweise auch Ausländer Theil 
nehmen, wenn sie die vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen. 

Abschnitt V. 

Dauer des Unterrichts und Abgang der Eleven von der Anstalt. 

§. 23. Für diejenigen Eleven, welche sich zu Thierärzteu erster Klasse ausbilden, 
d. h. durch Ablegung der vorgeschriebenen Staatsprüfungen die Approbation als Thier- 
ärzte höherer wissenschaftlicher Bildung und, dach Erlangung derselben, die Qualilica- 
tion als Kreisthierarzt sich erwerben wollen, ist die Studienzeit auf drei und ein halbes 
Jahr festgesetzt. Diejenigen Eleven hingegen, welche nur die Ausbildung zu Thierärz- 
ten zweiter Klasse beabsichtigen, d. h. zu solchen Thierärzten, welche auf den Grund 
der deshalb bestandenen Prüfungen zur Praxis berechtigt sind, ohne Ruf die Approba- 
tion als Thierarzt von höherer wissenschaftlicher Bildung und die tjualißcation als 
Kteisthierarzt Anspruch zu machen, müssen einen dreijährigen Studien -Cursus zu- 
rücklegen. 

§. 24. Eine Verkürzung dieser Studienzeit kann ausnahmsweise nur solchen Ele- 
ven zugestanden werden, dio auf auswärtigen Thicrarxueischuien oder auf Universitäten 
sich bereits wesentliche Kenntnisse in der Tbierheitkundc erworben haben, ln diesem 
Falle haben die Eleven den früher genossenen Unterricht durch glaubhafte Atteste der 
bisher besuchten Thierarzneischule oder Universität nachzuweisen. Von dem Ausfall der 
sodann bei der hiesigen Anstalt mit ihnen abzuhaltenden Prüfung und der darauf durch 
die Direction einzuholenden Bestimmung des Vorgesetzten Herrn Ministers hängt es dem- 
nächst ab, wie weit die Studienzeit ermässigt werden kann 

Mindestens ein Jahr lang muss aber jeder Eleve an dem Unterrichte in der hiesi- 
gen Anstalt Theil genommen haben, um zur Prüfung als Thierarzt erster und zweiter 
Klasse zugelassen zu werden. 

§. 25. Nach zurückgelegtem Cursus erhalten die Eleven von der Anstalt ein Ab- 
gangszeugnis über ihre Führnng und ihren Fleiss, mit welchem sie unter Beifügung 
des Anmeldebogens und einer Beschreibung ihres Lebenslaufes bei dem Herrn Minister 
deT geistlichen, Unterrichts- und Medicinai-Angelegenheiten die Zulassung zur Staats- 
prüfung, und zwar Jeder von ihnen in einer besonderen Vorstellung auf einem Stem- 
pelbogen von 5 Sgr. nachzusuchen haben. 

§. 26. Die Prüfung zerfällt: / 

a) in den anatomischen Prüfungs-Abschnitt; 

b) in den chirurgischen Prüfungs-Abschnitt; 

c) in die Prüfung im Schmieden, und zwar jeder dieser Abschnitte mit einem 
theoretische* und praetiseben Theil; , 
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dl in die klinische Prüfung; 

e) in die pharmaceotifchc Prüfung und 

f) in die tu Und li che Sch I ussprüf ub g, welche alle Theile der thierärztfichen 
und der Hilfs-Wissenschaften umfasst. 

lieber die Ausführung dieser Prüfung werden den Eleven besondere Anleitungen 
gegeben werden, nach welchen sie sich tu achten haben. 

§- 27. lieber jeden der einxelnra Prüfungs-Abschnitte wird von der xur Annahme 
der Staatsprüfungen ernannten Commission eine Censur und auf Grund derselben über 
die ganxe Prüfung eine Gesammt- Censur ertheilt. Hur wenn dieselbe auf „vorzüglich 
gut“, „sehr gut“ oder „gut“ lautet, kann der Candidat xur Ertheilung der Approbation 
empfohlen werden. ' . 

8- 28. Die xur Erlangung der Approbation vorgeschriebene Staatsprüfung, sowie 
die einxelnen Prüfung« - Abschnitte, insofern dieselben in sich abgeschlossen und einer 
selbststiindigea Censur unterworfen sind, können im Kalle eines unbefriedigenden Er- 
gebnisses in der Hegel nur xv eimal wiederholt werden. Eine dritte und letxte Wie- 
derholung einer ungenügend ausgefallenen Prüfung und bexiefaunL'sw eise eines einxelnen 
Abschnittes derselben kann nur ausnahmsweise bei dem Herrn Minister der geistlichen, 
Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten von der Commission befürwortet werden. 

». 29. Bei dem leisten Prüfungs-Abschnitte haben die Caodidaten dem Voraitxenden 
der Prüfungs-Commission anxuxeigen, wohin sie den Bescheid über den Ausfall der Prü- 
fung, event die Approbation gesandt xu haben wünschen. Sollten hierin nach vollendeter 
Prüfung and bis xur Bescheidung des Candidaten, resp. bis xur Uebersendung der Ap- 
probation Aenderungen eintreten, so ist davon in der Geheimen Hegistralur dea Ministe- 
riums der Medicinal-Angelegenheiten schriftlich oder mündlich Anxeige xu machen, wi- 
drigenfalls die Candidaten es sich selbst beixumessen haben, wenn die Approbation erst 
nach längerer Zeit oder gar nicht in ihre Hände gelangt. 

8. 30. Diejenigen Thierirxte erster Klasse, welche bei den Staatsprüfungen die 
Censur „vorxüglich gut“ erhalten haben, können ein Jahr, diejenigen, weiche die Cen- 
sur „sehr gut“ erhalten haben, erst drei Jahre, die übrigen erst vier Jahre nach erhal- 
tener Approbation xu den Prüfungen xur Erlangung der Anstcilungsfahigkeit als Kreis- 
thierirxte xugelasaen werden. 

Abschnitt VI. , 

Besondere Bestimmungen in Betreff der Mi lit a i r-EI e ven. 

8- 31. Die von Seiten des Königlichen Allgemeinen Kriegs-Departements der An- 
stalt xur Ausbildung überwiesenen und nach abgelegter Vorprüfung aufgenonunenen 
Militair-Zöglinge führen den Namen „Militair-Eleven“ der Königlichen Thierarxneischule. 

8- 32. Dieselben sind hinsichtlich der Disriplin xunächst ihren militairixchen Vor- 
gesetzten unterworfen, haben indessen innerhalb der Anstalt und des Bereichs des Un- 
terrichts auch den Anordnungen der Direction unbedingten Gehorsam in leisten, dersel- 
ben insbesondere jede von ihr im Interesse der Anstalt oder der Disriplin verlangte 
Auskunft xu rriheilen. 1 • i 

8- 33. An den Beneficien der Anstalt nehmen die Militair-Eleven nur so weit Theil, 
als sie freien Unterricht erhalten. Ihre sonstigen öconomischen Verhältnisse werden 
durch ihre militairisehen Vorgesetxten, insonderheit durch die Königliche Commission 
für die Verwaltung des Militair-Kursrhmirds-Elevcn-Konds, geregelt. 

8. 34. Von den Prüfungen in der Schmiede- und Beschlagskunst <8. 26, c.J sind 
die Militair-Eleven befreit, in sofern sie die für Kurarhmiede angeordnete besondere 
Prüfung bestanden haben. 

Alle übrigen Vorschriften dieses Beglements linden auch auf die Militair-Eleven 
Anwendung. 

Verstösse dagegen werden durch die militairisehen Vorgesetxten bestraft, und ha- 
ben nach Befinden der Umstande die sofortige Abberufung des Schuldigen von der An- 
stalt xur Folge. 



Abschnitt VII. 

Besondere Vorschriften. 

A. Für die an den practiechen Urb uh gen in der üootomie thetlnehmenden Klaren. 

•n 8- 35. Die von der Direction xnr Theilnahme an den practischen Uebungen in der 
Zootomie bestimmten Eleven haben sich in den hierxu angesctxten und bekatral gemach- 
ten Stunden iii den Prüparirsülen einxufmden, und nach der Anweisung dea betreffen- 
den Lehrers xu beschäftigen. 
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§. 36. Bei dem Transport des Unterrichts -Materials in die Mfirsäle und ans den- 
selben müssen die Eleven hilfreiche Hand leisten. Sie haben hierbei sorgfältig darauf 
zu achten, dass an den Skeletten und Präparaten nichts zerbrochen, beschädigt oder 
sonst verdorben wird. 

§. 37. Bei dem Tran.port der in den Krankenställen umgestandenen öden sonst 
getödleten, zur Zootomie bestimmten Thiere in die Präparirsäle müssen die Eleven eben- 
falls helfen, und falls der betreffende Lehrer sie nicht davon dispensirt, das Abhäuten 
der Thiere kunstgerecht und ohne die Haut zu zerschneiden besorgen. > ' 

ft. 36. Die Eleven müssen die ihnen aufgetragenen Präparate vollkommen fertig 
machen und demnächst dem Lehrer vorccigen. 

Finden sich bei der Anfertiguag der Präparate abnorme Zustände, so ist hiervon 
dem Lehrer sogleich Anzeige zu machen, damit das Präparat nach seiner Weisung für 
die Sammlung der Anstalt zubereitet werden kann. 

§. 39. Den Eleven wird zur Pflicht gemacht, Blut, Urin, Mist u. dgl. von den be- 
nutzen Thieren nicht auf die Erde zu werfen, sondern in den dazu bestimmten Wan- 
nen und Schüsseln zu sammeln und diese demnächst hinaus und an den znr Aufnahme 
dieser Gegenstände bestimmten Ort zu bringen. 

Die von den Eleven gebrauchten Geräthschaften und Instrumente, z. B Bretter, 
Schüsseln, Hämmer, Sägen, Meissei u. s. w. , sind nach erfolgtem Gebrauche sogleich 
wieder zu reinigen und an den zu ihrer Aufbewahrung bestimmten Ort zu bringen. 

§. 40. Jeder Civil -Eleve ist verpflichtet, sich die zu den zootomiseben Hebungen 
erforderlichen Schürzen und Aermel, sowie ein vollständiges anatomisches Besteck seihst 
anzuschalfen. ■ 

Nur die grösseren Instrumente, als: Beile, Sägen und dergleichen, werden von der 
Anstalt geliefert. i ... . i 

§. 41. Unter keinerlei Vorwand darf ein Eleve Fell, Fleisch, Haare oder andere 
ähnliche Abgänge von den gefallenen oder gelödteten Thieren sich aueignen. Knochen 
dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des zootomiseben Lehrers aus der Zooto- 
mie entnommen werden. ,..t 

Findet ein Eleve in den Hör- oder Präparirsälen zurückgelasaene Bücher, Instru- 
mente und dergleichen, so hat er dieselben an den Zoolomiewärler abzugeben. 

Verstösse gegen diese Bestimmungen unterliegen nach Befinden der Umslände der 
Bestrafung nach §. 15. dieses Reglements. 

.1 S M >>l 

H. Für die an dem praetisehen Unterrichte in den Krank enetällen /heit nehmenden 
! Eleven. 

§. 42. Jeder znr Theilnahme an dem praetisehen Unterricht in den Krankenställen 
(Thierspital) bestimmte Eleve hui sich täglich zu den ein- für allemal oder sonst noch 
von dem Dirigenten des Thierspitals bestimmten Stunden daselbst einzufinden. 

$. 43. Den Eleven werden zu ihrer praetisehen Ausbildung von dem Dirigenten 
kranke Thiere des Spitals überwiesen werden. 

Die Leitung der Behandlung dieser Thiere liegt ausschliesslich dem Dirigenten ob. 
Die Eleven dürfen sich daher niemals beikoinmen lassen, selbstständig und eigenmäch- 
tig Anordnungen hinsichtlich der Behandlung der kranken Thiere zu treffen, vielmehr 
haben sie sich hierbei unbedingt nach den Vorschriften und Anordnungen des Dirigen- 
ten zu richten. 

§. 44. Die Eleven, denen kranke Thiere überwiesen sind, haben sich stets noch 
vor dem Beginne der eigentlichen Unterrichtszeit in den Krankenställen einzufmden und 
die ihnen überwiesenen Thiere dort dergestalt zu untersuchen, dass sie dem Dirigenten 
vollständige Krankenberichte abstatten können. , i ■■ 

Kommen dringende Krankheitsfälle vor, so haben die Eleven, denen die betreffen- 
den Thiere zugelheill sind, dem Dirigenten, und wenn dieser abwesend sein -sollte, 
einem anderen Lehrer unverzüglich Anzeige zu machen, damit von diesem das Erfor- 
derliche veranlasst werden kann. 

§. 45. Ist einem Eleven ein gefährlich krankes Thier überwiesen, so darf derselbe 
sich in der Regel nicht ohne besondere Eriaubniss des Dirigenten und selbst nicht zum 
Besuch anderer Vorlesungen aus dem Krankcnstalle entfernen. Ist die Entfernung un- 
vermeidlich, so hat der betreffende Eleve in geeigneter Weise dafür zu sorgen, dass ein 
anderer Eleve dir Aufsicht übernehme. 

Die näheren Anweisungen hierüber crtheilt in jedem einzelnen Falle der Dirigent 
des Spitals. :■•>!< n-, .>;>* i. '* r iimImA 

V 46. Die Stallordnung ist von den Eleven genau zu beachten. Ausserdem- wird 
denselben zur Pflicht gemacht, mit den verabreichten Mcdicamenten möglichst sparsam 
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urazugehcn Dieselben dürfen nur für diejenigen kranken Thiere des Thierspitals, für 
welche sie verordnet sind, verwendet werden. 

Jede Fahrlässigkeit, welcher sich ein Kleve hei den ihm übertragenen Geschäften 
im Thierspilal schuldig: macht, zieht nicht nur Bestrafung, sondern auch Verpflichtung 
zürn Schadenersatz nach sich. 

§. 47. Jeder zur Theilnahme an dem practischen Unterricht bestimmte Kleve hat 
sich mit den nöthigen Instrumenten, namentlich Bistouri, Hufmesser, Schwamm, Bremse 
u. s. w. selbst xu versehen. 

§. 48. Die Eleven haben über jedes kranke Thier, welches in das Thierspital 
aufgenommen und ihnen übergeben wird, sogleich einen Anmeldezettel (National) auf- 
zustellen, dem Dirigenten zur Unterschrift vorzulegen und dem Ucberbringer des Thiers 
zur weiteren Vorlegung bei dem da* Aufnahmegeschäft demnächst besorgenden Oecono- 
mie - Inspec'or zu behändigen. In diesem Aniueldezettel sind Name und Wohnort des 
Eigentümers, Geschlecht, Alter, Farbe, Grösse und etwanige Abzeichen des kranken 
Thieres, der Tag der Ankunft desselben und die Ursache seiner Uehergabe an die An- 
stalt genau anzugeben. 

4i Der betreffende Eleve empfängt hiergegen von dem Oeconoinie- Inspector einen 
Kranken -Kapportzctel, welchen er nach Anleitung des Formulars auszufüllen, an die 
dazu bestimmte, in dem Krankenstalle befindliche Tafel zu heften, oder falls dieses der 
Feuchtigkeit wegen nicht zulässig ist, nach näherer Anweisung des Lehrers xu asser- 
viren und täglich durch Eintragung der ärztlichen Vei Ordnungen zu vervollständigen 
hat. Der Dirigent controlirt die Regelmässigkeit und Vollständigkeit dieser Eintragungen. 

Bei dem Abgänge des Thieres ist der Kranken-RapportzcUcl von dem betreffenden 
Eleven dem Dirigenten zur Unterschrift vorzulegen und demnächst an den Oeconomie- 
Inspector abzuliefern. 

§. 49. Jeder an dem practischen Unterrichte in den Krankenställen theilnehmende 
Eleve wird abwechselnd während der Dauer einer Woche mit der Inspection in den 
Krankenställen beauftragt und dazu von dem Dirigenten nach Befinden der Umstände 
mit besonderer Instruction versehen. Auch ohne besondere Anweisung Seitens des Di- 
rigenten muss der inspicirende Eleve jedes Mal bei den Krankenbesuchen und klinischen 
Vorträgen des Dirigenten anwesend sein, die Verbandtaschc führen, für die Zurücklie- 
ferung der gebrauchten Instrumente in gutem Zustande sorgen, die während der Klinik 
ankommenden kranken Thiere, ausschliesslich aller übrigen Eleven, untersuchen und den 
Vorbericht der Eigenthümer über das Thier und seine Krankheit entgegennchmen. Bei 
nothwendig werdenden Operationen sowohl bei den stationairen als den ambulanten 
Patienten hat der inspicirende Eleve die Bestimmungen des folgenden §. 51. zu beachten. 

§. 60. Ausserdem sind die Eleven verpflichtet, in der halbjährlich vorzuschreiben- 
den Reihenfolge in den K: ankenställen Nachtwachen zu thun. Sie haben im Allgemei- 
nen hierbei die in der WachUtube aushängenden Vorschriften zu beachten. Insbeson- 
dere hat der Wachthabende die kranken Thiere sorgfältig zu beobachten, für die pünkt- 
liche und vollständige Ausführung der Arznei- Verordnungen zu sorgen und von allen 
wichtigen oder gefährlichen Veränderungen in dem Zustande des Thieres dem Dirigenten, 
oder in dessen Abwesenheit, dem Stellvertreter desselben sogleich Anzeige zu machen. 

§. 51. Die hei den in die Anstalt gebrachten Thieren nothwendig werdenden Ope- 
rationen dürfen die Eleven niemals eigenmächtig und selbstständig, und wenn ihnen 
eine Operation von dem dirigirenden Lehrer auvertraut wird, niemals anders, als in 
dessen Gegenwart und unter dessen unmittelbarer Aufsicht vor bereiten und aus- 
fü hren. 

§. 52. Zum Behuf der Ausführung von Scctioncn werden die an dem klinisch- 
practischen Unterrichte Theil nehmenden Eleven in Ahtheilungen eingetheilt, nach deren 
Reihefolge sic den Sectionen beiwohnen müssen. 

Wer eine Section, selbst bei etwanigen Behinderungen, ohne Vorwissen und Geneh- 
migung des Lehrers versäumt, hat, besonders wenn er nach der Reihenfolge zu erschei- 
nen verpflichtet war, Strafe zu gewärtigen. 

§. 53. Die Sectionen dürfen stets nur unter unmittelbarer Aufsicht des Dirigenten 
oder dessen Vertreters ausgeführt werden. 

Die Scction selbst verrichtet in der Regel und falls der Dirigent des Spitals hierüber 
nicht anders bestimmt, derjenige Eleve, dem die Besorgung des Thieres obgelcgen hatte. 

§. 54. Bei der Ausführung der Section hat jeder theilnehmende Eleve nach den 
vom Dirigenten ertheilten Anweisungen zu verfahren. 

Das ganze Geschäft muss mit Ruhe ausgefübrt werden und sind nach Beendigung 
desselben sämmtliche Theile des Cadavers in den hierzu bestimmten Wagen zu legen. 

Das Mitnehiuen eines Körperthcils ist den Eleven streng untersagt. 
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§. 55. Der die Section ausführende Eleve hat den jedesmaligen Sectionsbefnnd 
nach näherer Anleitung und unter Controle des Dirigenten in das dazu bestimmte Buch 
einzutragen. 

§. 56. Die zu den Scctionen nötigen Geräthschaften und Instrumente empfängt 
der secirende Eleve vom Zootomiewärter, sowohl für sich, als zur Vertheilung unter 
die Hülfe Leistenden. Er ist dafür verantwortlich, dass dieselben reinlich, unbeschädigt 
und vollständig an den Wärter zurückgegeben werden. 

8 §. 57. Jeder Eleve hat über jedes ihm zur Besorgung anvertraute kranke Thier, 

nach näherer Anweisung des Dirigenten, eine vollständige Krankheitsgeschichte auszu- 
arbeiten, aus welcher die allgemeine Körperbeschaffenheit des Thieres, die ersten Krank- 
heitserscheinungen, der Befund bei der Aufnahme, Natur, Charakter und Verlauf der 
Krankheit, das Heilverfahren, die Diät und die Arznei-Verordnungen, so wie bei etwa 
vorgenommenen Operationen der Hergang bei diesen, und, falls das Thier gefallen oder 
getödtet worden ist, der Sectionsbefiind vollständig und genau ersichtlich sein müssen. 

Ausserdem wird der Dirigent die Eleven mit Abfassung von Gutachten über die 
zur Untersuchung in die Anstalt gebrachten Thiere beauftragen. 

Den Eleven wird Sorgsamkeit und Fleiss bei den Krankheitsgeschichten und Gut- 
achten zur Pflicht gemacht. Die Arbeiten werden zu den Personal-Acten der betreffen- 
den Eleven genommen und als Grundlage bei der Beurtheilüng der Befähigung der letz- 
teren mithenutzt. 

§. 58. Die den kranken Thieren zu verschaffende Bewegung wird allein von dem 
Dirigenten angeordnet. Dieselbe darf nur in der vorgeschriebenen Weise und in den 
hierzu bes'immten Stunden und Räumen, entweder unter der Aufsicht des Dirigenten, 
oder des Oeconomie- Inspectors, dessen Anordnung unweigerlich Folge zu leisten ist, 
ausgeführt werden. 

Ausserhalb der Anstalt dürfen die derselben anvertrauten Pferde unter keinem Vor- 
wände geritten oder zum Fahren benutzt werden. 

Jeder unangemessenen oder gar rohen Behandlung der Thiere haben sich die Ele- 
ven bei Vermeidung strenger Bestrafung zu enthalten. 

§. 59. Wird von einem Eleven auf Verordnung ein krankes Pferd in das kalte 
Bad gestellt, so ist hiervon dem Oeconoraie-Inspector sogleich Anzeige zu «machen und 
die Abordnung eines Stallwärters zur Beaufsichtigung zu beantragen. 

§. 60. Der selbstständigen Ertheilung von Anweisungen an die Stallwfirter hüben 
sich die Eleven zu enthalten. 

Bemerkt ein Eleve unregelmässige Fütterung, Wartung und Reinigung der kranken 
Thiere von Seiten der Stullwärter, so ist er verpflichtet, dem Dirigenten davon Anzeige 
zu machen, ohne sich darüber mit den Stallwärtern in Erörterungen einzulassen oder 
denselben deshalb Verweise zu ertheilen. 

§. 61. Den Eleven wird noch zur besondern Pflicht gemacht, sich eines zuvorkom- 
menden und höflichen Benehmens gegen das mit der Anstalt verkehrende Publicum zu 
helleissigen. 

Kranke Thiere ausserhalb der Anstalt selbstständig und ohne ausdrücklichen Auftrag 
des Dirigenten des Thierspitals oder eines andern Lehrers der Anstalt zu behandeln, ist 
den Eleven bei Vermeidung sofortiger Entlassung untersagt. 

Ueber Alles, was in der Anstalt vorgeht, haben die Eleven, dem Publicum gegen- 
über, strenge Discretion zu beobachten. 

C. Für die an der ambulatorischen Klinik theiluehmenden Fieren. 

§. 62. Die ambulatorische Klinik hat den Zw’eck, den Eleven eine erweiterte Ge- 
legenheit zu ihrer practischen Ausbildung, namentlich in Beziehung auf die Krankheiten 
anderer landwirtschaftlicher Haustiere, als der Pferde, so wie die Anleitung zur practi- 
schen Ausführung und Handhabung der veterinär-polizeilichen Anordnungen zu gewähren. 

§. 63. Zu diesem Zwecke wird von dem die ambulatorische Klinik leitenden Leh- 
rer, dem auch zugleich die Ausführung der kreisthierärztlichen Functionen in Berlin, so 
wie in den benachbarten Kreisen übertragen ist, auf vorherige Requisition der Viehbe- 
sitzer durch die ambulatorische Klinik die tierärztliche Hülfe unentgeltlich geleistet. 

§. 64. Zur Theilnahme an den deshalb vorzunehmenden Excursionen wird für je 
sechs Monate, einschliesslich der Ferienzeit, eine bestimmte Anzahl von Eleven 
drsignirt. Dieselben werden nach alphabetischer Ordnung in zwei gleiche Abteilungen 
eingeteilt, von denen die erste während der ersten drei Monate und die zweite wäh- 
rend der letzten drei Monate des Semesters an den Reisen und Krankenbesuchen Theil 
nehmen, ln umgekehrter Ordnung besuchen beide Abteilungen die Klinik in der Anstalt. 

§. 65. In den einzelnen Abteilungen findet die Theilnahme der Eleven an den 
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Krankenbesuchen in der ambulatorischen Klinik wiederum in alphabetischer Ordnung 
statt. Nach dieser Reihefolge werden in der Regel so viele Eleven xugezogen , als 
durch das datu bestimmte Fuhrwerk der Anstalt befördert werden können. Die Eleven, 
welche den klinischen Lehrer begleiten sollen, werden von diesem besonders benach- 
richtigt. Wer sich nicht zur bestimmten Zeit einfindet, hat Bestrafung zu gewärtigen 
und wird erst dann zur Theilnahme wieder xugelassen , wenn in der vorgeschriebenen 
Folge die Reihe von Neuem wieder «n ihn kommt. 

§. 66. Die an der ambulatorischen Klinik Iheilnehntenden Eleven müssen sich die 
benöthigten Instrumente selbst halten, auch müssen sie für ihren Unterhalt auf den Rei- 
sen selbst sorgen. 

§. 67. Es wird den Eleven zur besonderen Pflicht gemach!, den Anordnungen des 
klinischen Lehrers überall pünktlich nachzukommen und sich gegen das die Klinik be- 
nutzende Publicum in jeder Beziehung anständig, höflich und zuvorkommend zu be- 
nehmen. 



D. Für die an den Operation * - Cebuhgen t heilnehmenden Eieren. 

§. 68. Die practischen Operations- Uebungen können nur zu unbestimmten Zeiten 
und wenn Operations-Objecte vorhanden sind stattlinden. 

Zu den Uebungen seihst giebt der Lehrer die nöthigen Anweisungen, welchen pünkt- 
lich nachzukommen ist. 

§. 69. Die zu den Operations -Uebungen benöthigten kleineren Instrumente, na- 
mentlich Bistouri's, Lancetten, Tenotome, Scheereu und Pincetten haben sich die Eleven 
selbst zu halten. 

Die übrigen von der Anstalt gelieferten Instrumente werden zu jeder Uebung bei 
dem die Uebung leitenden Lehrer, nach einem Verzeichnis in Empfang genommen und 
nach dem jedesmaligen Gebrauche gut gereinigt und getrocknet wieder abgeliefcrt. 

Benutzen mehrere Eleven gemeinschaftlich die der Anstalt gehörenden Instrumente, so 
müssen sie auch gemeinschaftlich für die richtige und unbeschädigte Ablieferung einstehen. 

E. Für die botanischen Excursiouen. 

§. 70. Der die Botanik Vortragende Lehrer wird in der geeigneten Jahreszeit an 
bestimmten Wochentagen mit den Eleven botanische Evcursionen vornehmen. 

§. 71. Die zur Theilnahme hieran bestimmten Eleven dürfen sich derselben eben 
so wenig entziehen, wie jeder anderen Unterrichts-Disciplin. 

$. 72. Das Betreten von Kornfel lern und eingehegten Plätzen darf hierbei nicht 
stattfindcn. 

Im Uebrigen wird von den Eleven auch bei den Excursionen ein ruhiges und ver- 
ständiges Verhalten erwartet, wie es der Zweck dieser Uebungen erheischt. 

F. Für die an den practischen Arbeiten in der Apotheke theilnehmenden Eieren. 

§. 73. Die zur Theilnahme an den practischen Uebungen in der Apotheke be- 
stimmten Eleven sind hierdurch von dem, ihnen nach ihrer Stadien- Einteilung oblie- 
genden Besuche der übrigen Vorlesungen nicht befreit. Sollten hierbei Collisionen 
eintreten, so haben die Eleven ihre Dispensation von den Arbeiten in der Apotheke für 
die Zeit der Vorlesungen hei dem Vorsteher der Apotheke nachzusuchen. 

Ausserdem muss jeder Eleve die vorgeschriebene Zeit in der Apotheke arbeiten. 

§. 74. Eigenmächtig darf kein Eleve Arbeiten in der Apotheke unternehmen, viel- 
mehr hat er sich nur mit dem zu beschäftigen, was ihm von dem Vorsteher der Apo- 
theke übertragen ist. 

$. 75. Der Unterricht in der Zubereitung der verordneten Arzneien findet in der 
Apotheke und beziehungsweise in dem Labuiatorio durch den Vorsteher selbst statt. 

Auf jede von einem Eleven angefeitigte Arznei hat dieser die Gebrauchs- Anwei- 
sung, den Namen und den Stand des Besitzers des kranken Thieres, den Namen des 
etwauigen Practicanten, die Hauptbestandteile des Medicamentes und seinen eigenen 
Namen zu vermerken. 

§. 76. Mit den Arzneien und Gerätschaften ist vorsichtig umzugehen. Für Alles, 
was durch Schuld eines Eleven zerstört oder unbrauchbar geworden ist, muss derselbe 
Ersatz leisten. 

§. 77. Die pharmaceutischcn Instrumente und Geräte, als: Waageschalen, Mörser, 
Spa'el u. s. w. sind nach gemachtem Gebrauche von den Eleven, welche sie benutzt 
haben, zu reinigen und an dafür bestimmten Aufbewahrungsort zu bringen. 

§. 78. Bemerkt ein Eleve, dass ein Arzneistoff in der Apotheke ausgegangen ist, 
so hat er hiervon dem Vorsteher sofort Anzeige zu machen. 

9 * 
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§. 79. Mangelt es in der Apotheke an pharmaceutischer Beschäftigung, so haben 
sich die Eleven in der Zeit, während welcher sie in der Officin anwesend sein müssen, 
anderweit mit Repititionen und mit dem Lesen thierärztlicher Bücher zu beschäftigen. 

§. 80. Mit Feuer, feuergefährlichen und explodirenden Stoffen haben die Eleven 
bei Vermeidung nachdrücklicher Bestrafung und der ihnen eventualiter für allen Scha- 
den obliegenden Vertretung auf das Vorsichtigste umzugehen. 

§. 81. In der Apotheke der Anstalt dürfen nur für die in den Krankenstäl- 
len der Schule befindlichen T liiere Medicamcnte bereitet und verabfolgt werden. 

Wer Medicamente aus der Apotheke fortnimmt oder an unberechtigte Empfänger 
verabfolgt, hat, neben der gesetzlichen Strafe, sofortige Verweisung von der Anstalt zu 
gewärtigen. 

G. Für die in den Beechlagschmieden arbeitenden Eieren. 

§. 82. Der Zw'eck der ßeschlagschmieden ist vorzugsweise, den Eleven Gelegen- 
heit zu geben, die zur künftiden Ausübung der thierärztlichen Praxis nöthige Fertigkeit 
im practischen Hufbeschlage sich anzueignen. 

§. 83. Vorsteher der Schmieden ist ein Lehrer der Anstalt. Die in den Schmie- 
den arbeitenden Eleven sind den Anordnungen desselben unbedingten Gehorsam schul- 
dig. Verstösse hiergegen werden strenge gerügt werden. 

§. 84. Die für die Arbeiten in den ßeschlagschmieden festgesetzten Stunden haben 
die Eleven pünktlich inne zu halten. 

Vorkommende Versäumnisse werden nach den Bestimmungen des §. 11. b<*urtheilt. 

§. 85. Von den zu den Arbeiten in den ßeschlagschmieden bestimmten Eleven hat 
ein jeder, nach einer bestimmten Reihefolge mit täglicher Abwechselung, den Ordon- 
nanzdienst und zwar für jede Schmiede besonders zu übernehmen. 

Die Ordonnanz -Eleven müssen sich täglich, Morgens und Nachmittags, zehn Mi- 
nuten vor der bestirnten Schmiedezeit bei dem Schmiedelehrer melden, welcher 
demnächst selbst die Schmieden aufschliessen wird. Die Ordonnanz- Eleven müssen so- 
dann Feuer aufblasen, Wasser in die Löschtrüge und Eimer schaffen und überhaupt die 
nöthigen Vorbereitungen zu den Arbeiten treffen. 

Sie dürfen sich während der Schmiedezeit nicht aus der Schmiede entfernen, wenn 
sie nicht vorher mit Bewilligung des Schmiedelehrers einen Stellvertreter besorgt ha- 
ben; sie können auch nur unter dieser Bedingung die etw r a mit der Schmiedezeit zu- 
sammonfallcnden Vorlesungen besuchen. 

§. 86. Jedesmal nach Beendigung der Schmiede-Arbeiten müssen die Eleven, be- 
vor sie die Schmieden verlassen, die im Gebrauch gewesenen Gerätschaften an die zu 
deren Aufbewahrung bestimmte Stelle bringen. 

§. 87. Nägel dürfen niemals auf die Beschlagbrücke geworfen werden, vielmehr 
ist sorgfältig darauf Acht zu haben, dass dieselben, wenn sie etwa durch den Zufall 
dahin kommen, sofort aufgehoben und auf den ßeschlagstuhl geschafft werden. 

§. 88. Bei dem Beschlagen der Pferde haben die Eleven die äusserste Sorgfalt 
anzuw'enden und den Anweisungen des Schmiedelehrers pünktlich und ohne alle Wi- 
derrede Folge zu leisten. 

Für jede von ihnen begangene Nachlässigkeit haben sie nach Befinden der Umstände 
nicht nur Schadenersatz zu leisten, sondern auch strenge Bestrafung zu gewärtigen. 

§. 89. Kommen zwei oder mehrere Pferde ohne die nöthige Zahl Aufhalter zu- 
gleich zum Beschlagen, so müssen nach Anweisung des Schmiedelchrers je zwei Eleven 
zu einem Pferde gehen und abwechselnd aufhalten und beschlagen. 

§. 90. Böse Pferde und überhaupt solche Pferde, welche sich nicht gut beschlagen 
lassen, dürfen nur nach specieller Anweisung des Schmiedelchrers behandelt werden. 
So weit dieser es zur Uebung der Eleven zweckmässig findet, müssen dieselben vor- 
zugsweise solche Pferde aufhalten. 

§. 91. Die Eleven dürfen die Schmieden nicht eher verlassen, als bis die während 
der gewöhnlichen Schmiedezeit zum Hufbeschlage gebrachten Pferde sämmtlich abgefer- 
tigt sind, sofern der Schmiedelchrer nicht ein früheres Verlassen der Schmieden aus- 
drücklich gestattet. 

§. 92. Sind keine Pferde zum Beschlagen vorhanden, so haben sich die Eleven 
nach Anordnung des Schmiedelehrers zu beschäftigen und namentlich das Handwerks- 
zeug in gehörigen Stand zu setzen. 

§. 93. Mit dem Material ist sparsam und mit dem Handwerkszeug vorsichtig um- 
zugehen. Verstösse hiergegen werden streng gerügt werden. 

§. 94. Während ihrer Anwesenheit in den Schmieden haben sich die Eleven mit 
Ruhe und Anstand zu betragen. Namentlich wird ihnen zur Pflicht gemacht, sich gegen 
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diejenigen Personen, welche Pferde tum Beschlagen in die Schmieden bringen, höflich 
und gesellt tu betiagcn. 

Demnächst folgende Verfügungen: 

Minist. Verf. vom 26. Mai 1855. (v. Raumer.) 

Auf den Bericht vom .... genehmige ich hierdurch, dass das Honorar sowohl der 
neu auftunehmenden, als auch der bereits aufgenommenen Ciril-Eleven der Königlichen 
Thicrartneischnle vom 1. October d. J. ab von zwölf auf serhstrhn Thalcr pro Semester 
erhöht werde und ermächtige die Königliche Thierarsneischul-Direction demgemiss das 
weiter Erforderliche tu verfüeen , insbesondere hinsichtlich der bevorstehenden Hccep- 
tionen die geeignete ülTcntlirhe Bekanntmachung tu erlassen. 

Circ. Vctf. vom 2. August 1855. (v. Raumer.) (S. 11.) 

Die Eleven der Thierarznciscbule sind nach der an das General- 
Coniniando des 3. Armee-Corps erlassenen Kriegsministerial- Verfügung 
vorn 17. Juni 1823 von der Einstellung bei der Landwehr befreit. 



2. Die Staatsprüfungen, 
a. Die Prüfling als Thierarzt erster und zweiter Klasse. 



Die im §. 78. des Reglements lür die Staatsprüfungen der Medi- 
einal-Personen vom 1. Decetuber 1825 in Aussicht gestellte Verordnung 
über die Prüfung der Thierärzte trat mit der Verfügung vom 6. Octo- 
ber 1839 (v. Altenstein) an den Director der Königlichen Thicrarz- 
ncischule ins Leben. 



Diese Verfügung lautet: 



Das Ministerium hat beschlossen, den in diesem Monat abzuhaltcnden Staatsprüfun- 
gen der Thierftrzte erster und zweiter Klasse vorläufig das von Ew. etc. zu diesem Be- 
huf in» Entwurf eingereichte Prüfungs-Reglement (Anlage a.) zum Grunde zu legen. 

Es werden demnach für die bevorstehenden Prüfungen, welche mit dem 14. d. M. 
ihren Anfang zu nehmen haben, zwei Prüfungs- Commissionen, 1) für Thierarzte erster 
Klasse und 2) für Thierärzte zweiter Kla.-se und zwar in folgender Art zusammenge- 



setzt: etc. etc. 

Die Gebühren werden hierdurch festgesetzt: 

I) für die Prüfung der Thierärzte erster Klasse: 

a) anatomischer Cursus 

b) Schmiede-Cursus 

c) akiurgischer Cursus 

d) klinischer Cursus 

e) practisch-pharmaceutischer Cursus . . 

f) Schlussprüfung 

g) zur Disposition 



3 Thlr. 



2 

3 



ii 



2 

2 



ii 

ii 



Summa 15 Thlr. 



2) für die Prüfung der Thiernrzte zweiter Klasse: 

a) anatomischer Cursus 

b) Schmiede-Cursus . . 

c) akiurgischer Cursus 

d) klinischer Cursus 

e) practisch-pharmaceutischer Cursus . . . 

f) Schlussprüfung 

g) zur Disposition 



\\ Thlr. 

1* ii 
1 n 

1 11 

o 



Summa 10 Thlr. 
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Anlage a. 

Entwurf 

zuin Reglement für die Staatsprüfungen der Thierarzte. 

§. 1. Zur Prüfung der Thierärzte ist für eine jede Klasse derselben eine beson- 
dere Prüfungs-Commission verordnet, welche unter der unmittelbaren Aufsicht und Lei- 
tung des Ministeriums steht. 

§. 2. Die Mitglieder beider Prüfungs-Commissionen, welchen gemeinschaftlich ein 
Director vorsteht, werden von dem Königlichen Ministerium aus der Zahl der theoretisch 
und praclisch wissenschaftlich gebildeten Männer aus allen Zweigen des thierärztlichen 
Wissens jährlich gewählt odor von Neuem bestätigt. 

§. 3. Die Zulassung zur Prüfung geht von dem Ministerium aus und jeder, der die 
Staatsprüfung resp. als Thierarzt erster oder zweiter Klasse bestehen will, hat daher 
sein desfalisiges Gesuch auch unmittelbar an das Ministerium zu richten und zwar müs- 
sen diejenigen, welche die Prüfung nls Thierärzte erster Klasse bestehen wollen, ihre 
Eingaben spätestens im Laufe des März einreichen, da die für sie angeordneten Prüfun- 
gen alljährlich mit dein, Anfänge des April beginnen. Die Gesuche um Zulassung zu 
den Prüfungen für die Thierärzte zweiter Klasse, müssen aus eben dem Grunde spä- 
testens im Laufe des Septembers an das Ministerium gelangen, da diese Prüfungen all- 
jährlich Anfangs October beginnen. 

§. 4. Den Gesuchen um Zulassung zu den thicrarztlichcn Staatsprüfungen muss: 

1) das dem Candidaten bei seinem Abgänge von der Lehranstalt erlheilte vor- 
schriftsmässigc Abgangszeugnis, 

2) der von den Lehrern über den regelmässigen Besuch der Vorlesungen be- 
scheinigte Anmeldebogen und 

3) der Lebenslauf des Candidaten beigefügt sein. 

Wird die auf diese Weise nachgewiesenc Qualification des Candidaten zu einer der 
geordneten Prüfungen zureichend befunden, so wird derselbe an den Director der 
Prüfungs-Commission verwiesen, welcher sodann die Prüfung veranlasst und nach deren 
Beendigung die Verhandlungen darüber dem Ministerium überreicht. 

Ausserdem wird das Ministerium über die Prüfungsgesuche derjenigen, die auf an- 
dern oder ausländischen Lehranstalten ihre thierärztlicjic Bildung genossen haben und 
sich darüber genügend ausiuweisen im Stande sind, in jedem einzelnen Falle entscheiden. 

A. Allgemeine Bestimmungen über die Prij/ ’ttngen der Thierärzte erster und 
zu: eit er Klasse. 

§. 5. Die thicrärztlichen Prüfungen werden zweimal im Jahre, mit dem Beginn 
der Monate April und October, abgehallen und dauern ununterbrochen bis zur Beendi- 
gung aller Prüfungs- Abschnitte für säinmtlichc der Prüfungs- Commission überwiesene 
Candidaten fort. 

§. 6. Die gesammten thierärztlichen Prüfungen zerfallen überhaupt in folgende 
Abschnitte: 

1) die anatomische Prüfung, 

2) die akiurgische oder chirurgisch-technische Prüfung, 

3) die Prüfung über Htifbcschlag, 

4) die klinisch-chirurgisch-medicinische Prüfung, 

5) die practisch-pharmaccutische Prüfung, 

6) die Schlussprüfung. 

§. 7. Die für die Thicrärzte erster Klasse angeordncle Prüfung bezweckt nicht nur, 
die practische Tüchtigkeit der Candidaten, sondern auch das Maass ihrer allgemeinen 
wissenschaftlichen Bildung zu erforschen; dagegen ist die Prüfung für die Thierärzte 
zweiter Klasse im Allgemeinen eine mehr reale und genügt, wenn der Candidat das 
für die Ausübung seines künftigen Berufes als practischer Thierarzi nothwendige Maass 
des Wissens und Könnens nachweist. Wenn daher in der Prüfung der Thierärzte erster 
Klasse Kenntnisse der feineren Anatomie und die Geschicklichkeit der Anfertigung eines 
angiologischen oder neurologischen Präparats, so wie auch Kenntnisse der höheren Phy- 
siologie und genauere Kenntnisse der Naturwissenschaften, namentlich der Physik, Che- 
mie, Botanik und Zoologie verlangt werden, genügt es andererseits, wenn die Candida- 
ten in der Prüfung für die Thierärzte zweiter Klasse, diese Kenntnisse im Allgemeinen 
nachweisen und so weit sie zur unmittelbaren Ausübung ihres künftigen Berufes erfor- 
derlich sind. In anatomischer und physiologischer Beziehung genügt es daher, wenn 
die Bekanntschaft mit der Lage und der Verrichtung der grösseren Eingeweide und der 
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Hauptsystemc des thierischen Körpers in so weit dargethan wird, als sie dem prakti- 
schen Thierarzte in pathologischer und operativer Hinsicht nothwendig sind. 

Dieselben Rücksichten finden bei der akiurgisch-technischen und klinisch-prartischen 
Prüfung stntt; von den Thierärzten zweiter Klasse wird nur die Bekanntschaft mit den 
üblichen Operationsmethoden und die Fertigkeit, sie verrichten zu können verlangt, so 
wie sie in der practisch- klinischen Prüfung nur die Diagnose der ihnen vorgelegten 
Krankheitsfälle zu bestimmen und anzugeben haben, wie in dem angegebenen Falle zu 
verfahren ist. Ausser diesen practisch unerlässlichen Anforderungen wird von den Thier- 
ärzten erster Klasse der geschichtliche und theoretisch- wissenschaftliche Theil der ge- 
nannten Doctrinen gefordert; sie müssen daher mit den verschiedenen vorgeschlagenen 
Operationsniethoden, deren Vorzüge, Nachtheile und Schwierigkeiten, den Indicationen 
zu ihrer Anwendung und mit den dabei empfohlenen Werkzeugen bekannt sein, und 
müssen in der practisch-klinischen Prüfung die ihnen übergebenen Krankheitsfälle schrift- 
lich in einer wissenschaftlichen Form, mit Beifügung der Gründe ihrer Ansichten und 
des von ihnen vorgeschlagenen Heilverfahrens ausarheiten. 

Aus diesen Grundsätzen, welche denen entsprechend sind, nach welchen der auf 
der Königlichen Thierarzneischule für beide Klassen der Thierärzte entworfene Lehrplan 
befolgt wird, ergeben sieh die nachstehenden besonderen Bestimmungen. 

B. Besondere Bestimmungen über die Prüfung Behuf* der Approbation als Thierarzt 

erster Klasse. 

§. 8. In der anatomischen Prüfung hat der Candidat vier Aufgaben zu lösen, 
nämlich: 

1) An dem Leichnam eines Hausthieres eine Höhle des Körpers mit ihren Ein- 
ge weiden in Bezug auf deren Form, Lage und gegenseitige Verbindung zu 
demonstriren und demnächst kunstgemäss zu exentriren. 

2) Ein unter Aufsicht selbst verfertigtes anatomisches Präparat und 

3) und 4) zwei andere ihm vorzulegende Präparate aus der Osteologie, Splanch- 
nologie, Angiologie und Neurologie unvorbereitet zu demonstriren, und dabei 
die physiologische Bedeutung der vorliegenden Organe kurz raitiuerwäbneii. 

Bei der Lösung sämmtlicher anatomischen Aufgaben, welche jedesmal unmittelbar 
vor der Prüfung durch das Loos bestimmt werden, haben sich die Candidaten der w is- 
senschaftlich angenommenen fremd wörtlichen Terminologie zu bedienen. Die Reihefolgc, 
in welcher diese Aufgaben gelöst werden, hängt von dem Vorrathe der Cadaver und 
Präparate ab; jedoch soll in der Regel mit der Demonstration einer Höhle des Körpers 
der Anfang gemacht werden. 

§. 9. Die anatomische Prüfung wird in Gegenwart zweier dazu ernannten Mitglie- 
der der Prüfungs- Commission abgelegt. Von denselben wird über jede Demonstration 
eine kurze Verhandlung, mit Beifügung der Censur, wie der Candidat die Aufgabe ge- 
löst hat, zu den Prüfungs-Actcn gegeben, aus denen endlich die Schluss-Censur, ob und 
wie der Candidat in der anatomischen Prüfung bestanden ist, besonders ausgefertigt 
wiid. In jedem Falle muss der Candidat, selbst wenn er sich in den ersten Aufgaben 
auch ungenügend gezeigt hat, dennoch zur Lösung aller vier Aufgaben admittirt wer- 
den, weil erst nach mehrseitiger Prüfung und Erforschung der Kenntnisse des Candi- 
daten in den verschiedenen Zweigen des anatomischen Wissens ein sicheres Resultat 
sich ziefien lasst, ob derselbe die zur Ausübung seines künftigen thierärztlichen Berufs 
erforderlichen anatomischen Kenntnisse wirklich besitzt oder nicht. 

Sind die Prüfungs-Commissarien nicht einig, ob der Candidat als bestanden zu er- 
klären ist oder nicht, weil er entweder nur zwei Aufgaben gehörig gelöst, in den an- 
dern beiden aber gar nicht oder nur zum Theil bestanden ist, oder weil er auch nur 
in einer Aufgabe nicht die zu seinem künftigen Berufe unerlässlichen anatomischen 
Kenntnisse oder Fertigkeiten nachgewiesen hat, so ist demselben ohne Weiteres die 
Wiederholung einer solchen Aufgabe und eventualiter noch eine dritte Aufgabe von den 
Commissarien zur Lösung zu gehen, um hieraus ein sicheres Urtheil fällen zu können. 

§. 10. Nur derjenige, der in der anatomischen Prüfung mit Beifall bestanden ist, 
kann zu den weiteren Prüfungs-Abschnitten admittirt werden. Jeder, der sie nicht be- 
standen, wird dem Director unter Einsendung der Prüfungs-Verhandlungen zur weiteren 
Veranlassung angezeigt. Dieser kann, wenn besondere Billigkeitsrücksichten obwalten, 
dem Candidaten die Wiederholung der Prüfung oder einzelner Abschnitte derselben in 
seinem Beisein erlauben, oder er tragt auf dessen Zurückweisung ohne Weiteres bei 
dem Ministerium an. 

§. 11. Die chirurgisch - technisch e Prüfung wird ebenfalls in Gegenwart 
zweier Mitglieder der Prüfungs-Commission abgelegt. Sie bat den Zweck, die chirur- 
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gisch-wissenschaftlichcn Kenntnisse des Candidaten und seine practisch manuelle Fertig- 
keit im Operiren zu erforschen. 

Zu dem Ende werden zunächst in einem Termine zwei chirurgische Operationen 
demonstrirt, von denen die eine dem Candidaten acht Tage vor dem Prüfungstermine 
zugetheilt wird, die andere durch das Loos gezogene, aber von ihm ohne weitere Vor- 
bereitung sogleich vorgetragen werden muss. Bei diesen Vorträgen, und insbesondere 
bei der vorher aufgegebenen Operation, wird auch die Bekanntschaft mit dem Geschicht- 
lichen der Operation, mit den verschiedenen Operationsmethoden, ihre Vortheile, An- 
zeigen und Gegenanzeigen, und die Kenntniss der dabei üblichen Werkzeuge gefordert. 

In einem zweiten Termine erhält der Candidat zwei ihm durch das Loos zugefal- 
Icne Operationen, eine grössere und eine kleinere, die er sodann, ohne darüber einen 
Vortrag zu halten, am lebenden Thiere verrichten muss. Die Auswahl der hierbei zu 
benutzenden Werkzeuge, die Anstellung der Gehülfen und Bestimmung über die Stel- 
lung und Lagerung des Thiers bleibt dem Ermessen des Candidaten lediglich überlassen, 
und nur wenn die Prüfenden sehen, dass aus Nichtbeachtung nothwendiger Vorsichts- 
maassiegein Gefahr für den Candidaten, die Umstehenden oder für das Thier erwächst, 
haben sie Einhalt zu ihun: in diesem Falle kann dann aber auch die Operation nicht 
für genügend erachtet werden. 

§. 12. Hinsichts der Aufnahme der Prüfungs-Verhandlungen, der Votirung über die 
einzelnen Prüflings -Aufgaben und der endlichen Schluss -Censur, ob der Candidat als 
bestanden anzusehen sei oder nicht, finden ganz dieselben Bestimmungen statt, welche 
in dieser Beziehung bei der anatomischen Prüfung §§. 9. und 10. angegeben sind. 

§. 13. Die Prüfung über Hufbeschlag wird ebenfalls von zwei Mitgliedern 
der Prüfungs-Commission ahgehalten. Sic hat den Zweck, zu erforschen, ob der Can- 
didat die für seinen künftigen thierärztlichen Beruf erforderliche Kenntniss und Geschick- 
lichkeit im Hufbeschlage besitzt. 

Zu dem Ende muss der Candidat den Huf eines lebenden Pferdes kunstgeinäss zu- 
richten und ein ihm zu diesem Endzweck übergebenes ordinaires Hufeisen passend 
richten und aufschlagen. Ferner muss derselbe bei zwei ihm durch das Loos zugefal- 
lenen Hufkrankheiten die dabei erforderlichen künstlichen Eisen vollständig beschreiben 
und angeben, wie dieselben angefertigt und aufgeschlagen werden müssen. 

§. 14. Die über diesen Prüfungsact aufgenommene Verhandlung wird nebst der 
beigefügten Censur zu den Prüfungs-Acten genommen. 

§. 15. Die practisch-chi rurgische und medicinische Prüfung wird eben- 
falls von zwei Mitgliedern der Prüfungs- Commission abgehalten: es ist indessen hin- 
reichend, wenn im Laufe der Prüfung nur einer der Coinmissarien anwesend ist und 
sich nur beide am Schlüsse über die dem Candidaten zu ertheilende Censur einigen. 

§. 16. Um die Kenntnisse des Candidaten in diesem Prüfungs -Abschnitte zu er- 
forschen, muss derselbe zw r ei von den Priifungs-Commissarien ausgewählte kranke Haus- 
siere, unter den weiter unten zu bestimmenden Modalitäten, selbstständig durch wenig- 
stens zehn Tage behandeln. 

Da in der Thierheilkunde die Grenze zwischen den sogenannten chirurgischen und 
innern Krankheiten noch weniger scharf als in der Menschenheilkundc zu ziehen ist, so 
muss die Auswahl der für die Prüfung sich eignenden Thiere lediglich dem Ermessen 
der Prüfenden überlassen bleiben, jedoch müssen hierzu jedenfalls solche kranke Thiere 
genommen werden, die ein inneres Heilverfahren erfordern; ist ausserdem noch ein 
chirurgisches Verfahren nothwendig, so wird auch dieses von dem Candidaten gefordert. 

§. 17. Das dem Candidaten zur Behandlung überwiesene kranke Thier muss von 
demselben sogleich untersucht und hierauf die Diagnose und Prognose der Krankheit 
und so weit es thunlich ist auch die Aetiologie festgestellt und der zu befolgende Heil- 
plan entworfen werden. 

Unmittelbar hierauf arbeitet der Candidat den ihm übergebenen Krankheitsfall voll- 
ständig aus und entwirft am Schlüsse den ihm geeignet scheinenden Heilplan. Diese 
Arbeit, welche der Candidat unter Aufsicht und ohne fremde Beihülfe und Benutzung 
literarischer Hülfsmittel anzufertigen hat, wird nach deren Schluss einem der Priifungs- 
Commissarien übergeben, der dieselbe mit seiner Namensunterschrift bezeichnet und die 
Bemerkung hinzufügt, wie viel Zeit der Candidat auf dieselbe verwendet hat, welche 
indessen innerhalb zw'ölf Stunden beendet sein musB. 

Am folgenden Tage wird die Arbeit mit dem Candidaten in den Hauptsachen durch- 
genommen; sind Berichtigungen und Ergänzungen nöthig, worüber der Candidat hat be- 
lehrt werden müssen, so sind diese von ihm gewissenhaft nachzutragen. 

In dieser Art wird die Arbeit durch zehn Tage fortgesetzt, indem eine vollständige 
Schilderung des weiteren Verlaufs der Krankheit und des dawider angewandten Heil- 
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verfahren# hinzugefugt wird. An jedem Abend wird die Arbeit einem der Commissarien 
vorgelegt, welcher dieselbe durch seine Namensunterschrift bezeichnet. 

Stirbt ein Thier während der Prüfungszeit, so ist der Candidat gehalten, die Section 
desselben zu machen und den Befund in vergleichender Beziehung auf die vorhergegan- 
genen Krankheit*- Erscheinungen der Arbeit hinzuzufügen. Wenn der Todesfall in der 
zweiten llälfte der Prüfungszeit eintritt und ist die bis dahin gelieferte Arbeit befriedigend, 
so muss sie dem Candidaten als beendet angerechnet werden; stirbt dagegen das Thier 
in der ersten Hälfte der Prüfungszeit, so muss die Section ebenfalls von dem Candida- 
ten gemacht werden, es bleibt aber dem Ermessen der Prüfung» -Commissarien über- 
lassen, ob die Arbeit nnzunehmen oder dem Candidaten noch ein dritter Kranker zu 
übergeben sei. 

§. 18. Eine besondere Aufmerksamkeit haben die Prüfung» -Commissarien auf die 
erlangten Kenntnisse des Candidaten in der Dosenlehre der Arzneien und im Formuliren 
zn richten; sie werden daher nicht allein die hierzu sich bei der Krankenbehandlung 
darbietende Gelegenheit benutzen, sondern sic haben sich auch an einem Tage der 
Woche zu vereinigen, um von dem Candidaten einige Arzneiformeln und die Dosenbe- 
stimniung einiger Arzneimittel mit Rücksicht auf die verschiedenen Thiergat'ungen in 
ihrer Gegenwart niederschreiben zu lassen. 

Diese Arbeit wird sodann entweder berichtigt oder als genügend bezeichnet, der 
klinischen Prüfungs-Arbeit beigefügt. 

$. 19. Am Schlüsse der klinischen Prüfung vereinigen sich beide Commissarien, 
über die dem Candidaten zu ertheilende Censur, indem sie unter der Krankheitsgeschichte 
gemeinschaftlich bemerken, wie derselbe in theoretischer und wie er in practi- 
scher Hinsicht bestanden ist nnd welche Schluss-Censur ihm hiernach zu ertheilen ist. 

§. 20. Die practisch-phar maceutische Prüfung, welche vor zwei Mitglie- 
dern der Prüfungs-Commission abgelegt wird, bezweckt die Erforschung des Grades der 
pharmazeutischen Kenntnisse und Geschicklichkeit, deren die Candidaten für ihren 
künftigen Wirkungskreis als practische Thierärzte bedürfen; da ihnen nach den bestehen- 
den gesetzlichen Bestimmungen die Befugnis» zusteht, in ihrer eigenen Praxis die Arz- 
neien selbst zu dispensiren. 

§. 21. Zu dem Ende muss der Candidat die Arzneien, welche für die ihm zur 
klinischen Prüfung überwiesenen kranken Thiere erforderlich sind, selbst bereiten und 
dispensiren und ausserdem an einem Tage die vorkommenden Recepturgcschäfte in der 
Apotheke mitversehen. Die hierbei die Aufsicht führenden Mitglieder der Prüfungs- 
Commission werden zugleich Veranlassung nehmen, zu erforsrhen, ob der Candidat die 
seinem Bedürfnis angemessenen Kenntnisse der pharmaccutischen Waarenkunde besitzt 
und insbesondere in wie fern ihm die Kennzeichen der Güte und Aechtheit der Arznei- 
mittel bekannt sind; dabei ist ihm zugleich aufzugeben, eine Stelle aus der Landesphar- 
macopöe zu übersetzen. 

Das demnach von dem Prüfenden hierüber aoszustellcnde Zeugnis» wird zu den 
Prüfungs-Acten genommen. 

$. 22. Die Schlussprüfling erfolgt nur, wenn der Candidat in allen vorher- 
gehenden Prüfungs- Abschnitten genügende Kenntnis» an den Tag gelegt hat, und wird 
von vier Mi gliedern der Prüfungs-Commission in Gegenwart des Directors ab.ehallen. 

Dieselbe begreift das uanze Feld des thierärztlichen Wissens: sic dient daher nicht 
allein zur Ergänzung und Bestätigung der früheren Prüfungs-Abschnitte, sondern es soll 
auch durch sie der Grad der allgemeinen wissenschaftlichen Bildung de» Candidaten er- 
forscht werden. 

Zu diesem Endzwecke übernimmt ein Mitglied der Prüfung»- Commission vorzugs- 
weise die Prüfung im Gebiete der Physik, Chemie und Pharmacologie; ein zweites vor- 
zugsweise die Prüfung über Anatomie und Physiologie, verbunden mit pathologischer 
Anatomie and über Naturgeschichte einschliesslich der Botanik; ein drittes vorzugsweise 
die Prüfung über Exterieur, Züchtung und Diätetik der Hausthiere; endlich ein viertes 
vorzugsweise die Prüfung der allgemeinen und speciellen Pathologie und Therapie, so 
wie auch über Chirurgie und Arzneimittellehre und gerichtliche und polizeiliche Thier- 
heilkunde. 

Es versteht sich, dass hiernach nicht gefordert wird, dass jeder der Prüfenden in 
jeder Prüfung alle genannten Fächer berühren soll, sondern es soll hiermit nur das Feld 
angeden et sein, aus welchem sich jeder der Prüfenden die ahzuhandelnde Materie, nach 
Maassgabe der stattfindenden Umstände, wählen kann. 

Ausserdem steht es dem Director frei, da wo er es für nötbig findet, selbst mitzu- 
prüfen; insbesondere soll er es dann zu tfiun nicht unterlassen, wenn die Kenntnisse 
des Candidaten in irgend einem Zweige des Wissens noch zweifelhaft erscheinen. 
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§. 23. In der Regel dürfen nicht mehr als drei und nur ausnahmsweise vier Can- 
didalctt zu einem und demselben Prüfungstermin zugelassen werden. Die Prüfungszeit 
für jeden Examinator wird dann resp. auf f und eine Stunde festgesetzt. Kein Mitglied 
ist befugt, die ihm ausgesetzte Prüfungszeit zu verlängern oder willkürlich abzukürzen, 
und der Director hat darüber zu wachen, dass keins von beiden geschehe. 

§, 24. Der Termin zur Prüfung ist von dem Director zu bestimmen, welcher die 
betretenden Mitglieder dazu einladet. Während der Prüfung sind alle Gegenstände, 
über welche der Candidat geprüft wird, mit kurzer Bemerkung, ob er sie genügend 
oder ungenügend gelöst, oder ganz unwissend in derselben sich gezeigt hat, zu proto- 
colliren. Werden mehrere Candidaten in einem und demselben Termine geprüft, so 
muss über jeden ein besonderes Protocoll aufgenommen werden. 

§. 25. Nach Beendigung der Prüfung entfernen sich die Prüfungs-Candidaten und 
alle Anwesenden, die nicht unmittelbar zur Commission selbst gehören. Jeder Exami- 
nator giebt nun, nach der weiter unten (§. 41.) folgenden Bestimmung, sein Votum über 
die Qualification des Candidaten ab und nach der Pluralität der Stimmen wird die Cen- 
sur für die mündliche Prüfung festgesetzt und dieselbe im Prüfungsprotocolle einge- 
tragen. Bei gleichen Stimmen entscheidet der Vorsitzende. Ist nun der Prüfungs-Can- 
didat nach der ihm zu Theil gewordenen Censur als bestanden anzusehen, so wird un- 
ter Berücksichtignng und genauer Erwägung der früher erhaltenen Censuren, über die 
schon bestandenen speciellen Prüfungen, die Schluss-Censur als Resultat aller Prü- 
fungen bestimmt, dieselbe gleichfalls am Ende des Prüfungaprotocolls bemerkt und das 
Actenstück selbst, welches von dem Director und allen anwesenden Mitgliedern zu un- 
terzeichnen ist, mit dem Anträge an das Ministerium, dem Geprüften hiernach die Ap- 
probation auszufertigen, geschlossen. Ist indessen der Candidat in der mündlichen 
Prüfung nicht bestanden und folglich zur Abweisung in Antrag zu brin- 
gen, so müssen die Gründe dieses Urtbeils kurz angegeben und zugleich muss bestimmt 
ausgesprochen werden, in welchen Zweigen des thierärztlichen Wissens er für die Ap- 
probation zu schwach oder zu unerfahren befanden worden sei. Diesem Ausspruchc 
ist auch die gutachtliche Aeusserung beizufügen, binnen welcher Frist dem Candidaten 
die Wiederholung der Prüfung zuzugestchcn sein dürfte, ob und welche Obliegenheiten 
er vorher noch zu erfüllen, ob er noch einzelne Studien zurücklegen, Zeugnisse hier- 
über beibringen, einzelne Prüfnngs-Abschnittc vorher noch zu wiederholen oder was er 
sonst noch zu leisten haben werde, ehe er zu einer erneuerten Schlussprüfung wieder 
zuzulassen sei. 

C. Besondere Bestimmungen über die Prüfung Behufs der Approbation als Thierarzt 

zweiter Klasse. 

§. 26. Die Prüfung für die Thierärzle zweiter Klasse unterscheidet sich von der 
vorhergehenden, ausser den §. 7. angegebenen geringeren Anforderungen an die wis- 
senschaftliche Bildung des Candidaten und dass sie eine durchaus practischc Tendenz 
hat, auch noch namentlich dadurch, dass keiner ihrer einzelnen Prüfungsacte als in sich 
vollendet angesehen werden kann, sondern dass alle Prüfungs-Abschnitte zusammen erst 
ein geschlossenes Ganzes bilden. Kein Candidat kann daher wegen eines einzelnen 
Prüfungs- Abschnitts sogleich zur Abweisung in Antrag gebracht werden, sondern er 
muss in jedem Falle zu allen für sein Fach vorgeschriebenen Prüfungs-Abschnitten ad- 
mittirt werden und so weit die ganze Prüfung in allen ihren Theilen vollenden, ehe 
das Endurtheil, ob er zu approbiren oder abzuweisen söi, über ihn gefällt werden darf. 
Bei der mündlichen Schlussprüfung muss daher auch der Candidat über die Gegenstände, 
in welchen er bei den früheren Prüfungs -Abschnitten mangelhafte und ungenügende 
Kenntnisse verrathen hat, nochmals geprüft werden, um hiernach sich bestimmt von sei- 
nem Wissen und Können im Einzelnen und Allgemeinen zu überzeugen, worauf dann 
am Schlüsse der ganzen Prüfung, unter Berücksichtigung und genauer Erwägung des 
Resultats jedes einzelnen Prüfungs-Abschnittes und der diesfallsigen Censuren nach ge- 
meinschaftlicher Berathung ein allgemeines und endliches Unheil zu fällen ist, nach 
welchem der Candidat bei dem Ministerium, unter Einsendung sämmtiieher Prüfungs- 
Acten, entweder zur Approbation oder zur Abweisung, und zwar in letzterem Falle mit 
Angabe der Gründe und der gutachtlichen Bemerkung, nach welcher Frist und unter 
welchen Bedingungen der Candidat zu einer erneuerten Prüfung wieder zuzulassen sein 
wird, in Antrag zu bringen ist. Ausserdem ist in Bezug auf Abfassung der Schluss- 
Censur Alles das auch hier zu beobachten, was §. 25. bei den Prüfungen für die Thier- 
ärzte erster Klasse vorgeschrieben ist. 

§. 27. Die anatomische Prüfung wird in Gegenwart zweier Prüfungs-Com- 
missarien abgelegt. In derselben muss der Candidat am Leichnam eines Hausthieres die 
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Lage und Beschaffenheit der Eingeweide einer Höhle angeben. Da es «ich indessen 
ereignen kann, dass der Candida! nicht die erforderliche Gewandtheit des Ausdrucks 
besitst, um über die Lage der Eingeweide einen freien Vortrag halten iu können, so 
genügt es hier, wenn der au Prüfende seine hinreichende Bekanntschaft mit der Lage 
und Beschaffenheit der Eingeweide durch die ihm dieserhalb am Cadaver vorgelegten 
Kragen naehweist. Das anatomische Messer muss, so weit es in dieser Prüfung erfor- 
derlich ist, von dem Candidaten selbst geführt werden. 

In eben der Art ist der Candidat über ein ihm unvorbereitet vorgelegtes osteolo- 
gisches, myologisches oder angiologisches Präparat r.u prüfen und falls er hierin unge- 
nügende Kenntnisse an den Tag legt, ist ihm noch ein zweites vorzulegen. 

§. 28. Die Prüfung über Hufbeschlag wird von zwei Commiasarien abgehal- 
ten. Es kommt hier besonders darauf an, die practische Geschicklichkeit und Fertigkeit 
des Candidaten im Hufeisenschtnieden und Beschlagen gesunder und kranker Hufe zu 
ermitteln, da vorausgesetzt werden muss, dass derselbe in seinem künftigen Wirkungs- 
kreise auch den Hufbeschlag als Erwerb betreiben wird. 

Zu dem Ende muss der Candidat zuvörderst ein Hufeisen für einen gesunden Huf 
aus neuem Eisen schmieden, den Huf zurichten und das Eisen aufschlagen. Sodann 
zieht derselbe durch das Loos die Bezeichnung eines Hufeisens für einen kranken Huf 
und fertigt dasselbe ebenfalls aus neuem Eisen an. 

Von den Prüfungs-Commissarien wird in der demnächst aufzunelÄnenden Verhand- 
lung das Uriheil über die von dem Candidaten bewiesene Geschicklichkeit und Fertig- 
keit im Schmieden und eben so über das Beschlagen besonders ausgesprochen und hier- 
auf das Gesammturtheil über den ganzen Priifungsact begründet. 

§. 29. Die akiurgische oder chirurgisch -technische Prüfung wird von 
zwei Mitgliedern der Prüfung »-Commission abgehalten und bezweckt die Bekanntschaft 
des Candidaten mit den üblichen Operaüonsmethoden und die Fertigkeit, dieselben aus- 
üben zu können, zu erforschen. Zu dem Ende werden dem Candidaten zwei chirur- 
gische Operationen ohne Demonstration durch das Loos zugetheilt, welche er sogleich 
kurz zu beschreiben und unmittelbar darauf am lebenden Thiere auszuführen hat. Die 
Auswahl der hierzu nöthigen Instrumente, die Anstellung der Gehülfen, die Lagerung 
und Stellung des Thieres u. s. w. muss hierbei lediglich dem Candidaten überlassen 
werden und haben die Prüfungs-Commissarien nur unter den §. 11. gedachten Umstän- 
den Einspruch zu thun. 

Ueber die von dem Candidaten an den Tag gelegte practische Kenntnis* und Ge- 
schicklichkeit wird eine Verhandlung aufgenommen, welche, nachdem die Censur über 
diesen Prüfungs-Abschnitt hinzugefügt ist, zu den Prüfungs-Acten genommen wird. 

§. 30. Die practisch - chirurgisch - medicinische Prüfung wird ebenfalls 
von zwei Prüfungs-Commissarien abgehalten. In derselben werden dem Candidaten 
zwei kranke Haunthiere zur Untersuchung übergeben, welche vorzugsweise an innern 
K.ankheiten leiden. Bei diesen muss der Candidat zunächst die Diagnose und Prognose 
angeben und dieselben sodann, nach einem vorher entworfenen Heilplan, durch fünf Tage 
behandeln, während welcher Zeit die Prüfungs-Commissarien ausserdem Veranlassung 
nehmen werden, die Richtigkeit des Urtheils und die practisch-lherapeutische Geschick- 
lichkeit noch näher zu ermitteln. 

Zu dem Ende ist über eines der von dem Candidaten behandelten Thiere ein kur- 
ier Krankheitsbericht anzufertigen, welcher, mit einer besondern Censur versehen, der 
über den ganzen Prüfimgsact aufzunehmenden Verhandlung beizufügen ist, in welcher 
sich die Commissarien ganz besonders über die Richtigkeit des Urtheils und die prac- 
tische Geschicklichkeit des Candidaten auszusprechen haben. 

§. 31. Die practisch-pharm aceutische Prüfung wird von zwei Mitgliedern 
der Prüfungs- Commission abgehalten; sie bezweckt, den Grad »1er pliarmaceutischen 
Kenntnisse und Geschicklichkeit zu erforschen, dessen der Candidat zur Ausübung sei- 
nes Berufs als practischer Thierarzt bedarf. 

Zu dem Ende müssen die Candidaten für die ihnen zur klinischen Prüfung über- 
gebenen Kranken die Arzneien selbst bereiten und dispensiren, und ausserdem noch die 
hinreichende Fertigkeit in der Bereitung der gewöhnlichen Arzneiformen (Latwergen, 
Tränke, Bolus, Salben) nachw eisen. 

Ausserdem haben die Piüfungs-Commissarien noch Veranlassung zu nehmen, durch 
gelegentliche Fragen die pharmacologischen Kenntnisse des Candidaten noch näher zu 
erforschen. 

Die über diesen Priifungsact aufgenommene Verhandlung, welcher die Censur über 
die von dem Candidaten bewiesenen Kenntnis e und Geschicklichkeit beigefügt sein 
muss, geht zu den Prüfungs-Acten. 
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§. 32. Die Schlussprüfling wird von vier Mitgliedern der Commission abgehal- 
ten; sie dient hauptsächlich zur Ergänzung und Vervollständigung der Lücken, welche 
die vorhergegangenen Prüfungs-Abschnitte gelassen haben, daher vorzugsweise die Ge- 
genstände der Prüfung aus den frühem zu wählen sind, in welchen der Candidat noch 
nicht die genügende Kenntnisse dargethan hat. Uebrigens muss diese Prüfung den §. 7. 
ausgesprochenen Grundsätzen gemäss abgehalten werden und daher alle Fragen, welche 
ein theoretisches Wissen oder eine höhere wissenschaftliche Bildung voraussetzen, ver- 
mieden werden. 

In dieser Rücksicht übernimmt ein Mitglied vorzugsweise die Prüfung im Gebiete 
der Anatomie und Physiologie, bei welcher letzteren sich die Anforderungen indessen 
nur auf die Kenntnisse von der allgemeinen Verrichtung der Thcile beschränken müssen. 
Ein zweites Mitglied der Commission prüft über die Grundlehren der Naturwissenschaf- 
ten und wählt die Gegenstände der Prüfung aus dem Gebiete der Physik, Chemie und 
allgemeinen Naturgeschichte; ein drittes Mitglied prüft über Diätetik und Züchtung der 
fiausthiere, verbunden mit Exterieur und' Hufheschlag der Pferde; ein viertes Mitglied 
prüft endlich über Pathologie, Therapie und Chirurgie, wobei hauptsächlich die practi- 
schen Kenntnisse des Candidaten in diesen Zweigen des thierärztlichen Wissens Zu er- 
forschen sind. 

D. Besondere Bestimmungen über die Prüfung Behufs Erlangung des Fähigkeitszeugnisses 
zur Anstellung als Kreisthierarst. 

§§. 33. bis 40. cess. ü. conf. die Circ. Verfügung vom 6. September 1853 S. 142. 

E. Schlussbestimmungen. 

§. 41. Die Grade der Fähigkeit oder Unfähigkeit des Candidaten sind durch die 
Censuren: „vorzüglich gut“, „sehr gut“, „gut“, „mittelmüssig“ und „schlecht“ zu be- 
stimmen. Die ersten drei Censuren erklären den Candidaten für bestanden und begrün- 
den, wenn sie als Schluss -Censur gegeben werden, den Antrag zur Approbation des 
Candidaten, die letzten beiden zu dessen Abweisung. Als gut bestanden ist ein Can- 
didat zu betrachten, der in allen Zweigen des thierärztlichen Wissens, in so weit es zur 
Ausübung seines künftigen Berufes erforderlich ist oder die einzelne Prüfung sich dar- 
über erstreckt, hinreichend bewandert gefunden wird. Die Censur „sehr gut“ ist jenen 
Prüfungs- Candidaten zu crtheilen, die in allen Zweigen oder wenigstens in der Mehr- 
zahl 4 er Prüfungsfächer einen höheren Grad der practischen Reife als zur Erlangung 
der Approbation oder zum Vorrückcn in einen ferneren Prüfungs- Abschnitt gerade er- 
forderlich ist, nachweisen. Mit der Censur „vorzüglich gut“ kann nur ein Candidat zur 
Approbation in Antrag gebracht werden, der ausser einem höheren Grad der practischen 
Reife auch eine höhere wissenschaftliche Bildung selbst in den Zweigen des Wissens 
nachgewiesen hat, die nicht unmittelbar zur practischen Ausübung seines Faches erfor- 
lich sind und der in allen einzelnen Prüfungs-Abschnitten schon eine höhere Censur 
als „gut“ erhalten hat. Ueberhaupt darf die Censur „vorzüglich gut“ nur an wahrhaft 
ausgezeichnete Individuen erlheilt werden. 

Als „mittelmässig“ bestanden sind diejenigen Candidaten zu betrachten, welche die 
an sie gestellte Aufgabe nur zum Theil oder unvollständig gelöst oder in Bezug auf den 
gesammten Prüfungsact in einem oder mehreren Gegenständen nicht die zur künftigen 
Ausübung ihres Berufs erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen haben, 
übrigens aber nicht ungebildet erscheinen; dagegen diejenigen, welche in der Mehrzahl 
der Fächer, oder im Allgemeinen sich als unwissend nachweisen, nur das Votum 
„schlecht“ erhalten können. 

Bei den Prüfungen für die Tbierärzte zweiter Klasse können (jedoch unter Berück- 
sichtigung der Bestimmungen des folgenden Paragraphen) die bei einem weniger wich- 
tigen Prüfungs-Abschnitte erhaltenen Censuren „mittelmässig“ oder „schlecht“ durch die 
bessern Censuren bei andern Abschnitten aufgehoben und die Schluss-Censur auf „gut“ 
oder „mittelmässig“ gestellt werden. 

Wer seine Prüfung „mittelmässig“ beendigt bat oder zum grössten Theile bestanden 
ist, dem kann die Wiederholung einzelner Prufungszweige nach kürzerer oder längerer 
Frist verstauet, unter Umstanden ihm auch erlaubt werden, anderweitige Beweise der 
nachträglich erworbenen Vervollständigung seiner Kenntnisse, Behufs der Erlangung sei- 
ner Approbation beizubringen; dagegen kann derjenige, welcher „schlecht“ bestanden 
ist, nie vor Ablauf eines halben, und in der Mehrzahl der Fälle eines ganzen Jahres zu 
einer erneuerten Prüfung zugelassen werden, die er überdies noch vollständig wieder- 
holen muss. 

§. 42. Bei der Abgabe des Votums, besonders der Schluss-Censur, wird es den 
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Mitgliedern der Prüfungs-Commission zur besonderen Pflicht gemacht, sich von dem Ge- 
sammtwissen der Candidaten eine möglichst vollständige Ueberzeugung zu verschaffen 
und alle Umstände genau zu erwägen, ehe sic ihr Votum abgeben. 

Bei den mündlichen Prüfungen, so wie bei allen einzelnen Prüfungsacten, wo i!er 
Candidat über mehrere Gegenstände von mehreren Examinatoren zu prüfen ist, darf 
kein Examinator sein Votum blos nach dem Erfolge seiner mit dem Candidaten ange- 
stellteu Prüfung abgeben, sondern er muss sein Urtheil über die Fähigkeiten und über 
die Zulässigkeit des Candidaten zur Praxis nach dem einrichten, was er denselben auf 
alle an ihn gerichtete Fragen während der ganzen Prüfungszeit antworten hörte; denn 
es ist leicht möglich, dass der Examinandus in einem Fache mehr als genügende Kennt- 
nisse besitzt, während er sich in andern ganz unwissend zeigt. Wenn dieses Letztere 
solche Kenntnisse betrifft, die zur Ausübung des künftigen thierärztlichen Berufes un- 
umgänglich notwendig sind, so ist der Candidat nicht zur Approbation zu empfehlen, 
wenn er auch in dem Uebrigen völlig Genüge geleis et hat. 

§. 43. Die Prüfungs-Commissarien sind verbunden, die Candidaten so bald als mög- 
lich zur Prüfung zu admittiren und sis von einem Prüfungstermin zum andern zu för- 
dern, dagegen sind aber auch die Examinanden verpflichtet, zu den ihnen angesetzten 
Terminen pünktlich zu erscheinen und sich der Prüfung zu unterwerfen. Ein willkür- 
liches Verzögern Seitens der Candidaten oder ein absichtliches Hinüberziehen der ein- 
zelnen Prüfungs- Abschnitte von einer Prüfungszeit in die andere ist durchaus nicht zu 
dulden. Wer daher die einmal begonnene Prüfung in einer ununterbrochenen Reihe- 
folge nicht beendet, ist als unvorbereitet oder als unfähig, sic beendigen zu können, 
anzusehen; ihm können daher die früher zurückgelcgten Prüfungs- Abschnitte nicht an- 
gerechnet werden, wenn er die einmal begonnene Prüfung nicht in einer Prüfungszeit 
völlig beendet. Nur erwiesene Krankheit oder ein sonst beachtenswerthes llinderniss 
können hiervon eine Ausnahme gestatten. 

§. 44. Die Gebühren für die Prüfung sind nach den hierüber besonders erlassenen 
Bestimmungen zu erheben und zu vcrtheilen. Jeder Prüfungs-Candidat hat den festge- 
setzten Betrag für die ganze Prüfung voraus zu erlegen. Beendigt er dieselbe nicht, 
so sind ihm die Prüfungsgebühren für die unerledigt gebliebenen Prüfungs- Abschnitte 
zurückzuerstatten. Kein Candidat kann aber für eine absolvirte und nicht bestandene 
Prüfung die Gebühren zurückfordern; im Gegentheilc ist er verbunden, bei Wiederholung 
derselben oder auch nur eines einzelnen Prüfungsterrains die dafür festgesetzten Gebüh- 
ren von Neuem zu erlegen, falls nieht die PrüTungs -Commissarien durch seine Mittel- 
losigkeit bewogen, ihm die Hälfte der Gebühren nachlassen oder die erforderliche Müh- 
waltung ganz unentgeltlich übernehmen wollen. 

Dieses Reglement hat noch jetzt Gültigkeit und nur in einzelnen 
wenigen Punkten durch die folgenden Verfügungen Modificationen er- 
fahren. 

Allerh. Ordre vom 22. März 1847 an den Minister der geistli- 
chen etc. Angelegenheiten. 

Auf Ihren Bericht vom 8. d. M. bestimme Ich, dass die zur Erlangung der Approbation 
als practischer Arzt, Wundarzt, Zahnarzt, Thierarzt, Apotheker oder Hebamme vorge- 
schriebenen Staatsprüfungen, so wie die einzelnen Prüfungs-Abschnitte, in so fern solche 
nach dem Reglement für die Staatsprüfungen der Mcdicinal-Personen vom 1. December 
1825 als in sich abgeschlossen betrachtet und einer selbstständigen Censur unterworfen 
werden, im Falle eines unbefriedigenden Ergebnisses in der Regel nur zweimal wie- 
derholt werden dürfen. Ich will Sic jedoch ermächtigen, nach pflichtmässigem Ermes- 
sen aus besondern Gründen ausnahmsweise noch eine dritte Wiederholung einer solchen 
ungenügend ausgefallenen Prüfung und beziehungsweise eines einzelnen Abschnittes der- 
selben zu gestatten. 

Dagegen soll für die zur Erlangung der Approbation als Krcisphysicus, gerichtli- 
cher Wundarzt, Geburtshelfer und Augenarzt vorgeschriebenen Staatsprüfungen im Fall 
eines unbefriedigenden Ergebnisses nur eine einmalige Wiederholung der Prüfung statt- 
finden, so dass insbesondere die im §. 76. des Reglements vom 1. December 1825 für 
die Physicats- Prüfung vorgeschriebenen Ausarbeitungen über Themata medico- legalia, 
falls sie das erste Mal ungenügend ausgefallen sind, nur noch einmal aufgegeben wer- 
den dürfen. — Ich überlasse Ihnen, diesen Meinen Befehl zur Kenntniss der betheilig- 
ten Behörden zu bringen und durch die Amtsblätter bekannt zu machen. 
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Minist. Verf. vom 13. August 1850. (Lehnert.) 

Aus Veranlassung des Berichts der Königlichen Thierarzneischul-Direction vom .... 
bin ich wegen der mit den Militair-Kurschmieds-Eleven abzuhaltenden besonderen Prü- 
fung im Schmieden mit dem Herrn Kriegsminister in Schriftwechsel getreten und mit 
demselben dahin übereingekommen, dass die Prüfung der Militair-Eleven im Schmieden 
und im Hufbeschlage vor einer eigens dazu Seitens des Allgemeinen Kriegs- Departe- 
ments niederzusetzenden Commission, welcher der Schmiedelehrer der Thierarzneischule 
als nothwendiges Mitglied beizugeben ist, vor der sonstigen Prüfung, aber durchaus 
unabhängig von derselben, abgehalten und bei letzterer von einer nochmaligen Prüfung 
derselben Eleven im Schmieden abgesehen, vielmehr das Ergehniss der vorangegangenen 
besonderen Prüfung im Schmieden bei Ausstellung der Censur über die gesammtc Prü- 
fung als massgebend betrachtet werden muss. 

Demgemäss wird Seitens des Allgemeinen Kriegs -Departements das Weitere an- 
geordnet werden, wovon ich die Königliche Thierarzneischul-Direction zur Nachachtung 
hierdurch in Kenntniss setze. 

Circ. Verf. vom 2. August 1855 (S. 11). 

Minist. Verf* vom 30. Juni 1856. (Lehnert.) 

Unter den in Ew. Hochwohlgeboren Bericht vom , . . . angezeigten Umständen 
will ich hiermit die für die tierärztlichen Staatsprüfungen zu entrichtenden Gebühren, 
für Thierärzte erster Klasse von 15 Thlrn. auf 18 Thlr. Court, und für Thierärzte zwei- 
ter Klasse von 10 Thlrn. auf 12 Thlr., erhöhen. 

Zugleich bestimme ich, dass die Staatsprüfungen beider Klassen wieder mit der 
anatomischen resp. chirurgischen Prüfung begonnen werden. 

Desgleichen vom 3. Deccmber 1856. (v. Raumer.) 

Mit Bezugnahme auf meinen Erlass vom 30. Juni d. J. benachrichtige ich Ew. Hoch- 
wohlgeboren, dass die zu den Prüfungen für Thierärzte zweiter Klasse zugelassenen 
Militair-Eleven der Königlichen Thierarzneischule *) an Prüfungsgebühren anstatt 12 Thlr. 
nur 10 Thlr. 15 Sgr. zu entrichten haben und dass an diesen ennässigten Gebühren der 
Schmiedelehrer nicht participirt, da derselbe für die ihm obliegende besondere Prüfung 
dieser Eleven aus Militairfonds remunerirt wird. 

Formular zu den Z uiassun g en zu der Sl aa I sprüfuug als Tliter- 
arzt erster und zweiter Klasse. 

Sie erhalten hierdurch die unter dem nachgesuchte Erlauhniss zur Ab- 

legung der Prüfung als Thierarzt erster (zweiter) Klasse mit der Anweisung, sich nun- 
mehr wegen des Weiteren unter Vorzeigung dieser Verfügung und der (Quittung über 
die Prüfungsgebühren, die mit 18 Thlrn. Courant (10 Thlr. 15 Sgr.) an die General- 
bässe des Ministeriums (Unter den Linden Nr. 4., Eingang im Thorweg) zu berichtigen 
sind, an die Direction der Königlichen Thierarzneischule zu wenden. 

Den Ihnen bei der Prüfung zuzutheilenden schriftlichen Arbeiten haben Sie au Eidcs- 
statt die Versicherung beizufügen, dass Sie solche selbst und ohne fremde Hülfe ange- 
fertigt haben. 

Berlin, den 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal-Angelegenheiten. 

An 

den Candidaten der Thierheilkundc Herrn N. N. 

(15 Sgr. Stempel.) 



b. Die Prüfung als Kreisthierarzt. 

Circ. Verf. vom 6. September 1853. (v. Raumer.) 

Die bisher üblich gewesene Prüfung derjenigen Thierärzte erster Klasse, welche 
das Fätügkeilszeugniss zur Verwaltung einer Kreisthierarzt-Stelle zu erlangen beabsich- 



•) Vom Jahre 18SG ah müssen die Mllltahr-P.leven der KSnigHchett Thierarzneischule, «-eiche nicht rum 
Thierarzt erster Klasse atis^ebildet «erden, vor ihrer Anstellung als Kursckmiede ohne Ausnahme da« 
Staats-Examen als Thlerarzt zweiter Klasse ablegeu. 
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tigten, hat einen genügenden Anhalt zur Beurtheilung des Maasses der Kenntnisse der 
Candidaten nicht gewährt. 

Ich habe mich deshalb bewogen gefunden, hierüber anderweitige Bestimmungen zu 
treffen und übersende der Königlichen Kegierung hierbei einen Abdruck des diesfälligen 
Reglements (Anlage a.) zur Nachachlilng und schleunigen Verölfcn'lichung desselben. 
Das Reglement tritt sofort in Kraft und findet demnach auf alle diejenigen Thierärzte 
erster Klasse Anwendung, welche zu der Prüfung für Kreisthierärzte noch nicht au- 
gelassen sind. 

Aulage a. 

Reglement 

über die Prüfung der Thierärzte erster Klasse, welehe das Kähigkeitszeugniss zur An- 
stellung als Kreisthierärzte zu erwerben beabsichtigen. 

§. 1. Diejenigen Thierärzte erster KlasBe, welche in ihrer Approbation das Prä- 
dikat „vorzüglich gut“ erhalten haben, können Ein Jahr, diejenigen, welche das Prä- 
dikat „sehr gut“ erhalten haben, drei Jahre, alle übrigen vier Jahre nach ertheiller 
Approbation zu der Prüfung für Kreisthierärzte zugelassen werden. 

$. 2. Die Gesuche um Zulassung zu der Prüfung werden unter Beifügung des 
Schulzeugnisses, des Abgangszeugnisses der Königlichen Thierarzneischnle und der Ap- 
probation, an den Landrath desjenigen Kreises gerichtet, in welchem der Thierarzt wohnt. 

Der Landrath übersendet das Gesuch nebst Anlagen, nach Anhörung des Orlsvor- 
standes über die moralische Führung und des Kreislhierarztes über dir thierärztlichen 
Leistungen des Candidaten, an die Vorgesetzte Königliche Regierung mittels gutachtli- 
chen Berichts. 

Diese überreicht das Gesuch, wenn sie dasselbe für statthaft erachtet, dem Minister 
der Medicinal -Angelegenheiten zur Beschlussnahmc über die Zulassung des Candidaten 
zu der Prüfung. 

§. 3. Die Prüfung wird vor einer durch den Minister der Medicinal- Angelegen- 
heiten alljährlich in Berlin zu berufenen Prüfungs-Commission abgelegt, und zerfällt in 
drei Abschnitte, den schriftlichen, den praktischen und den mündlichen. Zu den bei- 
den letzteren Abschnitten muss der Candidat sich in Berlin einfinden. 

§. 4. Die schriftliche Prüfung besteht in der Bearbeitung von zwei Aufgaben, von 
denen die eine aus der gerichtlichen, die andere aus der polizeilichen Thierheilkunde 
entnommen ist. 

Diese Aufgaben werden nach erfolgter Zulassung des Candidaten von der Prüfungs- 
Commission entworfen und dem Minister der Medicinal- Angelegenheiten eingereicht, 
welcher dieselben durch die betreffende Regierung dem Candidaten zustellen lässt. 

§. 5. Die Ausarbeitungen müssen, in der Regel spätestens sechs Monate nach 
Empfang der Aufgaben, dem Minister der Medicinal-Angelegenheiten mit der eidesstatt- 
lichen Versicherung, dass der Candidat sie allein und ohne fremde Hülfe nngeferligt 
habe, eingereicht werden. Nach Ablauf dieser, oder der ausnahmsweise, jedoch nur 
einniBl zu verlängernden Frist werden die Arbeiten nicht mehr angenommen. 

§. 6. Die Probearbeiten werden der Prüfungs-Commission zur Begutachtung vor- 
gelegt und von derselben mittels besonderen Berichts dem Minister der Medicinal-An- 
gelegenheiten zurückgereicht. 

Genügen die Ausarbeitungen den Anforderungen der Prüfungs-Commission, so wird 
der Candidat zu den übrigen Prüfungsabschnitten zugeiaasen 

Wird auch nur eine der Ausarbeitungen mittclmässig oder schlecht befunden, so 
erhält der Candidat, wenn er die Prüfung zu wiederholen wünscht, nach einer nach 
dem Ausfall der Arbeiten zu bemessenden Frist von drei bis zwölf Monaten neue 
Aufgaben. 

§. 7. Wenn der Candidat in der schriftlichen Prüfung bestanden ist, so hat er 
sich spätestens binnen sechs Monaten zu der practischcn und mündlichen Prüfung bei 
dem Director der Prüfungs-Commission zu melden, widrigenfalls die schriftliche Prüfung 
zunächst wiederholt werden muss. 

§. 8. Die practische Prüfung wird vor dom Director der Prüfungs- Commission 
und zwei Prüfungs-Commissarien abgelegt. 

In derselben hat der Candidat entweder an einem lebenden Thiere einen in ge- 
richtlicher oder polizeilicher Beziehung in Betracht kommenden Krankheitsfall zu unter- 
suchen, demnächst einen Bericht darüber sogleich mündlich vorzutragen und alsdann 
ein schriftliches Gutachten über diesen Fall binnen einer von dem Director der Com- 
mission zu bestimmenden Frist unter Aufsicht auszuarbeiten; oder die Section eines 
gefallenen Thieres zu verrichten und den Sectionsbericht nebst Gutachten unter Beob- 
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achtung der für gerichtliche Sectionen vorgeschriebenen Formen binnen einer von den» 
Director der Commission zu bestimmenden Frist unter Aufsicht auszuarbeiten. 

§. 9. Die mündliche Prüfung wird unmittelbar nach bestandener practischer Prü- 
fung vor dem Director und denselben zwei Prüfungs-Cominissarien, welche bei der 
practischen Prüfung beschäftigt gewesen sind, abgehalten. 

Die Gegenstände dieser Prüfung werden aus dem ganzen Gebiete der gerichtlichen 
und polizeilichen Thierheilkunde entnommen. 

Es dürfen in derselben gleichzeitig nicht mehr als vier Candidaten geprüft werden. 

§. 10. Ueber die praktische und mündliche Prüfung wird ein Protocoll aufgenom- 
men, welches die Gegenstände der Prüfung, das Uriheil jedes einzelnen Examinatois 
und die Schlusscensur der Commission über das Gesammtergebniss der Prüfung enthal- 
ten muss. Dasselbe ist dem Minister der Medicinal-Angelegenheiten einzureichen. 

§. 11. Die bisher für die einzelnen Prüfungsabschnitte und für die Gesammtprü- 
fung üblichen Ccnsuren: „vorzüglich gut“, „sehr gut“, „gut“, „mittelmässig“, und 
„schlecht“ werden beibehalten. Auf Grund einer der drei ersten Censuren wird das 
Fiihigkeitszcugniss zum Kreisthierarzte ertheilt. 

Die beiden letzten Censuren begründen die Abweisung des Candidaten, dieselbe 
erfolgt nach Maassgabe des Inhalts der Prüfungsverbandlungen für einen Zeitraum von 
drei bis zwölf Monaten. 

§. 12. Die Wiederholung der Prüfung resp. der einzelnen Prüfungsabschnitte ist 
in der Regel nur einmal zulässig, so dass ein zum zweiten Male durchgefallener Can- 
didat für immer abgewie.sen wird. 

§. 13. Die von den Candidaten zu entrichtenden Prüfungsgebühren betragen 8 Thlr., 



wovon für die schriftliche Prüfung 3 Thlr., 

für die practische und mündliche Prüfung zusammen 3 

und für allgemeine Ausgaben 2 

verwendet werden. 



Drei Thaler werden bei Uebersendung der Aufgaben von dem Candidaten eingezo- 
gen, die übrigen fünf Thaler bei der Meldung zur practischen und mündlichen Prüfung 
zur Generalkasse des Ministeriums eingezahlt. 

Formular zu den Adinissions - Verfügungen zur schriftlichen 
Prfifu i) g. 

Auf den Antrag der Königlichen Regierung in dem Berichte vom will ich 

dem Thicrarzte erster Klasse N. zu N. hierdurch gestatten, sich der Prüfung für Kreis- 
thierärzte zu unterziehen. Die Königliche Regierung erhält daher die von dem Lehrer- 
Collegium der Königlichen Thierarzneischule dem etc. N. aufgegebenen Themata, um 
solche demselben mit der Anweisung auszuhändigen, die Ausarbeitungen mit der an 
Eidesstatt abzugebenden Erklärung, dass er dieselben selbst und ohne fremde Hülfe an- 
gefertigt habe, binnen sechs Monaten nach Empfang der Aufgaben zur Censur porto- 
frei einzusenden. Dabei ist dem etc. N. zu eröffnen, dass er, wenn er diese Frist nicht 
innehalten sollte, erst nach Ablauf eines Jahres sich neue Themata durch die Königliche 
Regierung erbitten dürfe. 

Die hierunter liquidirten Stempel- und Censurgebühren sind von dem Candidaten 
einzuziehen und wie gewöhnlich hierher abzuführen. 

Berlin, den ...... 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten. 

An 

die Königliche Regierung zu N. 

3 Thaler Ccnsurgebühicn. 

15 Sgr. Stempel. 

Do sgl. zur practischen und nt fiu d liehen Prüfung. 

Die von Ihnen unterm .... eingcreichten Probearbeiten sind von der Königlichen 
Prüfungs-Commission für Kreisthierärzte beifällig beurtheilt worden. Sie werden daher 
hierdurch zur practischen und mündlichen Prüfung zugelassen und demgemäss aufge- 
fordert, sich dazu hier einzufindon, den Termin Ihres Eintreffens hierselbst mindestens 
drei Wochen vorher dem Director der Prüfungs-Commission, Herrn Geheimen Medicinal- 
rath Dr. N„ anzuzeigen, und sich demnächst bei demselben unter Vorzeigung der Quit- 
tung über die mit 5 Thalern Courant an die Generalkassc meines Ministeriums zu ent- 
richtenden Prüfungsgebühren persönlich zu melden. 

Sollten Sie sich nicht spätestens G Monate nach Empfang dieses Erlasses gemeldet 
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haben, so wird auch die schriftliche Prüfung nicht mehr alt geltend betrachtet und mutt 
Ihnen alsdann überlasten bleiben, sich neue Aufgaben auf dem vorgesrhriebenen Wege 
zu erbitten, wenn Sie bei Ihrer Abticht beharren, die Qualification mm Kreiithierarit 
au erwerben. 

Berlin, den 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal -Angelegenheiten. 

An 

den Thierarit erster Klasse Herrn N. au N. 



c. Die Prüfung als Departements - Thierarzt. 

Circ. Verf. vom 7. Februar 1855. (v. Raumer.) 

Die Qualification xur Anstellung alt Departements -Thierarzt hat bisher von den 
Kreisthierärzten nur durch einjährige Dienstleistung als Repetitoren an der hiesigen Kö- 
niglichen Thiei arzneischule erworben werden können. Inzwischen hat die Erfahrung 
gelehrt, dass der alljährliche Wechsel der Repetitoren mit dem Interesse der genannten 
Anstalt nicht wohl vereinbar ist. Ich finde mich daher veranlasst, diese Einrichtung, 
soweit dieselbe die Ausbildung von Departements-Thierärzten bezweckt, hiermit aufzu- 
heben und hinsichtlich der Erwerbung der Qualification als Departemcnls-Thierarzt fol- 
gende Bestimmungen zu treffen. 

1) Rur Kreisthierärzte, welche als solche mindestens fünf Jahre lang fungirl, sich 
in sittlicher und politischer Hinsicht tadellos geführt und durch ihre amtliche Wirksam- 
keit, sowie durch ihre Leistungen als practische Thierärzte die vollkommene Zu- 
friedenheit der Aufsichtsbehörde und das Vertrauen des Publicutus er- 
worben haben, werden zur Erlangung der Qualification als Departements -Thierarzt 
zugelassrn. 

3) Die Gesuche um Zulassung sind an die Vorgesetzte Königliche Regierung zu 
richten und dem Landrath desjenigen Kreises, in welchem der Candidat wohnt, zur 
Weiterbeförderung einzureichen. 

3) Der Landrath hat bei Einreichung des Gesuchs sein Gutachten in den zu 1. be- 
merkten Beziehungen abzugehen und zu diesem Zweck erforderlichenfalls bei den be- 
treffenden Ortsbehörden Erkundigung einzuziehen, auch wenn der Candidat für zwei 
oder mehrere Kreise angestellt ist, mit den betreffenden anderen Landräthcn sich zti 
benehmen. 

4) Die Königliche Regierung Aberreicht das Gesuch, wenn sie es für zulässig er- 
achtet, mit dem Bericht des Landraths unter BeifSgung ihres Gutachtens dem Minister 
der Medicinal-Angelegcnheiten zur Beschlusanahme über die Zulassung des Candidaten. 
Dieselbe wird nur nach Maassgabe des vorhandenen Prüfungs- Materials und mit Be- 
rücksichtigung des Bedürfnisses xur Besetzung der Departementa-Thierarzlalellen ver- 
fügt werden. 

51 Rach erfolgter Zulassung werden dem Candidaten von dem technischen Director 
der Königlichen Thierarzneischule durch Vermittelung des betreffenden Landralhs ge- 
richtliche Acten, in welchen ein thierärztliches Superarbitrium erfordert worden, zuge- 
fertigt, um letzteres binnen einer vom Tage nach dem Empfang der Acten zu berech- 
nenden vierwöchigen Frist auszuarbeiten. In der Regel hat der Candidat drei solcher 
Superarbitria abzufassen. Doch kann ihm, wenn die beiden ersten als „sehr gut“ an- 
erkannt sind, das dritte erlassen werden. Auch ist es dem Candidaten gestattet, ein 
von ihm in seiner Eigenschaft als Kreisthierarzt ausgearbeitetes veterinair- polizeiliches 
oder veterinair-gcrichtliches Gutachten einzurciehen, welches, wenn es probemässig be- 
funden wird, die Stelle des dritten Superarbitriums vertritt. 

6) Die Probearbeiten hat der Candidat mit der eidesstattlichen Versicherung, dass 
er sie allein und ohne fremde Beihülfe angefertiat habe, durch den betreffenden Land- 
rath dem technischen Director der Königlichen Thierarzneischule einzusenden. Der 
Landrath bescheinigt den Tag der Zustellung der Acten an den Candidaten und der 
Ablieferung der Prohearbeiten. Sind letztere nach Ablauf der bestimmten Frist bei dem 
Landrath eingegangen, so gelten sie nicht mehr als Probearbeiten. 

7) Wird ein Superarbitrium „mittelmässig“ befunden, so kann der Candidat nach 
drei Monaten anderweit Acten zur Ausarbeitung eines Superarbitriums erhalten. Wer- 
den zwei Superarbitria „mittelmässig“ oder wird auch nur eins „schlecht“ befunden, 
so wird der Candidat auf mindestens ein Jahr zurückgewiesen. Die Wiederholung der 
Prüfung ist nur einmal zulässig. 

Hora, Vstrrinir.SjuiitStspoUsot. 
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8) Die Probearbeiten werden von dem technischen Dircetor der Königlichen Thfer- 
arztieischule mit den von dem Lehrer-Collegrutn derselben zu ertheileüden Cetisurdn 
dem Minister der Metiicinal-Angelegenheiten eingereicht. Der Candidat wird hiernächst, 
wenn die Arbeiten befriedigend ausgefallen sind, zur Abhaltung eines mündlichen Col- 
loquiums mit dem technischen Director und zwei Lehrern der Königlichen Thierarznei- 
schule über wicbtige'veferinair-polizeiliche öder gerichtliche Gegenstände und zur Theil- 
natune an den Staatsprüfungen für Thierärzte erster Klasse, welche jährlich einmal nach 
dem Schluss des Wintersemesters stattünden, hierher berufen. 

Die Prüfungsabschnitte, an welchen der Candidat als Examinator Theil nehmen soll, 
werden von dein Minister der Medicinal -Angelegenheiten jedesmal bestimmt. Reise- 
kosten und Diäten wetdep dem Candidaten j nicht bewilligt. Ein Antheii an den Prü- 
fungsgebühren steht ihm nicht zu. 

9) Nach Beendigung des mündlichen Prüfungsabschnitts (ad 8.) berichtet der tech- 
nische Director dqr Königlichen Thierarzneischule über den Ausfall und über die zu 
ertheilende Gesammt-Censur. Auch die mündliche Prüfung darf nur einmal wiederholt 
werden. Ist sie „schlecht“ ausgefallen, so muss auch die schriftliche Prüfung wieder- 
holt werden, wenn der Candidat dabei beharrt, die Qualißcatidn als Dcparteiiienls-Thter- 
arzt erwerben zu wollen. 

10) Nach befriedigendem Ausfall der ganzen Prüfung wird das Befiihigungszeug- 
niss unter Angabe der Gesammt-Censur ausgefertigt und dem Candidaten durch die Vor- 
gesetzte Königliche Regierung zugestellt. 

11) An Prüfungsgebühren sind 12 Thaler zu entrichten, wovon G Thaler bei Zu- 
sendung der Acten eingezogen und 6 Thaler von dem Candidaten bei seinem Eintreffen 
hierselbst zur mündlichen Prüfung an die Kasse der ThieVarzneisehule eingezahlt werden. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmungen durch das Amtsblatt zu ver- 
öffentlichen. 

>\'t . '■ -i t, .... i- ■» . i, r \ . . i u . .. i. 

..I” ,''i ,!J 

; X t. i . ]. e .«* _ i u. >' 1 .• \ io ‘id.it'.; utl * !' 

I' . tt I.K. ■ : ■ ii. .. r ui . -• /! M-i.ie. ü,i o il'ijl 

. i- *.*. v . . i*i •: n ■ V . -.11 

3. Die Approbation und Vereidigung. 

Die in der Prüfung bestandenen Candidaten der Thierbeilkunde 
erhalten eine Approbation nach folgendem Schema: 

Approbation für den Candidaten der Thterheilkunde N. alspeac- 
t iseher Thierarzt erster (zweiter) Klasse in den Königlichen 
Landen. • - t» il. .• •> «.da ■ -I ' 

Da der Candidat der Thierheilkunde N. in den für ThierSrztc erster (zweiter) Klasse 
vorgesebriebenen Staatsprüfungen „gut“ bestanden ist, so wird demselben die, Approba- 
tion als Thierarzt erster (zweiter) Klasse in den Königlichen Landen unter der Bedin- 
gung hierdurch erthcilt, dass er die ihm nach den Medicinal-Verordnungeri obliegenden 
Pflichten gewissenhaft erfüllen werde. 

Berlin, den 

(L. s.) '•*'/ 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal -Angelegenheiten. 

(Stempel 15 Sgr.) r, 

Das Transmissoriale dazu lautet: u .1 

In der Anlage erhalten Sie die Approbation als Thierarzt erster (zweiter) Klasse, 
welche ich für Sic auf Grund der von Ihnen zurückgeleirten Prüfung habe ausfertigen 
lassen und für welche die Stempelgcbühr mit 15 Sgr. zu entrichten ist. 

Von der Wahl des Ortes Ihrer Niederlassung und der jedesmaligen Veränderung 
desselben halten Sie, unter Vorzeigung dieser Approbation, dem betreffenden Kreisphy- 
sicus und Kreisthierarzte Anzeige zu machen, 
dum 'B cr ij ni den . . 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mediciüal- Angelegenheiten. 

Die in der Prüfung zum Kreisthierarzt bestandenen Thierärzte 
erster Klasse erhalten ein Fähigkeit«- Zeugniss nach folgendem Schema: 
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F5ltigke1tis ; Zl , ugiiiss f(ir den Thierarzt erster Klasse N. zur Ver- 
^ vyaltiing einer KVcisfliieraiztsI cl le. ' 

De« Thierarzt erster Klasse N. wird hierdurch bezeugt, dass derselbe in der für 
Kreiethierärzle vorgescbrtebenen Staatsprüfung „gal“ bestanden und daher aur Verwal- 
tung einer Kreisthieraritstello «juali&cirt ist; 

Berlin, den , 

(L. S.) 

Ui Der Minister der geistlichen,. Unterrichts- und Mediciaal-Aagelegenheiten. 



(Stempel 16 SgrA n , ; , / 



•,d. 






Das narb bestamlener Prüfung ?um Dopartpments-Tluerarzt zti er- 
tb^ileoije Fäbigkeita-Zeugniss lautet; , 

Fähigkelts - Z'/Ägfrt'ls* für d e n 'Kreis I h i cra rzi N. zur Verwaltung 

einer 1t e ua r ieili en t s - Th f e r a r i t s l e. 1 1 e. 

■ nX .7 t ( J, o- . t, . . j ii .T ■ ■ i mi 

Dem Kreisthierarxt N. wird hierdurch beseugt, dass derselbe m der für Departe- 
ments- Tluerdrxle voigescbriebeuen Staatsprüfung „gut“ bestanden und daher nur Ver- 
waltung einer Deparlcments-Thierarztstelle quaii&cirt ist. P , , 



Berlin, den.,, s, 



M . I t/V* * 

(L. S.) 



lU'll’MI 



Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten. 
(Stempel 15 Sgr.) 'S " 1 " ■ r ' 1 lIuT 1 "• T * 

ii ‘»»ic'itl i*ih ^.Hi^d i'iv./ n,g'« 



e i*, ,i 

\f 



,11 1 R I. 



-r.v/ Pähiifknits - Zpuirwisse Word«) dm' Königlichen Regierungen 

übf Aushändigung hn ‘di'd bötrcffohden Thierärzti' züg'öfcrtigf. 

Die Ausfertigung dieser Approbationen und Zeugnisse erfolgf, ab- 
gesehen vom Ausfertigungsstempel, nach der Allerh. Verordnung vom 
22. November 1842 sportelfrei. 

Die Approbation, als Thierarzt getzt dje Eigenschaft als Preussi- 
scher Unterthan vofans; 1 dlö Ciftltilar- Veffügiiiig vom 1 4. März 1853 
fv. Raumer) ist auch hierbei maassgebend. 

v t i ,/ ■ T ei n J ui ' ii. i r° - I 1 1 ■ 1 I 

.1 Dieselbe lautet; , .„ ,, „ ... 

Beit Emanation des lieaelzu» über die Erwerbung und den Verlust der Eigenschaft 
als preussiacher Unterthan vom 34. Dccember 1842 (G. S. 1843 S. 15 IT.) werden Aus- 
länder vor erfolgter Naturalisation nur ausnahmsweise, und ztvnr entweder auf Grund 
ein- für allemal mit ihren heimathlichcn Regierungen getroffener Vereinbarungen oder 
in Folge besonderer Verwendung ihrer heimathliehen Regierungen, tu den medicinischen 
Staatsprüfungen in l’rcussen zugelussen. Dieselben erhalten in solchen Fällen ein At- 
test über den Ausfall der Prüfung, aber hiebt' die Approbation als |iractiicher ArttVtc., 
sind also auch zur Ausübung der Heilkunde in Preussen nicht befugt- Ausländer der 
Art erlangen, auch wenn sie nachträglich die Naturalisation als Preussc erhalten, nicht 
ohne Weiteres das Recht, in Preustcn als practischer .Arzt etc. zu fungiren. 

De in mehreren Fällen bei den Betheiligten eine entgegengesetzte Ansicht horvor- 
gelretea* ist, so erscheint es ratbsam, solche Ausländer, welche ausnahmsweise zu den 
ärztlichen Staatsprüfungen in Preuaseo zugelnssen, und in demselben bestanden sind, 
demnächst aber die Naturalisation nachsuchen, darauf aufmerksam zu machen, dass sie 
uns dem ihnen ertheilten Attest über das Bestehen der medicinischen Staatsprüfungen 
ein Recht auf Erlangung .der Agprohation zur Ausübung der Heilkunde in Preussen nioli' 
tierleite n können. Es ist dies schon dadurch gerechtfertigt, dass hei Zulassung von 
Ausländern aur Prüfung die Bedingung«« , welclut für die Zulassung von Inländern zu 
den medicinischen Slautspiufungen vo: geschrieben sind, nicht ihrer ganzen Ausdehnung 
nach sur Erörterung gezogen werden. Dahin gehurt, insbesondere der Nachweis, dass 
der Betheiligte von einem preuaeischni (Gymnasium mit: dem Zeug bis» der Keife abgr- 
gangen ist, vier Jahre, davon mindestens 1'; Jahre auf preussischen Universitäten, Mr- 
dicin studirt, und bei der medicinischen ^acultät einer, prosaischen Universität die f)uc- 
torwürde rite erworben hat. Will'Ualiet ein Aoslärtdrr, der dite diesseitigen Stnatsprü- 
futtgen bestanden, nachdem er die Naturalisation als Preussc erlangt hat, in Preussen 
di* Heilkunde ausüben, so bedarf er dazu euer ausdrücklichen Ertheilung der dieasei- 

10 * 
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tigen Adprobatiun als practischer Arzt etc. Geber dahin gerichtete Gesuche werde ich 
nach Prüfung aller in Frage kommenden Verhältnisse Beschluss fassen. 

Der Königlichen Regierung empfehle ich, hiervon Ausländer der gedachten Kate- 
gorie, Wenn sie die Naturalisation nachsuchen, vor Ertheilung derselben in Kenntnis» 
zu setzen und darauf auch bei der Prüfung des Naturalisationsgesuches, in so fern sol- 
ches durch die Aussicht auf die ärztliche Praxis in Preussen begründet werden sollte, 
die geeignete Rücksicht zu nehmen. 

Eine V ereidigung der approl arten Thierärzte findet niefalt statt. 



Minist. Verf. vom 20. November 1825. (v. Altenstein.) • ; • ' 1 

Der Königlichen Regierung wird auf Ihre unterm .... in Betreff der Dienstver- 
pflichtung des Thierarztes N." gemachte Anfrage hierdurch eröffnet, dass es bei Thier- 
ärzten, denen, wie dem etc. N. auf ihr Sehulzeugniss die Praxis einstweilen und so 
lange verstauet ist, bis das Klassen -Examen erfplgt und der Wirkungskreis der ver- 
schiedenen Klassen bestimmt sein wird, keiner Vereidigung bedarf. Uebrigens bat die 
Königliche Regierung mit Recht Bedenken getragen, die Verpflichtung der Aerzte zur 
Hülfaleistnng in Krankheiten der Menschen auf die von ihrer Privatpraxis lebenden Tbier- 
ärzte 1 anzuwenden, da es hier nicbt auf ein unschätzbares Gut, wie das Leben und die 
Gesundheit der Menschen ist, ankemmt. Thierärzte können daher gleich andern ©e- 
werbtreibenden ihre Dienstleistungen verweigern oder gewähren, ohne dass ein Zwang 
hierbei stattfindet. 

Minist. Verf. vom li. Juli 1842. (v. Püesberg.V ,; j |.„ * . > 

Der Königlichen Regierung wird auf Ihre wegen Vereidigung der Thierärzte un- 
term .... gemachte Anfrage hierdurch eröffnet,, dtssdie^p Vereidigung bis auf wei- 
tere Bestimmung noch, in Gemässheit der Verfügung vom 2p. November 1825 / ai^sjp- 
setzen ist. 
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II. Die Ausübung der Praxis. 
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Die gewerbsmässige Beschäftigung mit (lern Kuriren von Thier- 
krankheiten ist seit Aufhebung der Gewerbesteuerpflichtigkeit der 
Thierärtte durch das Gesetz vom 30. Mai 1820 und nach §. 26. Nr. 2. 
und §. 42. ff. und 190. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845 ohne vorgängige staatliche Approbation gestattet. 

Auf Grund des erstgenannten Gesetzes sprechen dies aus: 

Circ. Verf. des Minist, des Inn. vom 6. October 1829. (Köhler.) 

Wiewohl nach dem Gesetz vom 7. September 1811, wegen der polizeilichen Ver- 
hältnisse der Gewerbe, den Ross- und Viehärzten Gewerbescheine nur auf ein Zeugnlss 
der Provinzial-Regierung, dass sie zur Ausübung ihres Geschäfts geeignet sind, ertheilt 
werden sollen, so bedarf es doch nach dem späteren Gesetze vom 30. Mai 1820 be- 
sonderer Gewerbescheine für dieselben nicht mehr, und in landespolizeilicher Beziehung 
fehlt es, sowohl nach dem Stande der Kenntnisse in der Thierheilkunde und In Berück- 
sichtigung der geringen Zahl gehörig vorbereiteter Thierarzte, als in dem Betracht, dass 
durch die Beschränkung der Viehbesitzer in der Benutzung der Hülfe selbstgew iihlter 
Sachverständiger dem Interesse derselben und dem gemeinen Besten vielmehr geschadet, 
als Vortheil gestiftet werden würde, an zureichender Veranlassung, die Ausübung der 
Thierheilkunde ferner von besonderer polizeilicher Erlaubnis dazu abhängig zu machen. 
Die Königliche Regierung hat daher sowohl in dem in ihrem Berichte vom . . ‘. . zur 
Sprache gebrachten Falle des ehemaligen Kutschers N. das Slrafresolut des dortigen 
Polizei-Präsidii abzuändern, als in künftigen Fällen nach den gedachten Grundsätzen zu 
verfahren. I 1 ’l < m n« ■ ' , ' i-isn- . 

Cirp. Verf. vom 7. M ai , 1834, (v, Ä I teu s(e i n.) 

Bei der zwischen den betheiligten Ministerien neuerlich stattgefundenen Verhandlung 
wegen der Berechtigungen zur Ausübung der Thierheilkunde, und insbesondere über 
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die dieserhalb in der Circular- Verfügung de« Königlichen Miniaterii dt« Innern vom 
6. October 1829 angenommenen Grundsätze, ist die Ansicht aufgeatellt worden: 

das« der zur Zeit noch obwaltende Mangel an einer hinreichenden Zab| 
von wiasens' haftlich unterrichteten Thierärzten c» noch gegenwärtig nicht ge- 
statte, auf dieae allein da« Publicum hinsichtlich des Bedürfnis«» thierarr.t- 
licber Üiens'leistungen ansuwejsen, 

das* auch andererseits denjenigen Individuen, welche sich der Thierheil- 
kunde nach bisherigem Gebrauche angenommen hätten, häufig der Vereng in 
der pracliachen Erfahrung eur Seite stehe, 

dass es daher dermalen nicht angänglich sei, die Befugnis* cor thierärzt- 
lichen i Praxis nur den approbirten Thiei ärsten vorxabehaltcn, 

dass vielmehr das Vorrecht derselben nur in der ausschliesslichen Befug- 
nis* eum Umherreisen auf ihr Gewerbe unter dem Beding eines daxu zu 
lösenden Ilsusir-Scheins, in der durch den §- 17. des Regulativs vom 28 April 

' 1824 für Vieh-Kastrirer und Kammerjäger verordnten Weise beschränkt wer- 

-i 1 den müsse, ' . ’ ,t*j Ir ! r . 

ii , • I und dass in sonstigen Fällen auch jedem Anderen die Verrichtung von 
Viehkuren, an seinem eigenen und fremden Vieh, ohne oder gegen Entgelt, 
und nur mit Vorbehalt der bestehenden Verordnungen wegen ansteckender 
Viehkrankheiten freiculassen sei. 

Das unterzeichnet* Ministerium verkennt hierbei ewar auch seinerseits nicht, dass 
unter den jetzt noch obwaltenden Verhältnissen sich nicht überall mit gleicbmässigcr 
Strenge auf. eine schulgarechte Bildung als Bedingung thierärztlicher Dienstleistungen 
wird halten lassen, und dass vielmehr, ausser der vorweg sieh verstehenden Freiheit 
des Eigentümers selbst in drr Behandlung seines Viehes und den gleichermaasaen un- 
bedenklich su gestattend™ Kurverrichtungen der Schäfer, Jäger, Oeconomic- Beamten 
u. s. w. an dem eigenen Vieh ihrer Dienstherrschaften, auch noch sonst in der nächsten 
Folgezeit solchen Suhjecten, welche sich über eine etwa auf practischem Wege erwor- 
bene notdürftige Sachkenntnis* auszuweisen vermögen, unter angemessenen Umständen 
nnd Bedingungen die Verrichtung von Viehkurdn, auch gegen Entgelt, wird «achgege- 
ben werdon müssen. Auf der andern Seite muss aber hierbei doch auch die Sorg« 
dafür im Auge behalten werden, dass nicht durch ein gänzlich aufsichtsloses Betreihen 
der Kuren am Vieh, auch von solchen Subjcclen, denen es an der erforderlichen Kennt- 
nis* und Zuverlässigkeit, insbesondere hinsichtlich der ansteckenden Viehkrankhriten 
überhaupt mangelt, teils dieser sehr wichtige Zweig des Nationaleigenthums einer wirk- 
lichen Verwahrlosung preisgegeben, teils den surcessiv sich heranbildendea unterrrich- 
teten Thierärzten die notwendige Subsistenz verkümmert werde, welche sie sich na- 
mentlich durch Utnhcrretsen auf ihr Gewerbe, bei der Abhängigkeit des lohnenden Er- 
trages von dem nur zufälligen Vorfinden wirklicher Kurfälle, in einem nicht eben bes- 
sern Maasse möchten gewinnen können. Um dennoch das hierin Sachdienliche noch 
mit einer bestimmteren Uehersicbt der mnasagebenden Verhältnisse zur fernarweilrn Er- 
wägung bringen zu können, will das Ministerium einem möglichst baldigen, spätestens 
binnen sechs Wochen zu erstattenden gutachtlichen Berichte der Königlichen Regierung 
über diesen Gegenstand, insbesondere mit bestimmter Aeusserung darüber entgegensehen, 
wie in Ihrem Departement sieh im seitherigen Zeitverlaufe das Verhältnis*, zwischen 
dem Bedürfnisse thierärxtlieher Dienstleistungen, und der vorhandenen Zahl von nppro- 
biften Thierarzten im Allgemeinen geatellt, in welchem Maasse sich, namentlich durch 
eine vortugsweise wirkliche Hinwendung des I’ublieiimt zu diesen approbirten Thier- 
ärzten, ein practisches Anerkenntnis* ihrer nutzbaren Dienstleistungen an den Tag ge- 
legt, und wie aich diesem gegenüber nach den allgemeinen diesfälligen Wahrnehmun- 
gen das Verhältnis* in Betreff der Leistungen voh etwa anderen, mit Viehkuren nach 
einer durch blosse Routine erworbenen Kenntnis* sich abgehenden Personen, zu einem 
etwanigen Grunde für ihre fernere angemessene Duldung in solcher Prasis ergehen halj. 
Die Königliche Regierung hat mit Rücksicht auf Letzteres die Beschränkungen vorzn- 
sehlagen, unter welchen die Zulassung dbr Letzten! noch räthlieh sein dürfte. 

j , | ^ ) f 

Die Allgem. Gewerbe-Ordnung hat diesen Grundsatz beibehalten. 
Der citirte 6. 42., auf den es hier vorzugsweise ankommt, war in 
dem ersten im Jahre, 1837 vorgelegten Entwurf zur Gewerbe-Ordnung 
der §. 49. und zählte die Thierärzte zu denjenigen Ge werbtreibenden, 
welche einer Approbation des Ministeriums der Medicinal - Angelegen 
heiten bedürfen. In den Motiven zu diesem Entwurf heisst es: 

. . i • ■ i! - 1 . 
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„Zum Betrieb der thierärztlichen Praxis' -war ein« -Solche Appröb** 
tion bisher in manchen Landestho.ileii nicht' erforderlich und der Scha- 
den, welchen ein unwissender Tbierarzt verursachen kann, isfpllerdings 
mit demjenigen nicht zu vergleichen; der an« , ; der Unwissenheit oder 
Ungeschicklichkeit eines Arztes oder Wundarztes entspringen kann. 
Da indessen die Hansthiere den grössten Theil des Vermögens sehr 
vieler Personen ausmachen und . dieser, dtltöh ungeschickte Thierärzte 
sehr wesentlich i gefährdet wird,- auch nur die Ausschliessung von 
Pfuschern dabin ' zu führen vermag, dass das Studium darThierarznei- 
kunde sich künftig mehr als bisher' ansbreitet , so ist es angemessen, 
dieBefugniss zum gewerbs weisen Betrieb der thieräiztljchen Praxis 
allgemein von einer vorgängigen Prüfung und Approbation abhängig 
zu machen. Den Viehbesitzern kann daraus kein Nachtheil erwachsen, 
da es Jedem unbenommen bleibt, seih* Hansthiere in Krankheiten 
selbst zu behandeln, oder durch seine Dienstboten, /Hirten u. 's. w. be- 
handeln zu lassen, wenn er dies seinem -Interesse entsprechend findet; 
letztere bedürfen sowenig eines Examens^ wie er selbst, sondern dies 
soll nur von denen verlangt werden, djö'öfTöntlidti al 8 Thierärztfe 
auftreten wollen und, zu Hilfsleistungen in, $j<eser’Bßi$ehung b,ei Jeder- 
mann bereit sind.“ • .. - • .. ,i ;i ,•(■ ui i, . t ,,l> 

Mehrere Prov-inzial-Regierungen fanden es jedoch bedenklie.h, dass 
nur approbirte Tinerärzte sollen practiejr.eh dürfen. Es ward da^ 
gegen bemerkt, dass cjj.e Viejt»besitzer Hy "Vie^,''jp . <3ejr Regel selbst 
zu kuriren pflegen, oder durch ihm Leute, und audere Routiniers, 
welche das Vertrauen der Landbesitzer hatten, behandeln Hessen. An 
mehreren Offen söi überdem Mangöl a'rt' approbirtetl 1 Thier- 
ärzten. Es atehe auch die diesen letzteren gebührende Remuneration 
im grossen Missverhältnis« eum Werth des Thienes, besonders, bei den 
kleinen Viehgattungen , und wenn der Thierarzt weit hergeholt werden 
müsse. Es sei daher auch schön in dem Reseript des Ministers der' 
Med icinal- Angelegenheiten vom 7. Mai 1834 der Gesichtspunkt aufge- 
stellt, dass es nicht zulässig sei ; die Brfugniss zur thierärztlichen 
Praxis nur den approbirten Thierärzten vorzubehalten und dass das 
Vorrecht denselben auf di'e aüssbhliessliche Befugniss znm 
Umherreisen auf ihr Gewerbe beschränkt werden müsse. Im 
Uebrigen solle die Verrichtung von Viehkuren am eigenen und frem^ 



den Vieh ohne und gegen Entgelt freigelassten werden, nur mit Vor*, 
behalt der bestehenden Verordnung wegen ansteckender Viehkrank- 

bejten. . inill «Vt v ’cfaV.'V’ty! 

In letzterer Beziehung wurde bemerkt ,,, es sei ,vop der Beibehal- 



tung des gegenwärtigen Verfahrens kein« Gefahr Zu, besorgen { indem 
ein ViehbeSitzer in dieser Beziehung' 1 den andern genügend ebntroliret 
Es wurde deshalb darauf angefragen, die Thierärzte in dem §, 42. weg- 
zulassen und nur vielleicht zu bestimmen, dass Thi würzte, deren tech- 
nische Angaben öffentlichen Glauben haben sollen, einer Approbation 
des Ministers oder auch pur der Regierung bedürfen, j 

,, , In Folge diepeg Monita beschloss das Staats - J^yisterium: 

, die Bestimgiugg , dass, nyr approbjrte Thierarzte praotisiren 
dürfen, wegaulyssen, dagegen die Vorschrift aufzunehmen, dass 
. _ bei öffentlichen, | Verhandlungen ( m)probirte T|hierärzte allein bej- 
fügt sein sollen^ ein sachverständiges Gutachten abzugeben. 
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Demgemäss ward dem betreffenden Paragraph (§. 47,) die gegen- 
wärtige Fassung des §. 42. gegeben und folgende Bstiinmung hinzu- 
geffigt: ' -J' '• 1 - ' 

„Tbicrärzte bedürfen zwar zum Betrieb ihres Gewerbes eine 
solche Approbation nicht, sind jedoch nur dann, wenn sie mit einer; 
solchen versehen sind, bei öffentlichen Verhandlungen als Sachverstän- 
dige anzuerkennen.“ 

Die Abtheilungen des Staatsraths waren mit der Weglassung der 
Thierärzte im ersten Absatz einverstanden, und bemerkten im Allge- 
meinen, dass, wenn noch bei andern Gewerben, deren geschickter Be- 
trieb mehr oder weniger wünschenswert!) sein möge , der Nachweis 
einer besonder« Qualitieation erfordert werden sollte, der Nutzen einer 
solchen Bestimmung durch die daraus entstehenden Belästigungen weit 
überwogen werden würde. 

In Betreff des oben angeführten zweiten Satzes bemerkte der 
Staatsrath : „der zweite Satz erscheint entbehrlich; der Begriff einer 
öffentlichen Verhandlung ist ein sehr unbestimmter ;■ versteht man aber 
darunter Verhandlungen der öffentlichen Behörden., also auch gericht- 
liche Verhandlungen, so .gehört, die Vorschrift, deren Unausfijhr- 
harkeit, sich übrigens in der Praxis bald Herausstellen 
durfte, offenbar nicht hierher, da hier keine Vorschriften über das 
gerichtliche Verehren zu. geben sind, ln dem vorliegenden Gesetz ist 
nur auszudrücken, dass die Thierärzte zum Betriebe ihres Gewerbes 
eine Approbation nicht bedürfen und dies wird deutlich genug gesagt, 
wenn unter denjenigen Gewerbtreihenden , welchen ohne Approbation 
der Gewerbebetrieb nicht gestattet werden soll, die Thier ärzte nicht 
mitgenannt werden.“ i 

Demgemäss wurde der zweite Satz weggelassen und der Paragraph 
erhielt in der Berathung des Plenums des Staatsraths diejenige Fas- 
sung’, ih welcher er als §. 42. der Allgem. Gewerbe -Ordnung publi- 
pirt ist. 

Hiernach ist gesetzlich die Ausübung der thierärztlichen Praxis 
den approbirten Thierärzten nicht ausschliesslich Vorbehalten. 

Nur in den Fällen, wo mit der ungeschickten Ausführung der 
Thierheilkunde gemeine Gefahr für das Leben und die Gesundheit der 
Menschen verbunden sein würde, ist auf Grund der §§.23., 100., 111., 
114. und 121. des Regulativs vom 8. August 1835 den approbirten 
Thierärzten ausschliesslich die Befugniss zur Behandlung der von 
dem Rotz, Wurm, Milzbrand und der Tollkrankheit befallenen Thiere 
beigelegt und denjenigen, welche nicht als Thierärzte approbirt sind, 
bei Strafe verboten. 



Verf. des Minist, des Innern vom 18. October 1845. ( v. Man- 
" 1 ' 't^uffel.) 

In Folge Ihrer Vorstellung vom . . . ., die ausschliessliche Befugniss der angestell- 
ten Thierärxte zur Behandlung kranker Thiere betreffend, wird Ihnen eröffnet, wie die 
Frage:> 

i in wie fern es nothwendig sein möchte, , das Kuriren kranker Thiere unter 
allen Umstünden lediglich den examinirten und zur Ausübung der Thierarz- 
i ,„ ' neikunde angestcllten Thierärzten zu überlassen, / 

bei Berathung der Gewerbe -Ordnung nicht uner wogen geblieben ist, und da in diesem 
Gesetze die Approbation für die Thieriirzte nicht gleich denen der übrigen im §. 42. 
desselben bezeichneten Medicinalpersonen festgesetzt worden, das Ministerium zur Zeit 
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keine Veranlassung finden kann, schon jetat anderweitige gesetxliche Bestimmungen zu 
erwirken. : l i ■/ 

Bei der technischen Vorbildung, welche die Thierärzte in ihrem Beruf mitbringen, 
steht um so mehr zu erwarten, dass sich das Publicum bei erforderlicher Behandlung 
kranker Thiere mehr und mehr den approbirten und aiigestellten Thieriirzten auch ohne 
fernere gesetzliche Bestimmungen zuwenden wird, als bei entstehenden Streitigkeiten 
ihrem Gutachten vorzugsweise ein Gewicht beigelegt werden wird. In Fällen aus- 
brechender Seuchen aber sind durch das obrigkeitliche Einschreiten die Mittel zur Aus- 
schliessung thierarztlicher Pfuscherei gegeben und bei den auch für Meschen gefähr- 
lichen Thierkrankheiten bestehen desfallsige gesetzliche Strafverbote. 

Ferner gehört zu den Vorrechten der approbirten Thierärzte, dass 
nur sie nach der Taxe für Thierärzte vom 21. Juni 1815 liquidiren 
dürfen, weil nur sie öffentlich als Medicinalpersonen anerkannt werden. 

Nach dem Reglement vom 25. Mai 1839 sind die approbirten 
Thierärzte die Organe der Veterinärpolizei und der gerichtlichen Thier- 
beilkunde, jedoch steht es den Gerichten frei, auch nicht approbirte 
Thierärzte als Sachverständige in Civil -Processsachen auf den Vor-, 
schlag der Parteien zuzulassen. / 

Die Befugniss zum Selbstdispensiren von Arzneien in ihrer Praxis 
ist den approbirten Thierärzten auf Grund ihrer Approbation gestattet. 
Den nicht approbirten Thierärzten kann nach gegenwärtiger Lage der 
Gesetzgebung das Selbstdispensiren nicht untersagt werden, sie müssen 
jedoch dafür die Gewerbesteuer vom Handel entrichten. 

Die ohne Approbation mit dem Kuriren von Thierkrankheiten sich 
gewerbsmässig beschäftigenden Personen können nach der bestehenden 
Gesetzgebung nicht bestraft werden, wenn sie sich Thierärzte nennen. 

Circ. Verf. vom 31. März 1847. (Eichhorn.) 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . . ., dass auf 
Grund des Allerhöchst genehmigten Reglements über die Eintheilung des thierärztlichen 
Personals vom 25. Mai 1839 Personen, welche, ohne als Thierärzte geprüft und appro- 
birt zu sein, thierärztliche Praxis treiben, nicht verboten werden kann, die Benennung 
„Thierarzt“ sich beizulegen. Auch kann ich mich nicht veranlasst finden, ein solches 
Verbot bei des Königs Majestät in Antrag zu bringen, da nach Lage der Gesetzgebung 
den approbirten Thierärzten keine ausschliessliche Berechtigung zur Ausübung der Thier- 
heilkunde zusteht, dis Benennung Thierarzt nicht als ein amtlicher Titel zu betrachten 
ist, und die Beschäftigung derjenigen richtig bezeichnet, welche, ohne als Thierärzte 
appiobirt zu sein, die Thierheilkunde gegen Entgelt ausüben. 

Dagegen bleibt den approbirten Thierirzten unbenommen, sich zur sicherem Un- 
terscheidung von den nicht approbirten „geprüfte“ oder „approbirte Thierärzte“ zu 
benennen. | 

Der Königlichen Regierung überlasse ich, diese Verfügung durch das Amtsblatt zur 
Kenntniss des beiheiligten Publicums zu bringen. 

Gegen diese gesetzlich begründete Auffassung der gewerblichen 
Verhältnisse der Thierärzte erhoben sich mehrfache Prätensionen. 

Auf die im Aufträge des Vereins der preussisch-rheinischen Thier- 
ärzte eingereichte Denkschrift „über den Stand der Thierheilkunde in 
Preussen und die ihrer Fortentwickelung entgegenstehenden Hemmnisse“ 
erging noch folgender Bescheid vom 10. Februar 1848 (Eichhorn.):-! 

Die von Ew. etc. eingereichte Denkschrift hat mir zu einer gemeinsamen Berathung 
der darin gestellten Anträge mit dem Herrn Minister des Innern Veranlassung gegeben. 
Nach reiflicher Erwägung aller Verhältnisse haben wir jedoch, so sehr wir auch die 
Wichtigkeit der Thierheilkunde und die Nolhwendigkeit einer fortschreitenden Vervoll- 
kommnung derselben anerkennen, zu unserem Bedauern es uns versagen müssen, auf 
Ihre Anträge einzugehen. 
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Wa» namentlich den Antrag zu I. anbetrifft, allen nicht approbirten Thierärziru die 
gewerbsmässige Ausübung der Thierheilkunde in einem Umkreire von zwei Heilen von 
den» Wohnort eines approbirten Thieraratea tu untersagen, ao würde die Gewährung 
desselben eine ao durchgreifende Aenderung der erat durch die allgemeine Gewerbe- 
ordnung vom 17. Januar 1846 sanrtionirten Grundsätze enthalten, dass nur, wenn das 
dringendste Bedürfnis* dazu nuehgewiesen werden könnte, ein den Wünschen der ap- 
probirten Thierirzte einigermaaasen entsprechendes Ergekniaa etwaniger legislativer Be- 
rathungen über diesen Gegenstand würde in Aussicht gestellt werden können. Ein 
solches Bedürfniss, dessen Befriedigung zugleich den Interessen des betbeiligtrn Publi- 
cums förderlich sein würde, lässt »ich bis jetzt noch nicht alt nachgewiesen anerkennen. 

Der Antrag zu II., dass gegen nicht approbirte Thierärzte, im Fall des unglück- 
lichen Ausganges einer von ihnen unternommenen Kur, die Verrauthung eines vertret- 
baren Versehens aufgeslellt werden möge, steht mit den allgemeinen Rechtsgrundsälzen 
über die Begründung von Entschädigungsforderungen im Widerspruch und ist schon 
aus diesem Grunde za einer Genehmigung nicht geeignet. 

.Was den Antrag au III. anbetrifft , so ist bereits durch das Regulativ vom 8. Au- 
gust 1836 dafür gesorgt, dass die Behandlung wirklich ansteckender und gemeingefähr- 
licher Thierkrankheiten nur approbirten Tbierärzten gestattet ist. Hierin noch weiter 
du gehen, hat bisher nicht für rathsam erachtet werden können. 

Der Antrag tu IV., die Verpflichtung zur Anzeige von dem Vorhandensein einer 
seuebenartigrn Krankheit betreffend, findet seine Erledigung in dem Regulativ vom 
8. August 1836 insofern, als darin diese Verpflichtung in Betreff aller Krankheiten, der 
ren Behandlung nur approbirten Thierärzten gestattet ist, keinesweges auf die Besitzer 
der erkrankten Thiere eingeschränkt ist. 

Was endlich zu V. gegen meinen Erlass vom 31. März v. J., wonach nicht appro- 
birten Thierärzten nicht verwehrt werden kann, sich Thierarzt zu ocDnen, angeführt 
worden ist, hat mich von der gesetzlichen Unbal'barkrit jener Verfügung nicht zu über- 
zeugen vermocht. Wenn aber nicht approbirte Thierärzte sich die Benennung „König- 
liche Thierirzte“ anmaassrn sollten, so würde das allerdings nicht ungerügt bleiben 
können. Ich kann daher drn approbirten Tkierärzterr nur überlaascn, dergleichen Fallr« 
wenn sie Vorkommen sollten, zur Kenntnis« der betreffenden Behörden zu bringen. 

Die approMrten Thierärzte zerfallen in zwei Klassen naeh den Be- 
stimmungen des mittelst Cire. Verfügung vom 17. Juli 1839 (v. Al- 
tenstein) den Königlichen Regierungen mitgetheilten Reglements über 
die Eintheilnng des tierärztlichen Personals von» '25. Mai 1839 (S. 10). 
Die Cire. Verfügung lautet wie folgt: 

Bei den unterm 24. August 1336 mit Allerhöchster Genehmigung Sr. Majestät des 
Königs erlassenen Bestimmungen über die Eintheilnng und die. Prüfung des ärztlichen 
und wuudärzllirhcn Personals musste einer gleichen Anordnung in Bezug auf das Thicr- 
heil-Pertonal noch Anstand gegeben werden, theils wegen des damals noch bestehen- 
den Mangels an Thierärzten, theils weil es rathsam erschien, zur Feststellung der hier- 
bei zum Grunde zu legenden leitenden Principien noch weitere Erfahrungen zu sammeln. 
Die in def Zwischenzeit fortgeschrittene Entwickelung des Thierheilwesens, die erfolgte 
Ausbildung einer grösseren Zahl wohl unterrichteter Thirrärztr, sowie die reicheren, 
iu Bezug hierauf gesammelten Erfahrungen haben es möglich gemacht, das Verhältnis 
der Thierärzte hinsichtlich der von ihnen in ihren verschiedenen Wirkungskreisen zu 
erwartenden Leistungen zu dem darunter obwaltenden Bedürfnisse des Staats, der Ar- 
mee und der dabei betheiligten Privatpersonen in seinem ganzen Umfange zu überse- 
hen und richtig zu würdigen. Es hat sich hierbei hcrau«geslellt, dass die Armee und 
das Land eben so nothwendig der bloss practisch gebildeten Thierärzte bedürfen , als 
dem Staate für die Verwaltung des Thierheilwesena die zugleich höher wissenschaftlich 
ausgebildeten und zur Anstellung in einem diesem Zwecke entsprechenden Wirkungs- 
kreise geeigneten Veterinairurzte unentbehrlich sind, zugleich aber auch, dass die hier- 
durch angedeuteten beiden Kategorien des Thiprheilpersonals zur Befriedigung jedes 
hier obwaltenden Bedürfnisses vollkommen ausreichen. 

Ueber die der neuen Classification des Thierheilpersonals zum Grunde zn legenden 
Principien konnte hiernach kein Zweitel mehr obwalten. 

Nachdem nun ferner durch den im vorigen Jahre in das Leben eingetretenen neuen 
Organisationsplan der Königlichen Thierarzneischule, welcher bereits auf eine nach den 
vorerwähnten Principien fistzustellende Eintheilnng de« Thierheilpersonals berechnet 
ist, für Einfährung der letzteren die erforderlichen Vorbereitungen getroffen waren, hat 
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das Ministerium Sr. Majestät dem Könige hierüber Vertrag gehalten, und AHcrkächst- 
dieselben haben in Folge desselben das vorgelegte Reglement in Betreff der neuen 
Classification des thierüratlichen Personals vom 26. Mai d. J. mittelst Allerhöchster Ca« 
binets-Ordre vom 4. d. M. Allergnädigst au genehmigen geruht. ; nul i -.«i! • 

Die Königliche Regierung erhält daher in der Anlage ein F.iemplar .des vorgedech— 
ten Reglements mit dein Auflage, dasselbe durch die. öffentlichen Blatter nur allgemei- 
nen Kenntniss au bringen und hon nun an überall hiernach au verfahren. ,11 , 

Civil-Eleven werden zu Thierärzten zweiter Klasse nicht mehr aus- 
gebildet, vergl. V erf. vom %. August 1855, S. 11* 
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1. Die Niederlassung 
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II,: -im» • 
/ inß*l 
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der Thierärzte ist im Allgemeinen denselben Bedingungen unterworfen* 
wie die der Aerzfe. Nach der Allgem. Gewerbe-Ordnung Votti 17/ Ja- 
nuar 1 $45 §. 1$. und 22. ist zur Ausübung der thierärztlichen iVaitis 
als einem stehenden Gewerbe ein fester Wohnsitz und die Afl z< - i a e - a A 
die Communalbehörde des Orts erforderlich. Die Betreibung der thier 
ärztlichen Praxis im Umherziehen ist nach dem Hausir-Re’gleröent Vom 
2$. April 1824 nicht gestattet. , ,i i , ; ;V'" j- ..-"' n-i 

Die Wahl des Orts der Niederlassung isf frei., Zur An- unitj Alt- 
meldung bei dem Krvisphysicus und Kreisthieracet ist jeder Thierarzt 
verpflichtet (conf. S. 146). " ,l ' 

Ueb^v., die Meldung der Mjlitaitpflichtigen bei degt Bezirks -'Feld- 
webeln spricht sich die Verfügung des Ministers des Innern yppa, 26, Nqt 
vetnker 1831 (vi Btenn) wie folgt ; aus: ■ ;« ;• :i *l .nmiuoJ 

Durch deh Circ. Erlüss der Minist, des Ihnerti und des Krieges vdih 9'. September 
1849 ist zu ‘4. festgesetzt worden, dass keinem.Landwehrmstin die NKjderlassung an ir- 
gend einem Orte nachgegeben werden dürfe, wenn er nifht durch die Bescheinigungen 
der Landwehr-ßezirks-Feldwebel, sowohl des verlassenen, als Am Bezirks des neuen 
Wohnortes, nachweise, dass die Meldung der Wohnortsvbrändetung' effolgt bei. 1 - 1 — Dad 
spätere, auf die Allerh, Cabinets-Ordre vom 28. Juni 1827 gegründete Rescr. des Min. 
des Innern vom 5. Juli 1827 enthält ferner die Bestimmung, dass guch keinem jungen 
Manne in dem Alter von 20 bis 25 Jahren von den Ortsbehörden und Landräthen der 
Auftrag und die Niederlassung zu gestatten sei, ohne sofort den ^arhweis über sein 
Militairverhältniss au erfordern, von Aintswegen einzusehen, und das m dieser Beziehung 
weiter Nüthige immer sogleich zu veranlassen. — Die Erfahrung ergiebt aber, dass den 
obigen Bestimmungen, obgleich die unterlassene Meldung der Kriegsreserve- und Land- 
wehrmannschaften eine besondere Strafe nach sich zieht, dennoch nicht überall gehörig 
genügt wird. — Die Königliche Regierung wird daher angewiesen, jene Vorschriften 
Ihren Unterbehörden zur genauesten Beachtung, namentlich auch hinsickts der In das 
Kriegsreserve- und Land wehrverhältniss übergegangenen Aerzte und Wundärzte, mit ÜM - 
Aufforderung in Erinnerung zu bringen, keinen der letzteren oder anderen Individuen, 
die zum Wiedereintritt zum militair- ärztlichen Dienste verpflichtet sind, ijifc Niederlas- 
sung vor geführtem Nachweise der geschehenen Meldung bei dem LandWehr-Bezirks- 

liien auch die Erlaubnis zur ärztlichen ode^ Wund- 



Feldwebel, zu gestattet,, wenn denselben 
ärztlichen Praxis ertheilt sein möchte. 
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Das Reglement vom 25. Mai 1839 Stellt die Grenzen des Umfangs 
der Praxis der Thierärzte erster und zweiter Klasse fest. |. : 
Minist. Verf. vom 21. Juli 1843. (v. Lad enberg.) 

u Auf die Anfrage in dem Bericht vom . . . eröffne ich der Königlichen Regierung 
hierdurch, dass nur diejenigen Thierärzte, welche die für eine bestimmte Klasse .des 
Thierheilpersonals vorgeschriebenen Staatsprüfungen mit günstigem Erfolg abgelegt und 
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demnächst die entsprechende Approbation erhallen haben, alt diemr Klasse de» Thier- 
heilpersonals ungehörig betrachtet werden können. Es aind daher diejenifea aut deav 
Königlichen Militärdienste verabschiedeten Kurtchntiede, welche ein solches Examen 
nicht bestanden und eine so Idle Approbation sich nicht erworben haben, der Kategorie 
derjenigen Personen beizuxählen. welche ohne als Thierärzte approbirt au sein, Ton 
der Ausübung der Tbirrheiiltunde ein Gewerbe machen. 

Minist. Verf. vom 16. September 1847. (Klug) 

i Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom . . „, die Quabficalion des 
ehemaligen Thierarxneischüiers ft. tum Viehkastriren betreffend, hierdurch eröffnet, dass 
allerdings die nach der Publiration des Reglements über die Einteilung des Ihierärtte 
liehen Personals von der Königlichen Thierarznei schule hierselbst crtheilten Abgangs- 
seugnisse die Stelle der Approbstion zur tbierärzUichen Praxis nicht vertreten können. 
Letztere konnte vielmehr von da ab lediglich durch Ablegung der vergeechriebenen 
Prüfung erworben werden. Mithin können diejenigen, welche eine Approbation sich 
nicht erworben haben, nicht .au der Kategorie der epprobirten Thieriirgte erster oder 
zweiter Klasse gerechnet werden. Die von der Direetion der hiesigen Thiersrzneiscbule 
den von dieser Anstalt uhgehenden Eleven auszustellenden Abgangszeugnisse werden 
ihben jetzt bloss zum Aasweis über den genossenen Unterricht, so wie über ihren Flriss 
und ihre Führung wahrend ihres Aufenthalts auf der Schule erlheilt und es kann diesen 
Zeugnissen nicht wohl eine andere Wirksamkeit beigelegt werden, ala mittels derselben 
das (ieaurh um Znlassung au den thierüraliiehen Staatsprüfungen (u begründen. Ein 
solches Abgang caeugniss kann daher auch im Allgemeinen keineswegs für genügend 
erachtet werden, um den Beeilter desselben von der Behufs der Darlegung der Beil- 
hignng zum Viehcastriren durch das Reglement vom 29. September 1846 vorgeschrie- 
benen Prüfung zu entbinden. In dem vorliegenden Fall will jedoch das Ministerium 
mit Rücksicht auf die obwaltenden besonderen Umstände die von der Königlichen Re- 
gierung befürwortete Dispensation ausnahmsweise eintrelen lassen, und im Einverständ- 
nis! mit dem Königlichen Ministerium des Innern hierdurch genehmigen, das; dem ehe- 
maligen Civil-Eleven der hiesigen Thierarzneischule, K. in N., die ihm von 'der König- 
lichen Regierung erthetlte Erlaubnis* zum Viehcastriren belassen werde. 

” e ♦ ' '' ; . ' 

1 / Die Verrichtung des Viehuastrirens ist Thierärzten gestattet, , i 

Vcrf. des Fi n a n z - M i ui s I ers vom 5. August 184t) (v Alvensleben.) 



Das Königlich* Ministerium der geistlichen etc. Angelegenheiten bat mir die Vor- 
stellung des Kreis-Thierarztes N. zu ft. nnd den darüber \on der Königlichen Regierung 
unterm . . erstatteten Bericht, betreffend die Frage: 

.1 ' ob und Unter welchen Umstünden der etc. N. zu der Verrichtung von Vieh- 

raatrationea gegen Entgelt eines Gewerbeschein* bedürfe, mithin Gewerbe- 
d Steuer zu erlegen habe, 

mitjretheilt. Im Einverständnisse mit dem gedachten Königlichen Ministerium wird der 
Königlichen Regierung zur Nachuchtung und Bescheidung des etc. N. Nachstehendes 

eröffnet. •• I > • i • ■> . ■ >• > 

Wie die Königliche Regierung in ihrer an den Magistrat au N. unterm 31. August 
1836 erlassenen Verfügung richtig angenommen hat, bedarf der etc. N. keines (iewerbe- 
scheins, wenn er Viehüaslrationcn nnr in seinem Wohnorte oder ausser demselben auf 
Bestellung verrichaet. Dagegen ist ein Gewerbeschein erforderlich, wenn ein. TMeraret 
da* Gewerbe eines gewöhnlichen Castrirens betreibt. Dies ist dann der Fall, wenn 
d ti Thirrarzt tu dem Zwecke ausserhalb seines Wohnorts Sich befiehl, um als Vieh- 
schneider Beschäftigung zu suchen und ohne vorgängige Bestellung Tbiere gegen Ent- 
gelt raslrirt, ohne Unterschied, ob derselbe seine Ankunft zuvor hat bekannt machen 
lassen oder nicht. 

Wenn der TMcrerzI, der zur Bewirkung der Castration von einem Viehbesitzer 
vorher bestellt worden, än dem Orte, wohin er bestellt werden, nicht bloss das Vieh 
desjenigen, der Ihn bestellt hat, sondern auch da» ihm von anderen Personen, welche 
ihn nicht bestellt haben, aber seine Anwesenheit benutzen, zöge führte Vieh castrirt, so 
Kit diese Verrichtung als gewcrbescheinpflichtig nicht aq behandeln. • 

-nq ir Ha d—.l >i» . > 1 '■ "il. .:d' ' ■■J' ... , J n Mri , 

. Wegen den 1 Sttlbstdisfirusiron« der Arzneien ergingen: , 

Minist, vom 23,^11 li 1833. (v. Altenstein.) 

Auf den Bericht vom 4. de Mi, da* Dispcnsireo von Mudicamenten von Seite« der 
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Thieriirzte betreffend, wird der Königlichen Regierung hierauf eröffnet, dass die Annei-t- 
Verordnungen der Thierärzte in der Gesetzgebung Ober das Apothekerwesen bisher 
noch nicht mit einbegriffen gewesen sind, weil der Zweck dieser strengen Vorschrif- 
ten, die Sicherung des Lebens und der Gesnndheit der Menschen vor Gefährdung, bei 
Viehkuren von selbst wcgfällt. Es würde daher erst eines besonderen Gesetzes bedür- 
fen, wenn die Thierärzte, deren Gewerbe auch bisher überhaupt keinen so gemessenen 
Beschränkungen in der Ausübung unterlegen hat, als das Gewerbe der übrigen Medi- 
cinalpersonen, gezwungen werden sollten, alle ihre Arzneien aus der Apotheke zu ver- 
schreiben. Hiernach sind auch die Bestimmungen der Positionen 15b., 17; and 18. 
pag. 15. Kr. VI. der Medicinaltaxe vom 21. Juni 1815 zu verstehen, bei denen es sehr 
Bewenden um so mehr behalten muss, als hierdurch allem diejenige Wohlfeilheit der 
Arzneien für kranke Thiere erzielt werden kann, welche nothwendig ist, wenn die Be- 
sitzer kranker Ifausthiere nicht überhaupt davon abge chreckt werden sollen, die Hülfe 
der Thierirzte zu suchen. Es steht daher allen Thierärzten frei, die von ihnen für Hei- 
lung kranker Thiere zu verwendenden Arzneien selbst zu dispensiren und resp. einzu- 
sammeln, und nur die Gifte müssen hiervon ausgeschlossen bleiben. i 

. Minist. Verf. vom 9.. Juli 1836. (v. Altensteiu.) 

Das Ministerium eröffnet der Königlichen Regierung auf den Bericht vom 26. Juli v. J., 
das Rabattiren bei Arzneien für die Hausthiere und das Selbstdispensiren der Thier&rate 
betreffend, dass die strengeren, in Bezug auf däs Apothekerwesen erlassenen, lediglich 
die Sicherung des Lebens und der Gesundheit der Menschen znm Zwecke habende* 
Vorschriften auf die Ausübung der Thierheilkunde keine Anwendung finden können, 
mithin sowohl die Bewilligung eines beliebigen Rabatts bei dem Debile von Arzneien 
in der Veterinairpraxis, als auch das Selbstdispensiren Seitens der Thierärzte, mit allei- 
niger Ausschliessung der Gifte in letzterem Falle, keinem Bedenken unterliegt. ■ i n 

Verf. der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern vom 26. Februar 1837. (v. Altensteiu. y. Brenn, 

v. Rochow.) , 

Da rohe und zusammengesetzte Arzneimittel zum Gebrauche für Thiere Dicht zu 
den Artikeln gehören, mit welchen nach den bestehenden Vorschriften ein Handel im 
Umherzielien betrieben werden darf, so kann Ihrem Anträge vom 29. December v. J. 
um Ausfertigung eines Gewerbescheins zu dem vorgedachten Zweck nicht gewillfahrt 
werden. 

Verf. der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern vom 29. Juli 1837. (Nicolovius. Bellte. Köbl er.)'^ ’ 

Auf Ihre Vorstellung, worin Sie Ihren früheren Antrag vom 29. December v. J. 
dahin modificiren, dass Sie kein Hausirgeschäft mit Medicaraenteu zu betreiben, sondern 
ein kaufmännisches Geschäft in N. einzurichten wünschen, wird Ihnen hierdurch be- 
merklich gemacht, dass den Thierärzten zwar erlaubt ist, in ihrer eigenen Praxis Me- 
dicamentc selbst zu dispensiren und die zu diesem Behufe erforderlichen Arzneiwaa- 
ren, mit Ausnahme der Gifte, in einer für diesen Zweck ihnen verstatteten Hausapo- 
theke vorräthig zu halten; dass ihnen aber zu einem über ihre eigene Praxis hinaus- 
gehenden Detailhandel mit Arzneixvaaren, zumal unter Uebertragung des Verkaufsgeschäfts 
an einen Dritten, die Erlaubnis nicht ertheilt werden kamt. Es würde dadurch auch 
eine Beeinträchtigung der Prärogative der Apotheker und der gleichen Rechte der übri- 
gen Thierärzte auf eine den deshalb erlassenen gesetzlichen Bestimmungen zuwider*- 
laufende Weise herbeigeführt werden. Die Minister können daher Ihrem jetzigen Auf- 
träge nicht stattgelien. - 3 = * l - '<■ i, 

Minist. Verf. vom 30. Juni 1840. (v. Ladenberg.) 

D f. . r j 

Das Ministerium kann sieh nicht veranlasst finden, auf die von der Königlichen Re- 
gierung in dem Bericht vom . . i wegen des Verkaufs von Arzneien für Thiere ange- 
regte Abänderung in den Bestimmungen des Gesetzes vom 16. September 1836, betref- 
fend den Verkauf von Arzneiwaaren, hinzuwirken, indem selbst den approbirlen, durch 
den von ihnen abzulegenden pharmaceatischen Cunoa, besonders hierüber geprüften 
Thierärzten keineswegs der Handel mit Arzneien zusteht, denselben vielmehr allein ge- 
stattet ist, diejenigen Arzneien, welche zu der ihnen übertragenen Behandlung erkrank- 
ter Thiere erforderlich sind, und zwar stets mit Ausnahme de{ Gifte, selbst zu 
bereiten und zu dispensiren, durch die in Vorschlag gebrachte Freigcbtmg des Handels 
mit Arzneien für Thiere aber zu mannigfarhen, schwer zu verhütenden Missbrauchen 
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Versniassang geben würde, welche um »o mehr au begründeten Bezorgnizsen Veran- 
laaaung geben müssten, alt in der Veterinairpraxis nicht »eiten auch von sehr stark wir- 
kenden Arzneien, als Sublimat, Opium, Nieaawura und dergleichen mehr Gebrauch ge- 
macht wird. Es muss demnach bei den bestehenden geaetxlichen Bestimmungen unab- 
änderlich sein Bewenden behalten. 

Hinsichtlich der Frage, ob es erlaubt sei, dass Jemand ein Arcanum aur Heilung 
irgend einer Krankheit irgend eines Thieres xum Verkauf, nicht au dessen eigener An- 
wendung in seiner Praxis stelle, und den Verkauf desselben öffentlich ankündige, fin- 
det gleichfalls die bestehende Vorschrift, dass der Handel mit dergleichen Arcanis nur 
ausnahmsweise in den Fällen gestattet werden kann, wo die Zusammensetxung eines 
Geheimmittels der oberen Medicinalbehörde milgetheilt und von derselben auf Grund 
der angeslellten Prüfung eine Coacession xum Debit des fraglichen Gebeimmittels er- 
theilt worden ist, ihre Anwendung, und awar um so mehr, als viele dieser Arcan» für 
kranke Thiere häufig entweder sehr heftig wirkende Stoffe oder ganx unwirksame Dinge 
enthalten , woraus im ersten Fall leicht Nachtheile für den Käufer durch Verlust der 
Thiere und des für ein solches Mittel gexahlten, in der Regel erheblichen Preises, im 
anderen Fall aber doch wenigstens ein Geldverlust herbeigeführt wird. 

Minist. Vcrf. vorn 18. November 1850. (Lehnert.) 

Auf den Bericht vom . . . eröffne ich der Königlichen Regierung, dass die von der- 
selben ausgesprochene Ansicht in Betreff des Selbstdispensireus der Arsneien von Sei- 
ten der nicht approbirlen Thierärxte der gegenwärtigen Lage der Gesetxgebung ent- 
spricht und dem etc. N., welcher dort die Thierheilkunde, ohne als Thieraral approbirt 
au sein, betreibt, das Selbstdispeosiren für jetzt nicht untersagt werden kann. 

Vcrf. des Minist der seist). etc. Angel. und der Finanzen vom 
( 4. Januar 1854. (v. Raumer, v. Bodelscltvringb.) 

I Auf den Bericht vom . . die Pfuschereien und das Selbstdispensiren der nicht 
approbirten Thierärxte betreffend, eröffnen wir der Königlichen Regierung, dass das 
Geschäft der Thierärxte (ärztliche Behandlung von Thiereu gegen Lohn), so lange es 
• als stehendes Gewerbe betrieben wird, mit Rücksicht auf die Bestimmungen des $. 2. 
des Gewerbesteuer-Gesetze* vom 30. Mai .1820, als gewerbesteuerpflichtig nicht ange- 
sehen werden kann, und dass nicht approbirte Thierärxte auch nicht als Handwerker 
aur Gewerbesteuer heranzuziehen sind. Wenn dagegen solche Thierärxte sich mit Ver- 
abreichung von Arzneien xum Gebrauch für die von ihnen behandelten Thiere gegen 
Entgeld befassen, so ist hierin ein Handelsbetrieb tu finden, für welchen dieselben aur 
Entrichtung der Gewerbesteuer vom Handel verpflichtet sind. Einer poliaeilichen Con- 
cestion bedürfen sie hierzu nicht. Wenn sie jedoch ausserhalb ihrer Praxis Han- 
del mit Arzneien treiben ,-ollten, sind sie nach dem Reglement vom 16. September 1836 
(G. S. de 37 S. 41 ff.) xu behandeln und in Ermangelung einer besonderen Coacession 
tu solchem Handel mit den daselbst vorgeschriebenen Strafen zu belegen. 

Hiernach hat die Königliche Regierung für die Folge au verfahren. 

Minist. Verf. vom 21. November 1854 (v. Raumer.) 

Ew. etc. erwiedere ich ergebenst auf das gefällige Schreiben vom . . ., dass die 
bisherige Bestimmung, nach welcher approbirten Thierärzten das Selbstdispensiren der 
von ihnen anxuwendenden Arzneien, mit Ausschluxx der directen Gifte, gestattet ist, 
auch fernerhin aufrecht erhalten werden muss Es kann daher den Thierärxten nicht 
nacligegeben werden, die directen Gifte vorräthig zu hallen, vielmehr müssen sie Ver- 
ordnungen, welche solche Mittel enthalten, wie bisher in den Apotheken bereiten laasen. 
Zum äusseren Gebrauch hestimmle Mittel, welche, wie die in dem gefälligen Schreiben 
angeführte Salbe, directe Gifte mit anderen Substanzen vermengt enthalten, dürfen die 
Thierärxte awar vorräthig halten, die Bereitung solcher Mittel muss jedoch stets in einer 
Apotheke erfolgen. Zusammengesetzte Arzneien, welche directe Gifte enthalten und 
zum inneren Gebrauch bestimmt sind, dürfen dagegen nicht vorräthig gehalten werden. 

In Beziehung auf die Praxis ausländischer Thierärzte im Inlande 
erging 

Minist. Verf. vom 11. März 1851. (v. Raumer.) 

Was ferner die Praxia ausländischer Thierärxte im Inlande anbetrifft, so unterliegt 
cs keinem Bedenken, in dieser Beziehung analog nach Maassgabe des Circular -Re- 
aeripts vom 9. Januar 1826 zu verfahren (Anlage a.). Wird danach einem ausländischen 
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Thierarlt die Praxi* im Inlande gestattet, an ist derselbe auch xur Verrichtung von Castra- 
tionen befugt, da dergleichen Operationen mr Ausübung der Thierheilkunde geboren, 
und die auf das Gaslriren bezüglichen Vorschriften der Gewerbe-Ordnung nur dann auf 
apprubirte Thierärzte Anwendung Anden, wenn dieselben in der in dem Rescript das 
Königlichen Finanz-Ministeriums vom 23. August 1849 angegebenen Welse das Gewerbe 
der gewöhnliehen Caatrirer betreiben. 

' (Anlage a.) 

Circ.,Ver/, vom 9. Jaiiutir 1826. (v, Altenstein.) . 

•ui Es ist bereite von Seiten mehrerer Regierungen, deren Verwaltungsbezirk cum 
Theil vom Auslände begrenzt wird, Anfrage gehalten worden, ob und in wieweit aus- 
wärtigen Aerzten und Wundärzten die inländische Präzis zu gestatten- »ei. Da» Mini- 
sterium sieht sich dadurch veranlasst, der Königlichen Regierung hierüber als Anhalt für 
ihr Verfahren in vorkommenden Falten folgende allgemeine Bemerkungen zu eröffnen: 
den ansländischen Aerzten und Wundärzten ist in der Hegei, wenn sie nicht den landes- 
üblichen und vorgeschriebenen Erfordernissen zur Berechtigung der Praxis in den Preussi- 
schcn Staaten Genüge geleistet heben, die Ausübung der Heilkunde nicht zu gestatten. 
Jedoch kann ihnen in den diesseitigen. Grenzorten und bei etwa vorhandenem Mangel 
an einheimischen qualiAcirtcn Medicinal-Personen die Praxis nachgesehen werden, wenn 
sie nach der Verfassung ihres Landes zur Ausübung der Heilkunde in ihrem Vaterlande 
vollkommen qnalificirt befunden worden, sich bereits den Huf 'geschickter Practiker er- 
worben halten, von diesseitigen Kranken ,aus besonderem Vertrauen zu Rathe gezogen 
werden und keine gegründete Kläger gegen - ihr practi Sohrs V/rfuhren geführt werden 
kann, auch kein Beispiel bekannt geworden ist, wo sie sich -'ein«» grobe» Versehens 
ojer einer Vernachlässigung eines Kranken, schuldig gemacht haben. — Die Königliche 
Regierung hat sieb sonach hauptsächlich immer die nöthige Üeberzeugung zu verschaffen 
suchen, ob und wie solche ausländische Aerzte urtd Wundärzte sich ‘zur Aushbung der 
Heilkunde in ihrem Vaterlande qualiffeirt haben. 1 Ifebrigens ist' auch darauf ia 1 sehen, 
das» keiner tlerzclbe* diesseits einen sosgebreiterea WlHtüngskreia aichi zseägUatg'pls 
ihm nach seiner hcimathliehcn Befugnis» zukommt; atich keiner seine diesseitige iPizris 
über die seiner Hülfe bedürftigen Grinzflä-te ausdehne und zu seinem hauptsächlichsten 
Erwerbzweige mache, hierdurch aber die Niederlassung diesseitiger qnaliflcirter Aerzte 
und Wtmllrtle beeinträchtige. tdtiu --ati hin . < - . • ■ .-! irilm#/ n**ii . 

Kip«? V.erpfliqbtung, ibr« Kunst auf. Verlaiigi-p, ftussayben,,^ wie 
solche für Aerzte besteht — liegt deu Thierärzten nicht obi- .i 

^littUtt Verb, vom 20. November 1825. {S., f 48.) " „“‘„‘v,,, * 

Hinsichtlich der Behandlung und Anzeige ansteckender Krankhei- 
ten, welche auf Menschen übertragbar sind, gelten die Vorschriften des 
Regulativs vom 8. August .1825, , §*: 9*2. u. ffc 12)i und die Decla- 
rationen dazu (S. 1,7 ft-) Wegen der uudcrreseuchenartigen.Thierksitnk- 
heiten, als Rinderpest, Lungenseuche, Pferderäude, Bescbälkrankheit, 
Scbaafpockeu und Räude, Maul- und Klauenseuche vergleiche die gesetz- 
lichen Vorschriften S. 30 ff. / ■ ni>< 

Minist. Verjf, vom 6 Deceinber T840. (I?iclili»rnO 
Die Oebelstände, welche aus der Ausübung der Veterinair-Prnxi* durch solche Per- 
sonen entstehen, die ihre Qunlification dazu durch Abtegang der diesfalls vorgeschrie- 
benen Staatsprüfungen nicht nachgewiesen haben, sind, wie der Königlichen Hogieraag 
anf den Bericht vom .... hierdurch eröffnet wird, der Auuncrksamkeit des Ministerii 
nicht entgangen. Dasselbe hat sich daher auch bereit« veranlasst gefunden, das Nöthige 
wegen 'der Berathung vorzubereiten, weichet mit den dabei concurrirenden Ministerien 
in Betreff der als wünschenswert) und ausführbar zu erachtenden Abänderungen in den 
zur Zelt bestehenden, auf die Ausübung der Yetrrinair -Praxis Bezug habenden Anord- 
nungen cinzulciien sein möchte. Bis dahin, dass die dieserhalb zu pflegenden Verhand- 
lungen zum Schlüsse gelangt sein werden, tnjiss cs jedoch, bei den gegenwärtige^ An- 
ordnungen sein Bewenden behalten. Das Ministerium empfiehlt itidess hierbei der 
Königlichen Regierung, nur Verhütung grösseren Uebcls mit möglichster Sorgfalt dar- 
über zu wachen, dass diejenigen Personen, welche Tür die Ausübung der 
<i Veterinairkunde nicht npprottirt sintd, sich, überall d orcBehandinng ael- 
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eher Krankheiten der Hausthiere enthalten, welche zur Kategorie der 
ansteckenden und Ö^'r Seuehdn gehören, und in jedem vorkommenden Ueber- 
tretungafalle hierher mit aller Strenge zu verfahren. Zugleich wird der Königlichen 
Regierung auf die diesfällige Anfrage derselben erwiedert, dass nur den approbirten 
ThterättteO' die Befügniss zum S e Ib stdi s p en si ren von Arzneien für die von 
ihnen behandelten kranken Tbiere zusteht. 

Die Ueberwaeliuijp der Vichmärktc darf nur approbirten Thier- 
ärzten übertragen werdet). (S. 1 1 1.) ,71 .//}. 
v ; h Die, Atteste der Thierärzte über Krankheit«- and Gesundheitszu- 
stände ton Thieren sind nach Analogie der Minist. Verfügung vom 
18.' Januar 1 1830 stempelfrei. ~ i „ 

In veterinär-gerichtlicher Beziehung vergleiche die Giro., Verf. des 
Justiz-Ministers vom 12. «Juli 1843 (S. 115). 

;i Wegen der Gewührsinjiggpl vergleiche S. 1 IG. ,i, 

* . .* * 1 1 • »i*» . i. o i . • 

. ,lj )• .... a* IHM r|l I ► II* • \»T (|. || , S I. I I I 
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Die Vergütung für dife Verrichtungen der - Tllierärzte bleibt dpr 
(ge^eia Vereinigung 4“' Beteiligten ^efj|assen, und erfolgt, wenn eine 
solche nicht staitgefunden bat, .-nur hei den approbirten Thierärzten 
naeh deft 1 Bestimmungen des- Abschnitt« VI. des 

;*! • * n j ••!#!» Ul- Itii O 4 .»» .**i«*!itr g t *rfl . i 

Edict, betreffend die Einfülirupg t* i y e r peu, reyidirt Taxe für 
die Medieiasl-P«rs*ne<i,,ivoiii 21. Juni 18J5tii,i ml. ... 

VI. 



"ii4u>. d i , 

T axe für die 



W>U*M. ■ .1 

I In c r arzte. , 



■ II i'I 



1) Der Lehrer einer Thieramreischule oder ei* Thierarzt, der zugleich 
als Arzl Opt>röbir4 rat , erhält für »eine Bemühungen bei Kpizootien : 

Diäten, Meilengehuhren a. a. w. wie die Pbysici hei Epidemien. 

2) Die übrigen Thierärzlo erhalten die Hälfte von dem, was die unter ( 

Nr. ]. Genannten bekommen. ‘ 

3) Wird ein Thier arzl von Nr. 1. an dem Orte gefordert, am über ein 

oder mehrere Tliiere seinen Rath zu ertheilen, so erhält er dafür IG Gr. bis 1 Rthlr. 
Der Thierarzt von Nr. 2. bekommt, . . . *•. 8 Gr. bis 16 Gr. 

4) Falls es an einem andern Orte isl, so finden Meilengelder und Diäten 
wie bei Nr. 1. nnd 2. stalt. 

5) Für einen in seinem Hause ertheilten Gesundheitsschein bekommt 



der Thierarzt Nr. 1 12 Gr. 

Der von Nt. 2. erhält . . 8 Gr. 

6) Für 'eine Obduction nebst Bericht darüber erhält der Thierarzt Nr. 1. 

je nachdem es ein grösseres oder kleineres Thier betrifit . . I bis 2 Rthlr. 

Der Thierarzt Nr. 2. bekommt . . . . . . . . . 16 Gr. bis 1 Rtblr. 

ui . - b. , ' ». n . .»* 

Bei den Pferden und bei dem Rindvieh: 

7) Für Aderlässen oder Scarißcircn . . , . 4 Gr. bis ,6 Gr. 

8) - llaarseilsrlz.cn oder Ledcrsleckrn . 16 Gr. bis 1 Rthlr. 

9) - Brennen des Pferdes oder Rindviehes, je ! nachdem mehr Eisen 

gebraucht worden . . . . . . . ■ ' »*• , . 8 Gr. bia 16 Gr. 

16) Für das Oelfnen eines Absccsses . . 8 Gr. bis 16 Gr. 

11) - - Setten eines Klystiers . 4 Gr. bis 8 Gr. 

12) — ' w Reinigen eines Pfrrdes oder Rindviehes von der Räode mit 

Zuthat der Krätzsalbe, falls mehrere Stücke zugleich behandelt wer- 
den pro Stück . ' . . . . . .< . .... . . . . 1 Rthlr. 

Smil nnr 1 bia 2 zn behandeln pro Stück 1 Rtblr. 8 Gr. 

13) Operationen bei dem Pferde: ’ " ■ ' 1 

a) Für das Abstntzen der Ohren K ■ . 1 t W 1 Rthlr. 
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b) Fir du Englisiren ... . i*b* rfAWhd®JWW*- 

c) - - Abschlagen des Schweifes, falls ein anderer das ... : „ 

Pferd englisirt hat .... . . .. i ._ .. 8 (jr. ,, , 

Sonst wird es nicht besonders berechnet. s . , ;1 

d) Für die Operation der Speichelfistel ... 1 Rthlr. 12 Gr. bis 2 Rlhlr. 

e) - - - - Aderlassfistel .... . i„ .,| l.Jux 2 Rthlr. 

f) - Ausrottung einer Geschwulst oder Stollbeule . I „ .. „ , . 

, g) - - schwammiger Gewächse am Hintern ) ; ,• f 

h) - - Operation der Kronen- oder Huffistel . ,. f . . 1 bis 3 Rthlr. 

i) - das Behandeln iSbel gestalteter Hufe . . . . . 1 bis 2 Rthlr. 

It) - die Behandlung bei schwerer Gebart . . .'.'1.2 bis 8 Rthlr. 

,i ./ 1) - /das Caatriren eines Hengstes . , n .i . . ... . 2 bis 3 Rlhlr. 

m) - - - - Füllens . . . . . , . , . 1 bis lj Rthlr. 

14) Operationen beim Rindrieh: 

•' a) Für den Bauchslirh . ... . V . . . . 12 bis 16 Gr. 

b) - das Ochsenschneiden . . . . 1 bis 2 Rthlr. 

c) - Kälberschneiden 8 bis 12 Gr. 

d) - die Behandlung bei schwerer Geburt i 1 . V 1 bis 3 Rthlr. 

15) Operationen bei Schaafen: 

a) Für die Trepanation eines Drehschaafes 4 bis 8 Gr. 

b) Für das Reinigen einer Heerde Schaafe von der Räude mit 

Zuthat der Medicamenle fürs Stück 2 bis 4 Gr. 

c) Für die Packen-Einimpfung bei einer Heerde fürs Stfi^k , y J bis \ Gr. 

16 ) Operationen bei Schweinen: ' . ■ ' 1 . 

a) Für das Oeflhen' der Furunkeln beim Rankkorn . . .'“i 4 bis 8 Gr. 

b) *■ ' - Castriren eines JangeA' Schweins . . >. t.t.,-1^ l 3 bi* 4 är. 

c) - - — i . .1-/ Baicrs oder Zuchtsau ,:|ljt bis 16, Gr. 

17) Bei Krankheiten, wobei keine Operation oder nur nebenher stallfin- 
det, WiHd’ entweder der Gang mit 4- Gr. bezahlt, öder der Eigenthfi- 1 « l"*i b 4 
mer accordirt mit dein Thierartl über die Behandlung und Madioae ■, 1 1, 
mente. 

18) Werden mehrere Thiere in einem Stall an einer Krankheit, wie in 
der vorhergehenden Nummer gedarbt ist, behandelt, so vermindert 

sich darnach die Bezahlung, so dass je nach der Zahl der,Thiere für | <| , j 

jedes der Gang mit's, i oder -J Gr. bezahlt wird, oder auch die Kpr (v ,/ . , 
und Medicamenle im Ganzen darnach weniger kosten. n 

Hierzu ergingen nachfolgende declarirende Verfügungen:. 

Minist. V'crf. fort 17. August JS25 (v. Altenstein.) 

Der Königlichen Regierung werden in der Anlage die in ihrem Berichte vom .... 
erbetenen 15 Exemplare der gedruckten Declaration der Mrdicinal-Personen-Taze vom 
21. Juni 1815 zu dem beabsichtigten Gebrauche übersendet. Uebrigens wird derselben 
auf Ihre in diesem Berichte enbaltenen Anfragen wegen Erläuterung einiger Puukte der 
erwähnten Taxe Folgendes eröffnet: 

6) Den Thieräizten zweiter Klasse oder den Kreis-Thierärzten stehen für Ab- 
wartung eines gerichtlichen Termins, für das Verschreiben eines Receptes in 
eigener Wohnung u. s. w. dieselben Sätze zu, welche die MgtliciQoltaxe in 
gleichen Verhältnissen den Wundärzten dafür aussetzt. 

Nach diesen Bestimmungen ist bei Festsetzungen vorkommender Liquidationen zu 
verfahren. , • *' < ■ • ',i't 

Desgl. vom 27. September 1826. (v. Alteuslcin) 

Rücksichtlich der Diäten und Reisekosten der Tbierarzte ist zu unterscheiden, ob 
die Thierärzte im Aufträge der Staatsbehörde fungiren oder nicht Im ersten Falle lei- 
det . das Reglement vom 28. Juni v. J. Anwendung, iui letzten die Taxe vom 21. Juni 
1815. Erstes macht zwischen den Klassen der Thierärzte, keinen Unterschied, folglich 
hat jedes zur thierärztlichen Praxis befähigte Individuum zu fordern,, was das Reglement 
aussetzt. Wegen der Diütea ist dasselbe klar. In Absicht der Fulirkasle* aber gilt die 
Bestimmung, dass der Thierarzt die Vergütung des Personensalzes, auf der ordinairen 
Post erhalte, und wenn er sich der Post — weil er entweder nicht auf 4 er Route der 
Post, oder an einem Tage reist, an dem keine Post geht -m nicht bedienen kann, so 
hat er die: Kosten einer Miethsfuhre, wenn dies«) billiger ist, ajs die Extrapost, im ent- 
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gegengesetzten Falle aber die letztere zu fordern und die Auslage in dem einen wie 
in dein andern Fülle zu bescheinigen, ln so fern aber der Thierarzt seiner eigenen 
Pferde sich bedient, so kann die Vergütung jeder Zeit nur für ordinaire Post zugestan- 
den werden, weil dies die Regel und der höhere Satz ihm nur zukommt, wenn er 
wirklich Extrapost oder eine Mietlisfuhre genommen hat und dies beweist. In Fallen 
aber, wo Privatpersonen den Thierarzt gerufen und zu bezahlen haben, gilt die Taxe 
vom 21. Juni 1815 ebenfalls fi'ir Thieriirzle aller Klassen. Diese haben Sect. VI. 

Pos. 2., verglichen mit Pos. 4., frei Fuhre zu fordern, und steht es in der Wahl derer, 
die den Thierarzt brauchen, ob sie ihm diese gestatten, oder wie sie sich, wenn derselbe 
selbst für sein Fortkommen sorg», über dessen Entschädigung mit ihm einigen wollen, 
in Ermangelung des einen oder des andern haben sie sich gefallen zu lassen, dass der 
Thierarzt eine Miethsfuhre mit zwei Pferden oder Extrapost liquidire. Wenn aber dar- 
über Streit entsteht, so kann dieser von der Königlichen Regierung nicht entschieden 
werden, sondern es sind die Interessenten vielmehr an den Richter zu verweisen. 

Vcrf. des Ministers des Innern vom 6. Mai 1831. (v. Sc.hu ckni a n ii. 
v. Brenn.) 

Wegen der Concessionen zur Ausübung der Thiei heilkunde, weshalb die König- 
liche Regierung anderweit berichtet hat, behält es bei der Circ. Verfügung vom 6. Oc- 
tober 1829 lediglich sein Verbleiben. Es wird aber dadurch in den Vorschriften hin- 
sichtlich des (lualißcationsausweises derjenigen, welche zur Ausübung der Thierheilkunde 
die Approbation der Staatsbehörde nachsuchen, nichts geändert, wie denn auch nur der- 
gleichen approhirtc Thieriirzle in verkommenden Fällen ausschliesslich als quallficirte 
Sachverständige angesehen werden können, und auf die in der Medicinaltaxe vom 21. Juni 
1815 bestimmten Gebührensätze der Thierärzte Anspruch haben. v 

Minist. Vcrf vorn 28. Mai 1835. (v. Alt enstein.) 

Da der dortige Departements- Thierarzt, Vcterinair- Assessor N., weder Lehrer der 
Königinnen Thierarzneischule, noch zugleich als Arzt approbirt ist, so kann selbstredend 
auch die Pos. 1. der Taxe für die Thierärzte in dem Edict vom 21. Juni 1815 auf dem- 
selben keine Anwendung finden, der N. daher in dein von der Königlichen Regierung 
unterm .... einbrricliteten Falle auch nicht mehr, wie jeder andere approbirte 'ftiier- 
nrzt liqnidiren. 

Minist. Vcrf. vom 24. September 1839. (v. Ladenberg.) 

lieber die Anwendung der unterm 21. Juni 1815 emanirten Taxe für die Thier- 
ärzte auf die gegenwärtige Classification des Thierheil-Personals kann, wie der König- 
lichen Regierung auf den Bericht vom .... hierdurch eröffnet wird, füglich kein Zwei- 
fel obwalten, da in der eben erwähnten Taxe angegeben ist, wie es hinsichtlich der 
Entschädigung eines Thierarztes zu halten ist, welcher Lehrer hei einer Thierarznei- 
schule, oder zugleich auch als Arzt approbirt ist, dergleichen in den diesfalls von dem 
Ministerio erlassenen Verfügungen wegen der Remuneration der Departements- und 
Kreisthieriirztc in Bezug auf ihre amtliche Stellung die erforderlichen Bestimmungen fest- 
gesetzt sind, iin Uebrigen aber die Thierärzte erster und zweiter Klasse nach der ge- 
genwärtig bestehenden Classification diejenige Kategorie des thierärztlichen Personals 
bilden, welche in der mehr genannten Taxe mit Nr. 2. bezeichnet sind. 

Allerh. Erlass vom 10. Juni 1848 über die Tagegelder und Fuhr- 
kosten bei Dienstreisen der Staatsbeamten. 

Zur Herbeiführung einer Ersparnis im Staatshaushalte und da die Verordnung we- 
gen Vergütung der Diäten und Reisekosten für ronimissarisclie Geschäfte in Königlichen 
Dienst-Angelegenheiten vom 28. Juni 1825 (G. S. S. 153) den veränderten Verhältnissen 
nicht mehr entspricht, bestimme Ich hierdurch für Ctviibcamlc und diejenigen Militair- 
beamtcu, welchen ein bestimmter Militairrang nicht beigelegt ist, auf den Autrag des 
Staats-Ministeriums, was folgt: 

8. 1. 

"1) Bei Dienstreisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen gemacht wer- 
den können, sind an Reisekosten, einschliesslich des Grpäcktransports, za 



vergüten : 

a) den Beamten der ersten fünf Rangklassen 10 Sgr. 

b) allen Beamten geringeren Ranges mit Ausschluss der Un- 

ferheamten 7 Sgr. 6 Pf. 

i . . . , . 

Horn, Veterinär >8anititspoIi£«f. 
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c) den Unierbearatcn & Sgr. 

auf die Meile. 

2) Ausserdem soll auf Nebenkosten, welche beim Zugehen zur Eisenbahn und 
beiin Abgehen von derselben Vorkommen, für jedes Zu- und Abgehen zusam- 
men eine Entschädigung gewährt werden, welche 

für die Beamten unter 1 a. auf 20 Sgr., 
für die Beamten unter 1 h. auf 15 Sgr. und 
für die Unterheamten (1 c.) auf 10 Sgr. 
bestimmt wird. 

3) Geht die Dienstreise eines Beamten der fünf ersten Rangklassen über den 
Ort, wo derselbe die Eisenbahn verlässt, mehr als zwei Boststationen hinaus, 
so kann der Beamte, wenn er zu der Weiterreise einen Wagen auf der Eisen- 
bahn mitgenommen hat, die Kosten für den Transport desselben nach den 
Sätzen des Eisenbahntarifs und ausserdem für das Hin- und Zurückschaffen 
des Wagens zusammen 1 Thlr. 15 Sgr. berechnen. 

4) Hat einer der unter 1 a. genannten Beamten einen Diener auf der Reise mit- 
genommen, so ist er befugt, dafür 5 Sgr. auf die Meile zu liquidiren. 



§. 2 . 
1 ) 






■h 



3. 

1 ) 



Boi Dienstreisen, welche nicht auf Eisenbahnen zurückgelcgt worden können, 
erhalten : 

a) Beamte der ersten, zweiten und dritten Rengklasse . . 1 Thlr. 15 Sgr. 

b) Beamte der vierten und fünften Bangklasse .... 1 Thlr. — Sgr. 

c) alle übrige Beamte — Thlr. 15 Sgr. 

auf die Meile. 

Haben in besonderen Fällen erweislich grössere Fuhrkostcn, als die vor- 
stehend bestimmten, aufgewendet werden müssen, so sind dieselben zu ver- 
gütigen. 



Bei Vergütigung der in den §§. 1. und 2. bestimmten Sätze wird jede an- 
gefangene Viertelmeile für eine volle Viertelmeile gerechnet. 

Bei Dienstreisen von mehr als eine Viertelmcile, aber weniger als einer gan- 
zen Meile sind die Reisekosten nach einer ganzen Meile zu berechnen. 

Für Geschäfte ausserhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als einer 
Vicrtelmeile werden weder Reisekosten noch Diäten gewährt. 

Bei Versetzungen können verheirathete Beamte, wenn sie auf Reisekosten, 
nicht aber auf eine Umzugs-Enlschädigung Anspruch haben, die Reisekosten in jedem 
Falle nach §. 2. iiquidiren. 

§. 5. Die durch die Verordnung vom 28. Juni 1825 oder durch spätere ergän- 
zende Vorschriften bestimmten Tagegelder werden hei den Sätzen von 2 Thalern und 



2 ) 
3 ) 
§. 4 . 



2 


Thlr. 


15 Sgr. 


statt 


1 


Thlr. 


— 


Sgr 


8 


88 


88 


88 


1 


88 


15 


88 


1 


88 


20 „ 


88 


1 


88 


10 


88 


1 


88 


10 „ 


88 


1 


88 


— 


88 


1 


88 


88 


88 


— ' 


88 


20 


88 


— 


88 


20 „ 


88 


— 


88 


15 


88 


— 


88 


15 „ 


88 


— 


88 


10 


88 



zu gewähren sind. 

§. 6. Der gegenwärtige Erlass tritt mit dem 1. Juli c. in Kraft, und werden die 
demselben entgegenstebenden Bestimmungen, insbesondere auch der don Verhältnissen 
nicht mehr entsprechende §. 7. der Verordnung vom 28. Juni 1825 ausser Anwendung 
gesetzt. 



Verf. der Minist. d er gcistl. Angel., des Innern u. der Finanzen 
vom 4. Januar 1849. (v. Ladenberg. v. Piittkammcr. v. Rabe.) 
Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf die in dem Berichte vom .... vor- 
getragenen, bei Festsetzung der Liquidationen der Kreisphysiker angeregten Zweifel 
hinsiehtlich der Ausführung der Verordnung vom 10. Juni v. J. wegen der Reisekosten 
und Diiitcn für dio Staatsbeamten bei Dienstreisen Folgendes: 

1) Da die gedachte Verordnung im §. 8. sub Nr. 3. verschreibt, dass für Geschäfte 
ausserhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als eine Viertelmeile keine Reise- 
kosten gewährt werden, so hätte die Königliche Regierung nicht zweifelhaft sein sollen, 
dass in dem F'alle, wo die Entfernung vom Wohnorte bis zum Reiseziel weniger als 
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eine Yiertelmeile, der Weg hin und zunick zusammengerechnet aber mehr als eine Vier- 
telimile betrügt, eine Rcisekosten-Liquidation nicht staUfindel. 

2) Geht die Dienstreise in einer Entfernung von mehr als eine Yiertelmeile, aber 
weniger als eine halbe Meile vom Wohnorte des Beamten, so findet ein Zusammenrech- 
nen der auf der Hin- und Rückreise zurückgelegten Wegestrecken gleichfalls nicht stau, 
auch wenn die Rückreise noch an demselben Tage erfolgt. Es kann daher hei einer 
solchen Dienstreise für zwei volle Meilen liquidirt werden. 

Minist. Verf. vom 2. April 1849. (v. Latlenbcrg.) 

Aus Veranlassung eines darüber aufgestellten Zweifels, oh der §. 10. der Verord- 
nung wegen Vergütung der Diäten und Reisekosten vom 28. Juni 1825, wonach, wenn 
mehrere Beamte hei einem und demselben commissarischeii Geschäfte concurriren, die- 
selben, so weit es die Umstände gestatten, zur Yerinindernng der Kuhrkoslen zusammen 
reisen müssen und alsdann nur der llauptcommissarius allein die gesummten Euhrkosten 
zu liquidiren habe, durch den Allerh. Erlass vom 10. Juni 1848 über die Tagegelder 
und Euhrkosten hei Dienstreisen der Staatsbeamten aufgehoben sei, ist in Gemeinschaft 
mit den Herren Ministern des Innern und der Finanzen die abschriftlich hier angeschlos- 
sene Verfügung vom 3. v. M. (Anlage a.) erlassen worden. 

Der Königl. Regierung theile ich solche zur kenntnissnahme und Beachtung mit. ~ 

Anlage a. 

Ew.'etc. eröffnen wir auf die Anfrage vom 6. v. M., dass die darin erwähnte An- 
sicht der dortigen Regierung ganz in Uebereinstimmung mit dem Circ. Rescr. der Mi- 
nisterien des Innern und der Finanzen vom 22. August v. J. ist, worin bereits ausge- 
sprochen worden, dass die Bestimmung des §. 10. der Verordnung vom 28. Juni 1825 
unzweifelhaft als aufgehoben anzusehen sei. Auch kann hierüber nicht füglich ein Zwei- 
fel obwalten, da hei Reisen, die nicht auf den Eisenbahnen gemacht werden können, 
die Reisekosten nicht nach Maassgabe der Transportmittel, sondern nach Maassgabe des 
Ranges der betreffenden Beamten berechne! und vergütet werden. 

Oh daraus in einzelnen Fällen eine Erhöhung der Kosten hervorgeht, kann bei 
Auslegung des bestehenden Gesetzes nicht entscheiden. Indess dürfte auch jenes kei- 
nesweges immer der Fall sein, da manche Beamte, denen früher Extrapost zugestanden 
wurde, nach dem Allerhöchsten Erlass vom 10. Juni 1848 nur noch 15 Sgr. pro Meile 
erhallen. 

Circ. Verf. vom 7/October 1849. (v. Ladenberg.) 

Es sind Zweifel darüber entstanden, oh hei Reisen der Thierärzte über Land in 
veterinär-polizeilichen Aufträgen der Diätensatz der Medirinaltaxe von 1 Thlr. noch fer- 
ner gültig sei. Zur Beseitigung dieser Zweifel mache ich darauf aufmerksam, dass bei 
solchen Aufträgen der Staatsbehörden der Allerhöchste Erlass vom 10. Juni 1S48 über 
Tagegelder und Fuhrkosten hei Dienstreisen der Staatsbeamten auch auf die Departe- 
ments- und Kreisthierärzte und deren Stellvertreter Anwendung findet. 

Bei Reisen der Thierärzte in Angelegenheiten ihrer Privatpraxis verbleibt es dage- 
gen selbstredend bei den Bestimmungen der Taxe für die Medicinalpersonen. 

Verf. der Minist, der Finanzen und des Innern vom 23. Februar 
1851. (v. Rabe. v. Westpbalen.) 

Nach dem Allerh. Erlasse vom 10. Juni 1848 wird hei Reisen in Königlichen Dienst- 
Angelegenheiten, welche auf Eisenbahnen oder auf Dampfschiffen gemacht werden kön- 
nen, für jedes Zu- und Abgehen zusammen ein Pauschquantum zu den Nebenkosten 
gewährt, welches nach Verschiedenheit des Ranges der Beamten auf resp. 20 Sgr., 
15 Sgr. und 10 Sgr. festgesetzt ist. 

Zur Beseitigung der Zweifel, welche wegen Bewilligung dieser Pauschsätze in den 
Fällen erhoben sind, wo die reisenden Beamten verschiedene Eisenbahnen auf einer 
Reise benutzen müssen, wird im Einverständnisse mit der Königlichen Ober-Rechnungs- 
kaiumer bestimmt, dass nur dann hei Reisen auf Eisenbahnen für einen mehrmaligen 
Zu- und Abgang zu liquidiren, und die dafür zulässigen Euiodiädigungen zu bewilligen 
sind, wenn 

a) der reisende Beamte sich zur Fortsetzung der Reise nach einem andern Eisen- 
bahnhofe hat begehen müssen, oder wenn 

b) von ihm auf einer lungern Dienstreise an einem Zwischenorte die Eisenbahn 
verlassen werden muss, um an diesem Zwischenort ein Dienstgeschäft zu ver- 
richten, so wie 

11 * 
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c) wenn der reisende Beamte, um anf der Reise zu fibernaehten lind erst am 
folgendem Tage dieselbe fortzusetzen , die Eisenbahn zn verlassen genöthigt 
gewesen ist; 

wogegen in allen übrigen Fällen, selbst wenn ein Beamter auf einer Dienstreise aus 
anderen Veranlassungen an einem Zwischenorte mehrere Stunden zu verweilen genöthigt 
gewesen ist, 

und deshalb den Eisenbahnhof verlassen hat, nur eine einfache I.iquidirung 
der Nebenkosten als zulässig erachtet werden kann. 

Die Königliche Regierung wird angewiesen, hiernach in vorkommenden Fällen zu 
verfahren. 

Minist. Verf. vom 12. Juni 1851. (Lehnerl.) 



Zur Beseitigung der Zweifel, welche hinsichtlich der Diätensätze bei Reisen der 
Medicinal- Beamten mehrfach entstanden sind, bin ich mit der Königlichen Oher-Reih- 
nungskammer in Schriftwechsel getreten und eröffne nunmehr im Einversliindniss mit 
derselben den Königlichen Regierungen, dass bei den Diäten der Medicinal -Beamten 
zwischen Reisen in Königlichen Dienst-Angelegenheiten, für deren Vergütung die Ver- 
ordnung vom 28. Juni 1825 früher maassgebend war und jetzt der Allerh. Erlass vom 
10. Juni 1848 gilt, und zwischen Reisen in gerichtlichen Partei- und Untersncliungs- 
sachen zu unterscheiden ist, für welche die Medicinal-Gelnihrentaxe vom 21. Juni 1815, 
in so fern diese nicht ausdrücklich abgeändert worden ist, zur Anwendung kommt. 
Nach diesen Bestimmungen haben zu erhalten an Diäten; 



I. bei Reisen in Königlichen Dienst-Angelegenheiten; 

1 ) die Kreisphysiker 2 Tlilr. 15 Sgr. 

2) die Departements -Thierärzte ausserhalb des denselben zur 

speciellen Verwaltung überwiesenen kreisthierärztlichen Be- 
zirks 2 „ 15 „ 

3) die Kreis -Chirurgen 1 „ 10 „ 

4) die Kreis-Thierärzte . 1 „ 10 

II. bei Reisen in gerichtlichen Partei- und Untersuchangssachen : 

1) die Kreisphysiker 2 Thlr. — Sgr. 

2) die Üepartemen s-Thierärzte in ihrer Eigenschaft als solche 

(I. 2.) . 2 „ - „ 

3) die Kreis -Chirurgen 1 „ 10 „ 

4) die Kreis-Thierärzte 1 „ 10 „ 

Bei Reisen der Medicinal-Beaintrn in Angelegenheiten ihrer Privatpraxis verbleibt 

es dagegen, wie schon in der Circ. Verf. vom 7. Ortober 1849 ausgesprochen worden, 
bei den Bestimmungen der Taxe für die Medicinal-Personcn vom 21. Juni 1815. 

Verf. der Minist, für Handel etc., des Innern und der Finanzen 
vom 24. Oclober 1851. (v. Pommer - Esche, v. Wes tplia len. 
llorn.) 



Auf eine Anfrage der Regierung zu N. ist Seitens des Finanz -Ministeriums durch 
Rescript vom 5. März v. J. die Ansicht gebilligt worden, dass in den Fällen, wo Be- 
amte au einem und demselben Tage commissarischc Geschäfte an verschiedenen Orten 
nach einander verrichten, zufolge der Bestimmungen des §. 9. sub c. der Verordnung 
vom 28. Juni 1825 und des §. 3. Pos. 1. und 2. des Allerh. Erlasses vom 10. Juni 
1848 die Entfernungen der gemachten Reise von Ort zu Ort zusammcnzui echnen, in 
Betreff der bei der Summe über volle Meilen hinausgehendc Entfernungen die angefan- 
genc Vicrtelmeilc für eine volle Viertelmeile und die Entfernungen von mehr als eine 
Viertclmeile aber weniger als einer ganzen Meile für eine volle Meile zu berechnen sind. 

Mit Bezugnahme hierauf erwiedern wir der Königlichen Regierung auf den Bericht 
vom . . . ., da-s bei den auf Eisenbahnen zu machenden Dienstreisen hinsichtlich der 
Zusammenrechnung der einzelnen zurückgelcgten Strecken cs nicht darauf, oh die dazu 
benutzten Eisenbahnen unter einer und derselben Dircction oder unter verschiedenen 
Verwaltungen stehen, sondern allein darauf ankommt, ob und wie oft der betreffende 
Beamte den Bahnhof hat verlassen müssen und mithin nur diejenigen Strecken für sich 
zu berechnen sind, für welche nach der Circ. Verf. vom 23. Februar d. J. Zu- und 
Abgangskosten bewilligt werden. 
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Minist. Verf. vom 11. März 1853. (v. Raumer.) 

ln Anschluss an die Circ. Verf. vom 12. Juni 1851, betreffend die Oiälcn der Krcis- 
Mcdicinal-Bcamtcn bei Reisen in Königlichen Dienst-Angelegenheiten und bei Reisen in 
gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen, finde ich mich veranlasst, im Einver- 
ständniss mit dem Herrn Justix -Minister und der Königlichen Ober- Rechnungskainmer, 
darauf aufmerksam xu machen, dass in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen 
die Reisekosten der Krcis-Mcdicinal -Br amten nicht mehr, wie in einxelnen Eällrn noch 
geschehen, nach der Verordnung vom 28. Juni 1825, sondern eben so >vie die Reise- 
kosten bei Reisen in Königlichen Dienst-Angelegenheiten, nach den Bestimmungen des, 
die xuletxt genannte Verordnung abändernden Allcrh. Erlasses vom 10. Juni 1848 xu 
liquidiren sind. 

Nach den Bestimmungen in den §§. 1., 2. und 3. dieses Allcrh. Erlasses haben xu 
erhalten : 

I. Bei Reisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen xurückgclegl werden. 

Nebenkosten beim Zugang xu der 
Reisekosten auf die Meile. und beim Abgang von der 

Eisenbahn xusammen. 

1) die Kreisphysiker . '. . . . 10 Sgr. — Pf. . ... 20 Sgr. 

2) die Depart.-Thierärxte als solche 10 „ — „ 20 „ 

3) die Krei^-Wundärzte .... 7 n 6 „ 15 „ 

4) die Kreis -Thierärx(c .... 7„ 6„ . .... 16 „ 

II. Bei Reisen, welche nicht auf der Eisenbahn xnrüekgelegt werden. 

Reisekosten auf die Meile. 



IJ die Kreisphysiker 1 Thlr. — Sgr. 

2) die Departemcnts-Thierärxte als solche 1 „ — ,, 

3) die Kreis- Wundärzte — „ 15 „ 

jl) die Kreis -Thierärzte — „ 15 „ 



Geht die Dienstreise eines Kreisphysictis oder Departements -Thierarxtcs über den 
Ort, wo derselbe die Eisenbahn verlasst, mehr als xwei Poststationen hinaus, so kann 
derselbe, wenn er xu der Weiterreise einen Wagen auf der Eisenbahn mitgenommen 
hat, die Kosten für den Transport desselben nach den Sätzen des Eisenbahn-Tarifs und 
ausserdem für das Hin- und Znrückschaffen des Wagens xusammen, nach der Bestim- 
mung xu 3. des §. 1. des erwähnten Allcrh. Erlasses 1 Thlr. 15 Sgr. berechnen. 

Die Königliche Regierung hat diese Verfügung, so wie die Circ. Verfügung vom 
12. Juni 1851 xur Kcnntniss der Medicinal - Beamten xu bringen. 

Verf. des Justic-Minislcrs vom 31. März 1853. (Simons.) 

Vorstehende Circular- Verfügung, welche der Herr Minister der geistlichen, Unter- 
richts- und Medicinal-Angrlegenhciten hinsichtlich der Festsetzung der den Kreis-Medi- 
cinal-Beamtcn bei dienstlichen Reisen in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen 
zu gewahrenden Kuhrkoslcn an sämmtliche Königliche Regierungen und an das hie- 
sige Königliche Polizei -Präsidium unterm 11. d. M. erlassen hat, wird den Gerichtsbe- 
hörden hierdurch zur Kenntnissnahme und Beachtung mit dem Bemerken mitgctheilt, 
dass es in Betreff der den Kreis-Medicinal-Beamlcn bei Heiscn der vorgedaehlen Art 
xnstehrndrn Diätrn hei den Bestimmungen der Medieinaltaxe vom 21. Juni 1815, Ab- 
schnitt V. sein Bewenden behält. 

Circ. Verf. tler Köuigl. Ober • K ecliu uiigskam liier vom 31. März 
1851. 

Da in den über die Tagegelder- und Fuhrkosten-Entschädigungen bei Dienstreisen 
der Staatsbeamten ergangenen neuen Bestimmungen dir Grundsätze, nach welchen die 
Reisekoeten- Entschädigungen früher gewährt wurden, eine Abänderung rrlillrn haben, 
so ist es von uns für nnthwendig erachtet, dass den früheren Vorschriften entsprechende 
Schema zu den Diäten- und Fuhrkosten-Liquidalioncn einer Revision und Vereinfachung 
zu unterwerfen. 

Der Königlichen Regierung fertigen wir anliegend . . Exemplare des neuen Sche- 
mas (Anlage a.) zu, mit der Aufforderung, Sich desselben in Zukunft bei den Liquida- 
tionen der Diäten- und Reisckos'cn - Entschädigungen zu bedienen, auch die Ihr unter- 
gebenen Behörden zu dessen Gebrauch anxuweisen. 
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Anlage a. 

Liquidation 

über Reisekosten und Tagegelder für naehbezeichnete, Behufs (summarische Angabe des 
Zwecks) in der Zeit vom . . teil bis . . ton (Monat), auf Grund der Verfügung der 
(Königlichen Behörde) vom (Datum) von dem Unterzeichneten aiisgcführten Dienstreise. 



Zeit 

der 

Ausfüh- 

rung. 

Monat. (Tag. 


Zahl der Tage. 


Reiseweg und Angabe der dienst- 
lichen Verrichtungen. 


Mei 

zu 

Eisen- 

bahn 

oder 

Dampf- 

schiff. 


1 cn 

nach 

dem 

Land- 

wege. 


Zu- und 
Abgänge 
bei der 
Benutzung 
der Eisen- 
bahnen 
oder 
Dampf- 
schiffe. 


Geld- 

Betrag. 

TH1. | S*r.| Pf. 






n 


(Beispielsweise.) 














August 


10 


l 


Reise von Berlin nach Stettin . . 1 


17$ 


— 


i 










1 1 


i 


in Stettin (summarische Angabe 




















der Amtsverrichtung) 


— 














12 


i 


von Stettin nach Swinemünde . . ; 


10 




1 










13 


i 


in Swinemunde (summarische An- 




















gäbe der Dienstverrichtung) . . 


— 


— 


i 










14 


i 


von Swinemünde n. Ankluin (An- 




















gäbe der Dienstverrichtnng) . . 


— 


6} 


— 










15 


i 


von Anklam n. Fasewalk (Angabe 




















der Dien^vcrriehtung) 


— 




— 










16 


i 


Rückreise von Fasewalk n. Bor- 




















lin und zwar: 




















von Fasewalk nach Fassow' . 


— 


5* 


— 














von Fassow nach Berlin . . 


llf 




1 












7 


Zusammen . 


391 


18* 


3 









Berechnung der Reisekosten und Tagegelder. 

A. 39£ Meilen zu Eisenbahn uud Dampfschiff a 10 Sgr. pro Meile 13 ThJr. 

A. 18i Meilen nach dem Landwege ä 1 Thlr. pro Meile 18 „ 

Nebenkosten 3 mal ä 20 Sgr 2 „ 

Für die Mitnahme eines Dieners auf . . Meilen ä 5 Sgr. pro Meile. 

Kür das Mitnehmen eines Wagens und zwar: 

a) für den Transport desselben nach den Sätzen des be- 
treffenden Eisenbahn -Tarifs — „ 

b) für Hin- und Znrückschaffen des Wagens ä 1 Thlr. 

15 Sgr ■ ■ ~ - 



5 Sgr. — fff. 

1 ii 6 ii 



Summa der Reisekosten . 33 Thlr. 12 Sgr. 
B. Tagegelder für 7 Tage 2'f Thlr. pro Tag (nach Abzug von 

wegen Wohnung in Königlichen Gebäuden) 17 „ 15 „ 



6 Pf. 



Zusammen . 50 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf. 

N., den . . ten 185 . 

(Namen und Charakter des Liquidanten.) 

Die Noth Wendigkeit der Yorbezeichneten Reise, die geschehene Ausführung der 
diesfälligen Geschäfte und die Richtigkeit der angegebenen Dauer wird bescheinigt. 

N., den . . ten 185 . 

(Namen der Vorgesetzten Behörde und Unterschrift.) 

Nach den Entfernungen, den Sätzen und in cnlculo geprüft und richtig befunden 
(oder berichtigt). 

N. N. 

(Charakter des Calculaturbeamten.) 
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Bemerkungen zu dem vorstehenden Sehern» einer Liquidation von Reisekosten und 

Tagegeldern. 

1) Unmittelbar unter diese Liquidation mit den dazu gehörigen Bescheinigungen 
kann die Zahlungs-Anweisung an die betreffende Kasse und die (luiltung des Liquidan- 
ten über den Empfang der Reisekosten- und Tagegeldcr-Vergrilung gesetzt und dadurch 
die Wiederholung mancherlei Details vermieden werden, z. B. in folgender Art: 

„Vorstehend« Fünfzig Thaler 27 Sgr. 6 Pf. hat die Kasse an 

den N. N. auszuzahlen und in der Rechnung pro 1850 beim Tit. . . 

zu Kosten ... zu verausgaben.“ 

N., den . . ten 185 . 

Königliche (Behörde). • 

(Unterschrift.) 

Vorstehende Fünfzig Thaler 27 Sgr. 6 Pf. sind mir aus der 

Kasse baar und richtig gezahlt worden, worüber ich hiermit quiltire. 

N., den . . ten 185 . 

(Namen des Liquidanlen.) 

2) VVenn auf einer Reise mehrere Eisenbahnen benutzt werden, so muss für jode 
Eisenbahn die auf derselben zurückgelegte Strecke angegeben werden, wie z. B. auf 
einer Reise von Berlin nach Cöln: 

a) von Berlin nach Magdeburg 19jf Meilen, 

b) von Magdeburg nach Oscherslcben . . 5 „ u. s. w. 

3) Wo ein Diener und ein Wagen mitgenommen ist und daher dafür Kosten mit in 
Ansatz kommen, sind diese unter der Berechnung der Reisekosten und Tagegelder durch 
eine amtliche Versicherung des Liquidanlen dahin: 

„dass ein Diener, resp. ein Wagen wirklich mitgenommen und für den letz- 
teren nur der tarifmiissige Eisenbahn-Transportsatz liquidirl worden sei“, 
zu justificircn. 

4) Bei der Berechnung der Tagegelder wird der in Klammern stehende Satz: 

„nach Abzug von i wrgen Wohnung in Königlichen (iehäuden“ 
in allen den Fällen gestrichen, wo der Abzug dieses Drittels nicht eintrill. 

5) Wenn nach §. 2. sub 2. des Allerh. Erlasses vom 10. Juni 1848 auf die Ver- 
gütigung von höheren als den gewöhnlichen Fuhrkosten und Tagegeldern Anspruch ge- 
macht wird, so muss die dcsfallsige Liquidation sowohl hinsichtlich der Veranlassung 
und Nothwendigkeit der Ausnahme als auch hinsichtlich der liquidirten höheren Sätze 
und Beträge vollständig und speciell justificirt werden. 

Minist. Verf. vom 9. October 1854. (▼. Räumet 1 .) 

Der Königlichen Regierung er wie der e ich auf den Bericht vom . . . ., im Einver- 
ständnis mit dem Herrn Justiz-Minister, dass die in der Circ. Verf. vom 11. März v. J. 
enthaltene Bestimmung über die Reisekosten der Kreis-Medicinal - Beamten in gericht- 
lichen Partei- und Untersuchungssachen, für diejenigen Fälle nicht in Anwendung ge- 
bracht werden kann, w o diese Beamten nicht als solche, sondern lediglich als Sachver- 
ständige in Ciril-Proccsasachen fungiren. 

Minist. Verf. vom 7. Januar 1856. (Lehnert.) 

Auf den Bericht vom . . . ., die Gebühren des Kreislhierarztes N. für die im Auf- 
träge des Kreisgerichts vorgenommene Untersuchung kranker Si haafe betreffend, erwie- 
dere ich der Königlichen Regierung, dass die Sachverständigen, da die Untersuchung an 
ihrem Wohnorte statlgefunden, Tcrminsgehüliren zu fordern haben, dagegen für die im 
Termin selbst vorgenommene Untersuchung der einzelnen Thiere Gebühren zu fordern 
nicht berechtigt sind. 

Circ. Verf. der Minist, der geistlichen elc. Angel., des Innern und 
des Krieges vom 15. September 1856. ( v. Kaumcr. Sulzer. 
v. Falke nslei u.) 

Mit Bezug auf untern Circular -Erlass vom 20. Juli v. J. setzen wir bei Unter- 
suchung der bei der Mobilmachung oder sonst für dir Armee anzukaufrndrn Pferde den 
Diätensatz für Kreis- und andere lbirrärzte ohne Unterschied des Orts und der Zeit- 
dauer der Untersuchung auf Zwei Thaler, die Reisekosten bei Dampfschiff- und Eisen- 
bahnverbindung auf 7J Sgr. sonst auf 15 Sgr. für die Meile fest. 
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Die Kreisthierärzte sind verpflichtet, gegen diese Vergütung die in Rede stehenden 
Untersuchungen auf Requisition der betreffenden Behörden zu übernehmen. 

Das Königliche General-Commando und das Königliche Ober -Präsidium ersuchen 
wir ergebenst, hiernach das Erforderliche zu veranlassen. 



m. Staatsbürgerliches Verhältnis«. 

Das Verhältnis der Thierärzte zrun Staat und zur Commune ist 
im Allgemeinen dasselbe wie das der practisehen Aerzte. Den Com- 
munal-Abgaben sind die Thierärzte unterworfen und daher auch eveut. 
zur Erlegung eines Einzugs- und Hausstandsgeldes verpflichtet, wenn 
sie einen eigenen Hausstand begründen. 

Die durch die Städte-Ordnungen anerkannte Exemtion der Aerzte 
und Wundärzte von der Verpflichtung zur Uebernahme städtischer 
Aemter erstreckt sich nicht auf Thierärzte. 

Die Annahme von Communal-Thierärzten wird empfohlen durch die 

Verf. des Minist, de.a Innern vom 6. Mai 1840. (v. Meiling.) 

Das Ministerium muss Bedenken finden, auf den Bericht der Königlichen Regierung 
Vom .... die hier wieder beigefügte Beschwerde des Bürgermeisters N., wegen der 
Ihrerseits versagten Genehmigung zu der Zahlung eines Gehalles für einen Thierarzt 
aus der Gemeindekasse zurückzuweisen, da bei einem so bedeutendem Vielistande, wie 
er sich nach der anliegenden Eingabe in N. befinden soll, die Nähe eines Thierarztes 
allerdings als ein Bedürfnis zu betrachten ist, durch eine freiwillige Vereinigung der 
Viehbesitzer aber die Besojdung von 30 Thalcrn schwerlich zu decken sein würde. 
Ohnehin ist das Object sehr geringfügig, und nicht angeführt, in wie fern die Gemeinde- 
kasse zu der Zahlung des Gehalts die erforderlichen Mittel besitzt oder ob Steuern, 
und nach welchem Kusse, deshalb ausgeschrieben werden müssen. Jedenfalls wird gar 
nichts erinnert werden können, wenn die Besoldung durch eine Auflage auf den Vieh- 
stand gedeckt werden kann, über deren Zulässigkeit, wenn die Gemeinde darin willigen 
sollte, die Königliche Regierung sich zu äuJsern hat. Indessen wird es, wenn der Ge- 
meinderath einverstanden ist, und der Zustand der Gemeindekasse kein Hinderniss ent- 
gegensetzt, unbedenklich sein, die Zahlung der fraglichen Gelder zunächst vorschuss- 
weise und mit Vorbehalt der Regrcssnahnie an die Viehbesitzer zu gestatten. Hiernach 
möge die Königliche Regierung einstweilen das Weitere verfügen und eventuell, unter 
Bcrücksiehtigung obiger Andeutungen, anderweit berichten. 

Wegen Verpflichtung der Thierärzte zur Vorspannleistung er- 
ging die 

Verf. (1er Minist, des Innern und der geistlichen etc. Angelegen- 
heiten vom 8. Februar 1842. (v. Arnim. Eichhorn.) 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom ...... dass den 

Kreisthierärzten in ihrer Eigenschaft als Königliche Beamte, so wie auch als Aerzte einer 
besonderen Klasse hinsichtlich derjenigen Pferde, welche von ihnen wegen Bedürfnisses 
zu ihren Amtsgeschäflcn und zu ihrer thicrärzlliehen Präzis gehalten werden, die Be- 
freiung von der Vorspannverpflichtung nach 'S. 1. litt. c. des Regulativs vom 29. Mai 
1816 unbedenklich zusteht. 

Thierärzte sind nicht ge werbsteuerpflichtig; diejenigen aber, welche 
das Kuriren von Thierkraukheiten gewerbsmässig betreiben , ohne als 
Thierärzte approbirt zu sein, werden, wenn sic sich mit Verabreichung 
von Arzneien zum Gebrauch für die von ihnen behandelten Thiere ge- 
gen Entgelt befassen, zur Gewerbesteuer von Handel herangezogen 
(conf. Verfügung vom 4. Januar 1854, S. 157). 

Von der Erstattung der vierteljährigen Veterinär- Sanitätsberichte 
sind die nicht im Staatsdienste angestellten Thierärzte entbunden. 



Digitized by Google 




Digitized by Google 




Staatsbürgerliche. Verbal iniss. 



169 



Circ. Vcrf. vom 2. März 1849 (v. Ladenberg). 

Nachdem durch die Circular-Vcrfügung vom 1. Juli v. J. die Verpflichtung der nicht 
im Staatsdienst angestellteti Aerzte und Wundärzte zur Einsendung vierteljährlicher Bei- 
träge zu den Sanitätsberichten aufgehoben worden ist, nehme ich keinen Anstand, nach 
dem Anträge der Königlichen Regierung in dem Berichte vom .... auch die nicht im 
Staatsdienste stehenden approbirten Thierarzte von der Erstattung der Quartal- Veterinär- 
Sanitätsberichte zu entbinden. 

Auf die Verpflichtung der im Staatsdienst angest eilten Thierärzte zur Einsendung 
vierteljährlicher Sanitätsberichte, so wie auf die Seitens der Königlichen Regierung ein- 
zureichenden Seineslral berichte findet obige Anordnung keine Anwendung. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Erforderliche durch das Amtsblatt be- 
kannt zu machen. 

Die analoge Anwendung der §§. 71. ff. der Allgem. Gewerbe- Ord- 
nung vom 17., Januar 1845 auf approbirte Thierärzte ist zulässig, hat 
aber nur den Verlust der den approbirten Thierärzten zustehenden Be- 
fugnisse und Vorrechte zur Folge, nicht aber den Verlust der Be- 
fugnis« zur Behandlung von kranken Thieren. 

Die nachfolgenden beiden Resolute führen diesen Grundsatz aus- 
führlich aus. 

Anlage A. • 

In dem wider den approbirten Thierarzt IV. zu N. eingeleiteten Disciplinarverfah- 
ren hat die Königliche Regierung zu N. in der Plenarsitzung am l. Octobcr 1856 den 
Beschluss gefasst, 

dass die dem N. verliehene Approbation als Thierarzt erster Klasse demsel- 
ben wieder zu entziehen sei. 

Grunde» 

Der Gärtner VI. zu N. hatte hei der N. 'sehen Vieh Versicherung!- Gesellschaft eine 
Kuh versichert. Diese Versicherung lief mit dem 22. Mai 18.. ah. Anfangs Mai er- 
krankte diese Kuh, der M. wandte sich diescrhalb an den ThieraiztN., welcher zugleich 
von der genannten Gesellschaft als technischer Geschäftsführer, namentlich zur Ausstel- 
lung von Sterbcetlcsten für die N.’sche Gegend, gebraucht wurde. Anfangs schien die 
Kuh sich zu bessern; um die Mitte des Mai verschlimmerte sich jedoch ihr Zustand in 
dem Grade; dass der N. ihren baldigen Tod an Darmen’zündung glaubte voraussehen 
zu können. Auf Anrathen desselben wurde die kranke Kuh am 17. Mai für 5 Thaler 
an den Fellhändler N. verkauft und von letzterem am 18. Mai geschlachtet. Der Thier« 
arzt N. übergab hierauf dem Hauptagenten der vorerwähnten Versicherungs-Gesellschaft 
ein von ihm ausgefülltes, von dem M. unterschriebenes Formular, eine Schadenanzeige, 
datirt vom 18. Mai 18.., in welchem es heisst, dass die fragliche Kuh an diesem Tage 
Morgens um 10 Uhr an Darmentzündung gestorben sei. Ferner übergab er ein von 
ihm seihst ausgefülltes und mit seinen eigenen Namen unterschriebenes Formular eines 
Sertionsberichtes, Inhalts dessen er ..auf Pflicht und Gewissen und an Eidesstalt“ ver- 
sicherte, die M.’sche Kuh sei am 18. Mai Morgens 10 llhr an Darmentzündung gestor- 
ben und am nämlichen Tage Nachmittags 4 Uhr secirt worden. Zugleich war eine 
Liquidation über 20 Sgr. Honorar für die Section und von 10 Sgr. Reisespesen darauf 
gesetzt. Endlich übergab der N. dem Hauptagenten noch folgendes Attest: 

„Dass ich Unterzeichneter am heutigen Tage von dem Gärtner M. eine 
crcpirte Kuh, mit Nr. 118. versehen, für den Preis von zwei Thalern erhal- 
ten habe, bescheinige ich hierdurch. 

N., am 18. Mai 18 . .. 

K., Scharfrichterei-Besitzcr.“ 

Die Direction der Versicherungs-Gesellschaft ermittelte indess den wahren Hergang 
der Sache, wie auch, dass das Attest des K. untergeschoben und nicht von letzterem, 
sondern von dem N. geschrieben sei, und trug auf gerichtliche Untersuchung an. In 
Folge der letzteren wurde der N. von dem Schwurgerichte zu N. in der Sitzung am 
15. März 18.. wegen U; kundenfälschiing zu sechs Monaten Gefängnisstrafe und 50 Tha- 
lern Geidbusse, welcher im Unvermögensfalle einmonatliches Gefängnis zu suhstiluiren, 
verurthcilt, ihm auch die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf ein Jahr untersagt. 
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Auf die Nichtigkeitsbeschwerde des N. erkannte das Königliche Ober -Tribunal, in 
seiner Sitzung am 22. Juni 18.., dass dieselbe als unbegründet zurückzuweisen und 
dem Angeklagten auch die Kosten dieser Instanz zur l.ast zu legen seien. 

Dies veranlassto die Unterzeichnete Königliche Regierung, das Disci|ilinarverfahren 
Behufs Zurücknahme der Approbation wider ihn einzuleiten, da ihm nach den obigen 
Vorfällen diejenige moralische Zuverlässigkeit und Unbescholtenheit nicht beiwohne, 
welche bei Ertheiiung der ihm verliehenen Approbation als Thierarzt vorausgesetzt wer- 
den müsste. Der N. machte hiergegen mitleist protocollarischer Erklärung vom 14. Mai 
d. J. vorstellig, dass die §§. 71. und 72. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, 
auf deren Grund das Verfahren auf Approbations-Entziehung gegen ihn eingeleitet sei, 
auf seine Praxis als Thierarzt keine Anwendung (Inden, indem in der Gewerbe-Ordnung 
Thierärzte, auf welche das bezcichnete Verfahren Anwendung finden solle, nicht be- 
nannt seien. 

In Erwägung nun, dass, wenngleich Thierärzte an und für sich allerdings nicht zu 
denjenigen Gewerbetreibenden gehören, welche nach §§. 42. bis 52. und §. 55. der 
vorgedachten Gewerbe-Ordnung einer Approbation oder Concession bedürfen, demnach, 
wenn Thierärzten eine Approbation ertheilt worden, diese wesentlich auf der Voraus- 
setzung der ununterbrochenen bürgerlichen Unbescholtenheit des Approbirten beruht, 
folglich mit dieser Voraussetzung sieht und fällt; in Erwägung ferner, dass nach §. 21. 
a. a. 0. derjenige, welcher wegen eines von ehrloser Gesinnung zeugenden Verbre- 
chens verurtheilt worden, zum Beginn eines jeden selbstständigen Gewerbes der beson- 
deren Erlaubniss der Polizei-Obrigkeit des Orts bedarf, woraus folgt, dass, wer eine 
besondere Erlaubniss zum Betriebe eines Gewerbes besitzt, diese verwirkt hat, wenn 
er wegen eines von ehrloser Gesinnung zeugenden Verbrechens verurtheilt worden ist; 
in Erwägung, dass dies auch auf die Approbation der Thierärzte Anwendung finden 
muss, da, wenngleich von dieser Approbation die Ausübung der Thierheilkunde nicht 
abhängig ist, dieselbe doch nach dem Reglement über die Eintheilung des thierärztli- 
chen Personals vom 25. Mai 1839 und nach §§. 100., 111. upd 121. der durch Aller- 
höchste Cabinets-Ordre vom 8. August 1835 genehmigten sanitätspolizeilichen Vorschrif- 
ten den approbirten Thierärzten besondere Befugnisse verleiht; in Erwägung endlich, 
dass der N. wegen Urkundenfälschung, mithin wegen eines von ehrloser Gesinnung zeu- 
genden Verbrechens mittelst gerichtlicher Erkenntnisse vom 15. März und 22. Juni 18.. 
verurtheilt worden, ist die Unterzeichnete Königliche Regierung der Ansicht, dass der 
N. nicht mehr diejenigen Eigenschaften besitzt, welrho bei Ertheiiung der thierärztli- 
chen Approbation als ihm inwohnend vorausgesetzt werden mussten, und hat daher 
demselben, wie geschehen, die Approbation als Thicrarzt erster Klasse entzogen wer- 
den müssen. 

Gegen diesen Beschluss ist nach §. 73. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 
der Recurs an das Königliche Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Mcdieinal- 
Angelegenheiten zulässig. Dieser Recurs muss jedoch bei Verlust desselben hinnen 
zehn Tagen, von der Eröffnung des Bescheides an gerechnet, angemeldet werden. 

N., den 1 October 18 . . 

(L. S.) Königliche Regierung. 

Anlage B. 

Auf den von dem Thierarzt erster Klasse N. zu N. gegen den am 29. October Vi J. 
ihm puhlicirten Plenarbeschluss der Königlichen Regierung zu N. unterm 5. Novem- 
ber v. J. eingelegten Recurs beschliesst der Ministor der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal-Angclegenhciten, 
dass, 

in Erwägung, dass Recurrcnt rechtskräftig der Urkundenfälschung schul- 
dig befunden und deshalb neben andern Strafen von der Ausübung der bür- 
gerlichen Ehrenrechte auf ein Jahr ausgeschlossen ist, in Erwägung ferner, 
dass derselbe hiernach als bürgerlich beschol|cn und in so hohem Grade un- 
zuverlässig erscheint, dass ihm die Ausübung der den approbirten Thier- 
ärzten erster Klasse gesetzlich zustehenden besonderen Befugnisse nicht fer- 
ner gestattet werden kann, 

in Erwägung sodann, dass die Approbation keinesweges, wie Recurrent 
annimmt, hlos als ein Zeugniss über die Wissenschaft liehe Befähigung des 
Approbirten zu betrachten ist, sondern die wesentliche Grundlage jener be- 
sonderen Befugnisse bildet, 

in Erwägung endlich, dass eine solche lediglich auf administrativen Vor- 

. • ’ ’i v i . -i . » . . . ' : -lii- >:/ ■< . (t 
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Schriften beruhende Approbation beim Wegfall der wesentlichen Voraussetzun- 
gen derselben ohne weiteres Verfahren von Aufsicht* wegen zurückgonom- 
men werden kann, mithin in diesem Kalle eine Entziehung derselben unter 
analoger Anwendung der dem Bccurrenlen einen grösseren Schutz gewähren- 
den Vorschriften der allgemeinen Gewerbe -Ordnung vom 17. Januar 1845 
keinem Bedenken unterliegt, 

aus diesen Gründen 

das Resolut der Königlichen Regierung zu IV. de publ. den 29. Oclobcr v. J., 
wonach dein IV. die ihm verlirhcne Approbation als Thierarzt erster Klasse 
zu entziehen, wie hiermit geschieht, lediglich zu bestätigen. 

Berlin, den 7. Januar 1857. 

(L. S.) Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angclcgenheitcn. 

Im Aufträge: Lchnert. 

Die Führung des Titels eines Doetors der Philosophie ist den 
Thierärzten gestattet ; 

Minist. Verf. vom 3. Oetober l >> 45. (Eichhorn.) 

Die Bestimmung, nach welcher den Wundärzten die Führung des Doctortitels un- 
tersagt ist, findet hinsichtlich der Motive, auf denen dieselbe beruht, auf die Thierärzte 
keine Anwendung. Es ist demnach keine genügende Veranlassung vorhanden, dem 
Kreisthierarzt IV. zu IV. die Führung des von ihm auf der Universität zu Jena rrlangten 
philosophischen Doctortitels zu untersagen. Jedoch ist darauf zu achten, dass derselbe 
von diesem Prädicat nicht in einer Art Gebrauch mache, wodurch er dem Publicum die 
Meinung einflössen könnte, dass ihm die Befugnisse eines approbirten Doetors der Arz- 
neikunde zustehen. 

dagegen die Führung des Titels als Doctor der Thierheilkunde nicht 
erlaubt. 

Minist. Verf. Vom 24. Oetober 1840. (v. Ladcnberg.) 

Der Titel eines Doetors der Thierheilkunde gehört, wie der Königlichen Regierung 
auf drn Bericht vom 9. v. M. hierdurch eröffnet wird, nicht zu den nach der bestehen- 
den Verfassung von den Königlich Prenssischen Universitäten zu ertheilrnden aeademi- 
schen Würden. Es kann demnach dem dortigen Departements-Thierarzte N. die in der 
anliegenden zurtickerfolgenden Vorstellung nacbgesuchte Erlaubnis* zur Führung des 
ihm von der Universität zu Giessen durch das wieder angeschlossene Diplom verliehe- 
nen Doctortitels nicht ertheilt werden. 

Ueber das Verhältniss der Thierärzte zur Justiz-Verwaltung ver- 
gleiche im Allgemeinen den Abschnitt von der gerichtliche Veterinär- 
kunde S. 114. 

Die Ableistung der Militairdienstpflicht durch freiwilligen einjäh- 
rigen oder dreijährigen Dienstpflicht als Kurschmied wurde den Thier- 
ärzten gestattet durch die 

Allcrh. Ordre vom 19. März 1821 au deu Minister der geistli- 
chen etc. Angelegenheiten, des Innern uud des Krieges. 

In Beziehung auf Meine Ordre vom 7. August v. J., wegen Gunügung der Militair- , 
dienstpflichl durch den Dienst als Compagnie- oder Escadrons-Chirurgtis, will Ich, nach 
Analogie derselben, hiermit bestimmen, dass junge heute, welche ihre Quabfiralion als 
Thierärzte vollständig nachzuweisen im Stande sind, ihre Militairdienstpflicht durch den 
Dienst als Kurschmiede ebenfalls ahlösen können und zwar durch eine dreijährige Dienst- 
zeit, wenn zu ihrer Anstellung mit Gehnlt in diesem Verhältniss Gelegenheit vorhanden 
ist, oder durch eine einjährige Dienstzeit, wenn sie als Freiwillige in das Verhältniss 
unter der für die Freiwilligen auf einjährige Dienstzeit überhaupt vorgrschriebenen Be- 
dingungen cintreten wollen. Es versieht sieh hierbei jedoch, dass die besondere Diensl- 
verpflichtung der auf Kosten oder durch Unterstützung des Staats zu Kurschmieden und 
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Rossärzten gebildeten jungen Leute in Gemüssheit Meiner Ordre vom J.5. April*) v. J. 
in voller Kraft bleibt. 

In Folge derselben crliess der Kriegsminister die 

Circ. VciT. vom 17. März 1823 an sämmtliche Gcncral-Cointiiuii- 
dos. (v. Scho lcr.) 

Des Königs Majestät haben mittelst Allerhöchster Cabinets-Ordre vom 19. März 1821 
nachzugeben geruht: dass, analog der freiwilligen Chirurgendionste beim Heere, 

auch junge Leute, welche ihre QualiGcation als Thierärzte vollständig nach- 
zuweisen im Stande sind, ihre Militairdienstpflicht durch den Dienst als Kur- 
schmiede bei der Armee ablösen können, und zwar entweder durch ein- 
jährigen dergleichen Dienst, wenn sie die Bedingungen eingehen, welche 
wegen Bekleidung und Verpflegung aus eigenen Mitteln für die zum einjäh- 
rigen Waffendienst anzunehmenden Freiwilligen vorgeschrieben sind, oder 
durch dre ijährigen Dienst, wenn sie jene erforderlichen Kosten nicht zu be- 
schaffen vermögen; woraus sich von selbst ergiebt, dass die einjährigen frei- 
willigen Kurschmiede, da durch sie der Verpflegungs-Etat nicht alterirt wird, 
bei jedem Cavallerie-Regimente, auch als überzählig, angenommen werden 
können, wenn dasselbe keine Kurschmieds- Vacanz hat, dass dagegen aber 
die sich zum dreijährigen Dienst verpflichtenden Subjcctc nur bei einem 
solchen Cavallerie-Regimente eine Anstellung erwarten dürfen, wo gerade 
eine Kurschmicdsstellc erledigt ist. 

Nächstdem bemerkt die obige Cabinets-Ordre, wie es sich von seihst 
verstehe, dass die besondere Dienstverpflichtung der auf Kosten des Staats, 
. oder durch theil weise Unterstützung von dessen Seile zu Kurschmieden und 
Rossärzten gebildeten jungen Leute, in Gemässheit der früheren Cabinets- 
Ordre vom 15. April 1820, in voller Kraft bleibe. 

«Die Bekanntmachung der neueren Königlichen Bestimmung vom 19. März 1821 ist 
bisher aus dem Grunde zurückgehalten, weil zwischen den betreffenden Ministerien zu- 
vor eine Uebereinkunft hat getroffen werden müssen: auf welche Weise die gehörige 
Qualifikation solcher jungen Thierärzte zu ermitteln sein wird. 

Die dicsfallsige Vereinigung ist nunmehr dahin erfolgt: 

1) dass diejenigen, welche ihre Bildung in der hiesigen Thierarzneianstalt — 
versteht sich, auf eigene Kosten — erhalten haben, sich durch das Zcugniss 
des Institut;', welches jedem abgehenden Eleven crtheilt wird, ausweisrn müs- 
sen, dass sic sich, wenn auch nicht zu ganz vollständigen Thierärzten, doch 
zu practischen Rossärzten eignen. Auf diese Weise können dergleichen 
Leute sich entweder bei einem Rcgimente selbst oder bei einer Ersatz-Com- 
mission melden, und da ihre gehörige Qualification sich aus dem Zeugnisse 
hinlänglich entnehmen lässt, so bedarf es keiner weiteren Prüfung solcher 
Subjcctc, und 

2) dass diejenigen jungen Leute, welche ihre Bildung nicht in dem hiesigen In- 
stitute, sondern auf Universitäten, ausländischen Thicrarzneischulen oder sonst 
wo erhielten, und die deshalb die oben erwähnten Zeugnisse zur Bekundung 
ihrer Qualification nicht vorlegen können, von der Behörde, bei welcher sie 
sich zum Eintritt als freiwillige Kurschmiedc melden, nicht ohne eine vor- 
gängige Prüfung zu der Königlichen Begünstigung zugelassen werden dürfen. 
Diese Prüfungen können für jetzt, ausser in Berlin bei der Thierarzneianstalt, 
nur noch bei den Medicinal-Collcgien in Breslau und Coblenz stattfinden, und 
die sich Meldenden sind deshalb nach diesen Orten hinzuw'ciscn, von welchen 
sic den wählen können, der ihnen am gelegensten ist. i 

Es versteht sich aber dabei von selbst, dass, wenn ein sich meldendes 
Subject zuvor schon an einem der gedachten drei Orte seine Prüfung bewirkt 
und darüber ein günstiges Attest aufzuweisen hat, dasselbe ebenso gut zum 
Qualificationserweis hinreichend anzunehmen ist, als ein Zeugnis» der Thier- 
arzneianstalt zu Berlin für einen in diesem Institute ausgebildeten Eleven. 

Was besonders die ad 1. erwähnten, von der hiesigen Thierarzncianstalt zu erthei- 

*) Diese Ordre bestimmt, dass alle auf Kosten des Staats zu Knrschmieden oder Rossärzten gebildeten 
jungen Leute, wenn sie wirklich Eleven eine» Instituts waren, zu sechsjähriger, und wenn sie als Volontair 
darin bot freien Unterricht genossen, zu vierjähriger Dienstleistung in Ihren resp. Functionen dem Heere 
in dienen verbunden sein sollen. 
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lenden Zeugnisse betrilft, so sind solche in der Form des beiliegenden Schemas ge- 
druckt, und nach der Bemerkung des Königlichen .Ministern des öffentlichen Unterrichts 
wird der Inhaber eines dergleichen Zeugnisses als hinreichend qualiücirt anzunehmen 
sein, wenn dadurch bekundet wird, dass er in den auf seine practische Bestimmung 
zunächst sich beziehenden Fächern seiner Wissenschaft hinlängliche Kenntnisse erwor- 
ben hat, als: in der Anatomie, Physiologie, Pathologie, Materia-Medica, Pharmacie, Re- 
ceptirkunst, Chirurgie, Therapie (innere Heilkunde) Und klinische Hebungen im Kran- 
kcnstalle, ausserdem im Exterieur und llufbeschlag, auch dass er, wenn er kein gelern- 
ter Schmied war, vollständigen Unterricht und Hebung in der Instructionsschmiede 
erhalten hat. Wenn er dagegen in den vorbereitenden und Hülfs-Wissenschaften, z. B. 
in Naturgeschichte, Botanik, Physik, als nicht so gut und nur niittclmässig bestanden 
in dem Zeugnisse geschildert ist, so darf das keinen Grund zur Zurückweisung abge- 
ben, indem es hierauf bei einem brauchbaren praelischen Rossarzt und Kurschmied für 
die Armee weniger ankoramt, und Ansprüche der Art nur an einen höher ausgebildeten 
Thierarzt zu machen sind. 

Ein Königlich Hochlöbliches General -Commando wird ergebenst ersucht, nicht nur 
die Cavallerie- Regimenter Wohldesseu Bereichs, sondern auch die Brigade -Cominan- 
deure der Landwehr, in Beziehung auf ihren Wirkungskreis bei den Ersatz-Commissio- 
nen, von den obigen Festsetzungen in Kenntnis« setzen zu wollen. Von Seiten des 
Königlichen Ministern des Innern wird eine gleiche Benachrichtigung an die Regierun- 
gen ergehen, zugleich milder Aufforderung: den Inhalt der Cabinets-Ordre vom 19. März 
1821 nunmehr zur allgemeinen Wissenschaft zu bringen, um qualiiicirten jungrn Thier- 
und Rossärzten Veranlassung zu geben, sich zum ein- oder dreijährigen Eintritt als 
freiwillige Kurschmieden beim Heere zu melden, um dadurch ihre gesetzliche Militair- 
dienstpflichl abzulösen. 

In der Thierarznei-Anstalt befinden sich schon mehrere ausgebildete Civil-Eleven, 
welche, da sic ihrer MilitairdicnstpOicht noch nicht genügt haben, entschlossen sind, solche 
durch resp. ein- und dreijährigen freiwilligen Kurschmieddienst zu erfüllen. Diese 
werden nun sogleich nach ihren Wünschen an die Cavallerie-Regimenler vertheilt werden. 

W iewohl sich erwarten lässt, dass durch die Ausführung der in der Cabinets-Ordre 
vom 19. März 1821 angeordneten Maassregel schon bedeutend zur Abhülfe der bisheri- 
gen Klaje über die grossentheils nur initlelinüssigen Kurschmiedc gewirkt werden wird, 
so haben sich die Ministerien doch ausserdem noch über eine zweite Maassnehmung 
geeinigt, welche nicht minder zur Erreichung des Zweckes, bessere Kurschmiedc zu 
gewinnen, beitragen dürfte. 

Die Thierarznei-Anstalt hat nämlich vielfältig darüber geklagt, dass die ihr von 
den Cavallerie-Regimentern zugesandt werdenden Eleven in der Mehrzahl nicht die er- 
forderlichen Vorkenntnisse besitzen, und zum Theil so unvorbereitet hier ankommen, 
dass sie eigentlich ganz zurückgewiesen werden müssen; dass es mithin unmöglich sei, 
aus solchen unqualificirten Leuten brauchbare practische Kurschmiedc zu bilden. Damit 
stimmt auch die heutige Beschwerde der Cavallerie-Regimenler seihst über die mangel- 
hafte Beschaffenheit der meisten ihrer Kursclmiiede völlig überein. 

Dies hat nun zu dem Beschluss geführt: 

für künftig nicht mehr allein aus den Cavallerie-Regimentern die Eleven der 
Thicrarzneischule zu entnehmen, sondern zu gestatten, dass ausserdem dazu 
auch jeder gelernte Schmied des Inlandes angenommen werden könne, wenn 
er sich über seine (Jualification hei der Ersatz-Commission ausweist, und in 
Gemässheit der früheren Cabinets-Ordre vom 16. April 1820, wonach die 
ganz auf Kosten des Staats hei der Thierarznei-Anstalt ausgebildeten Eleven 
sechs Jahre als Kurschmiede bei dem Heere zu dienen verpflichtet sind, die 
Bedingung eingeht, nach seiner vollendeten Bildung sechs Jahre lang der Ar- 
mee als Kurschmied zu dienen. 

Ein Königlich Hochlöbliches General-Commando ersuche ich deshalb ergebenst, den 
Cavallerie-Regimentern in dieser Beziehung bekannt machen zu wollen: 

dass ihnen von jetzt an nicht mehr als Regel die Verpflichtung obliege, in 
die Stelle eines als Kurschmied zurückerhaltenen Eleven ein anderes Subject 
zur Ausbildung nach der Thierarznei-Anstalt zu schicken, sondern künftig 
dieser Fall nur dann eintreten dürfe, wenn dazu ein ganz qualificirtes Sub- 
ject vorhanden ist, indem ohnehin bei der erwähnten Eleven -Concurrenz in 
der Folge mit mehr Ernst als bisher darauf gehalten werden kann und wird, 
dass kein ungeeignetes Subject aufgenommen, vielmehr ohne weiteres zurück- 
gesandt werde. 

Was die Qualifications- Anforderungen betrifft, welchen einer aus dem Civilstande 
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tu entnehmender Eleve zu genügen hat, so sind solche durch das Ministerium des öf- 
fentlichen Unterrichts in folgender Art bestimmt: 

a) er muss auf jeden Fall ein gelernter Schmied sein, weil sonst während sei- 
ner Bildung tu viel Zeit verloren gehen würde, um ihm das Mechanische des 
Eisenschmiedens beitubringen , was er doch unerlässlich inne haben muss, 
um zugleich im Hufbeschlag zur möglichsten Vollkommenheit zu gelangen, 
wodurch der Kurschmied vorzüglich seiner Bestimmung entspricht; 
bj er muss im Schreiben, Lesen und Rechnen cingeübt, und 
cj nicht unter sechszehn und nicht über vierundzwanzig Jahre alt, sonst aber 
völlig gesund sein. 

Die Ermittelung dieser Qualification erfordert keine besonderen Prüfungs-Commis- 
sionen, sondern kann füglich von dem Landrath des Kreises oder den Ersatz-Commis- 
sionen geschehen, je nachdem sich ein junger Mensch bei jenem oder bei diesem mel- 
det. Entspricht er diesen nur auf jene drei Punkte zu beschränkenden Forderungen, 
so wird ihm darüber ein Attest ertheilt, welches er bei der Thierarznci-Anstalt producirt. 

Das Königliche Ministerium des Innern wird diese Bestimmungen durch die Regie- 
rungen zur öffentlichen Bekanntmachung befördern, auch die Ersatz-Commissionen an- 
weisen lassen; ein Hochlöbliches General -Commando aber wird ergebenst ersucht, zu 
gleichem Zweck auch die Brigade -Commandeure der Landwehr gefälligst in Kenntniss 
zu setzen. 

Bei dieser Gelegenheit finde ich mich zugleich veranlasst, zur Beseitigung der mehr- 
fältig angeregten Zweifel nachrichtlich zu bemerken: dass bei allen auf Kosten des 
Staats zu Hantboisten, Trompetern, Janitschaaren, Kurschmieden und Rossärzten gebil- 
deten Individuen die von des Königs Majestät bestimmte längere Dienstzeit in ihren 
resp. Functionen bei dem Heere zugleich die Ablösung der eigentlichen Militairdienst- 
pflicht mit in sich begreift, dass hingegen aber die von den Regimentern zur Thierarz- 
neischuic gelieferten Eleven ihre schon in Reihe und Glied abgediente Zeit auf ihre 
demnächstigen Dienste als Kurschmiede nicht in Abrechnung bringen dürfen. 



VI. Der Viehcastrirer. 

Die Castrirer müssen sich nach §. 45. und 46. der Allgem. Ge- 
werbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 über den Besitz der erforder- 
lichen Kenntnisse und Fertigkeiten durch ein Befahigungszeugniss der 
Regierung ausweisen. 

Reglement für die Prüfung der Viehcastrirer vom 29. Septem- 
ber 1846. (Klug. v. Hl an teuf fei.) 

§. 1. Wer zur Prüfung als Viehcastrirer zugelassen zu werden wünscht, hat sich 
dieserhaib bei der betreffenden Königlichen Regierung, unter Einreichung eines von sei- 
ner Ortsobrigkeit ausgestellten Führungsattestes, schriftlich zu melden. 

§. 2. Die Königliche Regierung ordnet die Prüfung an. Die Prüfungs-Commission 
besteht aus dem Departements- oder einem Kreisthierarzte, dem Landrath oder einem 
von diesem zu ernennenden Stellvertreter. 

§. 3. Die Verhandlung über den Hergang der Prüfung wird von dem technischen 
Beamten geführt. 

§. 4. Die Prüfung zerfällt in einen theoretischen und practischen Theil 

§. 5. Insbesondere sind bei der Prüfung der theoretischen Kenntnisse nachstehende 
Punkte zu berücksichtigen: 

1) der anatomische Bau der Geschlechtslheile der nutzbaren Hausthiere, 

2) die wichtigeren, die Castration begünstigenden und erschwerenden oder ver- 
bietenden Umstände anlangend: 

a) die Jahreszeit, 

b) das Alter der Thiere, 

c) krankhafte Zustände der Geschlechtslheile, 

d) solche regelwidrige Zufälle, welche sich während der Operation ergeben 
können, 

e) allgemeine körperliche Zustände der zu operirenden Thiere, 
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3) die verschiedenen Methoden bei der Castration, die zn derselben nöthigen 
Vorbereitungen, Instrumente u. s. w\, 

4) die allgemeinen Principien bei der Nachbehandlung, 

5) einige der wichtigsten Folgekrankheiten. 

§. 6. Zur Prüfung der practisclien Gewundheit muss von dem Examinundus eine 
Castration, wo möglich an einem lebenden Thiere, oder in dessen Ermangelung an 
einem todten Thiere ausgeführt werden, 

§. 7. Das Protocoll wird demnächst mit einer Sehluss-Censur „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ versehen, von der Prüfungs-Commission unterschrieben und der Kö- 
niglichen Regierung eingereicht. 

§. 8. Die Königliche Regierung erlheilt, je nach dem Ausfall der Prüfung das At- 
test der Befähigung zum Gewerbebetriebe als Vichcastrirer für den ganzen Umfang der 
Monarchie. 

Circ. Verl', der Minist, der geistl. etc. Angel, und des Innern 
vom 28. Februar 1847. (Eichborn. Mat bis.) 

ln Verfolg der Verfügung vom 29. September v. J. und vom 20. d. M., die Regle- 
ments für die Prüfungen der Abdecker und Vichcastrirer, so wie der Verfertiger chirur- 
gischer Instrumente und Bandagisten betreffend, bestimmen wir: 

1) dass für die Prüfungen der Abdecker und Vichcastrirer jedem der examini- 
renden Techniker von jedem Examinanden eine Gebühr von 1 Thlr. gezahlt 
werde, bemerken dabei jedoch, dass in keinem Falle mehr als zwei Techni- 
ker zur Prüfung zuzuziehen sind, und dass in der Regel einer damit zu be- 
auftragen ist. 

2) Für die Abhaltung der Prüfung eines Bandagisten oder Instrumentenmachers 
setzen wir die Gebühren 

a) für den Kreisphysicus auf 2 Thlr., 

b) für den Wundarzt auf 1 Thlr., 

c) für den Bandagisten auf 1 Thlr., 

d) für den Instrumentenmacher aber, mit Rücksicht auf die in seiner Werk- 
statt von den Examinanden auszuführende Arbeit, auf 2 bis 3 Thlr. \ 

fest. 

Unter letzterer Gebühr sind aber die Kosten der Anschaffung der Materialien nicht 
milbegriffen, welche dem Examinanden überlassen bleiben muss. 

Minist. Verf. vom 30. October 1856. (Lehnert.) 

Der von der Königlichen Regierung unterm .... in Betreff der Prüfung der Vich- 
castrirer erstattete Bericht ist von dem Herrn Minister für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten zur Verfügung an mich abgegeben worden. Unter den darin angezcig- 
ten Verhältnissen will ich ausnahmsweise genehmigen, dass für den dortigen Regierungs- 
Bezirk die Prüfung derjenigen Personen, welche sich ausschliesslich als Schwcine-Castri- 
rer anmelden, auf das Castriren von Schweinen beschränkt werde. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Erforderliche anzuordnen, den in der 
gedachten Weise Geprüften aber auch nur eine auf die Befugniss zum Castriren von 
Schweinen beschränkte Concession auszustellen. 

In Beziehung auf den Betrieb des Gewerbes ohne Prüfung und 
Seitens der Thierärzte ergingen: 

Verf. des Finanz- M ini st ers vom 5. August 1840. (S. 155.) 

Minist. Verf. vom 16. September 1847. (S. 155.) 

Nach §. 17. des Ilausir- Reglements ist die Betreibung der Ge- 
schäfte als Vichcastrirer im Umherziehen gestattet und alsdann steuer- 
pflichtig. 

Verf. der Minister für Handel etc., der geistl. etc. Angel, und 
der Finanzen vom 3. Juui 1854. (v. d. Heydt. Lehnert. v. Pom- 
mer - E s c h e.) 

Das Verfahren der Königlichen Regierung bei Erthcilung des Gewerbeachcins an 
den N. für das vorige Jahr können wir nicht billigen. Nach §. 17. des Hausir-Regle- 
ments kann der Gewerbeschein an approbirte Vichcastrirer ertheill werden. Die 
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Königliche Regierung hätte daher dem N., welcher als Viehcastrirer noch nicht appro- 
birt war, den Gewerbeschein nicht ertheilen, sondern zunächst die Frage, ob ihm ein 
Befähigungszcugniss nach Maassgabe des §. 45. der Gewerbe-Ordnung zu ertheilen sei, 
zur Erledigung bringen sollen. Nur durch dieses Zeugnis» würde der N. überhaupt 
erst die Befugniss zum selbstständigen Betriebe seines Gewerbes erlangt haben und erst 
nachdem ihm dies Zeugniss ertheilt worden, hätte für ihn, falls er sein Gewerbe im 
Umherziehen zu betreiben beabsichtigte, ein Gewerbeschein ausgefertigt werden dür- 
fen. Dasselbe konnte dann aber nur auf Grund der §§. 77. ff. a. a. 0. wieder zurück- 
genommen werden, in so feru die dadurch ertheilte Befugniss wieder zu entziehen war. 

Für die Zukunft hat die Königliche Regierung sich hiernach zu richten. 



VH. Her Abdecker. 

Das Gesetz vom 7. September 1811 hat zwar das Abdeckereige 
werbe freigeben wollen , jedoch die in einzelnen Landestheilen in die- 
ser Hinsicht bestehende Real-Gewerbeberechtigung (Abdeckereizwang) 
nicht aufgehoben. 

Circ. Verf. der Minist, der Finanzen, des Innern und der Polizei 

vom 26. Februar 1817. (v. Bülow. v. Schuckmann. Fürst zu 

Wittgenstein.) 

Durch mehrere Anfragen in Absicht des Abdeckereiwesens finden wir uns veran- 
lasst, zu bestimmen: 

1) dass, wo bereits zureichende unter öffentlicher Autorität etablirte Scharfrich- 
tereien und Abdeckereien vorhanden, keine neuen Ansei zungen auf Gewerbe- 
scheine zu verstauen sind, diese Einschränkungen jedoch nur als eine landes- 
polizeiliche Maassrcgel anzusehen, aus welcher für die Berechtigten selbst 
kein Widerspruch herzuleiten ist; 

2) dass, wo keine öffentlichen, ausschliesslich angeordneten Scharfrichtereien oder 
Abdeckerei -Bezirke vorhanden sind, die Regierungen so viele Ansetzungen 
von Abdeckereien auf Gewerbescheine verstauen können, als das Bedürfniss 
der Gegend erfordert, jedoch ohne irgend eine exclusive dadurch zu constituiren; 

3) dass, wo im Einzelnen auf den Grund von unbezweifelt bestehenden Privile- 
gien oder Pachtcontracten der Abdecker, Beschränkungen der Befugniss der 
Einwohner, ihr gefallenes Vieh selbst abzuledern, oder durch ihre Leute ab- 
ledern zu lassen, bestehen, solche Beschränkungen, oder andere, den Unter- 
thanen lästige Gerechtsame nicht ferner einzuräumen, noch bei Contracts-Er- 
neuerungen unter den Pachtbedingungen zuzulassen sind; 

4) dass die polizeilichen Vorschriften, die beim gefallenen Vieh in Rücksicht auf 
Vorbeugung von Seuchen oder in Hinsicht der öffentlichen Reinlichkeit ange- 
ordnet und den Abdeckern vorgeschrieben sind, auch in der Regel von den 
Einwohnern zu befolgen sind, die gefallenes Vieh nicht vom Abdecker ab- 
ledern lassen. 

Nach §. 8. der Allgem. Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 
bleiben die zur Zeit in den einzelnen Landestheilen geltenden Vor- 
schriften über das Abdeckereiwesen bis zur Beendigung der Revision 
derselben in Kraft. Diese ist noch nicht erfolgt. 

Der §. 27. 1. c. rechnet zu den gewerblichen Anlagen, welche in 
Betracht ihrer örtlichen Lage oder der Beschaffenheit der Betriebsstätte, 
für die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke oder 
für das Publicum überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Be- 
lästigungen herbeitühren können, und deshalb einer besonderen poli- 
zeilichen Genehmigung bedürfen, die Abdeckereien. 
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Nagh §. 45. I. c. müssen Abdecker sich über den Besitz der er- 
forderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten durch ein Befahigungszeug- 
niss der Regierung ausweisen. 

Reglement für die Prüfung der Abdecker vorn 29. September 
1846. (Klug. v. Man teuffei.) 

§. 1. Wer zur Prüfung als Abdecker zugelassen au werden wünscht, hat sich die- 
serhalb bei der betreffenden Königlichen Regierung unter Einreichung eines von seiner 
Ortsobrigkeit ausgestellten Ältestes über seine sittliche Führung während der letzten 
zwei Jahre schriftlich zu melden. 

§. 2. Die Königliche Regierung ordnet die Prüfung durch eine Commission an. 
bei welcher sich der Exnminandus zu melden, und um Anberaumung eines Termins zu 
bitten hat. 

§. 3. Die Prüfungs-Commission besteht aus dem Departements- oder einem Kreis- 
thierarzte, dem Landrathe, oder einem vou diesem zu ernennenden Stellvertreter. 

§. 4. Der Departements- oder Kreisthierarzt führt die Verhandlung über den Gang 
der Prüfung. 

§, 5. Die Prüfung zerfällt in einen theoretischen und practischen Theil. 

§. 6. Bei der Prüfung der theoretischen Kenntnisse des Examinanden ist zu er- 
forschen : 

1) ob derselbe lesen und schreiben könne; 

2) ob er allgemeine Kenntniss des Thierkörpers, namentlich der Eingeweide 
desselben im gesunden Zustande, besitze; 

3) oh er die wichtigeren der in der Umgegend verkommenden Seuchen und an- 
steckenden Krankheiten nach ihren llaupterscheinungen am kranken Thiere 
kenne und mindestens zu unterscheiden wisse, welche Umstände Verdacht 
erregen; 

4) ob er mit den veterinair -polizeilichen Beatimmungen, so weit sie die Aus- 
übung seines Gewerbes anlangen, bekannt sei. 

§. 7. Zur Erforschung der practischen Geschicklichkeit muss von dem zu Prüfen- 
den eine Obduction gemacht erden, wobei er die sich etwa vorfindenden Abweichun- 
gen von dem gesunden Zustande zu bezeichnen und im Allgemeinen zu deuten hat. 

§. 8. Das Prolocoll wird sodann mit der Schluss-Censur : „bestanden 11 oder „nicht 
bestanden' 1 versehen, von der Commission unterschrieben und der Königlichen Regierung 
zur Veranlassung des Weiteren eingereicht. 

In Beziehung auf die Befugnis» der Abdeekereihesitzer zum Ab- 
ladern und zur Ausnutzung der erkrankten und gefallenen Thiere ist, 
so weit eine Real-Berechtigung noch besteht, niaassgebend das Publi- 
candtun vom 29. April 1772. 

Dasselbe lautet; 

Nachdem bishcro missfällig wahrgenommen, auch von denen Scharfrichtern und 
Abdeckern verschiedene Beschwerden geführt worden, dass denenselhen hin und wie- 
der das ausser der Viehseuche umgefallene oder auch bei dem Schlachten unrein ge- 
fundene Vieh nicht gehörig angesaget, noch vor dem Anfressen des Ungeziefers die 
verordneten 24 Stunden verwahret, nicht minder dieselben auch wieder ihre Privilegia 
und die ihrenthalhen publicirte Edicte und Verordnungen an einigen Orlen zur Unge- 
bühr mit Servis und andern Lasten in Ansehung ihrer Scharfricht- und Abdeckerei be- 
leget, und denenselben die ibnen zugesagten Freiheiten entzogen worden; so wird zur 
Achtung und genauen Befolgung der in Ansehung der Scharfrichter und Abdecker von 
Zeit zu Zeit publicirten Edicte und Verordnungen auch zur Warnung der Uebertreter 
derselben, für die solchenfalls unnachbleiblich erfolgenden Strafen aus sothanen Edic- 
ten und Verordnungen, allen Einge>essenen von Adel, Städten, Aemtern, Geistlichen und 
übrigen Unterthanen, wie auch den Scharfrichtern und Abdeckern, Nachfolgendes in Er- 
innerung gebracht, und zur genauesten Befolgung wiederhoientlich eingeschärfet. Nach 
Vorschrift der Edicte vom 18. Mai 1667, dem 23. Mai 1682, dem 22. April 1689, dem 
11. Februar 1704, dem 12. November 1707 und 30. Juni 1721 ist Jedermann schuldig, 
das ausser der Viehseuche abgestandene, auch bei dem Schlachten unrein gefundene 
Vieh (.Schafe ansgenommen) dem Scharfrichter oder Abdecker des Districts sofort ge- 
gen Erlegung des festgesetzten Trinkgeldes, für die Meile a 2 Groschen an den Boten, 

Horn, Vet. riuir-Sanititspoliiei. <2 
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fei, vertauschet oder verschenket, imgleichen die zur ferneren Arbeit gänzlich untüch- 
tig gewordenen Pferde nicht an fremde Scharfrichter verhandelt, sondern an den Scharf- 
richter oder Abdecker des Districts abgeliefert werden müssen; welche aber dagegen 
sich nicht entziehen können, den Unterthanen für dergleichen abzuliefernde, zur Arbeit 
untüchtige Pferde eine billigmiissige Vergütung zu thun, und allenfalls so viel zu geben, 
als ein fremder Scharfrichter erweislich geben wollen. 

2) Muss das auf denen Höfen, wie auch in und vor den Dörfern umgefallene Vieh 
von dem Eigenthümer desselben sofort dem Scharfrichter oder Abdecker des Districts 
angesagt, und von erslerem 24 Stunden lang, von Zeit der geschehenen Ansagung vor 
dem Anfressen der Hunde, Katzen und andern Ungeziefers verwahrt, nicht minder bin- 
nen eben diesen 24 Stunden von des Scharfrichters -Knechten bei fünf Tlialer fiscall- 
scher, auch dem Befinden nach harter Leibesstrafe, welche ersterer der Scharfrichter 
oder Abdecker selbst zu erlegen hat, ahgeholet werden. Dagegen wenn das Vieh in 
entlegenen Hütungen und Brüchen liegen bleibt, der Eigenthümer von dessen Bewah- 
rung befreiet, jedoch sobnld er den Vorfall erführt, denselben dem Scharfrichter oder 
Abdecker antagen zu lassen schuldig ist. 

3) Wenn ein gemeiner Landmann oder bäuerlicher Unterthan, denen auch in An- 
sehung der Bestrafung geringe Bürger in den kleinen Land- und Arkerstiidten gleich 
anzu.agen; wie denn auch erweislich rotzige und ganz incurable Pferde nicht verkau- 
geachtet werden sollen, gegen Vorstehendes handeln sollte; so soll derselbe schuldig 
sein, dem Scharfrichter oder Abdecker zur Schadloshaltung wegen der Haut, Talg und 
Pferdehaare 

für ein Fullen, Rind oder Starke Einen Thaler, und an fiscalischer Sirafe 
zwölf Groseben; 

für ein Pferd oder Haupt- Rindvieh aber ersteren Einen Tlialer zwölf Gro- 
schen, auch Einen Thaler an fiscalischer Strafe 
zu entrichten. Dagegen andere Verbrecher, Rnslatt des vorhin verordneten Einen Winspel 
Hafer Strafe, in jedem Contraventionsfalle Acht Thaler fiscalischer Strafe, imgleichen 
dem Scharfrichter für entzogene Haut, Talg nnd Pferdehaare 

für ein Pferd und aasgewachsenes Stück Rindvieh Zwei Thaler; 
für ein Füllen, Rind oder Starke aber Einen Thaler zwölf Groschen 
entrichten müssen, welche Strafen jedoch bei wiederholten Verbrechen geschätfet und 
dem Befinden nach verdoppelt werden sollen, und insgesamnit zur Sportelkasse des 
nächsten Justizamtes Aiessen. 

4) Haben die Landreiter des Districts auf die Verbrecher genaue Obacht zu haben, 
auch dem Befinden nach bei Verlust ihres Dienstes, sobald sie in sichere Erfahrung 
bringen, dass sich Jemand hierunter ungehorsam erwiesen, davon mit Zuziehung des 
Scharfrichters oder Abdeckers hei des Verbrechens Vorgesetzter Obrigkeit ohne Anstand 
Anzeige zu thun; auch dem nächsten Justizanite, zu dessen Sportelkasse die Strafe 
fliesset, davon Anzeige zu thun, bei dessen Unterlassung der Scharfrichter solche aus 
eigenen Mitteln bezahlen soll. Der Gerichts-Obrigkeit aber liegt oh, sofort das Ange- 
zeigte ohne alle Weitläufigkeit auf Kosten des Verbrechers zu untersuchen, und nach 
Befinden vorberegte Strafen, nebst denen Schadloshaltungsgeldcrn für den Scharfrich- 
ter oder Abdecker, durch den Landreiter mittelst einer solchen ohnentgeldlich zu er- 
teilenden Ordre nebst seinen ihm festzuselzenden Gebühren heltreiben zu lassen, auch 
die Strafgelder an das nächste Jnatizamt znr Berechnung hei der Sportelkasse zu 
übersenden. 

Wenn die Cnntravcntion oder ausserdem eine Untersuchung und Bestrafung ver- 
dienet, so muss solches der Kurmärkschen Krieges- und Domainen-Kaminer zur weitern 
Verfügung angezeigt und überlassen werden. 

ä) Müssen die Magistrüte und übrige Gerichts -Obrigkeiten an den Orten, wo es 
nicht bereits geschehen ist, denen Scharfrichtern und Abdeckern, vor denen Städten vnd 
Dörfern, und zwar vor denen Hauptthoren an nicht allzuweit entlegenen, auch unweg- 
samen und sumpfigten, jedoch von denen Landstrassen, imgleichen den Viehweiden ganz 
entfernten Orten, sofort bei nachdrücklicher Beahndung, dienliche Lndcrstellen anwei- 
sen, wohin die Abderkerknechte das ausser der Viehseuche crepirte und bei dem Schlach- 
ten unrein gefundene Vieh (ausser demjenigen, wohin dergleichen die Jägerei zn denen 
Fuchskömungen nnd Wegschaffung derer Haubtbiere verlangt) schaffen, und daselbst 
nach geschehener Ablederung das Luder, bei Vermeidung Fünf Tlialer fiscalischer Sirafe 
für jedes Stück, für deren Erlegung derselben Brotherren allein zu haften schuldig sind, 
zu fahren haben. Wobei jedoch die Abdeckerkneehte hei Fünf Thalern fiscalischer oder 
harter Leibesstrafe sich nicht unterstehen müssen, Hunde bei sich zu führen, anderer- 
gestalt die Forstbedienten hiermit angewiesen werden, solche sogleich todl zu schiesseu, 
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wofür denen*elben die Hälfte der verordneten Strafe gereicht werden und jeder Scharf- 
richter für die»e Strafe mit haften soll. 

Zu der verordnten Begrabung des Luders aber haben in denen Dörfern und klei- 
nen Landstädten, wo der Scharfrichter oder Abdecker nicht selbst wohnhaft ist, die 
Eigenthuiucr des Viehes, bei Vermeidung nachdrücklicher Beahndung, ohne dass den- 
selben dieserhalb bei Gefungnissstrafe einiger Vorwuif au machen ist, die Kuten wenig- 
stens zwei Ellen tief eilfertigen tu lassen, und diese hiernächst die Abdeckerknechte 
bei fünf Thalem Strafe auzuwerfen, und soll die Obrigkeit eines jeden Orts die näheren 
Arrangements, wie die Unterthanen in dem bemerkten Falle zur Anfertigung solcher 
Kutesi oder Gruben anzuhalten, machen und deren Befolgung halten. Dahingegen in 
denen Städten und Orten, wo die Scharfrichter oder Abdecker selbst wohnhaft sind, 
diese sothane Kuten in der Feldgrenze solcher Stadt oder Ort, wo sie wohnen, durch 
ihre Abdeckerknechte selbst anfertigen zu lassen, die Eigentümer des Viehes aber so- 
fort bei Ansagung desselben 2 Groschen dafür entiichten müssen. Hiernach»! wird 

6) denen Scharfrichtern und Abdeckern alles Ernstes aufgegeben, den Landrüthen, 
wann sie ihnen auf Anweisung der Kriegs- und Domainen-Kamniern und anderer Vor- 
gesetzten Amtshalber Befehle erteilen, in allen Sachen, so nicht zur Criminal -Juris- 
diction, sondern zur Landespolizei gehören, sonderlich bei Aeusserung der Viehseuche, 
auch wegen Ausschleppung und Verscharrung des sonst krepirten Viehes den schuldi- 
gen Gehorsam zu leisteu, auch bei entstandenem Viehsterben in ihren Districten bei 
Vermeidung Leib- und Lebensstrafen, wenn sie dazu gefordert, und ihre Knechte zum 
Ausschleppen des umgefallenen Viehes gebraucht werden sollten, alles dasjenige auf 
das Genaueste zu beobachten, was ihnen dieseihalb in denen publicirten Instructionen 
und Patenten vom 22. August 1750 und 13. April 1769 in Ansehung des Viehsterbens 
auch nachgelassenen Ablederung des an der Seuche verreckten Viehes vorgeschrieben 
worden ist. 

Uebrigens sollen die Scharfrichter und Abdecker, nach Maassgebung der Edicte vom 
10. Juni 1676, 26. October 1680, 5. Mürz 1693, 29. Februar 1704 und 25. Februar 
1722, von Einquartirung, Servis, Contribution, Anlagen und andern Oneribus publicis, 
auch der Mahlzinse, ferner befreit bleiben: wenn sie aber ausser denen Scharfrichl- 
und Abdeckereien bürgerliche Häuser und Grundstücke besitzen, so müssen sie sowohl 
als andere zum Beitrag der gemeinen Lasten davon, es sei Contribution, Heiterverpfle- 
gung, Einquartirung und Servisgeld, oder wie dieselben Namen haben, gezogen wer- 
den; sie müssen auch von dem Geinnhl gleich andern Bürgern in denen Städten, im- 
gleichr« die Accise, rn richten, welche ihnen jedoch nach Vorschrift des Accise-Regle- 
menls vom 29. December 1736 Cap. 3. §. 2. Lik 9. von denen Pferden, welche sie 
vor den Karren zum llerausschleppen gebrauchen, imgieicbcn von dem Futter für solche 
Pferde, frei geschrieben werden soll. 

Sammlliche Gerichts-Obrigkeiten ohne Unterschied werden hiermit ernstlich ange- 
wiesen, alle Punkte dieser Vorschrift auf das Genaueste sowohl ihres Oris zu befolgen, 
als von denen Unterthanen befolgen zu lassen, als worauf die Kurmurksche Krieges- 
und Domainen-Kammer mit Kigueur zu hallen hak 

Der Landtags-Abschied für die Provinz Prettssen vom 3. Mai 1832 
erklärt, dass die Regierung die Ansprüche der Abdecker, wenn nicht 
von solchem Vieh die Rede ist, weiches an ansteckenden Krankheiten 
leidpt, nicht durch die polizeiliche Einwirkung unterstützen, sondern 
solche lediglich zur Ausführung im Rechtswege verweisen werde. 

Die. Regierung zu Golden* erliess mit Genehmigung der Ministe- 
rien der geistlichen etc. Angelegenheiten und des Innern das 

Rrgleincut übeV da» A li deck e re i wesen vom 13. Juli 1846. 

§. t. In jeder Gdwrindr ist ein Watenplalt (Schindanger) eimurich'en, welcher 
minderten* 300 Pu» ttn den Wohnhäusern und besuchten Wegen entfernt »ein nun. 
Nach Umständen könne* awei oder mehrere benachbarte Gemeinden gemeinschaftlich 
einen Wasenpla'a bcsilärn. 

8- 2. Die Cadaver 'der gefallenen oder gelödteten Thirre sind in gehöriger Tiefe 
entweder auf dem Waseoplati an verscharren, oder in hinreichender Knlfrrnung von 
den Wohnhäusern nnd Strassen. Bei ansterkendrn Seuchen, woiu auch der Rota ge- 
hört, muss die Entfernung mindesten* 25 Ruthen betragen, und das Thier überall min- 
destens 4 Kuss lief vergraben werden. 
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§. 3. Cadaver in Flüsse, Teiche oder Gräben zu werfen ist verboten. 

§. 4. Cs stebt zwar jedem Eigenlhümer eines gefallenen oder wegen Kiankheit 
getödteten Stücks Vieh frei, dasselbe selbst abzuledern, oder durch bezahlte Leute tb- 
ledern zu lassen und auf dein Wasenplatze zu begraben; er muss aber hei allen, an 
ansteckenden Krankheiten gestorbenen, oder deshalb getödteten Thieren spätestens zwöll 
Stunden nach erfolgtem Ableben derselben der Orts polizei -Behörde die Anzeige machen 
und anfragen, ob besondere Vorsichtsmaatsregeln zu befolgen sind. 

Letztere treten ein, 

a) wenn das Thier an einer für die Menschen gefährlichen Krankheit gelitten 
hat, namentlich bei der Wuthkrankheit und dem Milzbrände, wobei das Able- 
dern streng verboten ist, und die Cadaver so schnell als möglich auf einem 
Karren oder einer Schleife nach dem Beerdigungsplatze geschafft und narb 
vorheriger Zerschneidung der Haut wenigstens 6 Kuss lief vergraben wer- 
den müssen. 

Bei den an der Wuthkrankheit oder dem Milzbrände gestorbenen oder 
deshalb getödteten Thieren muss ausserdem eine Hand hoch Kalk überschüt- 
tet und die aufgeworfene Erde noch mit Steinen bedeckt werden. 

b) der Transport der Cadaver rotziger, wurmiger oder räudiger Pferde darf 
überall, wo Angespann durch Ochsen oder Kühe zu beschaffen ist, nur durch 
diese und nicht durch Pferde bewerkstelligt werden. 

Bei der Rinderpest oder Lungenseuche des Rindviehes darf der Trans- 
port nicht durch Rindvieh ausgeführt werden. 

c) das Abledern rotzki anker Pferde darf nur durch Abdecker oder unter beson- 
derer Aufsicht der Polizeibehörde durch bestimmte, mit dem Geschäft ver- 
traute, und mit unverletzten Händen versehene Personen ausgeführt werden; 

d) die Häute der an Lungenseuche oder am Rotz gefallenen Thierc müssen so- 
gleich an den Gerber abgeliefert oder wenn kein Gerber in der Nähe wohnt, 
sofort eingekalkt und an abgelegenen Orten im Freien oder auf luftigen Spei- 
chern getrocknet werden. 

§. 5. Länger als 24 Stunden darf ein Cadaver nicht im Stalle oder Hofe liegen 
bleiben und bei anerkannt ansteckenden Krankheiten muss er sogleich nach erfolgtem 
Absterben auf den Beerdigungsplatz gebracht werden. 

§. 6. Macht der Eigenlhümer von dem im §. 4. eingeräumten Rechte keinen Ge- 
brauch, so muss er das gefallene oder gelödtete Vieh innerhalb der bestimmten Zeit 
durch den Wasenmeisler nach dem Wasenplalze schaffen lassen. Im Unterlassungsfälle 
verordnet die Ortspolizei-Behörde den Transport auf seine Kosten. 

§. 7. Wer die im vorstehenden Reglement enthaltenen Vorschriften nicht befolgt, 
verfällt in eine Strafe von 1 bis' 5 Thalern, resp. in eine verhältnissmässige Gefängnis- 
strafe, vorausgesetzt, dass nicht bereits höhere Strafen durch die Gesetze verhängt sind. 

In Beziehung auf die Ausübung des Abdeekereigewerbes ergingen 
noch folgende Verfügungen: 

Circ. Vcrf. der Minist, des Handels und der Polizei vom 4. März 
1819 (S. 19.) 

Circ. Verf. d er M i nislcr der geis 1 1. etc. Angel egenli ei I en und des 
Innern vom 14. Januar 1827. (v. Al I c n stein, v. Scliuckmann.) 

Das dortige Königliche Medicinal-Collegium hat in dem von der Königlichen Regie- 
rung mittelst Berichts vom .... eingereichten Gutachten ganz richtig geurlheill, dass 
kein Grund vorhanden sei, das Abledern der am Rotze getödteten Pferde zu untersagen. 
Seil mehr als 30 Jahren werden über 60 rotzige Pferde jährlich auf hiesiger Thierarz- 
neischule geschlachtet, woran 60 bis 80 Schüler in jedem Winter anatomische Präparate 
machen, und sich viele dabei aus Ungeschicklichkeit verwunden. Dessenungeachtet ist 
noch nie eine Ansteckung erfolgt, die irgend eine Milzbrandfurm erzeugt hätte. Auch 
ist nie ein Wärter der rotzigen Pferde auf eine Ar; krank geworden, dass man auf 
eine Ansteckung mit Rolzgifl hätte schliessen können, obgleich viele derselben bei ilc-n 
zu verschiedenen Zeiten angestellten Kurversui hi n sich sehr mit Rutzgift haben verun- 
reinigen müssen. Zu der Zeit aber, als der Stallhcdicnte N\, dessen lödtliche Krank- 
heitsgcschichtc in dem Gutachten des Königlichen Medicinal - Collegii erwähnt wird, die 
rotzigen Pferde gewartet hat, sind dergleichen Heilversuche nicht veranstaltet worden, 
und es ist ohne Nachweisung eines Causalverhiiltnisses von einigen Acrzten willkürlich 
angenommen worden, dass die lödtliche Brandrusc hei ihm durch Ansteckung mit Holz- 
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gilt enUlanden sei. Mit noch weniger Kritik ist die von dem Königlichen Medicinalrath 
Dr. N. zu N. erzählte Krankheitsgeschichte aufgenommen, beschrieben und verbreitet 
worden. 

Bis dahin, dass eine gefährliche Ansteckung der Menschen durch Rotzgift gehörig 
durch Thatsarhen erwiesen wird, bedarf es keines Verbots des Ablederns rotziger 
Pferde, wenn diese nicht etwa ain Milzbrände oder am ansteckenden Typhus zugleich 
erkrankt und gefallen sind. 

VeiT. ilcs Minist, des Innern vom 1^. Juli 1836. (Köhler.) 

Bei Zufertignng der beiliegenden, von dem Magistrat zu N. ringereichten Verfügung 
der Königlichen Regierung vom 11. v. M. wird Derselben zu erkennen gegeben, das» 
der darin angenommene (Grundsatz, wonach die C'ommunen auch noch jetzt, bei statt- 
findender freier C'oncurrenz, im Betriebe des Abdeckergewerbes, verpflichtet sein sol- 
len, den Abdeckern die erforderlichen Ludersteilen zu überweisen, weder tu begrün- 
den, noch durcliziifiihren ist, wie sich gleich ergiebt, wenn man den Fall annimmt, dass 
Mehrere an einem Oite die Abdeckerei betreiben wollen. 

Bei der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung muss es vielmehr jedem Abdecker 
überlassen bleiben, sich selbst den zu seinem Gewerbe erforderlichen Platz zu ver- 
schaffen, wogegen die Obliegenheit der Ortspolizei-Behörde sich darauf beschränkt, die 
Angemessenheit des gewühlten Platzes zu seiner Bestimmung zu prüfen. 

Verf der Minist, der geistl. etc. Angel, und des Innern vom 
13. Oclober 1836. (v. A 1 1 enstein. v. Roch ow.) 

Die in dem Berichte vom .... von der Königlichen Regierung gegen die Verfü- 
gung des Minist, des Innern und der Polizei vom 19. Juli d. J. vorgetragenen Beden- 
ken sind eben so unbegründet, als die dargelegte Ansicht über die Entstehung gemein- 
schaftlicher BcgräbnUsplätze unrichtig ist. Hätte man hei der Wahl der letzteren die 
sanitäts- polizeilichen Rücksichten vorwaltcn lassen, so würde man die Nachtheile der 
Grabgewölbe unter den Kirchen nicht Jahrhunderte lang geduldet haben, während man 
auf die Entfernung der Unbequemlichkeit und Gefahr, weiche von Luderstellen in der 
Nähe von Wegen und öffentlichen Plätzen zu besorgen war, längst schon hingewirkt hatte. 

Das von der Menge der Luderstellen auf einer Feldmark hergenommene Bedenken 
erledigt sich an und filr sich selbst schon durch die Erwägung, dass die Anlegung von 
Abdeckereien durch das Bedürfnis der Gegend bestimmt ist, da das darin zu verarbei- 
tende Material nicht wie anderes zum Transporte nach der Fabricationsstatte sich eignet. 
Die Königliche Regierung ist aber auch in der Verfügung vom 19. Juli d. J. ausdrück- 
lich angewiesen worden, den Betrieb der Abdeckerei nur dann zu gestatten, wenn ein 
angemessener Luderplatz dazu nachgewiesen worden, und daher ermächtigt, denselben 
zu versagen, wenn in der Nähe der auf der Feldmark bereits vorhandenen Luderstellen 
eine neue nicht ohne Besorgnis» geduldet werden kann. 

Daraus, dass in den ehemals westphälishhen Landestheilen ein Abdeckerzwang nicht 
siattflndet, folgt indessen die Noihwendigkeit einer gemeinschaftlichen Luderütelle für 
die Einwohner eines Ortes keinesweges. Das Vergraben des Viehes an einzelnen zer- 
streuten Stellen entfernt vielmehr die Nachtheile, welche aus der Ausdünstung des Lu- 
ders zu besorgen sind, am zuverlässigsten, und es würde überhaupt keiner Beschrän- 
kung der Freiheit des Einzelnen in dieser Beziehung und keiner Begünstigung der Ab- 
decker bedürfen, wenn man nicht unter besonderen Umständen, wie z. B, bei dem Aus- 
bruche einer Viehseuche der Mitwirkung der Abdecker sich mit Nutzen bediente und 
ausserdem aus staats wirthschift liehen Gründen darauf zu halten hätte, dass der kunst- 
massigen Verarbeitung nicht ein Material entzogen werde, welches in der jetzigen Zeit 
mit erheblichem Nutzen verwerthet werden kann. 

Unter diesen Umständen kann eine Verpflichtung der Communen zur Beschaffung 
gemeinschaftlicher Luderstellen nur dann behauptet werden, wenn die Ausführung vete- 
rinär-polizeilicher Maassregeln bei Epizootien und dergleichen deren bedarf. Sonach ist 
kein Grund vorhanden, in der Verfügung vom 19. Juli d, J. irgend etwas zu ändern. 

Verf. der Minist, fßr Handel etc., der geistl. etc. Angelegen bei- 
ten und des Innern vom 22. November 1854. (S. 24.) 

Verf. der Minist, für Handel etr. und der geistl etc. Angelegen- 
heiten vom 13. Juni 1855 (v. Pommer-Esche, v. Raumer.) 

Die Bestimmung des §. 5. der Verordnung vom 29. April 1772, jyonach die Ab- 
decker da » ausser der Viehseuche krepirte und beim Schlachten unrein befundene Vieh 
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(ausser dem, was davon rum Wegfaiigen der Raubthiere gebraucht wird) an dazu ge- 
eigneten Stellen vergraben sollen, hat zu Zweifeln darüber Veranlassung gegeben, ob 
die Ausnutzung solcher Thierkadaver zu gewerblichen Zwecken erlaubt oder polizei- 
lich nicht zu gestatten sei. Zur Beseitigung dieser Zweifel wird der Königlichen Re- 
gierung Folgendes eröffnet: 

Nachdem durch die Verordnung vom 8. August 1835 §. 92. ff. (G.-S. 1836 S. 240, 
262 ff.) genügende sanitätspolizeiliche Vorschriften getroffen worden, um eine Anstek- 
kung durch die Kadaver von Thieren zu verhüten, welche an Krankheiten gefallen sind, 
deren Uebertragung nicht allein auf andere Thiere, sondern auch auf Menschen möglich 
ist; da ferner auch in Betreff sonstiger, unter Thieren entstehenden Seuchen und an- 
derer ansteckenden Krankheiten zur Verhinderung einer Ansteckung und Weiterverbrei- 
tung hinreichende polizeiliche Vorschriften bestehen, waltet kein Bedenken ob, bei Auf- 
rechthaltung aller diesfälligen Verordnungen sowohl den Abdeckern, als andern Gewerb- 
treibenden und Viehbesitzern die Ansnutzung der Kadaver von Thieren zu gestatten, 
welche weder an einer ansteckenden Krankheit gefallen, noch bei ihrer Tödtung damit 
behaftet gewesen, noch endlich, wie namentlich bei der Rindviehseuche nnd andern ge- 
fährlichen Krankheiten, wegen Verdächtigkeit getöd'et sind. 

Durch die Beseitigung der Beschränkungen, soweit dieselbe hiernach stattfinden 
kann, wird hinsichtlich der zur Zeit noch einzelnen Abdeckereien zustehenden Zwangs- 
und Bannrechte nichts geändert. Auch bewendet es bei den polizeilichen Anordnungen 
wegen des Verscharrens der zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken nicht 
bestimmten Theile der Kadaver an den polizeilich dazu angewiesenen Orten, wie denn 
auch den Polizeibehörden überlassen bleibt, nach Maassgabe der Verordnung vom 
11. März 1860 über die Polizeiverwaltung die bei der Ausnutzung von Thierkadavern 
zur Verhütung übler Ausdünstungen und zur Vermeidung von Belästigungen des Publi- 
cums sich etwa als notwendig ergebenden Anordnungen zu treffen. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Erforderliche durch das Amtsblatt be- 
kannt zu machen. 



Das Abdeckereigewerbe ist steuerfrei. 

Verf. der Minist, des Handels, des Innern und der Finanzen 
vom 7. September 1824. (v. Biilovv. v. Schuck manu. v. Klewitz.) 

Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 29. v. M. eröffnet, dass die 
Abdecker nach §. 6. des Regulativs vom 28. April d. J, keines Gewerbscheins, sondern 
nur einer polizeilichen Legitimation selbst dann bedürfen, wenn sie, wie doch selten 
der Fall sein wird, unbestellt und um Arbeit zu suchen, in ihrem Bezirk umherziehen. 

Die Verbindung des Naebrichteranites mit dem Abdeckereibetriebe 
oder umgekehrt ist nicht nothwendig. 

* *• * • i ‘ » • i •:« . i • ' . i.r i«jI 



VJII. Der Kreis -Thierarzt. 

i . • • •:»* .. • aiii'i :» • .. i 

Die Austeilung besoldeter Kreis -Thierärzte wurde durch die Al- 
lerhöchste Ordre vom 13. Juni 1817 genehmigt. Dieselbe lautet: 

Ihren Anträgen vom 8. v. M. gemäss, genehmige Ich hierdurch im Allgemeinen, 
dass in jedem Regierungsbezirk wenigstens ein practischer Thierarzt mit einem ange- 
messenen Gehalt, ausserdem aber auch in solchen Gegenden, wo es angemessen gefun- 
den wird, noch Kreisthierärzte mit 100 Thalern jährlicher Besoldung angestellt werden 
und deshalb die speciellen Anträge, so wie die Umstände es mit sich bringen, geschehen. 

In Folge derselben erging die 



Circ. Verf. der Minist, der Finanzen und desInDern vom 19. Au- 
gust 1817. (Borsche. Köhler.) 

Der Königlichen Regierung wird hierdurch bekannt gemacht, dass des Königs Ma- 
jestät mittelst Gabinets -Ordre vom 13. Juli er. im Allgemeinen zu bestimmen geruht 
haben, dass in jedem Regierungsbezirk wenigstens ein practischer Thicrarzt mit einem 
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angemessenen Gehalt, außerdem aber auch in solchen Gegenden, wo es angemessen 
gefunden wird, noch Kreitthierärzte mit 100 Thalern jährlicher Besoldung angestellt 
werden und dass deshalb die speciellen Anträge, so wie die Umstände es mit sich brin- 
gen, geschehen können. Die Königliche Regierung hat sich daher hiernach <u achten. 

Die Absicht dabei war hauptsächlich, zuverlässige Organe für die 
Wahrnehmung der die Gcsauunthcit der Staatsuinwuhner, und nicht 
blos die einzelnen Viehbesitzer berührenden veterinär- polizeilichen 
Interessen zu gewinnen. Zugleich hoffte man, durch Anstellung von 
Kreis -Thierärzten dem Landwirtschaft treibenden Publicum tiiohtigp 
Thierärzte näher zu bringen, zu deren Benutzung zu ermuutcrn, da- 
durch den Gesundheitszustand des Viehstundrs im Ganzen mehr zu 
sichern ttnd so zur Erhaltung und Vermehrung des in dem Viehstande 
des Landes beruhenden beträchtlichen Theils des Nationalvermögens bei- 
zutragen. Um diese Zwecke vollständig zu erreichen, war es die Ab- 
sicht. in jedem landräthlicheu Kreise einen Kreis-Thierurzt anzustellen. 
Es fehlte jedoch an der erforderlichen Anzahl qtialificirter Thierärzte. 
Zunächst wurde daher für je zwei Kreise ein Kreis-Thierarzt mit dem 
ursprünglich normirten Gehalt von 100 Tblrn. augcstellt und wenn 
später für einen Kreis ein besonderer Kreis-Thierarzt angestellt wurde, 
bewilligte man ihm nur die Hälfte des ursprünglichen Gehalts. 

In neuerer Zeit ist auf eine Vermehrung der Kreis-Thierarztstellcn 
unter Gewährung des ursprünglich festgesetzten Gehalts von 100 Tblrn. 
für jede Stelle ernstlich und mit günstigem Erfolge Bedacht genom- 
men. Seit 1849 ist jedes Jahr eine angemessene Summe, anfänglich 
1000 Tlilr. , später, als die Besetzung der neu creirten Stellen wegen 
Mangels an Bewerbern sich verzögerte, 500 Tlilr. zur Vermehrung der 
Kreis - Tliierarztstellen und zur Erhöhung des Gehalts von 60 aut 
100 Tlilr. dnreh den Staatshaushalts-Etat bewilligt worden. 

Die maassgebenden Grundsätze für die Creirung neuer Kreis-Thier- 
arztstellen enthält die Cire. Verfügung vom 31. Januar 1848. 

Dieselbe lautet: 

Aus Veranlassung einer Petition der zum achten Provinzial -Landtage verrammelt 
gewesenen Stände der Rheinprovinz, in jedem der 53 lamlrilhlichen Kreise der Pro- 
vinz, fiir welche nur 32 Kreis-, resp. Departements -Thierärzte angestellt seien, einen 
Kreisthierarzt mit einem Gehalte von 100 Thalern anzustellen. habe ich, der mituntrr- 
zeichnelr Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten, mittelst Verfügung vom IS. Au- 
gust 1846 von sämmtlichen Königlichen Regierungen Berichte darüber erfordert, 

1) wie viel Kreislhierärzte, einschliesslich der Drpartements-Tbierärzte, für welche 
landräthliche Kreise und mit welcher Besoldung nngestellt sind; 

2) wie viele erforderlich sein würden, wenn für jeden landräthlichen Kreis ein 
besonderer Kreisthierarzt angestellt werden sollte, und 

8) wie hoch in diesem Falle, und wenn jedem Krristbierarzt, auch den bereits 
nur für Einen landräthlichen Kreis mit 50 Thalern Gehalt Angestellten, eine 
Besoldung von 100 Thalern bewilligt werden sollte, der Gesammlbelrag der 
hierzu erforderlichen Mehrkosten sich belaufen würde. Zugleich sind die Kö- 
niglichen Regierungen veranlasst worden, diejenigen Kreise zu bezeiehnen, 
für welche vorzugsweise ein Bedürfniss zur Anstellung eines besonderen 
Kreisthierarztes obwaltet 

Nach Ausweis der hierauf eingegangenen Berichte sind für die 325 landräthlichen 
Kreise der Monarchie gegenwärtig, einschliesslich der Departements-Thierärztc, welche 
überall zugleich als Kreisthierärzte fungiren, 169 Kreisthierärzte angestellt, welche aus- 
schliesslich der besonderen Besoldung der Departements-Thierärztc, zusammen 16,351 
Thlr. 2 Sgr. 10 Pf. Gehalt beziehen; die Besoldung der Departements-Thierärztc als 
solche mitgercchnct, stellt sich eine jährliche Ausgabe für diese Zw ecke von 21,949 Thlm. 
28 Sgr. heraus. Sollte in Zukunft jeder landräthliche Kreis einen Kreisthierarzt mit 



Digitized by Google 




184 



Der Kreis-Thierarzt. 



100 Thlrn. Besoldung erhalten, so mOssten noch 156 Kreisthierärzte angestellt »nd jähr- 
lich 15,398 Thlr. 27 Sgr. 2 Pf. mehr als jetzt, im (tanzen also 37,348 Thlr. 25 Sgr. 2 Pf. 
an Gehalt gezahlt werden. 

Von den Königlichen Begierungen sind sodann zusammengenommen 55 Kreise nam- 
haft gemacht, für welche die Anstellung eines Kreislhierarztes, als vorzugsweise wün- 
schenswerth, zum Thcil als dringend nothwendig bezeichnet worden ist; zu diesem Bc- 
hufe würde ein Mehraufwand von 5500 Thlrn. jährlich erforderlich sein. 

Wenngleich die Dringlichkeit dieses geringeren Bedürfnisses, namentlich in Betreff 
derjenigen Grenzkreise, welche mit Einschleppung der Kindviehpest aus Russland, Po- 
len und Böhmen bedroht sind, nicht in Abrede zu stellen ist. so treten doch der schnel- 
len Befriedigung selbst dieses geringeren Bedarfs nicht unerhebliche Schwierigkeiten 
entgegen, welche sich in verstärktem Maasse geltend machen würden, wenn in kurzer 
Zeit für jeden landräthlichen Kreis ein besonderer Kreisthierarzt angestellt werden, sollte. 

Abgesehen von dem jährlichen Mehraufwand, liegt die erste Hauptschwierigkeit 
darin, dass es noch immer an der erforderlichen Anzahl approbirtcr und hinlänglich 
qualificirter Thierärzte fehlt. Dieser Umstand hat die Verwaltung, deren ursprüngliche 
Absicht es war, allmälig für jeden Kreis einen Thierarzt anzustellen, genöthigt, einst- 
weilen grösslentheils nur für je zwei und zuweilen selbst für drei Kreise einen Thier- 
arzt anzustellen, so dass es zu den seltenen Ausnahmen gehört, wenn ein Kreisthierarzt 
nur für einen landräthlichen Kreis angestellt ist. Und selbst in dieser Beschränkung 
und obgleich die Einnahme aus der Privatpraxis, an Diäten und Reisekosten bedeuten- 
der zu sein pflegt, wenn ein Kreisthierarzt für zwei landräihliche Kreise angestellt ist, 
als wenn in jedem Kreise ein solcher fungirt, hält es doch auch noch jetzt schwer, für 
erledigte kreisthierärztlicho Stellen sofort geeignete Candidaten zu finden, so dass meh- 
rere Stellen längere Zeit haben unbesetzt bleiben müssen und noch unbesetzt sind. 
Dieser Mangel wird sich nur allmälig beseitigen lassen, je nachdem die thierärztliche 
Praxis durch Vermehrung des Wohlstandes, namentlich des Ackerbau und Viehzucht trei- 
benden Theiles der Bevölkerung und durch erhöhte Intelligenz desselben einträglicher 
und dadurch der thierärztliche Beruf anziehender werden wird. Eine andere, sehr er- 
hebliche Schwierigkeit, welche der Vermehrung des kreisthierärztlichen Personals entr 
gegentritt, liegt ferner in der pccuniiir ungünstigen Stellung der Kreisthierärzte. Dier 
selben Sind an einen bestimmten Wohnort gebunden und in der Wahl desselben mehr 
beschränkt, als andere approbirte Thierärzte, welche sich da niederlassen, wo sie die 
einträglichste Praxis zu finden hoffen, und wenn sie sich hierin getäuscht sehen, einen 
beliebigen andern Wohnort wählen können, der bessere Einnahme verspricht. Der 
Kreisthierarzt muss dagegen in der Regel in der Kreisstadt oder doch möglichst in der 
Mitte des Kreises wohnen, um von da aus die veterinair-polizeilichen Interessen des 
Kreises gleichmässig wahrnehmen zu können und der Kreis -Polizeibehörde näher zu 
bleiben. Die ihm obliegenden Amtsgeschäfte stören ihn nicht selten in seiner Privat- 
praxis und erleichtern anderen Tbieriirzten, so wie den Pfuschern die Concurrenz. Die 
Besoldung von 100 Thalern gewährt dafür keinen ausreichenden Ersatz, noch eher fin- 
det der Kreisthierarzt eine billige Entschädigung in den Reisekosten und Diäten, welche, 
je grösser sein Bezirk ist, desto erheblicher werden. Diese Einnahme verringert sich, 
wenn der Kreisthierarzt auf einen landräthlichen Kreis beschränkt wird, so wie auch 
in Folge dessen die Gelegenheit zur Privatpraxis, worauf er doch immer hauptsächlich 
angewiesen bleiben muss, seltener eintritt. 

Wenn es nun einerseits an zureichenden Gründen fehlt, auf Kosten des Staates 
die den Kreisthierärzten gegenwärtig bewilligte Besoldung zu erhöhen, andererseits die 
eigentlich veterinair-polizeilichen Interessen, deren Wahrnehmung hauptsächlich 
den Kreistbierärzten obliegt und die ganze Einrichtung veranlasst hat, in vielen Fällen 
auch von einem für zwei landräthiiehe Kreise angestellten Thierarzt wabrgenommen 
werden können, so ergiebt sich hieraus von selbst, dass, um eine allmälige Vermehrung 
des kreisthierärztlichen Personals zu ermöglichen, anch diejenigen hierzu mitwirken 
müssen, welche zunächst in ihrem Interesse eine leichter zugängliche und Ver- 
trauen verdienende thierärzilicbe Hülfe wünschen. 

Dies sind, wenngleich bei der wirksameren Sorge für die Gesundheit und Tüchtig- 
keit des Viehstandes im Ganzen ein wichtiges allgemeines Staatsinteresse concurrirt, 
doch zunächst und hauptsächlich die Landwirthe und Viehzüchter. Deren 
Mitwirkung wird man um so unbedenklicher in Anspruch nehmen können, je bedeuten- 
der die Opfer sind, welche aus allgemeineb Staatsmitteln für die Beschaffung eines aus- 
reichenden kreisthierärztlichen Personals schon jetzt gebracht werden. Dies ist auch, 
wie wohl sehr selten, von einzelnen Kreisen durch Bewilligung eines Zuschusses zu 
der Besoldung des Kreisthierarztes anerkannt worden; meistentheils ist aber der Zu- 
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Qualification und Aufteilung. 

Redaction des Staats anzeigers zum Behuf der Aufnahme „in den Nebentheil“ direct zu 
befördern. niMi,- n. 

Nitcl) der Allerh, Ordre vom 29. December 1843 soll auf das con- 
fessiouelle Verhältnis», des Beamten und des Landes th eiles Rücksicht 
genommen werden. 

' Die Bestallung eines Kreis -Thierarztes lautet: 

Bestallung für den Thicrarzt erster Klasse N. als Kreis-Tliicr • 
atzt des Kreise« N. ■ / 

Da der Thicrarzt erster Klasse N. wegen «einer bewahrten (Jeschickiichheit, Thätig- 
keit und Rechtschaffenheit zum Krcis-Thierarzt des IS. 'sehen Kreises ausersehen worden 
ist, so wird derselbe als solcher hierdurch in dem Vertrauen bestellt, dass er Sr. Ma- 
jestät dem Könige und dem Königlichen Hause jederzeit treu und gewärtig sein und die 
ihtn obliegenden Amtspflichten gewissenhaft erfüllen werde, wie es sieh für einen recht- 
schaffenen Königlichen Diener geziemt. Dafür soll der nunmehrige Kreis-Thierarzt Unser. 
Vor- und Zuname wie oben) sich auch des Allerhöchsten Königlichen Schutzes und der 
mit seinem Amte verbundenen Besoldung, Emolumente, Rechte und Prärogative zu er- 
freuen haben. 

Berlin, den 

(L. 8.) Der Minister der geistlichen, Unterrichts- nnd Medicinat -Angelegenheiten. 
(16 Sgr. Stempel.) 

-II .! i; ,C , : 

Die Ausfertigung der Bestallung ist, wie die der Approbation, 
sportelfrei, pur der tarifmässige Ausfertigungsstempel von 15 Sgr. ist 
dafijr zu entrichten. 

Die, Vereidigung der Kreis^Thierärzte geschieht nach der Eides- 
formel, welche die Allerh. Ordre vom 5. November 1833 für alle Staats- 
diener vorschreibt. 

Dieselbe lautet: 

Auf den Bericht das Staats-Ministeriums vom .... bestimme ich, dass der Ejd 
aller unmittelbaren und mittelbaren Civilbeamte dea Staats in Zukunft dahin abgeleistet 
werden soll : 

Ich N. N. schwöre zu Gott, dein Allmächtigen und Allwissenden, dass 

i . nachdem ich zum .... des .... bestellt worden, Sr. Königlichen Majestät 

,1 , von Brausten, meinem Allergnädigsten Herrn, ick unterthänig, treu und ge- 
horsam sein und alle mir vermöge meines Amtes obliegende Pflichten nach 
meinem besten Wissen und Gewissen genau erfüllen will, so wahr mir Gott 
[helfe u. s. w. 

ln Beziehung auf die Diensteide der miUelbaren Staatsdiener tfiU diesem Formular 
unabge^ndert diejenige Eidesnorm hinzu, mittelst welcher sie sich, den vorgeschriebe- 
nen Bestimmungen und den speciellen Verhältnissen gemäss, den unmittelbaren Dienst- 
herren zu verpflichten haben. Zugleich verordne Ich, dass der Bürgereid dahin abge- 
leitet werden soll: 

Ich N. N. schwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, dass 
i! > Sr. Königlichen Majestät von Preussen, meinem Allergnädigsten Herrn, ich 

apterlhänjg, treu und gehorsam seit), meinen Vorgesetzten willige Folge lei- 
sten, meine Pflichten als Bürger gewissenhaft erfüllen und zum Wohle des 
Staats und der Gemeinde, zu der ich gehöre, nach allen meinen Kräften mit- 

1 wirken will, so wahr mir Gott helfe u. I. w. 

Hiernach sind sämmtliche Diensteide, so wie die in der G. S. für 1831 S. 33, und 
1832 S. 184 und 187 angegebenen Eidesformulare abzuändern. 

i 

Nach dem Staats-Ministerialbeschluss vom 12. Februar 1850 sind 
in die obige Eidformel vor dem Worte „will“ die Worte: „auch die 
Verfassung gewissenhaft beobachten“ aufzunehmen. 

Ausserdem kommen hier in Betracht die 

AUcrh. Ordre vom 10 Februar 1835 an das Staats-Ministerium, 

■ih Auf die Anfrage des Staats-Ministeriums vom . . . ., dio Diensteide betreffend, setze 
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Ich fest, d«n der Beamte, der entweder in «einem bisherigen Ressort eine anderweitige 
Amtswirksamkeit erhält oder su einem andern Verwaltungszweige übergeht, auf den 
früher von ihm geleisteten Diensteid zu verweisen ist, dabei aber schriftlich oder zum 
Protocoll zu erklären hat, dass er sieh hei Vebernahme des neuen speciell su benen- 
nenden Amtes, durch den zuvor abgeleiteten Eid lür alle seine neuen Anitsverhiiltnissr 
eidlich verpachtet erachte. Ich überlasse dem Staats-Ministerium hiernach weiter zu 
verfügen. 

/ i I •: •••• i . . . j I ... 

Die amtliche Vereidigung hebt die Verpflichtung der Kreis-Thier- 
ärzte, ihre in Civilprocessen abgegebenen thierärztlichen Gutachten zu 
beschwören, nicht auf. 

>' (’■' II« 1 -l i- /. • - * 

Cire. V’erf. vom 24. Deceinbcr 1847. (v. badenberg.) 

Auf Veranlassung der Beschwerde eines Kreisphysicus, welcher von einem Gericht 
zur Beeidigung seines in einem Civilproeess abgegebenen Gutachten gufgefordert war, 
ist die Frage näher erörtert worden, ob in Gemässbeit der Vorschrift des §. 84. des 
Anhanges zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung, wonach 

auch öffentliche Beamte, welche in Processen als Sachverständige vernommen 
werden, die von ihnen abgegebenen Gutachten beschwören müssen, wenn sie 
nicht ein- für allemal als Sachverständige vereidet sind, , 

die Kreisphysiker angehalten werden können, die von Ihnen in Civilprocessen abgege- 
benen ärztlichen Gutachten zu beschwören? 

Oer Herr Justiz-Minister Uhden, mit welchem deshalb communicirt worden, hat 
sich damit einverstanden erklärt, dass diejenigen Kreisphysikey, welche den älte.en, 
durch die Verfügung vom 28. October 1815 eingefMirtcn Diensteid geleistet haben, mit 
Rücksicht auf die ausdrücklich! auch die nach Vorschrift der Allgemeinen Gerichts-Ord- 
nung abzugebenden Gutachten umfassende Norm dieses Eides, nicht verpflichtet seien, 
die von-ihnen' in Civilprocessen abgegebenen Gutachten zu beschwören, dass dagegen 
diese Verpflichtung allen denjenigen Kreisphysikern obliege, welche den durch die Al- 
lerhöchste «Ordre vom 6. November 1833 vorgeschriebenen allgemeinen Diensteid abge- 
leitet haben. ■> • t i| : t , 

m Hiernach wird es, am eine Vervielfältigung der Eide möglichst au vermeiden, zweck- 
mässig sein, den neu anznstellenden Kreisphysikern bei der Abnahme des Diensteides 
nnter Hinweisnng auf den angeführten §. 84. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichts- 
ordnung zu empfehlen, sich bei der betreffenden Gerichtsbehörde ein- für allemal alz 
Sachverständige vereiden und sich hierüber Behufs des erforderlichen Ausweises in ver- 
kommenden Füllen eine Bescheinigung, etwa in Form einer beglaublen Abschrift des 
Vereidigungsprotocolls, ertheilen an lassen. 

Die Königliche Regierung wird veranlasst, demgemäsf bei der Vereidigung der Krtis- 
physiker zu verfahren. 

Die bereits angeetclltett ond nach Vorschrift der Allerhöchsten Ordre vom fl. No- 
vember 1833 auf ihr Atm verpflichteten Kreisphysiker werden es ahwarten können, ob 
eie zur Beeidigung der von ihnen in Civilprocessen abtugebenden Gutachten werden 
»ufgefordert werden, und dann zu erwägen haben, ob sie sich zugleich ein- für alle- 
mal als Sachverständige wollen vereiden lassen. 

Für den Fall, dass, dieser Verfügung ungeachtet, von denjenigen Krenphysikern, 
welche den durch die Verfügung von) 28. October 1815 eiugeführten Diensteid geleistet 
haben, die besondere Beeidigung ihrer Gutachten in Civilprocessen sollte verlangt wer- 
den, wird bemerkt, dass die etwanigen Beschwerden über ein solches Ansinnen der 
Gerächte nach der Ansicht des Herrn Justiz-Ministers in Gemässheit des $.35. der Ver- 
ordnung über das Verfahren in Civilprocessen vom 21. Juli 1846 bei den Gerichten der 
höheren Instanzen anzuhringen sind. 

Nach diesen Grundsätzen ist auch in Betreff 4er übrigen Kreis-Mediciaalbeamtcn zu 
verfahren. 



Die Königliche Regierung hat diese Verfügung durch daz Amtsblatt bekannt zu 

:hen. ■ - ! l ■ i: " ' 



s. 



i i ■. >• . n . i * i." 
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Die amtliche Stellung; 
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2. Die amtliche Stellung. 

Die Kreis-Thierarzte gehöre, n, wie die Kreis-Wundärzte, zur steh-, 
ten Rangklasse und haben die Befugniss, die Uniform dieser Klasse 
zu tragen. In Collisionsfällen gebührt den Kreis-Wundärzten der Vor- 
rang.! (Reglement vom 25. Mai 1889 8. 10.); \ 'i uin. >1 

"CIVc. Verf. vom 29. Februar 1832. (v. Alten stein.)' 

In der Voraussetzung, dass Kw. etc. mit den Allerhöchsten Bestimmungen, welche 
wegen der Uniform der Civübeaeiten des Staats unterm 13. November v; J. an das Kö- 
nigliche Staats-Ministerium ergangen sind, schon durch die Verfügung der Regren Dis- 
ciplinar-Minister bekannt sein dürften, benachrichtigt das Unterzeichnete Ministerium Sie 
hierdurch ergebenst, dass diese Bestimmungen auch auf ' ' ' . , 

’2) die Mitglieder der Provinzial-Medicingl-Collegien, ■ i {/ ■ 

3) die Regierungs-Medicinalriitbe, 7, 

4) die trei.phy.lker tind ' ‘ ’ r 7. J ; i l! 

•' 5) die Kreisihierärzte " ' ' ' Ü " "v " 

Anwendung leiden und stellt Ew. etc. die weitere gefällige Veranlassung. 

Das Verhältnis» des Kreis-Thierarztes zu dem lihndfkfhe des BJr£}- 
ses ist analog dem des Kreis- Wundarztes. Dem Kr’ei^physicus der 
Kreis-Thierarzt .nicht, coordinirt-, • t •<; anuan. -t ml 

INI in ist. Verf. Vom' 15. Februar 1834 (v. jAltensteni.) 

iitri ,T . ■ . i . ■ ; >~t .. tu .. *ilii.*; ■ t, . . .7 i.v.-hTmim u 1 ~-u: u,J O'ilirrii, niimi 

n Auf die i Vorstellung vom . . . 4 wird Ihnen hierdurch eröffnet, dass u. sühsnn/ uh 
t f 1)1 die. Kreis-Thierärzte den Kreisphysikern nichlcoordiuirt sind, sondern in ale 
len Beziehungen sich ganz in der Kategorie der Kstischiirurgeni befinden ; rlril 

2) dass in Veterinär- Angelegenheiten in der Regel zwar die Kreiti Tbieiärate 
mit den erforderlichen Untersuchungen u. ». W. an beauftragen sind, es in- 
dessen dem Ermessen der Königlichen Regierungen überlasse« bleiben muss, 
in den. denselben hierzu geeignet erscheinenden Fällen sich des Kreisphysicus 

In zu bedienen, und dass i . , n. g .. int) 

3) die Kreis- Thierärzte allerdings verpflichtet sind; jedem Kreisphysicus der zh 

ihrem kreisthierärztlichen Bezirk gehörenden Kreise den von ihnen zu erstat- 
tenden Quartal-Veterinärbericht zuzusendeu, ■: n i. ,.bi'i . I 

" Ve'rf. des Minisl. dfcs I nttcr'u ’Hr o in 4. Juli (•'44. (Bode.) ’’’V , 

• u ’ .1 Ti US Ti,! !.i 

Die Bestimmungen der Cabinets- Ordre vom 14. April 1632 finden nicht allein auf 
die Kreisphysiker, sondern in gleicher Weise auf alle Kreis -M.dicinalbeamie; Anwetw 
düng. Es unterliegt daher keinem Zweifel, dass die Kreis-Thiefärztfli den.vsjnuSeiteu 
der Landräthe u. s. w. im Interesse der Medicinalpolizei an sie erlassenen Requisitionen 
an ihrem Wohnorte ez officio, bei damit verbundenen Reisen aber gegen die »egle- 
mentsmässige Entschädigung für letztere, unweigerlich zu genügen haben. , , , j 

Ueber nicht angestellte Thierärzte steht dem Kreis - ThiVräfzt ein 
Aufsichtsrecht nicht zu. . , .... .,i, j, , , 

Die Kreis -Tliierärzte sind zur Führung eines ÖjenStKiötJoIs be- 
rechtigt. .... ■ . i . »I . 

Miuist. V c r f. vom 13. Mai 1843. (Eichhorn.) 

. n 

Auf den Antrag der Königlichen Regierung in dem Bericht vom . . ... genehmigt 
das Ministerium, dass die Kreis-Thierärzte des dortigen Departements mit Dienstsiegeln 
versehen Und die diesfäliigen Kosten aus dem Fonds zu allgemeinen Bedürfnissen be- 
stritten werden. 

Die Atteste der Kreis -Thierärzte über Sachen, welche ihr Amt 
unmittelbar betreffen, haben öffentlichen Glauben und ihre amtlichen 
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Die amtliche bleilang. 

Berichte sind bei Anwendung des portofreien Rubrums und des Dienst- 
siegels portofrei. i .< 

Für die üqssere Form der Berichte sind die Regeln des üblichen 
GeschättsstJ'ls maassgebend. 

P ii h I ican (i u m der Regierung tu Königsberg vom 7. Juni 1831. 

Sehr ofl unterlassen die Behörden, wenn sie zu gesetzten Terminen berichten, un- 
ter dem Inhalt der Sache den 1 Termin zu bemerken, was die Folge hat. diz« die Ter- 
mine hier nicht gelöscht werden, und Monitorien erlassen werden, nachdem die erfor- 
derten Berichte schon eingegnngen sind. Um daher Ordnung und Schnelligkeit im Ge- 
schäftsgänge zu erhalten, finden wir uns mit Bezugnahme auf die im Amtsblatte Jahr- 
gang 1815 S 99 befindliche Verfügung vom 18. Februar 1815 veranlasst, Nnchstehendes 
wiederholend in Erinnerung zu bringen. In Berichten an die Königliche Regierung und 
deren Ahtheilung muss oben an der linken beite des halb gebrochenes Bogens ange- 
führt werden: 

1} Ort und Datum; 

2) der kurze Inhalt dea Berichts, mit Benennung der denselben erstattenden Be- 
hörde; > t • I 

3) der Termin, innerhalb dessen der Bericht erstattet werden soll; 

4) die Verfügung, uuf welche der Bericht sich bezirht, unter Anführung derjeni- 
gen Ablheiluii|f, welche solche erlassen hat, des Datums und der Journal- 
Nummer derselbe« in der Art, wie mit letalerer die ergangene Verfügung von 

. innen und .aasten versehen ist, so dass sowohl die Kiffern, als das Monats- 
I. i seichen und der etwanige Buchstabe angegeben werde; doch kann dies aurh 

. ! elinä Anfang« des Conteztes des Bericktes geschehen. 

Eine jede Abweichung von dieser Voraohrift hat die unterm 6. August 1802, 14. JuN 
1809 und 95. April 1811 ungeordnete Strafe von 1 Thaler und die Kosten einer etwa 
dadurch verschuldeten Erinnerungs-Verfügung gant unfehlbar aur Felge. 

Die Krnis-Tbierürzte unterließe», sofern sin die Pflichten, die ihnen 
ihr Amt auferlegt, vernachlässigen oder sich durch ihr Verhalten in 
odpr ansSer dem Amte der Achtung, des Ansehens oder t)es Vertrauens, 
die ihr Beruf erfordert, unwürdig zeigen, dem Gesetz über die Dienst- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 (G. 8. 
8. 465). 

Zur Annahme eines Nebenamtes, sei es ein amtliches oder in einer 
andern Königlichen oder Gemeinde- Verwaltung hat auch der Kreis- 
Thierarzt nach der Allerh. Ordre vom 13. Juli 1839 (G. S. S. 235) 
die vorgängige ausdrückliche Genehmigung der Departements- Chefs, 
welchen das Haupt- und das Nebenamt untergeben ist, einzuholen. 

Miuiat, Verf. vom 18. Juli 1840. (v. Ladenberg.) 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom .... findet das Ministerium nichts 
dagegen zu erinnern, da» der Kreisrhirurguz N. den mit einem Emolumente von 30 Tha- 
lern jährlich verbundenen Nebenposten eines Stadtwundnrslea in »einem Wohnorte bei- 
behalte. 

Dass in Gemassheit der Bestimmung sub 1. der Allerh. Cabinets-Ordre vom 13. Juli 
v. J. künftic in allen Fällen, wo einem Medicinalbeamten ein Nebenamt oder eine Ne- 
benbeschäftigung gegen eine fortlaufende Remuneration übertragen werden soll, zuvör- 
derst die Genehmigung der betreffenden Gentral-Behörde eingeholt werden muss, unler-t 
liegt keinem Zweifel. Dagegen bedarf cs für diejenigen Medicinalbeamten, welche 
schon »eit der Zeit der Emaniruug der Allerh. Cabinets-Ordre vom 18. Juli v. J. Neben- 
ämter bekleiden, einer weiteren Genehmigung nicht. 

Bei der Bestimmung des Wohnorts gilt zwar der Kreisort als 
Regel, doch kommen hier ölter Ausnahmen vor, besonders da, wo 
der, Kreis-Tliierarzt für zwei Kreise augesteilt ist. Hierzu ist ministe- 

, n- • » Im: •’» . • . • . 1 i • . 
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Die Amtsführung. 1 1 



riefle Genehmigung erforderlich, auch muss der Wohnort' bis Aus- 
schreibung der Concurreuz bekannt gemacht werden. i< "j - • 

Gesuche um Urlaub sind 'bei der Königlichen Regierung anzu- 

bringen, dem Landrath und Kreisphysicus aber anzuzeigen'. 

I i ii 1. ns •>! I <1 • ‘I 

Zu den Gemeindelasten können die Kreis- Thierärzte ,,nur nach 
Maassgabe des Gesetzes vom 11. Juli 1£'J2 dierangeeogeu werden. 

, ; : ii >i - i . t« -..••• -n*. hr.u f o*. : i • tt Hl'.- viul -*u» 

.. . i , ' . , i .• .. i , : . . i M‘r>. • . ; i* i ■ i t; A-t* ••*«: r* »H iimi I. 

tl-.l. •« , ; # . *, * i | t« • il ' -t » ■ i’ i.i . •! Mlltl - : ’ . t M» J** 

3. Die Amtsführung. •.i .ilbrii .<! - ■ 

,.*i •* i.i . i *,v • <<> v. ii- * ' ’• .« . •• .* «tMr-niiii « 1 »i« 

Eine allgemein gültige Instruction für die Kreis-Thierärzte ist bis 
jetzt nicht erlassen. Im Jahre 1844 wurde den Regierungen der Eht- 
,wt|rf ^‘iner solchen Instruction zur Aeussprung mitgetheilt. 

Der Entwurf lautet: 



./ u c u ■ m| ■.il-.ln « i. h*»V 1 iri 1 1- 

einer Instruction für die ifrP<»-Tbiprürzte„|.,, . ; „ 

§, 1. Kreis-Thierärzte sind vom Staate angestellte Mciiicinaibeainto mit' dem Range 
der Kreischirurgen, deren technische Wirksamkeit von dea betreffenden Behörden, vor- 
zugsweise bei solchen Krankheiten der llausthiere jn Anspruch genonrtncir wird, die 
durch Weiterverbreitung allgemeinen Nachtheil befürchten lassen, oder aAcb das Privat- 
interesse Einzelner, besonders in gerichtlichen. Fällen, gefährden können. Sie haben 
bei diesen Geschalten die darüber bestehenden gesetzlichen Bestimmungen und 'Verord- 
nungen in allen Falben genau au beachten. ./ n A u-o ihüid»- / i. • . 

§. 2. Sie werden aus den approbirten Thieiürzten erster Klasse gewählt, nach- 
dem sie ihre Quaiification zur Anstellung in einer deshalb angeordneteh Prüfling' nach- 
gewiesen haben. .; , ,,, 4 •, , ./ '•,«»* ?ui / i.i: 

§. 3. Sie stehen in einem directen Suhordjnations- und Disciplinarverhäitnissc zu 
der Königlichen Regierung und da sie den Rang der Kreischirurgen haben, so stehen 
sie auch in dieser Beziehung in demselben Verhältniss zum Kreisphysicus, wie die Kreis- 
chirurgen. Sie sind den landräthlichen und Königlichen Polizeibehörden des ihnen über- 
wiesenen kreisthierärztlicben Bezirks als technische Beamte zugeordnet, und habeä den 
desfallsigen Aufträgen derselben nachzukommen. 

i ,n §. 4. Sie sind ferner in veterinär- forensischen Angelegenheiten die technischen 
Organe der Königlichen und Patrimonial-Gerichte und haben deren Requisitionen eben- 
falls Folge zu leisten. , , , < 

§. 5. Die Kreis-Thierärzte werden bei dem Eintritt in ihr Amt durch die König- 
liche Regierung, mit besonderer Hinweisung auf die Instruction; vereidigt; ihre amt- 
lichen Aussagen auf Erfordern der Gerichte, so wie ihre amtlichen Atteste, Gutachten 
u. s. w. haben vollständigen öffentlichen Glauben, ohne dass cs einer Eidesleistung für 
einzelne Fälle bedarf. 



$. 6. Die Kreis -Thierärzte werden für krulslhierärztlicke Bezirke, die aus einem 
oder mehreren landräthlichen Kreisen bestehen, angestellt. Da» ihnen dafür bewilligte 
Gehalt beziehen sie in monatlichen praenumerando zu zahlenden Raten. 

In allen Fällen, wo di« amtliche Einwirkung der Kreis-Thierärzte ausserhalb ihres 
Wohnortes von den Königlichen Behörden in Ansprach genommen wird, sind sie be- 
fugt, die reglementsmüssigen Diäten und Kuhrkosten nach den bestehenden Bestimmun- 
gen zu liquidiren. Dagegen haben sie den Requisitionen der competenten Behörden bei 
veterinär-polizeilichen Geschähen an ihrem Wohnorte ex. officio zu genügen. 

§. 7. Die Anstellung der Kreis -Thierärzte hat ($. 1.) zunächst den Zweck, das 
Vorhandensein vor Seuchen oder sonst, ansteckenden Krankheiten der Hnusthiere zu 
constatiren, lind durch Anordnung und Ausführung veterinär-sanitäts-polizeilicher Maass- 
regeln die Verbreitung derselben zu verhüten. Die Constatirung der als polizeilich ge- 
fährlich erachteten Krankheiten und vorläufige Anordnung der veterinär -polizeilichen 
Maassregeln erfolgt in der Regel nur nach vorhergegangener Aufforderung der betref- 
fenden landräthlichen und Königlichen Polizeibehörden; in dringenden Fällen reicht 
hierzu die Requisition der Orts- Polizeibehörde hin, und unter Umstünden , ■ Wo Avefthr 
im Verzüge ist, können die Kreis-Thierärzte die Untersuchung in eigener Veranlassung, 
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mit Zuziehung der Ortshehörde, ausführen. Die Krets-Tkierirste sind, wie die praeti- 
■chen Thierürzte, verpflichtet, den betreffenden landrüthlichen etc. Behörde» von alles 
zu ihrer Kenntnis» kommenden Seuchen und ansteckenden Krankheiten der Hausthiore 
Anzeige m machen; dasselbe muss geschehe», wenn eine mangelhaft«' Ausführung der 
angeordneten veterinär -polizeilichen Maassregeln wakrzunekaien ist; unter Umständen 
haben sie auch der Königlichen Regierung über vorkommende Conlraventiunen Bericht 
zu erstatten. So, wenn die amtliche Anzeige Seitens der genannten Behörden untre- 
rücksii htigt bleibt, oder wenn denselben, bei Fahrlässigkeit und Renitenz der Besitzer, 
keine Folge gegeben wird; wenn unbefugte Personen unbehindert Kuren bei anstecken- 
den Krankheiten ausüben. / i 

In Fällen, wo in Folge der gepflogenen Untersuchung sich ergehen sollte, dass 
auch für Menschen Gefahr aus der vorhandenen Thierkrankheit erwächst, wenn z. B. 
durch tolle Hunde Personen gebissen, durch Milzbrand, Rotz u. s. w. Leute infleirt sind, 
hat der Kreis-Thierarzt die Verpflichtung, ausser der Berichterstattung an die betreffende 
Behörde, dem Kreisphysicus ohne Verzug davon Mittbeilung zu machen. 

§. g. Als Sanitätsbeamte haben di« Kreis- Thierärzte den Gesundheitszustand der 
Hauslhiere in ihrem Bezirke zu überwachen. Wenn auch die ärztliche Behandlung der 
Erkrankten nicht zu den amtlichen Functionen der Kreis- Medirintibeunilen gehört, so 
ist doch die Erforschung der Ursachen he: rächender Krankheiten eine ihrer vornehmsten 
Verpflichtungen. Der Kreis -Thierarzl muss daher ein ganz besonderes Augenmerk auf 
die etwa in seinem Beairke wiederkehrenden Kpiaoorien richten. Die örtlichen Schäd- 
lichkeiten, die Beschaffenheit der Ställe, die Lage der Wiesen und Weiden, die beson- 
deren Eigenschaften des Futters, des Trinfcwassera und die Pflege der Thiere selbst 
sind zunächst Gegenstände seiner Forschung; aber auch die Wiuerungs- und Tempera- 
tur-Einflüsse auf die resp. Krankheiten iu deu verschiedenen Jahreszeiten dürfen seiner 
Beachtung nicht entgehen. Bei ücononiischen Bedrängnissen, wie z. B. bevorstehendem 
Futtermangel, schlechter Heu-Erndte u. s. w., wird ferner erwartet, dass die Kreis- 
Thierärzte auf Mittel und Wege bedacht sind, wie dem Uebel vorzubeogen, oder die zu 
befürchtenden üblen Folgen möglichst zu vermeiden find. Zunächst haben sic hierüber 
ihre Ansichten den betreffenden Privaten im Wege des Rathes und der Belehrung mit— 
zntheilen, und wenn eine allgemeine Ualaniilät bevorsteht, auch den landrtlhlichen etc. 
Behörden darüber zu berichten. 

§. 9. Bei veterinär- polizeilichen Untersuchungen nehmen die Kreis -Thierärzte an 
Ort und Stelle eine Verhandlung über den Befand auf und geben darin die Zahl, und 
wenn es einzelne mit ansteckenden Krankheiten behaftete Individuen betrifft, wie z. B. 
bei rotzigen, wurmigen etc. Pferden, auch das Signalement der Erkrankten, so wie die 
Erscheinungen bei lebenden und todten Tkieren in der Hauptsache so vollständig, dass 
die vorhandene Krankheit aus der Beschreibung au erkennen ist. Sind aie mit der vori- 
täufigrn Anordnung der polizeilichen Maassregnln beauftragt, -o geschieh; dies von ihnen, 
den gesetzlichen Vorschriften gemäss, protoeollariech; sie rommuniciren sodsnn dem be- 
treffenden Eigenthümer und der Ortsbehörde das Ganze, lassen die aufgenommene Ver- 
handlung von den vorbenannteu Personen unterschreiben nnd reichen sie dem landrith- 
lirhen Amte ein. In den am Schlüsse des §. 7. gedachten Fällen haben sie aber auch 
ausserdem dem Kreisphysicn* Miltheilung zu machen. 

$. 10. Bei allen derartigen Untersuchungen und Anordnungen müssen die Kreis- 
Thierärzte mit Ruhe und Sachkenntnis! verfahren, Parteilichkeit und Leideaschnft bis 
auf den Schein vermeiden, und wenn es erforderlich ist, das Eigenthum Einzelner dem 
Vorlheilc oder der Sicherheit Mehrerer gesetzlich zum Opfer bringen, die» mit Festig- 
keit erklären und verlangen; eben so haben sic sich auch zu bestreben, den Betheüig- 
ten es deutlich zu machen, dass nicht eigene persönliche Ansicht, sondern ein höherer 
gemeinsamer Zweck dergleichen gesetzliche, nur scheinbar harte Maassrcgeln erheische. 

§. 11. Erfüllen die Kreis-Thierärzte ihre Pflichten m vorbhrioeebener Art, so können 
nur selten, oder doch nur ausnahmsweise Einwendungen gegen ihre amtlichen Erklärun- 
gen und Anoidnungen gemacht werden; sollte dies aber dennoch geschehen, so wird die 
von dem Krois-Tliierarzt aufgenommene Verhandlung, sofern der Gegenstand rein thier- 
ärztlich int, dem betreffenden Departements-Thierzrzte, resp. dem Provinziil-Mediciiial- 
Collegium, zur gutachtlichen Aeasserung und eventuellen Entscheidung vorgelegt. Sollte 
hierbei die Sache ihre Erledigung noch nicht gefunden haben, so wird sie durch die 
betreffende Königliche Regierung dem Königlichen Ministerium der geistlichen, Unter- 
richts- und Medicinal-Angelegenheiten zum weitere» Veranlassen vorgelegt. 

In Fällen, wo es sich lediglich um die Entscheidung der Frage; „ob der Genuss 
des Fleisches von erkrankten Thieren zu gestatten sei“, handelt, kann das Uriheil des 
Kreis -Thierarztes zunächst dem Kreisphysicus zur Begutachtung vorgelegt werden, und 
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sofern Beide abweichender Meinung sind, bleibt die Entscheidung dem Medicinal-Colle- 
gium der Provinz zwar Vorbehalten, bis dabin aber soll das Gutachten des Kreisphym- 
c us gelten. 

§. 12. Die Kreis-Thierärste sind ferner verpflichtet, der Königlichen Regierung die 
Vorschrift« massigen Vcterinär-Samtätsberichte einzureichen, und hier haben sie die §. 8. 
enthaltenen Andeutungen auf eine practisch - wissenschaftliche Weise zu erörtern; über 
die vorgekommcnen ansteckenden Krankheiten, über einzelne interessante Fälle u. s. w. 
vollständige Mittheilung zu machen. 

§. 13. In allen Fällen, wo von den Kreis-Thierärzten Gutachten, Atteste oder an- 
dere Arbeiten, Behufs gerichtlicher Zwecke, von den Gerichtsbehörden oder von Privat- 
personen verlangt werden, haben sie, gleich der Bestimmung des §. 9., ihre ausge- 
sprochene Ansicht jederzeit mit den hinreichenden wissenschaftlichen Gründen zu bele- 
gen, damit bei etwanigem weiteren Verfolg der Sache, die höhere technische Instanz 
in den Stand gesetzt ist, den Werth des kreisthierärzllichen Ausspruches beurtheilen 
zu können. .„ .•■••• . s r.' . • : .i . . * 

§. 14. Endlich wird aber auch erwartet, dass sic, in der richtigen Erkenntniss 
ihrer Stellung,! auch bestrebt sein werden, der Wissenschaft zu nützen, und dass sie 
keine Gelegenheit ungenützt vorübergehen lassen, zur Förderung derselben beizutragen. 
Die Präzis muss die Materialien zu dem wissenschaftlichen Gebäude liefern, daher es 
nur wünschen« werth sein kann, dass die Kreis- Thier ärzte sich das Vertrauen und die 
Zuneigung der Bewohner ihres Wirkungskreises zu erwerben bestrebt sind, indem nur 
der Kreis-Thierarzt den Anforderungen des Staats vollständig entsprechen kann, der zu- 
gleich als practischer Thierarzt vielseitig beschäftigt ist. 

■ ,u ■. .... _• , , 

Hieraus ergeben sich die einzelnen Amtsfunctionen des Kreis- 
Thierarztes. Die ihm als Organ der Veterinärpolizei obliegenden 
Leistungen hat der Kreis -Thierarzt unentgeltlich zu verrichten. 

Allerh. Ordre vom 14. April 1832. 

Ich habe aus dem Bericht des Staats-Ministeriums vom .... ersehen, dass und 
welchergestalt die abweichende Meinung, worin der Minister der Medicinsl-Angelegen- 
heiten mit den Ministern der Polizei und der Justiz über die unentgeltlichen Leistungen 
der Kreisphysiker befangen gewesen ist, erledigt worden. Ich bin damil einverstan- 
den, dass von denselben In ihrer Eigenschaft als Kreispbysiker keine unentgeltliche Lei- 
stung begehrt werden dürfe, die ihnen nicht als Organen der Medicinal- und Sanitäts- 
Polizei obliegt, dass sie dagegen in ihrer Eigenschatt als praclische Aerzte, auch io 
Beziehung auf die Armenkuren denselben Verbindlichkeiten unterworfen sind, die jeder 
Arzt nach dem bei seiner Promotion und Approbation zu leistenden Eide mit seinem 
Beruf übernimmt, ln Folge des Mir angezeigten Vorbehalts überlasse Ich den betref- 
fenden Ministerien, zur Belehrung sowohl der Behörden als des Puhlicums, eine ange- 
messene Bekanntmachung über die Grenzen, innerhalb deren die Anforderungen an den 
Kzeisphysicus hinsichtlich der ärztlichen Behandlung gemacht werden können, ergehen 
zu lassen. Was die Differenz über die Kemuneraüou der Kreisphysiker in ihren raedi- 
cinisch-gerichllicben Amtsgeschäften betrifft, so muss es bei den deutlichen Bestimmun- 
gen des Gesetzes und der Taxe vom 21. Juni 1815 so lange verbleiben, bis durch die 
neue Madicinaltexe, über welche die Berathung gegenwärtig stattfindet, etwas Anderes 
festgesetzt sein wird. •. . i, .. . -i - • 

Schreiben des Minist. der geistl. etc. Angel, an den Minist, des 
Innern vom 19. Juni 1844. (Eichhorn,) 

Ew. Excellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom .... ganz erge- 
benst zu erwiedern, dass ich in Erwägung der unzweifelhaften Motive, welche der Al- 
lerhöchsten Cabinots-Ordrc vom 14. April 1832 zu Grunde liegen, der Ansicht Ew. etc. 
ganz beistimme, dass die Bestimmungen dieser Allerh. Ordre nicht allein auf die Kreis- 
physiker, sondern in gleicher Weise auf alle Kreis -Medicinalbeamle Anwendung finden. 
Es!<iurfte daher keinem Zweifel unterliegen, dass die Kreis-Thierärzte den von Seiten 
der Landrälhe u. s. w. im Interesse der Medicinalpoiizei an sie erlassene Requisitionen 
an ihrem Wohnorte ei officio, bei damit verbundenen Reisen aber gegen die regle- 
mentsmassige Entschädigung für letztere unweigerlich zu genügen haben. 

Wegen der Heranziehung der Kreis-Thierärzte zu veterinär -poli- 
zeilichen Geschäften überhaupt sind maassgebend: 
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Verf. der Minist. der geistl. etc. Angelegenheiten, der Finanzen 
und des Innern vom 16 November 1835. (v. Altenstein, v. AI- 
vensleben. Köhler.) 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom .... sind die Unterzeichneten 
Ministerien damit einverstanden, dass es allerdings wichtig und erforderlich ist, auf Er- 
sparungen bei den bedeutenden Kosten, welche aus den Geschäftsreisen der Kreis-Medi- 
cinalbeamten für die Staatskasse erwachsen, Bedacht zu nehmen. Bei richtiger Auffas- 
sung des Zweckes dieser Reisen und genauer Sonderung in Rücksicht darauf, ob sie 
zu wirklich polizeilichen Zwecken oder nur in ärztlicher kurativer Absicht unternom- 
men worden sind, wird indes« ein Ersparnis* unzweifelhaft herheigeführt werden kön- 
nen. Wenn die Hauptveranlassung der so häufigen Reisen der Medicinalbeamten die 
Ausbrüche der MeoschenblaUern und Varioliden gewesen sind, so gewährt in dieser Be- 
ziehung schon die Verordnung der Königlichen Regierung vom 12. Mai 1824 insofern 
eine Erleichterung, als dieselbe bestimmt, dass, wo cs den Behörden bloss um Auskunft 
über verdächtige Fälle zu tbun ist, diese in Abwesenheit der Medicinalbeamten auch 
von andern approbirlen Aerzten gegeben werden, und dann in dem Falle, wo nach dem 
hierüber erstatteten ärztlichen Berichte der Verdacht sich nicht bestätigt hat, die Reise 
des betreffenden Kreis -Medicinalbeamten unterbleiben kann. Ebenso wird es auch in 
der Hegel genügen, dass das Vorhandensein des Krankheitsfalles, als zu der betreffen- 
den Kategorie gehörend, von den Medicinalbeamten festgesteilt, zu den polizeilichen 
Vorkehrungen Anweisung ert heilt, und mit den nüthigen Maassregeln cingeschriUen, so 
wie später das Reinigungsverfahren gehörig eingeleitet wird. Was die im Verlaufe der 
Krankheit abgestatteten Besuche und die zu dem Ende gemachten Reisen anlangt, so 
lässt hinsichtlich der ersteren sich «nnehmen, dass sie bei den einzelnen Kranken mehr 
zu kurativen, als polizeilichen Zwecken unternommen worden; und es wird für die Me- 
dicinalbenmten nicht schwierig sein, während des Verlaufs einer Epidemie, bei Gele- 
genheit der unerlässlichen Reisen, von dem Gange der Krankheit im Allgemeinen, wel- 
ches zur zw'ecktnässigen Leitung allein erforderlich ist, sich Kenntnis* zu verschaffen, 
wie über dies Alles die Circular- Verfügung der Königlichen Regierung an die Land- 
räthe vom 20. Dcccmber 1833 (.Anlage a.) der Sache ganz angemessen sich ausiässt. 
Die verschiedenen Ansichten der Lani-rathe hierüber bieten zwar allerdings eine Schwie- 
rigkeit dar; sie kann jedoch nicht von so grossem Einfluss sein, dass die Königliche 
Regierung nicht im Stande sein sollte, durch Erinnerungen und Belehrungen, mit Hin- 
weisung auf die nicht zu weit führende Verordnung vom 12. Mai 1824, das Verfahren 
derselben so zu lenken, dass ein richtiges Verhältnis« beobachtet wird, und so wenig 
übertriebene Aengstlichkeit zu einer unnöthigen Geschäftigkeit, als zu geringe Besorg- 
nis* zur Versäumung nolhwendigcr Maßregeln Anlass gieht. Im Allgemeinen kann 
nur die Ansicht festgehalten werden, und müssen hierin die verschiedenen Meinungen 
sich vereinigen, «lass zur Feststellung der Krankheit, als der Basis alles naciiherigen 
Verfahrens, und zur Anordnung der die Verbreitung derselben hindernden Maassregeln 
sowohl während des Verlaufs, als heim Aufhören der Krankheit die Mitwirkung der 
Medicinalbeamten unerlässlich, die rein ärztliche Behandlung der Patienten aber ihnen 
fremd ist, und dass die Sorge für Ersteres der Staat, für Letzteres aber die betheilig- 
ten Individuen oder resp. Comniunen zu tragen haben. Die, wie es scheint, auch von 
der Königlichen Regierung in Schutz genommene Ansicht, dass die Beseitigung von Aus- 
brüchen der Mensclienblattern auch in polizeilicher Hinsicht, wie hei andern gewöhnli- 
chen Krankheiten, den betreffenden Individuen und in ihrer Vertretung den Ortschaften 
lediglich überlassen werden müsse, lässt sich nach dem Obigen nicht billigen, sie muss 
vielmehr als gefährlich und nachtheilig verworfen werden, so lange die Vaccination noch 
nicht eine allgemein eingeführte Maa»sregel geworden ist. 

Aendertingen in den zur Zeit bestehenden Vorschriften vorzunehmen, erscheint aber 
gegenwärtig nicht passend, da ein Reglement über das Verfahren bei ansteckenden 
Krankheiten von einer hierzu ernannten Immediat- Commission bereit» en'worfen ist, 
dessen Bekanntmachung und allgemeine Einführung wahrscheinlich nahe bovorstehL 

Anlage a. 

Die bei uns eingehenden Reisediäten- und Fuhr kosten- Liquidationen der Kreis- 
Medicinalbeamten sind bei den häufig unrichtig angewandten Sätzen auf eine solche Höhe 
gebracht, dass die hiernach gemachten Forderungen mit dem zu deren Befriedigung aus- 
gesetzten Fonds in keinem Verhältnis* stehen und eine Remedur nothwendig machen. 

Wir finden uns daher veranlasst, mit Bezug auf die diescrhalb erlassenen Verfü- 
gungen vom 12. April 1825, 5. Februar 1826, 13. November 1830, 8. November 1818, 
Hora, Y*t rinKr-6.'»itit*poliz«t. jß 
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im Allgemeinen zu bemerken, dass, da jeder Krcis-Mcdicinalbeamte eigentlich nnr als 
der technische Gehilfe des Kreis -Landraths zu betrachten ist, in der Regel jede mit 
Kosten verknüpfte commissorialische Dienstreise nur auf dessen Requisition oder auf un- 
mittelbar höhere Anordnung geschehen darf, und solche auf die directen Anzeigen der 
Ortsbehörden in der Regel auch für Rechnung der Communen, und nur da, wo beson- 
dere Gefahr im Verzüge und ein ganz allgemeines Interesse obwaltet, ausnahmsweise 
für Rechnung des Staats zulässig erscheint, und zwar mit der Bedingung, dass nur von 
solchen ohne Vorwissen des Kreis-Landraths gemachten Dienstreisen demselben in mög- 
lichst kurzer Frist gehörige Nachricht gegeben und die Nothw'endigkeit der Reisen ge- 
rechtfertigt werde. Von dem letzlern darf hei Anordnung solcher Reisen und bei Prü- 
fung der Liquidationen nicht übersehen werden, dass bei dergleichen Dienstreisen, auch 
in sanitäts- polizeilichen Angelegenheiten, bei Epidemieen etc., das Privatinteresse der 
betreffenden Dominien, Gemeinden und Individuen vorzüglich mit betheiligt ist. In die- 
ser Beziehung darf die Berechtigung wegen der an die Königliche Kasse zu liquidiren- 
den Diäten nur bedingt zugestanden werden. 

Der diesfällige Anspruch ist indess für gerechtfertigt anzunehmen, sobald die Wahr- 
nehmung des sanitäts-polizeilichen Interesses, unabhängig von der damit zugleich pfliebt- 
müssig zu verbindenden Anordnung des nöthigen Heilverfahrens, der Hauptzweck ist, 
und zu solchen Dienstreisen nicht etwa bloss vermögende Privatpersonen Veranlassung 
gegeben haben, denen die Uebernahme der Kosten schon allein gesetzlich obliegt. 

Soweit aber die Kreisphysiker und Kreischirurgen bezüglich des eigentlichen kura- 
tiven Verfahrens nur die Functionen der ordentlichen Aerzte vertreten, haben dieselben 
für diese nothwendige oder zufällige Substitution aus Königlichen Kassen keine beson- 
dere Entschädigung zu fordern. Es dürfen also auch für die Folge in der Regel im- 
mer nur für die erste Reise, welche zum Zweck hat, die Gattung der Krankheit fest- 
zustellen und die in sanitäts-polizeiiieher Beziehung erforderliche Vorkehrung abzumes- 
sen, besondere Diäten auf öffentliche Fonds liquidirt werden. Bei w irklich als ansteckend 
anerkanntem Krankheitsübel, wo es auf sachverständige Prüfung über die Unterdrückung 
des Uebels, Aufhebung des etw'a angeordneten Sperrverfahrens etc. und Ausführung 
der Disinfectionen oder sonstige förmliche Aufhebung der sanitäts-polizeilichen Vorkeh- 
rungen wirklich ankommt, dürfen auch diese Reisekosten in Rechnung gebracht wer- 
den. Was dagegen die etwanigen Zwischenreisen betrifft, so liegt die nöthige Conlrolle 
der Aufrechthaltung, Befolgung und Ausführung der vom Kreis -Medicinalbeamten bei 
seiner ersten Anwesenheit resp. angeordneten oder für nöthig erachteten sanitäts-poli- 
zeilichen Maassregeln hauptsächlich nur den Kreis-Polizeibehörden ob, wogegen die fer- 
neren Besuchsreisen gewöhnlich bloss kurative Zwecke haben können, daher aus der 
Staatsvergeltung ausscheiden, indem es vielmehr Sache der behandelten Kranken und 
im Unvermögensfalle der dazu gesetzlich verbundenen vermögenden Verwandten, oder 
in deren Ermangelung der Orts -Communen und Dominien ist, nach den bestehenden 
Grundsätzen deren etwanige Vertretung zu übernehmen. 

Wegen der zu liquidirenden Fuhrkosten muss es bei der den betreffenden Domi- 
nien und Gemeinden obliegenden allgemeinen Verpflichtung zur Abholung der Kreis- 
Medicinalbeamten durch eine zu diesem Behuf zu gestellende angemessene Fuhre um 
so mehr sein Bewenden behalten, als den Interessenten deren Ueberweisung in der 
Regel nicht schwer oder doch weniger lästig, als die Leistung von Geldbeiträgen fallen 
dürfte, andererseits aber wegen der ausserordentlichen Höhe vieler solcher Fuhrliqui- 
dationen gegen Staatskassen auf deren möglichste Ermässigung vorzüglich Bedacht zu 
nehmen ist. 

Danach ist hier im Allgemeinen wohl zu unterscheiden, ob bei der nothwendigen 
Dienstreise Gefahr im Verzüge ist oder nicht. Sind im ersten Falle die Umstände von 
der Art, dass keine Vorausbestellung der Fuhre erfolgen kann, so bleibt cs dem Kreis- 
Medicinalbeamtcn auch ferner überlassen, für sein Fortkommen durch resp. Miethsfuhre, 
ordinaire oder Extrapost selbst zu sorgen. Waltet aber Gefahr im Verzüge nicht ob, 
so müssen die betreffenden Orts-CommUnen oder Dominien für die Abholung der Kreis- 
Medicinalbeamten unmittelbar Sorge tragen oder sich über die Art des Fortkommens 
mit ihnen gütlich einigen, und so wie es Sache des Kreislandraths bleibt, dieselben dazu 
gehörig anzuhalten, so müssen auch fürt den Ifichtgestellungsfall der nöthigen Fuhren 
die dadurch verursachten Kosten bei zweifelsfreier Verpflichtung von ihnen eingezogen 
werden, wogegen in zweifelhaften oder nicht polizeilich geeigneten Fällen den Aerzten 
der Rechtsweg offen zu lassen ist. 

Da nun nach diesen Bestimmungen übfr die Zulässigkeit der Vergütung der Fuhr- 
kosten der Kreis-Medicinalpersonen nur jener Unterschied wegen der keinen Aufschub 
leidenden oder nicht so eiligen Dienstreisen entscheidet, so kann sich die Berechtigung 
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zur diesseitigen Liquidation nach Lage der Umstände auch nur auf die erste Reiae be- 
ziehen, während solche für die letzte Reise und die Zwischenreisen im Allgemeinen 
nicht anerkannt werden darf, vielmehr kann dafür nur die bewilligte Wagrnmiethe von 
resp. 20 und 10 Sgr. passiren, wenn sonst nach obiger Andeutung die Verpflichtung 
des Staats wirklich eintritL 

Ebenso bleibt cs Pflicht der Liquidanten, zur möglichsten Kostenersparung mehrere 
zu derselben Zeit gleich nothwendige Dienstreisen, soweit es die Lage und die Entfer- 
nung der betreffenden Ortschaften zulässt, zweckmässig mit einander zu verbinden, und, 
wo es nur geschehen kann, das Geschult an einem Tage, einschliesslich der Hin- und 
Rückreise, abzumachen. 

Wir fordern Sie auf, diese Bestimmungen dem Kreisphysicus und Kreiscbirurgus 
zur genauen Beachtung bekannt zu machen. Sie selbst aber weisen wir an, bei der 
Ihnen übertragenen Prüfung und Attestirung dergleichen Liquidationen mehr auf den 
materiellen Inhalt einzugehen und die Richtigkeit der diesfüiligcn Sätze nicht eher zu 
bescheinigen, bevor Sie sich nicht von der Rechtmässigkeit der Vergütungsansprürbe an 
die Königliche Kasse völlig überzeugt haben, und im Fall Ihre mündlichen Ausstellun- 
gen dagegen keinen Eingang finden sollten, uns davon pflichlmässige Anzeige zu ma- 
chen. Da, wo durch einen Zusammentritt besonderer Umstände eine ausgedehntere 
Verpflichtung der Königlichen Kasse einlritt, bedarf es für die Zukunft besonderer Recht- 
fertigung; dergleichen Liquidationen dürfen daher nicht schlechthin auf die monatlichen 
Designationen gebracht werden, sondern sind uns mittelst besonderer Berichte zur Fest- 
stellung und Entscheidung einzureichen. 

Auch werden Sie darauf aufmerksam sein, dass die Meilenzahl richtig angegeben 
und das Dalum der Requisition zu Reisen bei jeder derselben in der Liquidation ange- 
geben w erden. 

Die letzteren selbst sind jedesmal von Ihnen dahin zu bescheinigen, dass die liqui- 
dirten Reisen in Ihrem Aufträge oder aus welchen bewegenden Gründen ohne diesen und 
wirklich in sanitäts-polizeilicher Angelegenheit geschehen, die in Ansatz gebrachte Tage- 
zahl zur Abmachung des Geschäfts einschliesslich der Reisen nothwendig gewesen, die 
Wagen von den Einsassen aus Mangel an anständigem Fuhrwerk nicht haben gestellt 
werden können und deshalb die liquidirtc Wagenmiethe zulässig gewesen, die Meilen- 
zahl richtig angegeben und eine doppelte Liquidation für Rechnung aus Staatskassen 
nicht alattgefunden hake. 

Circ. Verf. der Minist, der geistl. elc. Angelegenheiten, der Fi- 
nanzen und des Innern votn 26. September 1842. (Eichhorn, 
v. Bodclschwingh. v. Arnim.) 

Die Erfahrung hat gelehrt, dass in Beziehung auf die Verwendung der Medicinal- 
personen zu sanitäts-polizeilichen Geschälten nicht alle Königlichen Regierungen nach 
denselben Grundsätzen verfahren und dass in einzelnen Departements ein unverhältniss- 
mässig hoher Betrag für Diäten und Reisekosten der Medicinalbeamten verausgabt wird. 
Zur Erzielung eines gleiehmässigen Verfahrens und zur Verminderung der der Staats- 
kasse zur Last fallenden Kosten weisen wir die Königlichen Regierungen an, bei der 
Zuziehung von Medicinalpersonen zu sanitäts-polizeilichen Geschäften in Zukunft nach 
folgenden Bestimmungen zu verfahren: 

t) TVur die vom Staate angestellten Medicinalbeamten, d. h. die Kreisphysiker, die 
Kreis- Wundärzte und die Departements- und Kreip-Thierärzte, oder in Behinderungs- 
fällen die für sie bestellten Stellvertreter sind, mit Ausschluss aller übrigen, nicht im 
unmittelbaren Dienste des Staats angestellten Medicinalpersonen, als Sarhvei ständige zu 
sanitäts-polizeilichen Untersuchungen zuzuziehen. 

2) Die Requisition der Medicinalbeamten muss jederzeit von dem landräthlichen 
Amte, und in den Städten, wo die Polizeiverwaltung einer beaondern Staatsbehörde über- 
tragen ist, von dieser ausgehen, dergestalt, dass die Medicinalbeamten die in Rede ste- 
henden Untersuchungen und ilie deshalb erforderlichen Reisen niemals aus eigener Be- 
wegung oder ex officio, sondern erst nach erhaltener Aufforderung Seitens der land- 
rätblichen oder der städtischen Polizeibehörde zu unternehmen haben. 

3) Ob eine Untersuchung durch Mcdicinalbeaiutc erforde. lieh ist 'oder nicht, muss 
lediglich der Bcurtheilung der genannten Behörden überlassen bleiben, so wie auch 
ihnen allein die Ausführung und Controllc der von den Medicinalbeamten für nöthig er- 
klärten sanitäts-polizeilichen Maassregeln zustellt, und es von ihrem Ermessen abhängl, 
ob sie sich dabei des Beistandes der Medicinalbeamten zu bedienen oder wiederholte 
Untersuchungen durch dieselben zu veranlassen für nöthig erachten oder nicht. 

4 ) Die Fälle, in welchen bei ansteckenden Krankheiten die Nothwendigkeit des sa- 
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nitäts-polizeilichcn Einschreitens eintritt, so wie die in jedem derselben zu treffenden 
Anordnungen, sind in dem Regulativ vom 28. October 1835 vollständig angegeben. Nach 
§. 10. dieser Verordnung sind die Polizeibehörden verpflichtet, die ersten Fälle solcher 
Krankheiten ärztlich untersuchen zu lassen, welche durch ihre zu befürchtende weitere 
Verbreitung der allgemeinen Gesundheit der Menschen oder auch der Hausthiere Gefahr 
drohen. Diese Krankheiten sind: die asiatische Cholera, der ansteckende Typhus, die 
Menschenbiattem, die Wuthkrankheit, der Milzbrand, der Rotz und Wurm, so wie die 
seuchenartigen und zugleich ansteckenden Thierkrankheiten überhaupt. Bei diesen 
Krankheiten wird es in der Regel 'der Constatirung der ersten Fälle durch Medicinal- 
beamte bedürfen, während bei den übrigen, für das Gemeinwohl minder gefährlichen 
ansteckenden Krankheiten die Zuziehung der Medicinalbeamten in den meisten Fallen 
nicht erforderlich sein wird. 

5) Ausser den genannten ansteckenden Krankheiten können auch in einzelnen Fäl- 
len andere nicht ansteckende Krankheiten eine Untersuchung durch Medicinalheamte noth- 
wendig machen. Dergleichen Fälle lassen sich jedoch nicht specificiren, vielmehr muss 
deren Beurtheilung und das jedesmal einzuschlagende Verfahren dem pflichtmässigen 
Ermessen der betreffenden Behörden überlassen bleiben. 

6) ln keinem Falle darf das amtliche Einschreiten der Medicinalpersonen auf die 
zu leistende ärztliche Hülfe sich beziehen, sondern dasselbe muss sich auf die Anord- 
nung der Maassregeln beschränken, welche das Auftreten einer für Leben, Gesundheit 
und Vermögen anderer Menschen gefährlichen Krankheit erfordert, gegen welche der 
Einzelne ohne Zutritt polizeilicher Maassregeln sich zu schützen ausser Stande sein würde. 

7) Als Grundsatz ist daher festzuhalten, dass das Einschreiten der Mcdicinal -Poli- 
zeibehörde niemals ein ärztliches Heilverfahren zum Zwecke haben darf. Mangelt es 
in einem gegebenen Falle an der nöthigen ärztlichen Hülfe, so ist die Herbeischaffung 
derselben Sache der principaliter oder subsidiarisch dazu Verpflichteten, welche nöthi- 
gen Falles durch die betreffenden Behörden dazu angehalten werden können. Der Me- 
dicinalheamte als solcher hat jedoch seinerseits keine Verpflichtung, sich der ärztlichen 
Behandlung der Erkrankten zu unterziehen. Thut er es, so steht er in dieser Bezie- 
hung jedem andern Arzte gleich und hat nur, im Fall er von der Behörde zur ärztli- 
chen Hülfsleistung aufgefordert wurde, seine Remuneration von dieser zu fordern. Un- 
terzieht er sich der Behandlung auf die Aufforderung der Erkrankten selbst oder dritter 
Personen, so erwächst ihm daraus kein Anspruch an die Behörden, vielmehr muss er 
sich, im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Kranken und ihrer Angehörigen, an die zur 
Zahlung subsidiarisch verpflichteten Verwandten, Corporationen oder Gemeinden hallen. 

8) Für die eigentlichen sanitäts-polizeilichen Geschäfte haben die Medicinalbeamten 
ihre taxmüssige Remuneration von derjenigen Behörde zu fordern, durch welche sie 
mit dem fraglichen Geschäfte beauftragt worden sind, und es ist die Zahlung aus den 
dazu bestimmten öffentlichen Fonds zu leisten. 

9) In Betreff der Höhe der den Medicinalbeamten zustehenden Remuneration ver- 
bleibt es einstweilen bei den Bestimmungen der Medicinaltaxe vom 21. Juni 1815 und 
deren Ergänzungen durch das Regulativ vom 28. Juni 1825 in Betreff der Diäten und 
Reisekosten für commissarische Geschäfte in Königlichen Dienstangelegenheiten. 

Die Königliche Regierung hat vorstehende Bestimmungen durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Ausserdem Circ. Verf. vom 26. April 1856 (S. 27), vom 10. Juli 
1856 (S. 27) und vom 4. Juni 1857 (S. 28). 

In Betreff der ausschliesslichen Zuziehung des Kreis -Thierarztes 
bei veterinär-polizeilichen Geschäften ergingen : 

Minist. Verf. vom 9. Juli 1836. (v. Altenstein.) 

Das Ministerium findet nach dem desfalls von der Königlichen Regierung unterm 
. . . . erstatteten Bericht gegen die von derselben erlassene Circular-Verfügung wegen 
der technischen Untersuchung der Hausthier-Räudcn u. s. w. im Wesentlichen nichts zu 
erinnern, muss aber doch die Königliche Regierung darauf aufmerksam machen, dass die 
Zuziehung der Kreischirurgen zur Verrichtung veterinär-polizeilicher Geschälte nicht für 
statthaft erachtet werden kann, da die von den Medicinalbeamten zu bestehenden Prü- 
fungen durchaus keine Gewähr dafür leisten, dass dieselben auch die mr Verrichtung 
veterinär-polizeilicher Geschäfte erforderlichen Kenntnisse besitzen. 
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Minist. Verf vom 17. August 1837. (v. Altenstein) 

Nachdem die Königliche Regierung au N. den auf Veranlassung Ihrer Beschwerde 
vom .... erforderten Bericht nunmehr erstattet hat, eröffnet Ihnen das Unterzeich- 
nete Ministerium unter Rückgabe der Anlagen, dass sie nichts dagegen zu erinnern 
findet, wenn von dieser Behörde die Anordnung getroffen worden ist, nach welcher 
der Kreis- Tbierarzt in vorkouunenden veterinär -polizeilichen Fällen zur ersten Unter- 
suchung, der Kreisphysicus aber, als höhere Instanz, bei zweifelhaften und wichtigem 
Fällen zugesogen werden soll, die Beurthcilung jedoch, ob die Zuziehung des Kreis- 
Thierarztes oder des Kreisphysicus erforderlich sei, den mit den Bestimmungen des Pa- 
tents vom 2. April 1803 und den übrigen hierher gehörigen Verordnungen wohl be- 
kannten Landräthen überlassen bleibt. Da ferner der Kreis -Thierarzt verpOichlet ist. 
Ihnen den vors, hriftsmassig zu erstattenden vierteljährlichen Veterinärbericht zuzustel- 
len, Sie auch befugt sind, über die im Kreise vorkommenden epizootischen und conta- 
giüsen Thierkrankheiten besondere Auskunft vom Kreis-Thierarzte zu erfordern, so fehlt 
es Ihnen auch nicht an den nö'higen Mitteln über die Veterinär-Angelegenheilen in dem 
Ihnen anvertraulen Physicats-Bezirke stets auf angemessene Weise in Kenntniss zu blei- 
ben. Was ferner den Punkt Ihrer Beschwerde betrifft, dass Sie durch Zuziehung des 
Kreis-Thierarztes an Emolumenten verlieren würden, so kann Ihnen hierauf nur erwie- 
dert werden, dass Rcisediälen und Fuhrkosten nicht als ein Gehallszuschuss, sondern 
nur als Erstattung der bei Erledigung comraissarisch übertragener Geschäfte wirklich 
gehabten Auslagen betrachtet werden dürfen. 

Minist. Verf. vom 7. Deceniber 1849. (Lehnert.) 

Was endlich die Frage betrifft, ob die Kreis-Thierärzte zu verlangen befugt sind, 
mit veterinär -polizeilichen Angelegenheiten ausschliesslich beauftragt zu werden, oder 
ob solche vielmehr dem Kreisphysicus vorzugsweise zu übertragen sind, so bin ich mit 
der Königlichen Regierung darin einverstanden, dass in den Kreisen, für welche beson- 
dere Kt eisthierärzte angestellt sind, diesen auch in der Regel die Besorgung aller ve- 
terinär-polizeilichen Angelegenheiten übertragen werden muss. 

Die Grundsätze, nach welchen in veterinär -polizeilichen Geschäf- 
ten zu verfahren, sind in den medicinal- polizeilichen Vorschriften ge- 
geben, über welche der Abschnitt III. S. 1‘2 — 114 handelt. 

Ausserdem ist hier noch zu merken. 

Die Kreis-Thicrärzte sind nach der Zuchtstier-Kör-Ordnung vom 
*28. Mai 1839 geborne Mitglieder des Schau-Amts und beziehen dafür 
Gebühren. 



Zuchtstier-Kör-Ordnung in der Rhein - Provinz. 

§. 1. Vom I. April des künftigen Jahres an darf kein Gemeinde -Zuchtstier be- 
nutzt w erden, welcher nicht durch ein zn diesem Zweck bestalltes Schan-Amt als taug- 
lich anerkannt Ist. 

Gleicher Beschränkung unterliegen Zuchtstiere, welche ron Privatpersonen zur Be- 
deckung fremden Viehes gegen Entgeltung zugelassen werden sollen. 

§. 2. Es wird für jede Gemeinde, in welcher nach §. J. Zuchtstierc gekört wer- 
den müssen, ein Schau-Amt gebildet, bestehend aus: 

1) dem Bürgermeister, 

2) dem Kreis-Thierarzt und 

3) dreien von dem Königlichen Landrathe aus den Grundbesitzern der Gemeinde 
zu wählenden Sachverständigen. 

Der Kreis-Thierarzt erhält für seine Theilnahme von dem Besitzer jedes znr Kö- 
rung vorgeführten Stieres eine Vergütung von 15 Sgr. Ist gegen diese Vergütung — 
nach der Entfernung und sonstigen Verhältnissen — die Theilnahme desselben nicht tu 
erwirken, so wird dessen Stelle durch einen anderen, in gleicher Weise zu remuneri- 
renden Thierarzt oder auswärtigen Sachvers'tndigen ersetzt. 

,| Der Bürgermeister kann durch einen Beigeordneten vertreten werden; dieser sowohl 
als die Sachverständigen der Gemeinde fungiren unentgeltlich. 

Der Bürgermeister führt den Vorsitz und das Amt entscheidet nach Stimmen- 
mehrheit. 

§. 3. Das so gebildete Schau-Amt versammelt sich jedes Jahr im Monat März und 
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wird der Termin der Versammlung acht Tage vorher in ortsüblicher Weise bekannt 
gemacht. 

Dasselbe ertheilt den Besitzern der als tauglich befundenen Stiere ein bis zum 
1. April des nächstfolgenden Jahres gültiges, eine genaue Beschreibung des angekörten 
Stieres enthaltendes Zeugniss. Die als nntauglich verworfenen (abgekörten) Stiere wer- 
den in der aufzunehmenden Verhandlung verzeichnet. 

§. 4. Das Schau-Amt wird sich auf den Antrag eines Zuchtstierhalters auch ausser- 
gewöhnlich versammeln ; der Kreis-Thierarzt oder dessen Stellvertreter erhält aber als- 
dann 1 Thaler Vergütung für jeden vorzuführenden Stier. 

§. 5. Die Schau-Aemter werden keine Stiere für tauglich anerkennen, welche 
nicht mindestens 18 Monate oder mehr als 6 Jahre alt sind, in die Augen fallende Feh- 
ler haben, oder sich nach ihrer gesammten körperlichen Beschaffenheit nicht zur Zucht 
eignen oder endlich eine Verschlechterung der vorhandenen Race besorgen lassen. 

Ausserdem ist wegen solcher Stiere, welche aus dem Auslande eingeführt werden, 
durch ein glaubhaftes Attest darzuthun, dass in dem Orte der Ausstellung seit mindestens 
zwei Monaten keine ansteckende Krankheit geherrscht habe. 

Die in Eid und Pflicht stehenden Mitglieder des Schau -Amts geben ihr Urtheil auf 
ihren Dienst-Eid ab, die Sachverständigen sind mittelst Handschlags an Eidesstatt zu 
diesem Zweck zu verpflichten. 

Ausserdem werden aber die Schau-Aemter ihren Einfluss dahin anwenden, dass die 
Gemeinden und Privaten vorzüglich tüchtige, zur Verbesserung der Race geeignete Stiere 
anschafTen, und dadurch der wohlthatige Zweck der gegenwärtigen Verordnung um so 
mehr gefördert werde. 

§. 6. Eigentümer von Zuchtstieren, welche nicht angekörtc oder von den Schau- 
Aemlern verworfene, oder endlich solche Stiere, für welche der ertheilte Erlaubniss- 
schein abgelaufen ist, zur Bedeckung fremder Kühe gegen Entgeltung hergeben, verfal- 
len in eine Strafe von 1 bis 5 Thalern für jeden Contraventionsfall. 

Berlin, den 28. Mai 1839. 

Der Minister des Innern und der Polizei, 
gez. v. Rochow. 

Minist. Verf. vom 9. Februar 1847. (v. Ladenberg.) 

Das Ministerium eröffnet der Königlichen Regierung auf den Bericht vom , 

die Beschwerde des Kreis-Thierarztes N. zu N. wegen der Zuchtstier-Körung im Kreise N. 
betreffend, dass die Untersuchungen bei den Zuchtstier-Körungen zu den Functionen des 
Kreis-Thierarztes gehören. Wenn daher der etc. N. auf die Ausübung dieses Geschäfts 
innerhalb des ihm überwiesenen kreisthierärztlichcn Bezirks nicht freiwillig verzichtet 
hat, und es nicht durch beigebrachle Tbatsachen bewiesen werden kann, dass er bei 
der Verrichtung dieses Geschäfts Nachlässigkeit oder Regelwidrigkeiten sich hat zu 
Schulden kommen Jassen, so kann ihm die Verrichtung desselben, als zu seinen amt- 
lichen Functionen gehörend, nicht füglich entzogen werden. Der von der Königlichen 
Regierung angegebene Grund, dass es wünschens werth erscheine, dem Thierarzt N. 
durch Zuwendung der fraglichen Gebühren Behufs der Verbesserung seiner finanziellen 
Lage zu Hülfe zu kommen, kann, in so fern es sich nicht um das öffentliche Interesse, 
sondern um die Förderung des Interesses eines Privaten handelt, nicht als maassgebend 
betrachtet werden. 

Minist. Verf. vom 30. April 1855. (Lehnert.) 

Auf den Bericht vom .... ermächtige ich die Königliche Regierung, den Kreis- 
Thierärzten für die Beiwohnung der Hengstkörungs-Termine auch an ihrem Wohnorte 
die reglementsmässigen Gebühren, so weit dazu die Körgebühreu ausreichen, zu bewil- 
ligen. Es erscheint das um so mehr gerechtfertigt, als die Körung zunächst und vor- 
zugsweise den Pferdezüchtern zu Gute kommt und es danach nicht unzweifelhaft ist, ob 
die damit verbundene Mühwaltung der Kreis -Thierärzte ausschliesslich als veterinär- 
polizeiliche Function betrachtet werden kann. 

Der Königlichen Regierung überlasse ich, hiernach den Kreis-Thierarzl zu beschei- 
den, auch demgemäss in ähnlichen Fällen zu verfahren. 

In Beziehung auf die Untersuchung wuthVerdächtiger Hunde durch 
die Kreis - Thierärzte erging: 

Minist. Verf. vom 30. November 1848. (Klug.) 

X Unter Bezugnahme auf den Bericht der Königlichen Regierung vom . . . ., die Ob- 
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duction der als wuthverdächtig getödleten Hunde betreffend, (heile ich derselben hier- 
bei Abschrift der weiteren gutachtlichen Aeusserung dea Lehrer-Collegiums der hiesigen 
Königlichen Thierartneiscbuic (Anlage a.), mit welcher ich einverstanden bin, zur Kennt- 
nisnahme mit und veranlasse die Königliche Regierung , die unterm 13. October 1846 
an die Landrätbe erlassene Verfügung, nach welcher die Kreis -Thierärzte cur Unter- 
suchung der als wulhverdichtig erschlagenen Thiere nicht mehr requirirt werden sollen, 
aurückcunehraen. 

Anlage a. 

Gutachten dea Lehrer-Collegiums der Königlichen Thierarzneischule 
vom 20. November 1848. 

Auf die uns mittelst hocbverehrlicher Randverfügung vom 22. September zugefer- 
ligte, gehorsainst wieder beigefügte Erwiederung der Königlichen Regierung zu N. auf 
unsere gutachtliche Aeusserung über die Obduction wuthverdächtiger Hunde, erwiedern 
wir ehrerbietigst, dass wir dennoch bei unserm desfalleigen Gutachten vom 15. August c. 
(Anlage b.) im Interesse der Sanilätspolizei beharren müssen. 

Die Königliche Regierung beruft sich besonders darauf, dass die Obduction wulh- 
verdächtiger Hunde diese Krankheit nicht mit Bestimmtheit constaüre, weshalb die des- 
fallsige Vorschrift im Regulativ von 1835 keine Anwendung finden könne. Hierzu er- 
lauben wir uns jedoch die gehorsamste Bemerkung, dass es in der Medicin und apericll 
in der Vetcriniir-Medicin nur selten solche evidente Gewissheit giebt, wo nicht wenig- 
stens die Möglichkeit eines Anderssein gedacht werden könnte. Dagegen kann durch 
die Obduction bei wuthverdärh'igen Hunden im Verein mit den vorgegangenen Umstän- 
den die Tollkrankheit sehr oft mit derjenigen Gewissheit nachgewiesen werden, dass 
auf Grund dessen etwa gebissene Menschen und Tbiere, erslere der strengsten prophy- 
lactischen Behandlung unterworfen, und gebissene Hunde getödtel werden müssen. 

In diesem Sinne kann auch nur das Wort „Gewissheit“ bezüglich der wulhverdäch- 
tigen Hunde im Regulativ von 1835 aufgefasst werden. 

Anlage b. 

Desgleichen vom 15. August 1848. 

/ Nach der Mittheilung des Departements-Thierarztes N. bat die Königliche Regierung 
zu N. Unterm 12. October 1846 eine Verfügung an die Landrälhe erlassen, worin es 
heisst, dass die Kreis-Thierärzte zur Untersuchung der als wuthverdächtig erschlaghnen 
Thiere gar nicht requirirt werden sollten, indem sich aus dem Sectionsbefunde die 
Krankheit nicht mit Bestimmtheit ermittelt werden könne, dennoch aber ist sie, nament- 
lich bei Hunden in den meisten Fällen, in so fern von grosser Wichtigkeit, als dadurch 
der Verdacht vermindert und selbst beseitigt, oder im Gegentheil bis zur grössten Wahr- 
scheinlichkeit, fast zur Gewissheit gesteigert werden kann. 

Deshalb erscheint es aus auch im Interesse der Sanitätspolizei sehr wünschenswerth 
— ja nothwendig, dass in allen den Fällen, wo ein wegen Verdacht auf Tollwuth er- 
schlagener Hund Menschen und andere Thiere gebissen hat, vom Kreis-Thierarzt geöff- 
net wird. 

Von Erstattung der vierteljährlichen Veterinär-Sanitätsberichte 
sind die Kreis-Thierärzte durch die Circ. Verfügung vom 1. Juli 1848 
nicht entbunden. 

Die Einreichung der Veterinär-Sanitäteberichte wurde angeordnet 
durch die 

Circ. Verf. vom 6. Mai 1823. (v. Altenstein.) 

Das Ministerium hat für zweckmitssig gefunden zu bestimmen, dass künftig die Ve- 
terinär-Angelegenheiten von den jährlichen Hauplbcrichten getrennt und mit den wich- 
tigsten Oi iginalberichten der betreffenden Thierärzte besonders eingesandt werden sol- 
len. Die Königliche Rrgirrung wird von dieser Bestimmung hierdurch in Kenntniss 
gesetzt und beauftragt, künftig danach zu verfahren. 

Der Umfang dieser Berichte ergiebt sich aus der 
Minist. Verf. vom 9. März 1838. (v. Altenstein.) 

Auf die Anzeige vom . . . ., dass der Königlichen Regierung die früheren Verord- 
nungen wegen Erstattung der Veterinär- Quartalberichtc nicht zugegangen seien, wird 
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derselben hierdurch eröffnet, dass snmmtlichc Königliche Regierungen durch die Seitens 
des Königlichen Ministern des Innern und der Polizei unterm 18. Februar 1811, so wie 
Seitens des Unterzeichneten Ministerii unterm 6. Mai 1823 erlassene Circular-Verfügun- 
gen zur Erstattung vierteljährlicher Veterinärberichte angewiesen worden sind, denen 
folgendes Schema zum Grunde zu legen ist. 

I. Einfluss der Witterung, Nahrungsmittel und andere allgemeine Ursachen auf 
die Gesundheit der Tbiere. 

II. Die am häufigsten vorgekommenen sporadischen Krankheiten der Thiere. 
Die allgemeinen Resultate der dabei gemachten Erfahrungen. 

III. Epizootien und conlagiöse Krankheiten, deren genereller Verlauf nebst den 
angewandten Heilmethoden und deren Erfolget 

Der Zweck dieser Veterinärberichte ist ein doppelturt'l 

a) Erlangung einer allgemeinen Uebersicht der Veterinär -Angelegenheiten des 
Departements und 

b) Erlangung einer näheren Kenntniss von der Wirksamkeit der einzelnen Thier- 
ärzte, des von ihnen bewiesenen Bestrebens, in ihrer Kunst und Wissenschaft 
sich weiter auszubilden und eine mit der von ihnen geforderten Berichterstat- 
tung verknüpfte angemessene Anregung derselben hierzu. 

Unterm 11. Juni 1842 wurde angeordnet, dass die an das Mi- 
nisterium einzureichenden General - Veterinär - Sanitätsberichte fortan 
einen halbjährigen Zeitraum, und zwar das Sommer- und das Win- 
ter-Semester, umfassen sollen, während es bei Erstattung der viertel- 
jährlichen Veterinärberichte Seitens der Kreis-Thierärzte verblieb. Ge- 
genwärtig wird der Generalbericht nur jährlich, und zwar über 
den Zeitraum vom 1. April des einen bis 31. März des andern Jahres, 
erstattet. 

Circ. Verf. vom 5. Februar 1855. (v. Raumer.) 

Die Königliche Regierung will ich von der bisherigen halbjährlichen Einrei- 
chung der Veterinär-Sanitätsberichte mit der Maassgahe hierdurch entbinden, dass diese 
Berichte fortan in der vorgeschriebenen Weise nur jährlich, und zwar jedesmal im 
Monat Mai für das vorhergegangene Jahr zu erstatten sind. 

Wenn der im November v. J. fällig gewesene Bericht für das Sommer -Semester 
1864 noch nicht abgegangen sein sollte, so kann derselbe zurürkbehaiten werden; es 
ist in diesem Falle im Monat Mai d. J. der erste Jahresbericht zu erstatten. 

Circ. Verf. vom 28. April 1855. (Lehnert.) 

Dem Königlichen Polizei-Präsidium erwiedere ich auf den Bericht vom . . . ., dass 
die nach meiner Verfügung vom 5. Februar d. J. fortan jährlich zn erstattenden Vete- 
rinär -Sanitätsberichte nicht das Kalenderjahr, sondern den Zeitraum vom 1. April bis 
zum 31. März des folgenden Jahres zu umfassen haben. 

Circ. Verf. vom 6. Juli 1855. (Lehnert.) 

Unter den in dem Berichte der Königlichen Regierung vom .... angezeigten Um- 
ständen will ich den Termin zur Einreichung der ngch meiner Verfügung vom 5. Fe- 
bruar d. J. fortan alljährlich zu erstattenden Veterinär -Sanitätsberichte auf den 1. Juli 
jeden Jahres festsetzen. 

Die vierteljährlichen Veterinärberichte sind von den Kreis -Thier- 
ärzten den Kreisphysikern zur weiteren Veranlassung einzureichen. 

Minist. Verf. vom 17. August 1837. (S. 197.) 

Zu den Gerichten stehen die Kreis-Thierärzte in dem Verhältniss 
als Sachverständige und werden für alle gerichtlichen Geschäfte nach 
den bestehenden Taxen honorirt. 

,i •»!/ ,i 7 

•fl •:■;■••: • Cr. t. i .1 . ... . .... ,1 

■ ■ 1-fil . I : : U • ;i • : «. 
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4. Die Amtseinkünfle. 

Das Gehalt der Kreis -Tbierärzte beträgt grundsätzlich 100 Thlr. 
jährlich (vergl. Allerh. Ordre vom 13. Juni 1817, S. 182); jedoch sind, 
wie oben bemerkt worden, auch Stellen für nur einen landräthlichen 
Kreis mit 50 Thlrn. dotirt. Die Erhöhung dieses Gehalts auf 100 Thlr. 
erfolgt ällmählig. 

Das Gehalt wird in monatlichen Raten praenumerando gezahlt und 
ist nicht pensionsberechtigt. Den Kreis -Thierärzten ist der Beitritt 
zur allgemeinen Wittwen- Verpflegungsanstalt nicht gestattet und folge- 
weise die Einholung des Ileiraths-Consensea erlassen. 

In Beziehung auf ständische Gehaltszulagen an Kreis - Thierärzte 
erging die 

Circ. Verf. der Minist der geistlichen etc. Angelegenheiten und 

des Innern vom 10. Juli 1847. (Eichhorn. Manteuffcl) 

Die Verordnung über die Befugnisse der Kreisatändc im Königreich Preossen, Aus- 
g*ben su besrhliessrn und die Kreis-Eingesessenen dadurch sn verpflichten, vom 22. Juni 
1S42 bestimmt im §. 4., in Oebereinstimmung mit dem $. 4. der denselben tiegenstand 
betreffenden Verordnungen vom 25. März 1841 für die Provinzen Brandenburg, Pom- 
mern, Posen, Sachsen und Westphaien, vom 7. Januar 1842 für Schleaien und vom 
9. April 1846 für die Rheinprovins, 

dass Zulagen für das Kreis -Beamtenpersonal und Zuschüsse au den Büreau- 
kosten des Landraths von den Kreisständen überall nicht bewilligt werden 
können. 

Diese Bestimmung findet den Worten nach iwftr auch auf die Kreis- Medici- 
aal -Beamten Anwendung. 

Nach Ausweis der Materialien jener Verordnungen ist jedoch die Absicht bei Erlass 
der gedachten Bestimmung unzweifelhaft nur dahin gegangen, zu verhindern, dass die 
Landräthe nnd Kreis-Secretaire, welche rin auskömmliches Gehalt erhalten, sich von 
den Kreissländen Zulagen bewilligen lassen, weil dieselben dadurch in ein abhängiges 
Verbältniss und in eine ihrer amtlichen Autorität und Wirksamkeit nachtheilige Stellung 
zu den Kreissländen gerathen wie den. 

Die Gründe finden auf die Krei>-M e dicin a I- Beamten keine Anwendung. Diesel- 
ben beziehen kein auskömmliches, vielmehr nur ein so geringes Gehalt, dass sie Behufs 
ihrer Subsistenz hauptsächlich auf die äritlirhe Präzis angewiesen sind. Ausserdem 
stehen sie zu den Kreissländen auch überhaupt nicht in einem solchen Amtsverhältaiss, 
dass irgendwie eine Inconvenienz in Beziehung auf ihre amtliche Autorität zu besorgen 
ist, wenn ihnen von den Kreissländen, um sieh ihres Verbleibens im Kreise zu ver- 
sichern, noch eine Zulage zu dem Gehalte, welches sie aus Staatsfonds beziehen, aus 
KrcismiUrln gewährt wird. 

Mit Rücksicht hierauf und da es in einzelnen Fällen selbst im Interesse der Medi- 
cinal-Vcrwallung wünschenswcrlh erscheinen kann, dass den Kreisphysikern, Kreischi- 
rurgen und Kreisthierärzten, um sie an den Kreis zu fesseln, resp. um sie zur Nieder- 
lassung in demselben zu ermuntern, Zulagen aus Kreis -Oommunalfonds bewilligt wer- 
den, habrn Se. Majestät der König auf unsern Antrag mi'telst Allerh. Ordre vom 8. Mai 
d. J. anzuerkennen geruhet, dass zu dem Kreisbeamten-Peraonal, für welches nach §. 4. 
der Eingangs gedachten Verordnungen Zulagen von den Kreisständen nicht bewilligt 
werden dürfen, die Kreis-Medicinal-Beamten nicht zu rechnen sind. Dabei haben Se. 
Königliche Majestät jedoch bestimmt, dass in den Fällen, in welchen die Königlichen 
Regierungen zur Bestätigung eines auf Bewilligung von Gehaltszulagen für Kreis-Medi- 
einal-Beamte gerichteten kreisständischen Beschlusses nich Maassgahc des $. 5. a. a. O. 
befugt sind, diese Bestätigung erst nach vorheriger Einholung unserer Genehmigung er- 
theilt werden darf. 

Wir veranlassen die Königliche Regierung, in vorkommenden Fällen hiernach zu 
verfahren. ii .< . . . 
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Pensionirte Kurschmiede behalten im Fall der Anstellung als Kreis- 
Thierärzte einen Theil oder die ganze Miiitairpension. 

Circ. Verf. der Minist, des Innern und der Finanzen vom 26. Ja* 
nuar 1827. (v. Schuckmaun. v. Motz.) 

Des Königs Majestät hat in Betreff der Wiedercinziehung oder Belastung von Pen- 
sionen and Wartegelder solcher mit Versorgungs-Ansprüchen versehenen Militairpersonen 
und Beamten, welche wieder angestellt oder beschäftigt werden, mittelst Allerh. Cabi- 
nets- Ordre vom 4. October v. J. die Anwendung folgender Grundsätze zu genehmigen 
geruht: 

A. Für Officiere und Militairbeamte: 

1) die Pension wird nach §. 14. des Militair-Pensions-Reglements vom 13. Juni 
1825 eingezogen, wenn der Pensionair wieder angellt wird. 

Es ist dabei gleich, ob die Anstellung im Staa's- oder Communal- 
dienste erfolgt, oder ob sie definitiv, interimistisch, versuchsweise oder 
auf Kündigung geschieht. Erreicht das Einkommen aus der Stelle jedoch 
den Betrag der Pension nicht, oder ist die Stelle so gering dotirt, dass 
dasselbe, nach Abzug des darunter etwa mitbegriffenen Betrages zu Aus- 
gaben für Dienstbedürfnisse, sich auf nicht mehr als 250 Thaler beläuft, 
so kann, besonders wenn mit der Anstellung nicht eine nahe Aussicht auf 
Verbesserung verbunden ist, nach Maassgabe der Umstünde die Belassung 
eines Theils der Pension, oder auch der ganzen Pension von der Gnade 
Sr. Majestät des Königs erbeten werden. 

Der Königlichen Regierung werden vorstehende Bestimmungen zur Nachricht und 
Achtung hierdurch bekannt gemacht, um in vorkommenden Fällen mit Rücksicht darauf 
Ihre Anträge bei den Ministerien zu machen. 

Für das Oehalt sind die Kreis - Thierärzte nach dem auf die 
Bestimmung der Allerh. Ordre vom 14. April 1832 sich stützenden 
Schreiben des Ministers der Medicinal-Angelegenheiten an den Minister 
des Innern vom 19. Juni 1844 (S. 192) verpflichtet, die Geschäfte in 
veterinär - polizeilichen Angelegenheiten unentgeltlich zu verrichten. 
Machen diese Geschäfte Reisen nothwendig, so stehen den Kreis-Thier- 
ärzten Diäten und Reisekosten zu, welche nach Maassgabe der Allerh. 
Ordre vom 10. Juni 1848 und der sich daran anschliessenden Ministe- 
rial-Verfiigung (S. 161) zu liquidiren sind. 

Für Geschäfte am Wohnorte, welche nicht als Official- Arbeiten 
anzusehen sind, passiren entweder die in der Taxe vom 21. Juni 1815 
(Abschnitt VI.) ausgeworfenen Gebühren (S. 159) oder diejenigen, 
welche durch besondere Verfügungen für einzelne Geschäfte festge- 
setzt sind. 

Zu diesen letzteren gehören z. B. die Gebühren für die den Kreis- 
Thierärzten übertragene Prüfung der Abdecker und Viehcastrirer ä 
1 Thlr. (Verf. vom 28. Februar 1847 S. 175). 

Die Gebühren bei den Hengst- und Zuchtstier-Körungen (S. 197). 

Die Gebühren für die Untersuchung der für das Heer im Fall 
einer Mobilmachung zu gestellenden Pferde (Verf. vom 15. September 
1856, S. 167). 

Für die Gebühren, Diäten und Reisekosten der Kreis -Thierärzte 
in veterinär- gerichtlichen Geschäften kommen die Bestimmungen des 
Abschnitts VI. der Taxe vom 21. Juni 1815 und der Declarationen 
dazu, so wie die Verfügungen vom 11. März 1853 S. 165, und 9. Oc- 
tober 1854, S. 167, analog zur Anwendung. 

In der curativen Praxis hat der Kreis-Thierarzt, wie jeder andere 
approbirte Thierarzt zu liquidiren. , 

Ueber die Form der Liquidation vergleiche S. 166. 
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Die aus den Gebühren, Diäten und Reisekosten sich bildenden 
Emolumente der Kreis-Medieinalstellen haben nur den Charakter einer 
Entschädigung für die durch den Aufenthalt ausser dem Hause ent- 
stehenden Auslagen. Es knüpft sich an das Amt nur die Berechti- 
gung, diese Emolumente nach den für die besondere Kategorie der 
Beamten bestehenden Sätzen zu beziehen, keinesweges aber die Be- 
rechtigung, dass der Umfang der bestehenden Dienstverrichtungen 
unverändert beibehalten werden muss. 

Beschluss des Königl. S t aa t s-Mi u ist er ium s vom 20. Juni 1849. 

In Stehen der Reclamation des Kreis -Thiertrtlet N. in Pf., wegen enliogener 
Dienst- Emolumente betreffend, hat das Königliche Staats -Ministerium, nach Anhörung 
der Vortrage der ernannten Referenten und in Erwägung, 

dass der If., ungeachtet der aus veterinair-poliaeilichen Gründen erfolgten Ab- 
zweigung des Kreises N., von dem ihm bei seiner Anstellung überwiesenen 
kreisthierärztlichen Bezirke und der daraus entstandenen Verminderung seiner 
Amtsgeschüfle in dem Genuss des ihm durch die Bestallung vom 11. Septem- 
ber 1831 zugesicherten Gehalts ungeschmälert belassen worden ist, dass seine 
Reclamation nur die durch die Verminderung der Dienstreisen sich vermin- 
dernden Diäten und Fuhrkosten betrifft, diese aber lediglich eine Entschädi- 
gung für die Kosten der Heise und für die durch den Aufenthalt ausser dem 
Hause entstehenden Auslagen, nicht aber eine besondere Diensteinnahme tu 
gewähren bestimmt sind, dass der Implorant daher eine Einbusse an seinem 
beslallungsmässigen Einkommen nicht erlitten bat und der von ihm allegirte 
Artikel 96. der Verfassungs-Urkunde jeder Anwendung auf den vorliegenden 
Fall entbehrt, 
beschlossen, 

dass die Reclamation des Kreisthierarites N. tu If. wegen entzogener Dienst- 
Emolumente als unbegründet, wie hierdurch geschieht, zurückzuweiten. 

Den Weg zur Beschwerde über entzogene Emolumente bezeich- 
net die Allerb. Ordre vom 7. Juli 1830. 

Dieselbe lautet: 

Damit die Bedenken erledigt werden, welche seit einiger Zeit über die Frage: ob 
und in welchen Fällen ein Staatsbeamter wegen ihm vermeintlich en’zogener Dienst- 
einkünfte seinen Anspruch im gerichtlichen Wege verfolgen könne, bei den Behörden 
entstanden sind, ertheile Ich zur Kenntnissnahme der Beamten und zur Befolgung der 
gerichtlichen und verwaltenden Behörden nachstehende Vorschriften: 

Wenn ein Civilbeamter meint, dass ihm an seinen Diensteinkünflen, es sei am etata- 
mässieen Gehalte oder an zugesicherten Emolumenten und Gebühren, unrechtmässig 
etwas entzogen, oder dass ihm an Diäten und Auslagen, die er in einer Aintsverrich- 
tung liquidirt hat, ein unbegründeter Abzug gemicht wejde, so hat er im ressortmässi- 
gen Wege der Beschwerde zuvörderst die Remedur des Vorgesetzten Ministeriums nach- 
zusuchen. Bestätigt dasselbe die Festsetzung der untern Behörde oder ist die Verfügung 
von dem Ministerium oder einer andern höhern Verwaltung selbst ausgegangen, so bleibt 
dem Beamten überlassen, seinen Anspruch Meiner unmittelbaren Bestimmung zu unter- 
werfen oder bei der betreffenden höhern Behörde anzutragen, dass seine Beschwerde 
durch das Staats-Ministerium untersuch! und entschieden werde, in welchem Falle, und 
wenn leb Selbst die an Mich gerichtete Beschwerde dem Staats -Ministerium zuzuferti- 
gen Mich veranlasst sehe, das Verfahren nach der Analogie desjenigen, welches Ich für 
die unfreiwilligen Pensionirungcn vorgeschrieben habe, dahin stattfinden soll, dass das 
Staats-Ministerium die der Reclamation zum Grunde liegenden factischen und rechtlichen 
Verhältnisse auf dem nach den obwaltenden Umständen jedes einzelnen Falles ange- 
messensten Wege vollständig ermittelt, von dem Anerkenntnisse der Thatsachen abseiten 
sowohl der Behörde, als des Beamten sich Tergewissert, demnächst der Prülhng der 
Beschwerde mit Beobachtung der durch Meine Ordre vom 21. Februar 1823 N. 6. fest- 
gesetzten Formen sich unterzieht und den Anspruch des Beamten durch den abzufasaen- 
den, nebst den Entscheidungsgründen ihm mitzutheilenden Beschluss in jedem Falle 
definitiv erledigt. Diesen Bestimmungen gemäss sind die sämmtlichen Behörden zu in- 
struiren und insbesondere die Gerichte anzuweisen, dass zie eine Klage, die wegen 
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Verkürzung von Diensteinkünften oder ermässigter Diäten- und Auslage- Liquida' ionon 
vor ihnen angestellt worden, sofort zurück und den klagenden Beamten in den Weg 
verweisen, den Ich hierdurch vorgezeichnet habe. 

Dagegen steht den Kreis-Thierärzten in Beziehung auf Gehalt und 
Diensteinkommen das Privilegium der Staatsbeamten zu. 

Mirtisterial-Schreiben vom 14. Januar 1836. 

Ew. Excellenz ermangele ich nicht, auf das sehr geehrte Anschreiben vom 21. De- 
cember v. J., betreffend die Beschwerde des Kreisphysicus Dr. N. zu N. über die Behufs 
der Deckung eines zur Salarienkasse des Ober-Landesgerichts zu N. von ihm verschul- 
deten Kostenbetrags von 106 Thalern erfolgte theilweise Beschlagnahme seines Physi- 
catsgehalls von 200 Thalern, ganz ergebenst zu erwiedern, wie ich mich mit der von 
Hochdenenselben geäusserten Ansicht sowohl hinsichtlich der Nichtanwendbarkeit des 
§. 160. des Anhanges zur Gerichts -Ordnung auf die Honorarien- Einnahme der Aerzte 
aus ihrer Praxis, als des andererseits unbedenklichen Eintretens jener Gesetzesbestim- 
mung bei den Gehältern der Physiker und anderer Medicinalbeamten nur vollkommen 
einverstanden erklären kann. Indem Ew. Excellenz ich daher die Verfügung in diesem 
Sinne ganz ergebenst anheimstelle, ersuche Hochdieselben ich zugleich um geneigte Mit- 
theilung derselben, damit ich davon die Regierung zu N. zu ihrer Nachachtung für künf- 
tige Fälle in Kenntniss setzen kann. 



5 Die Dienstentlassung. 

Die Dienstentlassung kann freiwillig oder unfreiwillig erfolgen. 

Jnt ersten Fall ist die Entlassung bei dem Minister der Mediei- 
nal- etc. Angelegenheiten nachzusuchen. 

Allgemeines Laudrecht Tkl. II. Tit. 10. 

§. 94. Bei derjenigen Intanz, von welcher die Besetzung eines Amts abh&ngt, 
muss auch die Entlassung davon nachgesucht werden. 

§. 95. Die Entlassung soll nur alsdann, wenn daraus ein erheblicher Nachtheil für 
das gemeine Beste zu besorgen ist, versagt werden. 

§. 96. Einem Beamten, dem aus diesem Grunde die Entlassung versagt wird, steht 
dagegen die Berufung Buf die unmittelbare landesherrliche Entscheidung offen. 

§. 97. In keinem Falle aber darf der ahgehende Beamte seinen Posten eher ver- 
lassen, als bis wegen Wiederbesetzung oder einstweiliger Verwaltung desselben Verfü- 
gung getroffen ist. 

Die unfreiwillige Entfernung aus dem Dienst besteht nach §. 16. 
des Gesetzes vom 21.. Juli 1852, betreffend die Dienstvergehen der 
nichtrichterlieben Beamten u. 8. w,, (G. S. S. 465), entweder: 

1) in Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch 
mit Verminderung des Diensteinkommens und Verlust des An- 
spruches auf Umzugskosten, oder mit einem von beiden Naeh- 
theilen, oder 

<2) in Dienstentlassung. .. „ i: 

Der Entfernung aus dem Amt muss nach §. 22. I. c. ein förm- 
liches Disciplinarverfahren vorhergehen. Dasselbe besteht in der von 
einem Comunissarius zu führenden schriftlichen Voruntersuchung oder 
in einer mündlichen Verhandlung. Die Einleitung der Disciplinar- 
Untersuchung wird von dem Minister der Medieinal - Angelegenhei- 
ten verfügt und Vp n demselben der Untersuchungs - Commissar er- 
nannt. Die entscheidende Behörde erster Instanz ist der Disciplinar- 
hof zu Berlin. Gegen die Entscheidung steht die, Berufung an das 
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Staats-Ministerium offen. Die Frist zu dieser Anmeldung ist eine vier- 
wöehentliche von dem Tage ab, an welchem dem Angeklagten die Ent- 
scheidung mit Gründen publicirt oder eine mit Gründen versehene 
Ausfertigung des Urtheils zugestellt wird. Zur schriftlichen Rechtfer- 
tigung der Berufung ist eine vom Ablauf der Berufungsfrist ah zu be- 
rechnende vierzehntägige Frist gestattet, welche auf Antrag auch ver- 
längert werden kann. 

Das Staats -Ministerium beschliosst auf Vortrag zweier von dem 
Vorsitzenden zu ernennenden Referenten, von denen einer dem Justiz- 
Ministerium angehören muss. 

D ie vorläufige Dienstenthebung (Aintssuspension) tritt nach §. 48. 
I. c. krall des Gesetzes ein: 

1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Verhaltung des 
Beamten beschlossen oder gegen ihn ein noch nicht rechts- 
kräftig gewordenes Urtheil erlassen ist, welches auf den V er- 
löst des Amtes lautet, oder diesen kraft des Gesetzes nach 
sich zieht; 

2) wenn im Disciplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige 
Entscheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 

Der Vorgesetzte Minister kann die Suspension , sobald gegen dea 
Kreis-Thierarzt ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, oder die Ein- 
leitung einer Disciplinar- Untersuchung verfügt wird, oder auch im 
Laufe des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung verfügen. 

Der suspendirte Beamte behält nach §. 51. 1. c. während der Sus- 
pension die Hälfte seines Diensteinkonnnens. Wird der Beamte frei- 
gesprochen, so muss ihm der innebehaltene Theil des Diensteinkommens 
vollständig nachgezahlt werden. Wird er nur mit einer Ordnungsstrafe 
belegt, so ist ihm das Gehalt so weit nachzuzahlen, als es nicht zur 
Deckung der Untcrsuchungs- etc. Kosten erforderlich ist. 

Wenn Gefahr im Verzüge ist, kann dem Kreis-Thierarzt auch von 
der Vorgesetzten Provinzial - Behörde die Ausübung der Amtsverrich- 
tungen vorläufig untersagt werden; es ist aber alsdann sofort an den 
Minister der Medicinal-Angelegenheiten zu berichten. 

Im Interesse des Dienstes kann ein Kreis -Thierarzt ohne vorange- 
gangeues Disciplinarverfahren in eine andere Kreis-Thierarztstelle, mit 
Vergütung der reglementsmässigen Umzugskosten, versetzt werden. 

Kreis-Thierärzte, welche durch Blindheit, Taubheit oder ein sonsti- 
ges körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche der körperlichen oder 
geistigen Kräfte zu der Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig 
sind, können, da sie nicht pensionsberechtigt sind, wider ihren Willen 
und ohne Pension nur unter Beobachtung der für die Disciplinar-Un- 
tersuchung vorgeschriebenen Formen entlassen werden, es sei denn, 
dass ihnen ausnahmsweise eine Pension nach den Batzen des für die 
übrigen unmittelbaren Staatsdiener geltenden Pensions-Reglements be- 
willigt würde. In diesem Falle findet dasselbe Verfahren statt, wie 
bei der unfreiwilligen Pensiouirung anderer Staatsbeamten (vgl. §§. 88. 
bis 93. Gesetz vom 21. Juli 1852). 

Die reglementsmässigen Umzugskosten bei Versetzungen werden 
nach dem Allerh. Erlass vom 26. März 1855 (G. S. S. 190) vergütigt, 
wenn die Versetzung nicht auf den Antrag des Beamten erfolgt ist. 
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An Vergütung wird gewährt, nach den Sätzen für die Beamten 
der achten Rangklasse, zu denen die Kreis - Thierärzte gehören: auf 
allgemeine Kosten mit 50 Thlrn., auf Transportkosten für je 5 Meilen 
mit 6 Thlrn. Die Entfernung wird nach dem kürzesten Wege be- 
rechnet und die bei der Theilung durch 5 übrig bleibende Strerke für 
voll angenommen. 

Ausser dieser Vergütung erhalten die Kreis -Thierärzte für ihre 
Person die reglementsmässigen Diäten und Fuhrkostcn. Haben die 
Beamten keine Umzugsvergütung zu fordern, so können die Verhei- 
ratheten die Reisekosten nach §. 2. des Allerh. Erlasses vom 10. Juni 
1848, d. li. nach den Sätzen auf dem Landwege berechnen. 

Nach dem Tode eines Kreis-Thierarztes haben die Hinterbliebenen 
nach der Allerh. Ordre vom 27. April 1816 (G. S. S. 134) Anrecht, 
ausser auf die Besoldung für den Sterbe- für den nächsten (Gnaden-) 
Monat. Auch darf ein zwei- oder dreimonatliches Gnadengehalt ge- 
zahlt werden, wenn die Uebertragung der Stelle des Verstorbenen ohne 
besonderen Kostenaufwand für die Staatskassen erfolgen kann. 

Der hinterbliebenen Wittwe und den Kindern im Dienst verstor- 
bener Kreis -Thierärzte werden ausnahmsweise Pensionen und Unter- 
stützungen aus Staatsmitteln im Wege der Königlichen Gnade bewil- 
ligt. Dem Ministerium steht dazu für den ganzen Umfang des Staats 
nur der Betrag von 5000 Thlrn. zu Gebot, aus dem Wittwen Pensio- 
nen bis zu 25 Thlrn. jährlich und Erziehungsgelder von 1 Thlrn. mo- 
natlich für Söhne bis zum 17. Jahre, für Töchter bis zum 15. Jahre 
gewährt werden. 

An den Wohlthaten dieses Fonds nehmen auch die Wittwen ver- 
storbener Kreisphysiker und Kreis-Wundärzte Theil. 



IX. Der Departements - Thierarzt. 

Durch die S. 182 mitgetheilte Allerh. Ordre vom 13. Juni 1817 
wurde bestimmt, dass in jedem Regierungs -Bezirk ein Thierarzt mit 
einem angemessenen Gehalt angestellt werden soll. Erst allmählig 
konnte die Ausführung dieser Bestimmung erfolgen, da es schwierig 
war, in diesem Fach tüchtige Individuen von anerkannter wissenschaft- 
licher Bildung und practischer Geschicklichkeit zu erlangen. Gegen- 
wärtig ist in jedem Regierungs-Bezirk ein Departements-Thierarzt, wel- 
cher ungleich für einen, mitunter für zwei Kreise als Kreis -Thierarzt 
fungirt, angestellt. Auf welche Weise die Befähigung zur Anstellung 
als Departements -Thierarzt zu erlangen ist, bestimmt die Circ. Verf. 
vom 7. Februar 1855 (S. 145). 

Die Departements-Thierärzte als solche sind in Veterinär- Angele- 
genheiten die technischen Rathgeber der Regierungen. 

Auch liegt ihnen ob, die Quartal -Veterinärberichte der Kreis- 
Thierärzte, in einem Generalberichte kritisch zu beleuchten. 
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Nach dem Reglement vom 25. Mai 1839 (S. 10) stehen die De- 
partements -Thier ärzte in dem Rang der Kreispbysiker, doch gebührt 
in Collisionsfallen den letzteren der Vorrang. 

Nur in Geschäften, die den Departements-Thierärzten Seitens der 
Königlichen Regierungen als solchen übertragen werden, können sie 
Diäten, Reisekosten und Gebühren nach den Sätzen für den Kreisphy- 
sicus liquidiren, in allen andern dienstlichen und ausserdienstlichen Ge- 
schäften beziehen sie nur die Gebühren etc. eines Kreis-Thierarztes. 

Hierüber so wie über das Verhältniss der Departements -Thier- 
ärzte im Allgemeinen sind nachfolgende Bestimmungen ergangen: 

Verf. der Minist, der gcistl. etc. Angel., der Finanzen und des 
Innern vom 29. December 1831. (v. Allrustein. v. Maassen. 

, v. Brenn.) 

Da die Departements-Thierärxle liinaichts des Dienstverhältnisses und Hanges mit 
den Kreisphysikern gleichzustellen sind, so erachten es die nnterieichnelen Minister mit 
Rücksicht auf §. 3. des Diätenrcglemcnts vom 28. Juni 1828 auch für unbedenklich, 
ihnen die Befugnis* zuztigestehen, nach denselben Sätzen, wie die Kreisphysiker, Diäten 
und Fuhrkosten zu liquidiren, jedoch mit der Maassgabe, dass «ich diese Thierärzte nickt 
ohne ausdrücklichen Auftrag der Vorgesetzten Königlichen Regierung auf Reisen bege- 
ben, für welche sie die Diäten aus Staatskassen belieben wollen. Die Königliche Re- 
gierung wird daher auf Ihre Anfrage vom .... autorisirt, demgemäss bei Anweisung 
der Diäten und Fuhrkosten des dortigen Departements-Thierarstes xu verfahren. 

Vcrf. derselben Minister vom 28. April 1832. 

Der Königlichen Regierung wird hierneben die mittelst Berichts vom .... vorge- 
legte Eingabe des Departements -Thierarztes N. sanimt Beilagen mit dem Eröffnen xu- 
rückgcsandt, dass bei Anweisung der Diäten und Fuhrkosten des N. immer au unter- 
scheiden ist zwischen den Reisen und Geschäften , welche derselbe in der Eigenschaft 
als Departements- Thierarzt, und denen, die er als Kreisthierarzt verrichtet hat. Für 
erslere steht ihm der gemeinschaftlichen Verfügung vom 29. December pr. gemäss zu, 
nach denselben Sätzen wie die Kreisphysiker zu liquidiren, wogegen ihm für die in 
seiner Eigenschaft als Kreisthierarzt des N.'schen Kreises zu verrichtende Geschäfte, 
da die Diäten- und Fuhrkosten der Kreisthierärzte durch ein Gesetz festgeztellt sind, 
eine höhere Entschädigung als diese nicht bewilligt werden kann. Da die Veranlas- 
sung zu den Reisen, welche der N. in seiner letztgedachten Eigenschaft macht, nach 
der Bemerkung der Königlichen Regierung in Ihrem vorliegenden Bericht in der Regel 
von den Landräthen ausgeht, so wird in solchen Fällen auch kein Zweifel darüber ob- 
walten können, in welche Kategorie die Geschäfte gehören, zumal die Reisen des N. 
als Departements -Thierarzt nur im ausdrücklichen Aufträge der Königlichen Regierung 
geschehen sollen, was allerdings der Sinn der am Schlüsse ries vorliegenden Berichts 
erwähnten Weisung in der Verfügung vom 29. December pr. ist. 

Der Königlichen Regierung wird überlassen, den N., dessen Verlangen hiernnch 
weder für die Zukunft, noch für die Vergangenheit begründet ist, demgemäss zu be- 
scheiden. 

Minist. Verf. an den Departements-ThierarztN. vom 5. Juli 1855. 

(Lehn ert.) 

Anstalt Bescheides auf die Anfrage vom .... wegen der von Ihnen als Sachver- 
ständiger in Processen zu liquidirenden Gebühren kann ich Sie nur auf die bestehenden 
Bestimmungen verwaisen. Glauben Sie hiernach eiae ausreichende Entschädigung für 
die von Ihnen verlangten Superarbitria nicht liquidiren zu können, so bleibt Ihnen über- 
lassen, die Abgabe von Superarbitria abzulchnen und die betreffenden Gerichte an die 
Königliche Thierarzneischul -Direction zu verweisen, welche nach §. 6. des Regulativs 
vom 24. Juni 1836 (G. S. S. 249) und der Allerh. Ordre vom 10. December 1847 
(G. S. von 1848 S. 19) zur Abgabe von Superarbitriis verpflichtet ist. 

Zu einer Declaration der Taxe vom 21. Juni 1 8 IS in Betreff solcher Gutachten, 
welche auf Grund einer Untersuchung am lebenden Thier abgegeben werden, finde ich 
mich nicht veranlasst. 
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Minist. Verf. vom 20. September 1856. (Lehnert.) 

Auf die Eingabe vom 18. d. M. eröffne ich Ew. etc., dass nach Analogie der Ver- 
fügung vom 12. Juni 1851, betreffend die Diätensätze bei Reisen der Medicinalheamten, 
den Departements-Thierärzten in ihrer Eigenschaft als solche und ausserhalb des ihnen 
zur speriellen Verwaltung überwiesenen kreisthierärztlichen Bezirks für Abwartung eines 
gerichtlichen Termins in Gemässheit des Tit. V. der Mcdicinaltaxe vom 21. Juni 1815 
gleich den Kreisphysikern 2 Thaler, dem Kreisthierarzte aber gleich dem Kreischirur- 
gus 1 Thaler an Gebühren zu gewähren sind. Hieraus folgt, dass dem Departements- 
Thierarzte innerhalb desjenigen Kreises, in welchem er als Kreisthierarzt fungirt, gleich 
den übrigen Kreisthierärzten für Abwartung eines gerichtlichen Termins an Gebühren 
nur 1 Thaler zugestanden werden kann. 

Minist. Verf. vom 5. October 1857. (Lehnert.) 

Auf die Vorstellung vom 16. v. M. wird Ihnen unter Rücksendung der Anlagen er- 
öffnel, dass Sie den Sinn der Verfügung vom 20. September v. J. nicht richtig aufge- 
fasst haben, wenn Sie daraus entnehmen, dass der Departements-Thierarzt für Abwar- 
tung eines gerichtlichen Termins ausserhalb seines kreisthierärztlichen Bezirks in allen 
Fällen auf den höheren Gebührensatz von 2 Thalern Anspruch habe. 

Die allegirte Verfügung bezieht sich, unter Hinweisung auf die Circular-Verfügung 
vom 12. Juni 1851, ausdrücklich nur auf die Diätensätze bei Reisen der Departements- 
Thierärzte in ihrer Eigenschaft als solche. In dieser Qualität fungiren dieselben aber 
nur dann, wenn sie im speciellen Aufträge derjenigen Königlichen Regierung, welcher 
sie beigeordnet sind, veterinär- polizeiliche oder practische thierärztliche Geschäfte zu 
verrichten haben. Sollten sich mithin Gerichtsbehörden veranlasst finden, in besonderen 
Fällen durch Vermittelung der Königlichen Regierung vorzugsweise von dem Departe- 
ments-Thierarzt Auskunft über thierärztliche Geschäfte zu erfordern, so würden diese, 
in Folge des an ihn von seiner zunächst Vorgesetzten Behörde ergehenden Auftrags, 
als speciell in den Bereich seiner Wirksamkeit als Departeinents-Thierarzt gehörig an- 
zunehmen und demgemäss zu honoriren sein. Sobald dagegen der Departements-Thier- 
arzt in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen Seitens der Gerichtsbehörde oder 
der Parteien zur Abgabe von Gutachten oder Zeugenaussagen persönlich requirirt wird, 
nimmt derselbe immer nur die Stelle eines Sachverständigen ein, in welcher er in einer 
Kategorie mit dem Kreisfhierarzte steht. 

Hiernach haben Sie in Zukunft bei Ihren betreffenden Liquidationen in gerichtlichen 
Angelegenheiten den Ihnen von dem Herrn Justizminister und von dem Königlichen Ap- 
pellationsgericht ertheiiten Bescheiden gemäss zu verfahren. 

Zum Erlass amierweiter Bestimmungen über die Terminsgebühren der Departe- 
ments-Thierärzte liegt keine Veranlassung vor. 

Das Gehalt der Departements-Thierärzte ist auf 300 Thlr. festge- 
stellt. Dieselben sind nicht pensionsberechtigt. 

Allevh. Ordre vom 16. Juni 1831 au den Minister der geistliche u 
etc. Angelegenheiten. - 

Zugleich ertheilte Ich Ihnen die Autorisation, künftig dergleichen Departements- 
Thierärzte mit 300 Thalern Gehalt, als dem bisherigen Normalsalze, so wie das Be- 
dürfnis* und die Möglichkeit seiner Befriedigung eintritt, anzustellen und das Gehalt zu 
den betreffenden Etats zu bringen. 

Minist. Verf. vom 21. Octobcr 1840. (v. Ladenberg.) 

Auf die Anfrage in dem Berichte vom . . . ., wegen der Beiträge des Departe- 
ments- Thierarztes N. zum Pensionsfonds, wird der Königlichen Regierung hierdurch 
eröffnet, dass die Departementa-Thierärzte in derselben Kategorie, wie die Kreisphysi- 
ker stehen, demnach gleich diesen von den Ansprüchen an den Pensiensfonds ausge- 
schlossen sihd und daher auch keine Beiträge zu demselben zu zahlen haben. 

Das Amtsblatt muss den Departements -Thierärzten unentgeltlich 
verabfolgt werden. 

Minist. Verf. vom 31. August 1854. (Lehnert.) 

Aus Anlass des Berichts vom l. . .. . hat der Herr Minister des Innern auf meinen 
Antrag verfügt, dass fortan den Departements-Thierärztcn ein Exemplar des Amtsblatts 
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vom laufenden Jahre ah unter der Bedingung unentgeltlich verabreicht werde, dasselbe 
als Inventarienstüek ihren Amtsnachfolgern tu übergeben. Ich beauftrage die König- 
liche Regierung, dies dem dortigen Deparlrments-Thierarate zu eröffnen und die rich- 
tige Ueberliefcrung der Amtsblätter eintrelenden Falls controliren tu lassen. 



X. Der Veterinär -Assessor. 

Unter den Mitgliedern der Medioinal - Collegien soll nach §. 3. 
der Dienst- Anweisung vom ‘23. October 1817 jedesmal ein Thierarzt 
sich befinden. Dieser nimmt die Veterinär- Assessorenstelle ein. 

Die Bestallung als solcher erfolgt durch den Minister der Medici- 
nal - Angelegenheiten , und die Veterinär- Assessoren sind in der Regel 
zugleich Departements - Thierärzte für den betreffenden Regierungs- 
Bezirk. 

Die Geschäftsführung regelt sich nach der oben genannten Dienst- 
Anweisung. Es steht denselben nur bei den von ihnen speciell bear- 
beiteten Sachen ein volles Stimmrecht zu. 

Das Gehalt der Veterinär- Assessoren beträgt in der Regel jähr- 
lich 100 Thlr. Pensionsberechtigung steht ihnen nicht zu; Gebühren, 
Diäten und Reisekosten haben sie wie die Physiker zu berechnen. 



Zu den Veterinärbeamten im weiteren Sinne können noch gerech- 
net werden: die Professoren und Lehrer der Königlichen Thierarznei- 
schule, über welche das Nöthige S. 6 und 116 ff', gesagt ist. 



Horn. 
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III. Sanitätspolizeiliche Bestimmungen in Bezug anf 
das Yeterinair- Wesen. 

a. Krankheiten der Thiere, die auf Menschen übertragbar 

\ sind. 

Specielle Verordnungen und Declarationen sind! ergangen in Be- 
ziehung auf 

1 . Tollwuth. 

(Seite 17.) 

Verf. d. Minister des Innern, ( Handel etc. u. d. geistl. etc. Angel, 
vom 2. Juni 1859 (Flottwell. v. d. Heydt, v. Bethmann- 
Hollweg). 

Auf die Beschwerde vom . . . eröffnen wir Ihnen, da.« die Verfügung der König- 
lichen Regierung zu N. vom 4. November v. 1. gerechtfertigt ist , da Sie sowohl nach 
Ihrem Privilegium als anrh nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften verpflichtet 
sind, diejenigen polizeilichen Anordnungen zu befolgen, welche in Bezug auf ansteckende 
Krankheiten unter den Thieren erlassen werden müssen. Hierzu gehören alle Maass- 
regeln, welche den Ausbruch solcher Seuchen zu verhüten geeignet erscheinen, mithin 
die Anordnungen, welche die Königliche Aegierung zu N. in Betreff der Hunde im Ein- 
klang mit den Grundsätzen des Allerhöchst genehmigten Regulativs vom S. August 1835 
und der ministeriellen Anweisung vom 4. März 1819 unterm 9. Februar 1856 getroffen 
hat. Ihre Beschwerde ist daher unbegründet und, wie hiermit geschieht, abzuweisen. 

2. Milzbrand. 

(Seite 94.) 

Die für den Milzbrand bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
sind auch auf die Blutseuchc der Schaafe anzuwenden. 

M.-Verf. vom 26. Februar 1862 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . ., die Anwendbarkeit der für den Milzbrand bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen auf die Blutseuche der Schaafe betreffend, lasse ich der 
Königlichen Regierung das hierüber von dem Lehrer-Collegium der Königlichen Thier- 
arzneischule erforderte Gutachten vom 3. d. M. in der Anlage (A.) abschriftlich zu- 
gehen. 

Da nach den Ausführungen desselben , mit w eichen ich durchweg einverstanden 
bin, die bereits im §. 97. No. 17. der zweiten Beilage zum Regulativ vom 8. August 
1835 (Belehrungen über ansteckende Krankheiten) bervorgebobene Tbatsache, dass die 
Blutseuche der Schaafe zu einer der akutesten Formen des Milzbrandes gehöre, als un- 
zweifelhaft feslgrstellt angenommen werden muss, so sind zur vetcriuairpolizeilii hen 
Behandlung dieser Krankheit die von dem Milzbrand im Allgemeinen handelnden Be- 

1» 
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Stimmungen, §§. 109 — 118. des Regulativs vom 8. August 1835, im Wesentlichen als 
vollkommen ausreichend zu erachten. Es wird daher des Erlasses einer die Blutseuche 
der Schaafe betreffenden besonderen Verordnung Seitens der Königlichen Regierung für 
den Umfang Ihres Verwaltungs-Bezirks nicht bedürfen. Zur Beseitigung der hierüber 
obwaltenden Zweifel hat die Königliche Regierung vielmehr den Landräthen, sowie den 
Vichbesilzern die hierauf bezüglichen Bestimmungen des Regulativs von Neuem zur ge- 
nauen Beachtung in Erinnerung zu bringen und in Bezug auf die hinsichtlich der Orts- 
sperre u. s. w. beim Herrschen dieser Krankheit unter den Schaafen in dem mitgetheil- 
ten Gutachten angegebenen ModiGcationen das Erforderliche anzuordnen. 

Anlage A. 

Ew. Excellenz ermangeln wir nicht den uns mit der verehrlichen Marginal -Verfü- 
gung vom 20. December v. J. hochgeneigtest zugefertigten Bericht der Königlichen Re- 
gierung zu N. vom 30. November v. J., 

„betreffend die Anwendbarkeit der für den Milzbrand bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen auf die Blutseuche der Schaafe“ 
hierneben chrerbieligst zurückzureichen, und verfehlen wir nicht, insbesondere darüber: 
„ob die sogenannte Blutseuche der Schaafe für eine hinsichtlich ihrer Conta- 
giosität von dem Milzbrände an sich so abweichende Krankheit zu erachten 
sei, dass auf dieselbe die in den §§. 109 — 118. des Regulativs vom 8. August 
1835 zur veterinairpolizeilichen Behandlung des Milzbrandes vorgeschriebe- 
nen Maassregcln im vollen Umfange nicht Anwendung finden dürfen?“ 
unsere Ansicht in Folgendem ganz gehorsamsl auszusprechen. 

Die sogenannte Blutseuche, Blutstaupe u. s. w. der Schaafe ist wissenschaftlich und 
durch Erfahrung als eine höchst akute und als die gewöhnlichste Form des Milzbrandes 
bei den Schaafen, seil mehr als 50 Jahren anerkannt; und ebenso steht es durch zahl- 
reiche Beobachtungen und durch Impfversuche unzweifelhaft fest, dass diese Krankheit 
einen Ansteckungsstoff erzeugt, welcher im Blute und in allen Theilen des kranken 
Thieres, selbst in den Se- und Excretionen desselben enthalten ist und sich in seinen 
Wirkungen dem Contagium der übrigen Anlhraxformen gleichartig zeigt, indem durch 
unmittelbare Berührung seiner Vehikel Menschen und Tliiere inficirt werden und hier- 
bei ein dem Milzbrände analoges Leiden, am häufigsten aber die Milzbrandblatter ent- 
steht. In wie weit das Contagiuin bei der Blutseuche flüchtiger und intensiver ist als 
das bei dem Milzbrände des Rindviehes, — lässt sich nach den bis jetzt hierüber ge- 
sammelten Beobachtungen nicht sicher angeben. 

Bei der wesentlichen Uebercinstimmung der Blutseuche mit dem Milzbrände kann 
es kaum einem Zweifel unterliegen, dass, wenigstens in genere, diese Krankheit derje- 
nigen veterinairpolizeilichen Behandlung vollständig unterworfen sein muss, welche in 
den gegen den Milzbrand bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, namentlich in dem 
Regulativ vom 8. August 1835 §§ 109 — 118. vorgeschrieben ist. 

Es dürfte hierüber um so weniger ein Bedenken bestehen, als in der zu dem eben 
allegirtcn Gesetz gegebenen Belehrung über die ansteckenden Krankheiten sub No. 17. 
nach der überschriftlichen Benennung „Milzbrand“, im §. 97. neben den verschiedenen 
andern Namen für die einzelnen Formen der Anthrax-Krankheiten auch die Blutseuche, 
Blutstaupe angeführt sind, und daselbst am Schlüsse der Besclueibung des akuten Milz- 
brandes wörtlich gesagt ist: „Wegen dieses Blutausflusses aus der Nase, dem Maule 
u. s. w. wird diese Form der Krankheit bei Schaafen fast überall die Blutseuche oder 
die Blutstaupe genannt.“ 

Wenn dennoch — wie dies in dem hier vorliegenden Antragschreiben der König- 
lichen Regierung zu N. an Ew. Excellenz ausgesprochen ist und wie wir ein Gleiches 
aus den Veterinair-Bericbten der Kreis-Thierärzte mehrfältig ersehen haben — im Re- 
gierungs-Bezirk N. der Ausbruch der Blutseuche häufig nicht den Landräthen angezeigt 
wird, und wenn die Letzteren in der Regel keine Anzeige über diese Krankheit an die 
Königliche Regierung machen, so liegt dies wohl nicht am Mangel der hierüber beste- 
henden Vorschriften, sondern nur an einer mangelhaften Auffassung und Befolgung der- 
selben. Denn im §. 109. des Regulativs ist befohlen: dass, „wenn ein Thier vom 
Milzbrände befallen wird, bei Vermeidung -einer Geldstrafe von 5 Thalern oder 8tägi- 
ger Gefängnisstrafe, sogleich der Polizei - Behörde hierüber Anzeige gemacht wer- 
den soll.“ 

Es ist somit nicht angeordnet, dass die Anzeige nur über Milzbrand des Rindviehes 
geschehen soll; nach der vorausgegangenen Beschreibung der Krankheit im §. 97. geht 
vielmehr hervor, dass dies von jeder Milzbrandkrankheit bei simmtlichen Hausthieren 
und insbesondere auch hinsichtlich der Blutseuche der Schaafe gilt. 
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Ebenso müssen demnach, bei dieser Milzhrandform wie bei dem Milzbrände des 
Rindviehes, die §$. 113. und 114., betreffend das Verbot des Schlachten*, des Fleisch- 
verkaufs und des Abziehens der Haut, gleichraässig uitd allgemein zur Anwendung 
kommen. Wenn in dieser Hinsicht die Landrätbe ungleich verfahren, so liegt dies 
wieder nur in mangelhafter Auffassung und Ausführung des Gesetzes. 

Ganz so anwendbar bei der Blutseuche sind auch die folgenden Paragraphen des 
Regulativs vom 8 August, n&inlirh § 110. (die Absonderung der kranken Thiere etc.), 

— 111. (Verbot des Kurirens durch Personen, welche nicht approbirte Thierärzte sind)« 

— 112. (Beseitigung des Aderlasshlutes etc.), — 114. (Vergraben der Cadaver und 
Sectionen', — 115. (Reinigung der Stille und Desinfection), — 116 (Abhaltung der 
Schweine, des Federviehes u. dgl. von den Cadavern), — 117. und 118. (Vorschriften 
bei stattgefundener Infcction eines Menschen). Denn in allen diesen Punkten besteht 
bei der Blutseuche kein Gtund zu Abweichungen von den gegebenen Vorschriften des 
Regulativs. 

Diese Vorschriften sind jedoch, wie die Königliche Regierung zu N. in ihrem An- 
träge vom 30. November richtig bemerkt, für sich allein nicht vollständig genug, und 
sie können auch nicht passend durch die Bestimmungen des Viehseuchen - Patents vom 
3. April 1803 Cap IV., den Milzbrand beim Rindvieh betreffend, ergänzt werden, weil 
dieselben theilweise zu weit gehen (§$. 131 — 133., 136 — 139., 141., 142.), theils durch 
das Regulativ vom 8. August 1835 aufgehoben sind (§. 135.). Es dürfte aber, nach 
unserer unvorgreiflichen Ansicht, ausreichend sein, wenn: 

1) hinsichtlich der Sperre des Ortes oder des inficirten Gehöftes; 

2) hinsichtlich der Dauer der Maassregeln nach dem Aufhören der Krank- 
heit; and 

3) hinsichtlich des ausnahmsweise zu gestattenden Schlachlens gesund scheinen- 
der Thiere im Seuchenorte, oder des Wegtreibens derselben aus ihm, ent- 
sprechende Vorschriften bestanden. 

Wir bemerken hierüber: 

ad 1. Der § 140. des Patents vom 3. April 1803 verbietet, Rindvieh, Rauchfulter 
und Dünger aus dem Orte und über die Grenzen zu bringen; und §. 141. verbietet den 
Ein- und Durchtrieb in den Seuchenort auch aus andern Orten. 

Da nun die Blutseuche eine akute Milzbrandkrankheit ist, so müsste bei ihrem 
Herrschen in einem Orte, konsequent diese Maassregel auch in Betreff der Srhaafe 
stattfinden. 

Die Königliche Regierung zu N. hat die Sperre mit Bezugnahme auf einen kürz- 
lich in ihrem Bezirk vorgekommenen Fall, in welchem Schaafe aus einer mit Blutseuche 
inficirten Heerde aus der Gegend von Kyritz nach Berlin auf den Schlachtmarkt getrie- 
ben wurden, auf dem Marsch theilweis starben und den Treiber inficirten, beantragt; 
die Königliche Regierung zu N., in deren Bezirk die Blutseuche so häufig vorkommt, 
hat sich aber (nach Anführung des Schreibens der Königlichen Regierung zu N. vom 
30. November) gegen die Sperre erklärt, theils weil die Krankheit angeblich kein flüch- 
tiges Contagium entwickelt, theils weil sie dort in manchen Orten stationair und lang- 
dauernd ist, also auch die Sperre sehr lange bestehen und sehr lästig werden würde. 
Der ersten* Grund ist ganz unhaltbar, weil viele Beobachtungen dafür sprechen, dass 
das Contagium unter Umstünden auch flüchtig ist; der letztere verdient dagegen einige 
Berücksichtigung; aber die grössere Rücksicht muss doch das Wohl des Publi- 
kums sein. 

Mit Rücksicht auf beide oben angedeutete Umstände erlauben wir uns vorzu- 
schlagen: 

a) dass bei der Blutseuche der Schaafe, neben den übrigen Maassregeln des Re- 
gulativs vom 8. August 1835, eine Sperre nur für die Schaafe des Orts und 
nur in der Art eintreten möge, dass auch gesund scheinend» Schaafe wäh- 
rend des Bestehens der Krankheit und bis 4 Wochen nach dem letzten Er- 
krankungsfalle nicht ohne besondere Erlaubnis in einen anderen Ort gebracht 
und eben so auch nicht geschlachtet werden dürfen; 

b) dass dagegen fremde Schaafe durch den Seucheort und über dessen Feld- 
mark, jedoch ohne sich daselbst auf Weiden aufzuhalten, getrieben werden 
können; und 

c) dass der Verkauf des Rauchfutters von dem Verbot (der Sperre) ausge- 
schlossen bleibt. 

In dieser milden Weise wird der Sanitätszweck erreicht, ohne dass irgendwo durch 
die Maa^sregeln eine übermässige Belästigung entsteht. Denn der Verkauf und das 
Schlachten kranker Schaafe ist ohnedies schon verboten; und an den Orten, wo die 
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Krankheit stationair ist oder alljährlich auf längere Zeit wiederkehrt, erleiden die 
Schäfereien so grosse Verluste, dass sie gewöhnlich aus Ueberfluss keine Veranlassung 
zum Verkauf gesunder Schaafe haben, also auch die Sperre sehr wenig oder gar nicht 
fühlen. 

Die specicllere Sperre der einzelnen Höfe vorzuschlagen, halten wir nicht für 
zweckmässig, weil, wenn in einem Orte mehrere Schäfereien bestehen, theils gleiche 
Ursachen auf dieselben einwirken und deshalb auch die Krankheit in ihnen mehrentheils 
zugleich entsteht oder entstehen kann, und weil bei Beschränkung der Sperre auf ein- 
zelne Höfe im Orte die Controle sehr erschwert wird. Ist aber nur eine Schäferei 
im Orte, so trilTt ja die Maassregel auch nur diese allein und berührt die Interessen an- 
derer Einwohner gar nicht. Wo indesa die Oertlichkeit eine genügende Controle der 
Sperre einer inficirten Heerde für sich gestattet, dürfte die letztere ihren Zweck wohl 
erfüllen. 

ad 2. Wie oben sub 1 a. angedeutet, soll die Sperre bis zum Ablauf von vier 
Wochen nach dem letzten Erkrankungsfall fortdauern. Dies ist conform wie beim Milz- 
brand des Rindviehes und erscheint deshalb als nöthig, weil die Blutseucbe die Eigen- 
tümlichkeit besitzt, dass sie oft in ihrem Herrschen kleinere oder grössere Intervallen 
macht, und weil somit das Ausbleiben neuer Erkrankungen während nur einiger Tage 
nicht als das Ende der Krankheit angesehen werden kann. Andererseits lehrt aber die 
Erfahrung: dass die Krankheit, abgesehen von den Einwirkungen der Ausdünstungen 
des Erdbodens und von der Beschaffenheit der Nahrungsmittel, hauptsächlich durch die 
Witterung ihre Entstehung findet, wie auch, dass eine gleiche Witterungs- und Luft- 
beschalfenheit selten über vier Wochen fortbesteht und, dass die Blutseuche in der Re- 
gel wirklich erloschen ist, wenn binnen vier Wochen neue Erkrankungslalle nicht ein- 
getreten sind. 

ad 3. Es ist bereits oben sub la. bei der Sperre daraufhingedeutet worden, dass 
die noch gesund scheinenden Schaafe im Seuchenorte oder mindestens aus den als in- 
ficirt zu betrachtenden Heerden ohne besondere Erlaubniss nicht geschlachtet und nicht 
aus ihm in einen andern Ort gebracht werden dürfen. Es kann aber sehr wohl der 
Fall Vorkommen, dass z. B. in der Rittergutsheerde eines Ortes die Blutseuche besteht, 
unter den Schaafen der Bauern aber nicht, und dass doch das Bedürfniss von frischem 
Fleisch eintritt; oder, dass ein Gutsbesitzer auf einer andern Feldmark ein Vorwerk 
mit gesunder Weide besitzt, auf welche er seine gesund scheinenden Schaafe bringen 
und sie hierdurch selbst gegen die Krankheit conserviren kann. Unter diesen und ähn- 
lichen Verhältnissen erscheint eine Ausnahme von der Sperrmaassregel bei gehöriger 
Vorsicht billig und ohne Gefahr auch zulässig. Eine solche Ausnahme darf aber stets 
nur mit Bewilligung der Polizei-Behörde und nur dann stattfinden, wenn das dringende 
Interesse der Einwohner, resp. der Schaafbesilzer bei der Behörde nacbgewiesen und 
die Gesundheit der betreffenden Schaafe von einem approbirten Thierarzt bescheinigt 
worden ist. 

•Berlin, den 3. Februar 1862. 

Der technische Director und das Lehrer - Collegium der Königl. Thier arzneischule. 



3. Rotz und Wurm. 

(Seite 26.) 

M.-Verf. vom 14. April 1860 (Lehnert). 

Die von Ew. Wohlgeboren unter dem 27. v. M. in Betreff der Desinfeclion eines 
mit rotzkranken Pferden besetzt gewesenen Stalles an den Herrn Minister des Innern 
gerichtete Vorstellung ist von demselben zur ressortmässigen Verfügung an mich ab- 
gegeben worden. Ich eröffne Ihnen, dass ich der von Ihnen angenommenen Erklärung 
der Bestimmungen in den §§. 26. und 27. der Anweisung zum Desinfections-Verfahren 
vom 8- August 1835 dahin, dass das Holzwerk in Ställen, in welchen rotzkranke Pferde 
gestanden haben, unter allen Umständen durch ein neues zu ersetzen sei, nicht bei- 
pflichlen kann, vielmehr die von dem Landraths- Amte zu N. getroffenen Anordnungen 
zur Desinficirung des in Rede stehenden Stalles als dem Sinne obiger Bestimmungen 
genau entsprechend und zur Sicherung für den ferneren ungefährdeten Gebrauch des 
Stalles vollkommen ausreichend erachten muss. Die zur Reinigung der mit dem Rotz- 
Contagium etwa besudelten einzelnen Stellen des Holzwerks Ihres Stalles angeordne- 
ten Maassregeln in der Art zu überwachen, dass daraus eine Schädigung des Gebäudes 
an sich nicht entstehe, muss Ihnen überlassen bleiben. Ihrem Anträge, neue Ständer 
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and Riegel in du Gebäude einzuselzen, kenn nicht entsprochen werden. Hiernach 
muss es bei der mit der andern Anlage Ihrer suriickfolgendea Verfügung der König- 
lichen Regierung au N. vom 21. December v. J. bewenden. 

Das Abledern rotzkranker Pferde ist nicht untersagt. 

Verf. der M inist. der geistl. etc. Angel, u. des Inn. vom 14. J anuar 
1827 (v. Altenstein. v. Rocbow). 

Das dortige Königliche Medirinel - Collegium hat in dem von der Königlichen Re- 
gierung mittelst Berichts vom 11. v. M. eingereicblen Gutachten gans richtig geurtheilt, 
dass kein Grund vorhanden sei, das Ahledern der am Rotse getödteten Pferde su un- 
tersagen Seit mehr als 30 Jahren »erden über 60 roigigc Pferde jährlich auf hiesi- 
ger Thierarsneiscbule geschlachtet, woran 60 bis 80 Schüler in jedem Winter anato- 
mische Präparate machen, und sich viele dabei aus Ungeschicklichkeit verwunden. 
Dessenungeachtet ist noch nie eine Ansteckung erfolgt, die irgend eine Milsbrandform 
erzeugt hätte. Auch ist nie ein Wärter der rotzigen Pferde auf eine Art krank ge- 
worden, dass man auf eine Allste, kung mit Rotsgift bitte schlieasen können, obgleich 
viele derselben bei den su verschiedenen Zeiten angeatrlllen Kur- Versuchen sich sehr 
mit Roisgift haben verum einigen müssen. Zu der Zeit aber, als der Stallbediente Renn- 
spies, dessen tödilicbe Krankheits-Geschichte in dem Gutachten des Königlichen Medi- 
cinal-Collegii erwähnt wird, die rolaigen Pferde gewartet hat, lind dergleichen Heil- 
versuchr nicht veranstaltet worden, und es ist ohne Nachweisung eines Cautal-Verhäit- 
nisses von einigen Aersten willkürlich angenommen worden, dass die tödilicbe Brand- 
Rose bei ihm dureh Ansteckung mit Rutzgift entstanden aei. Mit noch weniger Kritik 
ist die von dem Königlichen Medicinal-Rath Dr. Reiner tu Brealau erzählte Krankheits- 
Geschichte aufgenommen, beschrieben und verbreitet » Orden 

Bis dahin, dass eine gefährliche Ansteckung der Menschen durch Roisgift gehörig 
durch Thalsachen erwiesen sein wird, bedarf ea keines Verbots des Ablederna rotziger 
Pferde, wenn diese nicht etwa sm Milzbrände oder am ansteckenden Typhus zugleich 
erkrankt und gefallen sind. 

M.-Verf. vom 9. April 1861 (v. Bethmann-Holl weg). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . ., dass ich mich 
nicht veranlasst finden kann, dem Anträge derselben, das Ahledern rotaiger und wurm- 
kranker Pferde einfach au untersagen, zu entsprechen. 

Wenn das Regulativ vom 8. August 1836 sich hierüber nicht ausspricht, so ist 
durch dasselbe die Ausnutzung der wegen Rota- und Wurmkrankheil getödteten Pferde 
nicht verboten. 

Die in dem von der Königlichen Regierung au Coblena erlassenen Reglement über 
das Abdeckereiwesen vom 13. Juli 1846 §. 4 c. d. vorgeschriebenen Cautelen, unter 
welchen das Abdrckrn von rotakranken Pferden gestaltet ist, haben sich bisher als voll- 
kommen ausreichend bewährt, wie dies auch das, bei Gelegenheit eines in der Rhein- 
provinz vorgekommenen streitigen Falles erforderte Gutachten des technischen Dircctors 
und der Lehrer der hiesigen Königlichen Tbieraraneischule vom 11. Mai 1856 anerkannt 
hat. Es ist aber hierbei Veranlassung genommen worden, die den Gegenstand betreffen- 
den Bestimmungen der von der vormaligen Regierung au Cleve unterm 20. Mai 1817 
erlassenen Polizei - Verordnung ihrer zweifelhaften Fassung wegen näher au präcisiren 
resp. abzuändern, tn Folge dessen sind den Königlichen Regierungen zu Düsseldorf, 
Cöln und Trier, in deren Bezirken jene Polizei - Verordnung resp. die mit derselben 
gleichlautende Verordnung des damaligen General - Gouvernements vom 6. März 1816 
bis dahin Geltong gehabt hatte, folgende Bestimmungen zur Nacharhtung und Publica- 
tion durch die Amtsblätter unterm 17. Mat 1857 auppedirt worden. 

1) Die loiaig befundenen Pferde müssen sogleich getödlel werden und zwar, so 
viel wie möglich, in den nächsten Abdeckereien oder sonst an Orten, welche von Land- 
strassen, Wohnungen und Stallungen wenigstens 1000 Schrille entfernt liegen. 

Das Hinführen au dem Orte der Tödtung oder zur Abdeckerei muss spät Abends 
oder Nachts und, wo möglich, mit Vermeidung der Hauptstrassen auf Nebenwegen ohne 
Aufenthalt an Wirthsbäuaern etc. mit Vermeidung jeder Berührung mit andern Pferden 
und so geschehen, dass die kranken Pferde nicht an den Rändern der Wege und Grä- 
ben das daselbst wachsende Gras abfressen. 

2) Das Abhäuten und die aonstige Ausnutzung der wegen Rotzkrankheit getödteten 
Pferde ist nur in den Abdeckereien gestattet, jedoch müssen die Abdecker dabei die 



Digitized by Google 




8 



Veterinair-Sanitätspolizci. 



nöthige Vorsicht zur Verhütung jeder Ansteckungsgefahr bei Menschen und Thieren in 
Anwendung bringen. Namentlich sollen sie darauf sehen: 

a) dass die Personen, welche zu diesem Geschäft verwendet werden, keine 
, offene Verletzungen an den Händen halten; 

b) dass die Cadaver der Pferde vollständig erkaltet sind, ehe das Abhäuten an 
ihnen vorgenommen wird; 

c) dass die Häute sogleich auf einem der Zugluft ausgesetzten Boden zum 
Trocknen aufgehingl und nur nachdem sie wenigstens 14 Tage im Sommer 
und 4 Wochen im Winter gehangen haben, verkauft werden, oder w enigstens 
24 Stunden hindurch in Kalkwasser gelegt und dann erst an den Gerber ab- 
gegeben werden; 

d) dass ebenso die Sehnen zum Leimseiden nur im trockenen Zustande, Fleisch 
und Fett aber nur im ausgekochten oder geschmolzenen Zustande verwendet 
werden. 

3) Diejenigen Pferde, welche an der Rotzkrankheit geBtorben, so wie diejenigen, 
welche nicht von Abdeckern nach obiger Vorschrift gelödtet sind, dürfen nicht abge- 
häutet oder anderweitig ausgenutzt werden, sondern sollen, nachdem ihre Haut an meh- 
reren Stellen zerschnitten ist, mit der Haut in einer wenigstens 6 Fuss tiefen Grube 
vergraben werden. 

Der Königlichen Regierung wird überlassen, die Bestimmungen auch für den dor- 
tigen Regierungsbezirk, wenn nicht etwa besondere Bedenken entgegenstehen, in An- 
wendung treten zu lassen. 

Die Regierung zu Potsdam erliess in Betreff der Pferdeschläehte- 
reien unterm 20. Mai 1856 für ihren Verwaltungs - Bezirk eine fast 
gleichlautende Verordnung wie die Polizei- Verordnung für Berlin vom 
24. März 1854 (S. 260), welche im §. 7. noch folgende Bestimmung 
enthält; ' 

Auch in Betreff des Schiachtens eines Pferdes, Esel# oder Maulthiers zum eigenen 
Gebrauch des Fleisches oder zu andern Zwecken wird die Beachtung des §. 3. ange- 
ordnet und darf auch ein solches Schlachten nicht ohne thierärztliche Prüfung und Be- 
scheinigung hinsichts der Unschädlichkeit des Fleisches erfolgen; diese Prüfung muss in 
der Regel vor dem Schlachten, und nur in besonders dringenden Fällen darf sie nach- 
her, jedenfalls aber des Schleunigsten, stattfinden. 



b. Krankheiten der Thiere, die auf Menschen nicht über- 
tragbar sind. 

1. Rindviehkrankheiten. 

a. Die Rinderpest. 

(Löserdürre.) 

(Seile 30.) 

M.-Verf. vom 26. October 1860 (v. Bethmann-Holl weg). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . ., dass, so lange 
die Verordnung vom 27. M&rz 1S36 unverändert bleibt, die unbedingte Anwendung des 
§. 1. derselben, wonach zu allen Zeiten Rindvieh der Steppenrace nur nach vorgängi- 
ger 21tägiger Quarantaine über die Grenze gelassen werden darf, auf anderes Rind- 
vieh nicht statthaft ist. Da aber nach §. 2 a. a. 0. die Ausdehnung der QuaranlBine 
auf letzteres zulässig ist, sobald in dem benachbarten Auslande — gleichviel in 
welcher Entfernung von der Grenze — die Rinderpest ausgebrochen ist, und Gallizien 
zum benachbarten Auslande gehört, so bleibt der Königlichen Regierung unbenommen, 
die im §. 2. cit. vorgeschrieliencn Sicherlieilsmaassregeln sofort anzuordnen, falls Sie 
ungeachtet der an sich erheblichen Entfernung der inficirlen Orte von der Grenze, mit 
Rücksicht auf die durch die Eisenbahnen vermittelte Beschleunigung der Communication, 
die Einschleppung der Seuche befürchten zu müssen glaubt. Nur die §§. 3. und 4. 
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a. a. 0 vorgesehenen verschärften Sperrmaassregeln sind durch Annäherung der Seuche 
auf eine bestimmte Meilenzahl bedingt. 

Die Königliche Regierung wird hieraus entnehmen, dass Sie schon jetzt ohne vor- 
gängliche Anfrage die 21tägige Quarantäne für alles aus dem inficirten Auslände ein- 
aubringende Rindvieh hätte anordnen können und hierzu einer besonderen Ermächti- 
gung nicht bedarf. Ich kann Derselben daher auch nur überlassen, das zur Sicherung 
des Ihr anvertrauten Bezirks gegen die Einschleppung der Rinderpest nach Ihrem 
pflirhlmässigen Ermessen Nothwendige ungesäumt anzuordnen und wegen des zur wirk- 
samen Ausfühi ung Ihrer Maassregeln erforderlichen gleichmässigen Verfahrens Seitens 
der Königlichen Regierung zu N. mit dieser Sich zu benehmen resp. bei dem Herrn 
Ober-Präsidenten Anträge zu stellen. 



3. Schaafkrankheiten. 

a. Die Blutseuche (siehe vorher Seite 3 — 6). 

b. Die Schaafpocken. 

(Seite 101.) 

M.-Verf. vom 13. März 1860 (v. Bethmann - Holl weg). 

Dem Magistrat eröffne ich auf die Vorstellung vom 15. Oereniber v. J nach Ein- 
sicht des von der dortigen König!. Regierung erforderten Berichts, dass ich die von 
demselben erhobene Besehe erde Uber die wegen Berichtigung der Kosten für die Un- 
tersuchung der von den Pocken befallenen Schaafheerde in M. ergangene Kegierunga- 
Verfügung vom 22. November v J. frtr begründet nicht erachten kann 

Die auf Grund der Allerhöchsten Ordre vom 27. Auguat 1806 erlassene Verordnung 
der dortigen Königlichen Regierung vom 3- Vars 1823, nach welcher die Kosten der 
Untersuchung bei Schaafkrankheiten aus Kreis - Communal - Fonds entnommen werden 
sollen, muss als aufgehoben angesehen werden, nachdem die Bestimmung im $. 10 des 
Regulativs vom 8 August 1835 durch die Circ.-Verf. vom 26. September 1842 dahiu 
Erklärung gefunden hat, dass die ersten Fälle nicht uur der in dem genannten Regu- 
lativ aufgeführlen Krankheiten, sondern auch aller seurhenartigen und augleich enstek- 
Itenden Thierkrankheilen, wotu die Schaafpocken gehören, von den Polisei- Behörden 
tu untersuchen sind und, nachdem die Circ.-Verf. vom 17. November 1853 ausdrück- 
lich bestimmt hat, dass diese erste Untersuchung auch auf Kosten der betreffenden Po- 
lixei-Behörde vorgenommen werden soll. Hieraus folgt von selbst, dass die Landratht- 
Aemter in den Fällen, in welchen die Poliaei- Behörden die Untersuchung verabsäumt 
haben. die Feststellung der Krankheit anf deren Kosten durch einen Mcdicinal-Beamten 
bewirken in lassen, befugt sind Da nun ein derartiges Verbältniss hinsichtlich der 
Untersuchung der In dem Dorfe M unter den Schaafen umgebrochenen Pocken obge- 
waltet hat, so muss es bei der Verfügung der Königlichen Regierung vom 22. Novem- 
ber v J. bewenden. 



c. Die Schaafrände. 

(Seite 104.) 

M.-Verf. vom 30. October 1861 (Lehnert). 

Gegen den von der Königlichen Regierung mittelst Berichts vom . . . eingereich- 
ten umgearbeiteten Entwurf einer Verordnung Uber die Tilgung resp. Verhütung der 
ferneren Verbreitung der Räudekrankheit der Schaafe (Anlage a ) hat sich nichts xu 
erinnern gefunden. Die Königliche Regierung wird daher ermächtigt, die gedachte 
Verordnung in ihrer jetxigen Fassung xu erlassen. 

Anlage a. 

Zur Tilgung resp Verhütung der ferneren Verbreitung der Räudekrankheit der 
Schnait 1 bestimme» wir unter Aufhebung unserer Amtsblatts- Verordnung vom 7. August 
1842 aut Grund des §. II. des Gesctaes über dir Polizei - Verwaltung vom 11. Marx 
1850 Folgende«: 

§. 1. Eigenthümer, Pächter und Verwalter von Schaafen und Schaafbeerden sind 
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verpflichtet, dieselben in Beziehung auf die Räudek rankheil unausgesetzt und strenge 
zu beaufsichtigen. Sie haben sich zu diesem Behufe mit den Kennzeichen der Krank- 
heit genau bekannt zu machen und darauf zu achten, dass den zur Wartung und Hü- 
tung der Thiere zu verwendenden Personen dieselbe Kennlniss im erforderlichen Um- 
fange beiwohnt. 

§. 3. Schäfer und Schäferknechte haben den Ausbruch der Räude oder einer der- 
selben ähnlichen Hautkrankheit unter den Schaafen unverzüglich ihren Herrschaften zu 
melden. Letztere aber sind verpflichtet, hiervon sofort der Ortspolizei -Behörde Anzeige 
zu machen. 

§. 3. Auf die hiernach erhaltene Anzeige bat die Ortspolizei-Behörde sich, evenl. 
durch ärztliche Untersuchung der ersten Fälle, von dem Ausbruch der Krankheit Ueber- 
zeugung zu verschaffen und demnächst den Landralh des Kreises ohne Verzug hiervon 
in Kenntniss zu setzen 

Kommt die Ortspolizei- Behörde dieser Verpflichtung nicht nach, so ist der Land- 
rath hefugt, die. Untersuchung, beziehungsweise die Feststellung der Krankheit durch 
den Krcis-Thierarzt auf Kosten der Ortspolizei-Behörde bewirken zu lassen. 

Der OrlspoiiZci-Behörde, beziehungsweise dem Landralh, liegt es ob, den Ursprung 
der Krankheit erforschen zu lassen, von der Einleitung einer zweckmässigen Behand- 
lung sich Ucberzeugung zu verschaffen, die nöthigen sanitätspolizeilichen Vorkehrungen 
anzuordnen und über deren strenge Befolgung zu wachen Der dieser Verordnung 
beigefügte Anhang wird den Eigentümern einen Anhalt für die Behandlung der räudi- 
gen Schaafe geben. 

g. t. Im Fall die Heilung der Krankheit wegen Vernachlässigung der Kur den in 
dem Anhang über die Behandlung der Schaafrüude annähernd festgesetzten Zeitraum 
überschreiten sollte, ist der Landrath ermächtigt, den Sachverhalt durch einen approbir- 
ten Thierarzt ermitteln zu lassen, auch nach Befinden den Eigentümer zu einer tier- 
ärztlichen Behandlung der räudigen Schaafe anzuhalten. 

§. 5 Der Landrath macht den Auabrurh der Räude sofort den Nachbarn bekannt 
und zeigt ihn der Königlichen Regierung an, welche denselben durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniss bringt. 

§. 6. Ist der Ausbruch der Räude in einer Schaafhecrde constatirt, so ist nach 
sorgfältiger Untersuchung eines jeden einzelnen Thieres eine Trennung der gesunden 
von den kranken Schaafen in der Art zu bewirken, dass letztere in ihren bisherigen 
Ställen verbleiben und erslere nach zweckmässiger Abwaschung in andere Stallungen 
gelrieben werden, woselbst sie jedoch, als der Infection verdächtig, denselben sanitäts- 
polizeilirhen Vorschriften, wie die krank befundenen Schaafe, unterliegen. 

§. 7 Wo Schaafe zur Weide getrieben werden, ist das Hutungsterrain der er- 
krankten Heerde gegen die benachbarten Grenzen, beziehungsweise das Uütungsterrain 
gesunder Heerdcn, 50 Ruthen breit abzustecken und in den Grenzlinien init fest einge- 
schlagenen, in die Augen fallenden Merkpfählen zu bezeichnen. Wo die Localiliit die 
Distance von SO Ruthen nicht gestattet, ist durch die Ortspolizei -Behörde eine andere 
angemessene Beschränkung des Weideterrains anzuordnen. 

§. S. Aufhütungsgerechtigkeiten dürfen von einer räudigen Heerde auf einer von 
gesunden Schaafen gleichzeitig behüteten Feldmark nur in sofern ausgeübt werden, als 
sich eine Theilung der Weidefläcbe so vornehmen lässt, dass die Ansteckung der ge- 
sunden Heerde durch die räudige nicht möglich ist.' <§. 7 ) 

§. 9. Ist bei Ausübung gemeinschaftlicher Weideberechtigungen zur Verhütung der 
weiteren Verbreitung der Räudekrankheit eine Einschränkung oder eine einstweilige 
gänzliche Unterlassung nicht zu vermeiden, so trifft diese denjenigen Berechtigten, des- 
sen Heerde räudig ist. 

§. 10. Die zu den Weideplätzen inficirtcr Schaafe führenden Wege müssen nicht 
über Landstrassen führen und nicht von gcaunden Schaafen betreten werden. 

§. lt. Die Ortschaften, in welchen die Räude herrscht, sind an ihren Ein- und 
Ausgängen mit schwarzen Tafeln und der Aufschrift „Schaafriiude“ in Oelfarbe zu 
bezeichnen. Aehnliche Tafeln sind an den Stallungen und Gehöften anzubringen, in 
welchen sich räudige Schaafe befinden. 

Für die vorschrifUmässige Befolgung der in §§ 6 — 11. enthaltenen Bestimmungen 
während der Seuche hat die betreffende Ortspolizei-Behördc Sorge zu tragen. 

§. 12. Ortschaften, in welchen die Schsafräude ausgebrochen ist, sind für die 
Dauer der Krankheit dem Durchtreiben gesunder Schaafe, dem Verkehr mit Schaafvieh, 
Fellen, Wolle und Rauhfutter polizeilich zu sperren. 

Die zur Pflege und Wartung der kranken Schaafe bestimmten Personen dürfen mit 
gesunden Schaafen nicht in Berührung kommen. Fremden Personen, besonders Schläch- 
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lero und Fellhändlern, ist der Zutritt tu den Stallungen, Weideplätten u. a. w räudi- 
ger Schaafe untersagt. 

§. 13. Die Felle der geschlachteten oder gefallenen, mit der Räude behaftet ge- 
wesenen Schaafe dürfen nur an Gerber verkauft werden und zwar erst, nachdem sie 
sechs Wochen lang an einem dem Schaafvicb unzulänglichen Orte gelüftet und voll- 
ständig ausgetrorknet sind. 

§. 14. Die Wolle räudekranker Schaafe muss gleich nach der Schur wiederholt 
mit Seife gewaschen und in einem trockenen Lokal ausgebreitet, vier Wochen hindurch 
dem Luftzüge auageaetzt werden, ehe sie zum Verkauf ausgeboten wird. 

$- IS. Die Ausfuhr der Felle, so wie der Wolle räudekranker Schaafe ist, auch 
wenn dieselben nach den Bestimmungen der SS- 13. und 14. behandelt sind, nur in 
einer mit der Aufschrift „Räude“ versehenen Verpackung und unter Beigabe einer 
schriftlichen Erlaubnis» des betreffenden Landraths zu gestatten. 

§. 16. Schaafe aus Schäfereien, in welchen die Räude herrscht, dürfen nur am 
Orte geschlachtet, abgehäutet und in Laken geschlagen ohne Felle nach anderen Orten 
gebracht werden 

§. 17 Nur in Fällen dringender und speciell nachzuweisender Nolhwendigkeit ist 
der Transport von der Räude verdächtigen oder mit derselben behafteten Schufen vom 
Landrath, unter Bestimmung der dabei zu beachtenden Cauteien, narhzugeben. 

§. 18. Das im Besitz sogenannter Pschtschäfer befindliche Schaafvicb (Weide- 
achaafe) ist nur nach vorausgegangrner sachverständiger Untersuchung (§. 3 ) und Be- 
scheinigung über die Gesundheit desselben auf ein von der Orlspolizei - Behörde auf 
Kosten des Eigentümers auszufertigendes Attest zur Benutzung der Weide suzu- 
lassen. 

§. 19. Nach beendigter Heilung der kranken Thiere sind deren Ställe von dem 
Dünger zu reinigen, weicher demnächst auf einen, den Srhaafen unzugänglichen Acker 
gefahren und unterpilügl werden muss. Der Fuasboden der Ställe ist mindestens einen 
halben Fuss tief abzugraben, die Erde auf einer den Schaafen nicht zugänglichen 
Stelle aus einander zu werfen und der Fuasboden dann mit neuer Erde wieder aufzu- 
füllen 

Die Wandungen hölzerner Ställe sind mit heisser Lauge abziiwaachen und manns- 
hoch mit Kalk anzuslreirhen. Die Wände massiver, oder von Fachwerk gebauter Ställe 
sind sbzurappen und neu mit Putz zu bewerfen. Alles Holzwerk in den Ställen (Thö- 
ren, Schwellen etc 1, so wie die Stall-Utensilien (Krippen, Raufen, Tröge, Kumme etc.) 
sind mit heisser Lauge sorgfältig abziiwaachen und ersteres mit Kalkmilch anzu- 
streichen. 

§. 20. Die so gereinigten Stallungen müssen, bevor sie von Scboafen bezogen 
werden, erst vier Wochen hindurch dem Luftzüge ausgesetzt werden. 

§. 21. Zäune, Hecken, Bäume u. s. w. an Orten, welche die kranken Schaafe 
passirt haben, sind entweder abzureissen und zu verbrennen, oder mit heisser Lauge 
zu waschen und mit Kalkmilch zu streichen. 

S 22. Die gewissenhafte Ausführung des Desinfectionsverfahrens Seitens des 
Eigenthämers ist durch die Ortspolizei-Bebörde zu überwachen. 

§. 23. Erst nach beendigtem Desinfectionsverfahren und nach gewonnener Ueber- 
zeugung über die Gründlichkeit desselben hat auf die Seitens der Ortspolizei- Behörde 
ergangene Anzeige der betreffende Landrath die Verpflichtung, die Sperre des Ortes 
aufsuheben und dies der Regierung Behufs der Bekanntmachung im Amtsblatt anzu- 
zeigen. 

$. 24. Schnafo dürfen in dem diesseitigen Verwaltungs-Bezirk überhaupt und ins- 
besondere zu den in demselben abzuhaltendrn Viehmärkten nur getrieben werden, wenn 
die Gesundheit derselben durch Atteste der Ortspolizei - Behörde oder des Landralhs 
desjenigen Kreises, aus welchem sie cingcfübrt werden, vollständig nachgewiesen ist. 
Die die Viehmärkte überwachenden approbirten Thierärzte haben die eingeführten 
Schaafe ausserdem einer genauen Untersuchung zu unterwerfen und die beigebrachten 
Atteste auf diese Weise zu controliren. 

8- 25. Die Ucbertretung der in den 88- 2. und 6. bis 24. enthaltenen Bestim- 
mungen wird, so weit bestehende Gesetze und Verordnungen nicht eine höhere Strafe 
androhen, mit Geldbusse bis zu zehn Thalern oder verhältnissmässiger Gefängnissstrafe 
geahndet. 

Cöslin, den 10. October 1861. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Anhang, 

betreffend die Belehrung aber die Behandlung der Schaafräude. 

Der Zweck jeder Behandlung der Schaafräude muss dahin gerichtet sein, die Räude- 
milben und deren Brut zu tilgen. Dieaen haben nach den bisherigen Erfahrungen am 
sichersten die Anwendung des Quecksilbersublimats, des Schwefels und stinkenden 
Hirsrhhornöls erzielt. 

Han tilgt die Räude sowohl durch die sogenannte Schmier- als Badekur. Die er- 
stere wendet man an, während die Schaafe Wolle tragen, also etwa in der Zeit bis 
zuin Frühlinge, einerseits, um die Riiude nicht zu allgemein werden und einwurzeln 
zu lassen, andererseits, um die Wolle bis zur Schur zu erhalten. 

Die letztere, weiche die vollständige Heilung der Schaafe bewirken soll, muss so 
früh als möglich nach der Schur, wenn es sein kann, unmittelbar nach derselben, an- 
gewendet werden 

I. Schmierkur. 

Das Mittel zur Anwendung derselben wird in folgender Weise bereitet: 

1 Pfund des schlechtesten Tabacks geschnitten wird mit 10 Quart Wasser bis aiff 
6 Quart eingekocht und durch Leinewand gepresst, 1 Pfund Kalk wird mit dieser Flüs- 
sigkeit gelöscht und zum Brei angerührt. Diesem werden, während er noch heiss ist, 
\ Pfund Schwefelpulver und <■, Pfund stinkendes Hirschhornöl zugesetzt und tüchtig 
dnrehgerührt. Die auf diese Weise zu einem homogenen Brei verarbeitete Masse wird 
nun mit jener Tabacksabkochung vermischt und auf kleine gut verschlossene Flaschen 
gefüllt. 

Die Anwendung des obigen Mittels ist folgende: 

Die Räudestellen, sie mögen gross oder klein sein, werden an den Schaafcn auf- 
gesucht, und nachdem die Wolle gescheitelt mit einer eisernen Kratze von den Schor- 
fen nicht nur gereinigt, sondern so weil abgekratzt, dass durch das Oberhäutchen das 
Blut durchschimmert. Auf diesen Steilen giesst man dann aus einer jener Flaschen, 
durch deren Pfropfen man ein feines Röhrchen, etwa eine Federspule, gesteckt hat, so 
viel von dem gut umgeschüttelten Mittel auf, dass die Haut und die sie umgehende 
Wolle vollständig angefeuchtet wird, reibt dann mit dem Finger das Mittel in die Haut 
tüchtig ein und deckt die feuchte Wolle darüber. Nach 14 Tagen kann nötigenfalls 
die Anwendung des Mittels wiederholt werden. 

Ist diese Schmierkur angewendet worden, so muss dennoch später nach der Woll- 
schur die Badekur zur radikalen Heilung angewendet werden. 

II. Badekur. 

Zu derselben sind folgende Mittel zur Verwendung zu bringen: 

a. Schwefel und stinkendes Hirscbhornöl. 

10 Pfund gemeiner Taback werden gesi hnitten und mit der entsprechenden Quan- 
tität Wasser nach einstweiligem Kochen auf 80 Quart Flüssigkeit eingekocht. Der auf 
dem Seihtucbe zurückbleibende Taback wird noch mit ‘20 Quart kochenden Wassers 
ausgewaschen und ausgepresst, so dass die gesammte Flüssigkeit 100 Quart beträgt. In 
einem Bottige löscht man 10 Pfund frisch gebrannten Kalks mit der zureichenden Quan- 
tität dieser Tabacksabkochung zum Brei, und mischt in diesen, während er noch ganz 
heiss ist, 1 Pfund gepulverten Schwefel unter starkem Umrühren hinzu. Demnächst 
setzt man diesem Brei 3 Pfund stinkenden Hirschhornöls unter stetem Umrühren hinzu, 
das Ganze wird dann durch die noch übrige Tabacksabkochung verdünnt. Die Lauge 
ist dann zum Bade fertig. 

b. Sublimat. 

Die Tabacksabkochung wird, wie oben angegeben, bereitet. In 100 Quart dersel- 
ben werden 8 Loth Quecksilbersublimal und 16 Loth Salmiak aufgelöst. Man kann 
diese Flüssigkeit ohne weitern Zusatz zum Baden benutzen, besser aber ist es, dersel- 
ben noch 2 — 3 Pfund stinkendes Thieröl hinzuzusetzen, um die Lauge wirksamer zu 
machen. 

Diese 100 Quart Lauge müssen für 100 Scbaafe ausreichen. Hat man 200 Schaafe 
zu baden, dann rechnet man auf dieselben 175 Quart, bei 300 Schaafen 250 Quart, bei 
grösseren Heerden | Quart Lauge auf das Schaaf. Ist indess die Wolle schon nach- 
gewachsen, so gebraucht man mehr Lauge. 

Die Anwendungsweise ist folgende: 
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Man stellt, je nachdem man eine kleinere oder grössere Heerde au waschen hat, 
12 bis 22 Leute an, von diesen haben 2 die Schaafe au greifen und su binden, 5 resp. 
10 derselben su kratzen, 2 resp. 4 dieselben ins Bad zu tauchen, 2 resp. 4 dieselben 
abzudrücken, 1 resp. 2 dieselben zu lösen und zu hüten. 

Die Schaafe werden mit einer Tuchegae an allen vier Füssen gebunden und uuf 
einen Tisch gelegt. Hier nimmt je ein Mann ein Schaaf vor, sucht an diesem jede räu- 
dige Stelle sorgfältig auf und reinigt diese mit einer eigens dazu ungeferligten Kratze, 
die später beschrieben werden wird, nicht nur von allen Schorfen, sondern kratzt die- 
selbe auch so weit auf, dass das Oberhäutchen von derselben entfernt wird. Ist dies 
geschehen, dann übergiebt der Kratzer das Schaaf zweien Männern, die an der Bade- 
wanne stehen. Von diesen fasst einer die Füsse des Schlafes; der Zweite nimmt den 

Kopf desselben dergestalt in die vollen Hände, dass er mit den Fingerspitzen den Hio- 

terkopf, mit dern Daumen den (Unterkiefer umfasst und mit der Handfläche die Ohr- 
muscheln mit ihrer innern Fläche über die Augen legt und dieselben bedeckt. So fest- 
gehalten, wird das Schaaf dergestalt unter die Lauge getaucht, dass nur das Maul und 
die Nasenspitze hervorragen. Ist der Kopf vollständig nass geworden, so wird derselbe 
über die Lauge emporgehoben, während das Scbaaf noch mindestens eine volle Minute 
in der Lauge liegen bleibt. Hiernach wird dasselbe auf eine Leiter gelegt, die über 
einem Bottig liegt, welcher unmittelbar an die Badewanne stösst. Zwei andere Per- 
sonen übernehmen hier dasselbe und drücken die in der Wolle sitzende Lauge mög- 
lichst rein aus, so dass sie in den unter der Leiter befindlichen Bottig abläuft. Ist das 
Schaaf gehörig abgedrückt, dann übernehmen es die beiden letzten Personen und legen 

es auf einen grünen Basen oder auf Stroh nieder, wo es eine halbe Stunde liegen 

bleibt und demnächst losgelöst wird. \ 

Die Badelauge muss beständig in einer Temperatur von mindestens + 30 — 35° R. er- 
halten werden Dies geschieht, je nach dem Bedürfnisse, durch Zusatz heisaer Lauge 
aus einem in der Nähe der Badewanne aufzustellenden zum Ko< hen der Lsugc zu ver- 
wendenden Kessel. Die von den gebadeten Schaafcn abgedrückte Lauge wird dann 
von Zeit zu Zeit in den Kessel gegossen 

An dem 7ten bis 8ten Tage wird dieselbe Wäsche wiederholt. Das Kratzen und 
Aufsuchen von Räudestellen geschieht noch einmal mit der grössten Genauigkeit. Ist 
die Riiude sehr inveterirt, so muss in der Regel am löten bis 20sten Tage noch eine 
dritte Wäsche vorgenommen weiden, bei welcher indess die Lauge an Kalk oder Su- 
blimat etwas schwächer genommen werden kann. 

Hat Jeder bei dem Baden der Schaafe seine Schuldigkeit gelhan, so kann die Schä- 
ferei als vollständig geheilt angesehen werden, indess lässt das geringste Versehen 
oder Uebersehen voraussetzen, dass Spuren der Räude in der Schäferei Zurückbleiben 
und eine weitere Ausbreitung der Krankheit vermitteln können. Die ganze Kur muss 
daher möglichst von einem Sachverständigen beaufsichtigt und geleitet werden. Die 
Desinfection wird jederzeit zwischen dem ersten und zweiten Bade ausgeführt. 

Die Kratzen sind in der Weise zu bereiten, dass Hölzer in Form von gewöhnlichen 
Schmierbärsten mit einem Handsliel angefertigt uud diese, statt mit Borsten, mit halben 
Schlossniigeln versehen werden. Mit diesen werden die Räudeschorfe aufgekratzt. An- 
fangs sind die Nägelspitzen etwas scharf und verletzen leicht die Haut, weshalb das 
Kratzen vorsichtig ausgeführt werden muss, später glätten sich die Spitzen ab und sind 
dann die Kratzen dem Zwecke entsprechend. 

Die mit dem Baden verbundenen Behandlungsweisen können bei kalter Jahreszeit, 
bei trächtigen Thieren und vollem Wollstapel nicht mit Erfolg angewendel werden. 

Während der Anwendung der vorgenannten Heilmittel muss die Fütterung eine 
nahrhafte, leicht verdauliche und mit guter Wartung in reinlichen Stallungen verbun- 
den sein. 

Cöslio, den 10. October 1861. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

5. Beaufsichtigung der Vieh markte. 

(Seite. 111.) 

Verf. der Min. der geistl. etc. Angel, u. des Inn. vom 17^ No- 
vember 1856 (v. Raumer, v. Westplialen). 

Die Kosten für die Ueberwachung der Viehmärkte durch approbirte Thierärzte sind 
zwar, wie der Königlichen Regierung auf den Bericht vom . . . erwiedert wird, laut 
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Circular - Erlaas vom 6. Mär* 1855 den Gemeinden zugleich in Betracht der ans der 
Abhaltung der Viehmärkte ihnen erwachsenden Vortheile auferlegt und können demnach 
in gewissem Sinne auch als eine mit der Ausübung des Marktrechts verbundene Last 
angesehen werden. Dem Wesen nach ist jedoch die angeordnete Maassregel eine po- 
lizeiliche und von diesem Gesichtspunkte aus erscheint derjenige zur Tragung der 
Kosten derselben verpflichtet, welchem die Kosten der Polizei - Verwaltung überhaupt 
zur Last fallen In dem Erlass vom 6 . März 1855 und dessen Beilage ist daher auch 
auf das Gesetz über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 Bezug genommen, und 
wenn darin die Tragung der Kosten der Ueberwachung der Viehmärkte durch appro- 
birte Thierärzte nur den Communen auferlegt ist, so ist dies in der Voraussetzung ge- 
schehen, dass Viehmärkte nur an solchen Orten abgehallen werden, in welchen dis Ge- 
meinden die Kosten der Polizei-Verwaltung überhaupt zu tragen haben. 

Demgemäss kann in allen Fällen za den in Rede stehenden Kosten nur der zar 
Tragung der Kosten der Polizei - Verwaltung Verpflichtete für verbunden erachtet und 
herangezogen werden. 

Verf. ders. Min. vom 21. November 1859 (Lehnert. Graf v. Schwe- 
rin). 

Aus den in dem Bericht vom .... vorgetragenen Gründen erklären wir uns mit 
der Ansicht der Königlichen Regierung einverstanden, dass die Ausdehnung der in Ge- 
mässheil der Verfügung an die Herren Ober - Präsidenten vom 6. März 1855 angeord- 
neten Einführung der Ueberwachung der Viehmiirkte durch approhirte Thierirzle auch 
auf aämratiiche ländliche Ortschaften, in welchen Vieh- und Pferdemärkte abgehalten 
werden, abgesehen davon, ob dieselben wenig besucht sind oder von dem Wohnorte 
eines approbirten Thierarztes entfernt liegen, im veterinär-polizeilichen Interesse uner- 
lässlich erscheint. 

M.-Verf. vom 4. Mai 1861 (Lehnert). 

Die von dem Magistrat an den Herrn Minister des Innern gerichtete Vorstellung 
vom ... in Betreff der thierärztlichen Ueberwachung der dortigen Viehmärkte ist zur 
ressortmässigen Verfügung an mich abgegeben worden. Ich eröffne dem Magistrat, dass 
die von Demselben in Bezug genommene Verfügung vom 5. April 1860 sich nur auf die 
zu den Dienstgeschäften der Kreis-Thierärzte gehörigen, veterinär-polizeilichen Verrich- 
tungen bezieht, und daher auf den vorgetragenen Specialfall keine Anwendung findet. 
Durch den Erlass vom 6. März 1865 Bind diejenigen Communen, welchen die Abhal- 
tung von Viehmärklen erlaubt ist, verpflichtet, diese Märkte, gleichviel ob dieselben 
sparsam oder stark besucht sind, durch approbirte Thierärzte auf ihre Kosten über- 
wachen zu lassen. Wählen die Communen hierzu den Kreis - Thierarzt, so haben sie 
denselben dafür auch zu remnneriren, wenn er am Marktorte selbst wohnhaft ist, da 
die Ueberwachung der Viehmärkte an sich nicht zu den Amtsobiiegenheiten der Kreis- 
Thierfirzte gehört. 

Hiernach darf der Magistrat sich nicht weigern, den Kreis-Thierarzt N. daselbst für 
die Ueberwachung der dortigen Viehmärkte zu remuneriren. In Betreff der Höhe der 
Remuneration bleibt dem Magistrat überlassen, sich mit dem N. zu einigen. 



IV. Gerichtliche Veterinairkunde. 

(Untersuchungen über die gesunde oder fehlerhafte Be- 
schaffenheit der Thiere.) 

(Seile 114.) 

M.-Verf. vom 11. November 1857 (Lehnert). 

Dem Königlichen Stadtgericht erwiedere ich auf den Bericht vom . . ., dass das 
Rescript vom 30. März 1833, wonach die Königlichen Medicinal-Collegien die nach der 
früheren Sporteltax- Ordnung vom 25. April 1825 (G -S. S. 129) zulässig gewesenen 
Gebühren für Gutachten in Untersuchungssachen nur dann zu erheben befugt sind, wenn 
die Gebühren nicht dem Criminalkostenfonds zur Last fallen, auf die Lehrer an der Kö- 
niglichen Thierarzneiachuie hierselbsl and auf die von denselben auf Requisition der 
Gerichte resp. auf Anordnung der Direction der Anstalt in Civil - Procesaen aussuarbei- 
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lenden Gutachten keine Anwendung findet, das« vielmehr den gedachten Lehrern die 
ihnen zukommenden Gebühren für diele Gutachten in Holge der Requisition der Ge- 
richte auch dann zu zahlen lind, wenn aolche von den Parteien nicht zn erlangen lind. 
Die Gerichte werden ihre Kauen gegen definitive Uebernahme der in Bede itehenden 
Gebühren leicht dadurch schätzen können, dau aie von der daa Gutachten eztrahiren- 
den Partei einen zur Deckung der Gebühren ausreichenden Betrag vor Erlau der Re- 
quisition vorschussweise einziehen. 

Im Bezirk des Appellations-Gerichtshofes in Cöln gilt das Gesetz 
vom 3. Mai 1859. (G. S. S. 205.) 

§. 1. Bei dem Verkauf von Hausthieren muss die auf Gewährsmängel gegründete 
Klage und Einrede bei Verlust derselben binnen einer Frist von zwei und vierzig Ta- 
gen nach der Ueberlieferung »gestellt, beziehungsweise gellend gemacht werden (Ar- 
tikel 1648. des bürgerlichen Gesetzbuchs). Der Tag der Ueberlieferung wird in die 
Frist nicht eingerechnet. 

Sind mehrere Thiere gleicher Art verkauft, und ist bei einem derselben als Ge- 
währsmangel eine ansteckende Krankheit nachgewiesen, so kann der Käufer die Zu- 
rücknahme sämmtlicher Thiere fordern, wenn sie bei dem Verkäufer mit einander in 
Berührung gekommen sind 

§. 2. Eines vorherigen Sübneversuchs bedarf es bei dieser Klage nicht. Die Sache 
ist als dringliche und summarische zu behandeln. 

§. 3. Innerhalb der im $. 1. bestimmten Frist und vor Anstellung der Klage kann 
der Käufer das Vorhandensein von Gewährsmängeln bei den gekauften Hausthieren 
durch Sachverständige fcsutellen lassen, die sich zugleich über das wahrscheinliche 
Alter des vorhandenen Mangels gutachtlich zu äussern haben. 

$. 4. Auf seinen Antrag ernennt und vereidet der Friedensrichter des Ortet, an 
welchem sich das Thier befindet, je nach den Umständen, einen oder drei Sachver- 
ständige. 

Bei Departements - und Kreis - Thierärzten genügt die Bestätigung des Gutachtens 
auf den geleisteten Diensteid. 

§. 6. Der Friedensrichter verordnet gleichzeitig, dass und in welcher Weise der 
Verkäufer von der vorzunehmenden Untersuchung des Thieres in Kenntniss zu aetzen 
ist. Auf den Antrag des Verkäufers kann die Zuziehung fernerer Sachverständigen an- 
geordnet werden. 

8. 6. Zu den in den beiden vorhergehenden Paragraphen angegebenen Verrich- 
tungen des Friedensrichters ist bei dessen Verhinderung auch der Ergänzungsrichler 
befugt. 

§. 7. Das schriftlich absufassende Gutachten der Sachverständigen wird auf der 
Gerichtsscbreiberei des Friedensgerichts, welches die Sachverständigen ernannt hat, 
hinterlegt. 

$. 8. Der in dem späteren Prozesse erkennende Richter kann das in dem Vor- 
verfahren erstattete Gutachten seiner Entscheidung zum Grunde legen; auch kann aut 
der ErtheilUng des Gutachtens kein Grund hergeleitet werden, die Sachverständigen in 
dem späteren Prozesse zu verwerfen (Art. 283. der bürgerlichen Prozess-Ordnung). 

$. 9. Die Kosten dieses Vorverfahrens werden in dem späteren Prozesse den Ko- 
sten des letzteren gleichgestellt. 

$. 10 Alle vorstehenden für den Kauf von Hausthieren gegebenen Vorschriften 
sind auf den Tausch derselben anwendbar. 

M.-Verf. vom 16. Mai 1662 (Lehnert). 

Dem Küniglichen Kreisgericbt erwiedere ich auf das Schreiben vom . . ., dass ich 
dem Anträge, die Königliche wissenschaftliche Deputation für das Medicinalwesen zur 
Abgabe einet Supernrbitriums über eine bereits durch ein Ober -Gutachten der König- 
lichen Thierarzneischul - Direction hierselbst beleuchtete Streitfrage in der Prozesssache 
des N, wider N. zu veranlassen, nicht entsprechen kann. 

Durch die Allerh. Cabinets- Ordre vom 10. December 1847 (G. S. de 1848 S. 19) 
ist die in dem Allerhöchst vollzogenen Regulativ vom 24. Juni 1836 (G. S. S. 249 ff.) 
in dessen 8. 6. dem vormaligen Curalorium für die Krankenhaus- und Thierarzneischul- 
Angelegenheilen auferlegte Verpflichtung zur Begutachtung veterinairärztlicber Angele- 
genheiten in gleicher Weise und mit derselben Wirkung auf die Direction der König- 
lichen Thierarzneischulc übertragen worden. In Folge dieser Bestimmungen und des 
denselben entsprechenden 8 13. No. 2. der Instruction für die Direction der Königl. 
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Thierarzneischule vom 10. November 1849 (abgedruckt in Horn, das Preussische Medi- 
cinal wesen, Thl. I. S. 30 ff.) hat die genannte Direction in der Eigenschaft als begut- 
achtende Behörde mit den übrigen wissenschaftlichen Deputationen gleiche Obliegen- 
heiten und Stellung und ist verpflichtet, unter Zuziehung des Lehrer - Collegiums der 
Anstalt in gerichtlichen Veterinair- Angelegenheiten ihr Gutachten in letzter Instanz 
abzugeben 

Hiernach ist es nicht statthaft, über ein von dieser Behörde in einer Prozesssache 
abgegebenes Gutachten ein Superarbitrium von der Königlichen wissenschaftlichen De- 
putation für das Medicinalwesen zu erfordern. 



V. Der nicht beamtete Thierarzt. 

I. Erlangung der Qualification. 

1. Das tierärztliche Studium. 

(S. 116 ft.) 

Bedingungen 

xnr Aafnahme als Eleven in die Königliche Thierarzneischule zu Berlin. 

Bei Aufnahme der Civil-Eleven in die hiesige Königliche Thierarzneischule kom- 
men nachstehende Grundsätze zur Anwendung: 

1) Die Aufzunehmenden müssen das 18 Lebensjahr bereits erreicht haben, ge- 
sunde Gliedmaassen, so wie überhaupt einen kräftigen Körper besitzen. 

2) Die Aufnahme findet nur ein Mal im Jahre und zwar in der Mitte des Octo- 
her Statt. Die persönliche oder schriftliche Melilung muss daher vor dem 
15. gedachten Monats, unter Beibringung der zu Nr. 3. und 5. erwähnten At- 
teste, bei der Unterzeichneten Direction ei folgen. 

3) Der Aufzunehmende hat von seinen Eltern oder Vormündern ein obrigkeit- 
lich beglaubigtes Attest beizubringen, dass sie zur Ergreifung des Studiums 
ihre Einwilligung geben, und sowohl bereit als bemittelt sind, die Kosten des 
Studiums und der Subsistenz, die bei grosser Einschränkung mindesens jähr- 
lich 250 l'hlr. erfordern, herzugeben. 

4) Der Lehrkursns umfasst 7 Semester (3'j Jabr). Das Honorar für den Unter- 
richt ist vor dem Beginn eines jeden Semesters mit 16 Thlrn. zur Schulkasse, 
und ausserdem sind, ein für alle Mal, 2 Tblr. Receplionsgebühren und 2£ Thlr. 
für das Abgangszeiigniss zu entrichten. 

5) Da die Aufnahme nur zur Ausbildung als Thierarzt erster Klasse erfolgen 
kann, so haben die Aspiranten ihre Befähigung dazu durch den Nachweis 
der Reife für die Ober - Secunda resp. erste Abtheilung der Secunda eines 
Gymnasii oder die Reife für die Prima einer zu Entlassung* - Prüfungen be- 
rechtigten höheren Bürger- oder Realschule, durch die betreffenden Zeug- 
nisse, darzuthun. 

6) Ausländer, die den ganzen Curaus hier nicht ahsolviren, können jedoch auch 
bei einer geringeren Vorbildung recipirt werden; auch steht solchen Indivi- 
duen, die nur an einzelnen Vorlesungen und praktischen Uebungen als Ho- 
spitanten Theil nehmen wollen, der Zutritt, gegen Entrichtung des üblichen 
Honorars, ohne Nachweis ihrer Schulbildung, frei. 

In Betreff der Aufnahme der Militair-Kurschmied-Eleven verbleibt es überall bei 
dem Inhalte des in den Amtsblättern abgedruckten Publicandi vom 5. Juni 1838; bei 
Aufnahme der Civil-Eleven kommen aber, von jetzt ab, nur die im Vorstehenden ent- 
haltenen Grundsätze zur Anwendung. 

Berlin, den 5. Juni 1858. 

Königliche Thierarzneischul - Direction. 

Gurlt. Esse. 
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C.-Verf. vom 25. Mai 1860 (Lehnert). 

Da durch die Unterrichts- und Prüfung« -Ordnung der Realschulen und der höhe- 
ren Bürgerschulen vom G. Octoher 1859 den eigentlichen Realschulen resp. denen er- 
ster und zweiter Ordnung und den höheren Bürgerschulen ein verschiedener Grad von 
Befugnissen hinsichtlich ihrer Ahgangaprüfuugen hrigolcgt worden ist und da nament- 
lich die Zöglinge der Kealschuleu erster Ordnung in mehreren Beziehungen den Schü- 
lern der Gymnasien gleichgestellt worden sind, so finde ich mich veranlasst, in Bezie- 
hung auf die in der rircnlar-Verfügung vom 2. August 1855 festgestellten Bestimmun- 
gen über die wissenschaftliche Befähigung der zum Studium der Thier Heilkunde zucu- 
lassendrn Civil-Elcven der hiesigen Königlichen Thierarzneisi hule folgende Modificatio- 
nen eintreten zu lassen: 

Diejenigen jungen Leute, welche zunt Studium der Thierheilkunde auf der König- 
lichen Tbiernraneisrhule hierselbsl als Civil - Eleven augelassen werden wollen, haben 
ihre Befähigung dazu durch den Nachweis der Reife für die erste Ablheilnng der Se- 
cuoda eines Gymnasiums, oder derselben Klasse einer Realschule erster Ordnung, oder 
für die Prima einer Realschule zweiter Ordnung, oder endlich durch das Abgangszeug- 
nis« der Keife einer zu gültigen Abgangsprüfungen berechtigten höheren Bürgerschule 
darzuthun. 

Im Ucbrigen verbleibt es bei den Bestimmungen der Circular - Verfügung vom 
2 August 1855 

Die Königliche Regierung hat vorstehende Verordnung durch Ihr Amtsblatt bekannt 
zu machen. 



2. Die Staatsprüfungen, 
a. Die Prüfling als Thierarzt erster und zweiter Klasse. 

(S. 133 m 

M.-Verf. vom 14 Mai 1858 (v. Raumer). 

Die Generalbässe des Ministerium« wird angewiesen, von denjenigen Mililair- Ein- 
ten der Königlichen Thierarzunischuie, welche die Staatsprüfung für Thieriirate erster 
Klasse oblegen, an Prüfung* - Gebühren statt 18 Thlr. die Summe von 17 Thlr, au er- 
heben, und dagegen den Gebübrenbetrag von 1 Thlr. für die Scbmiedeprüfung bei dem 
bezeicbnelen Evauiinanden ausser Ansatz zu lassen. 



3. Die Approbation und Vereidigung. 

(S. 14G.) . 

M.-Verf.' vom Hl. Januar 1861 (v. Bethmann-Hollweg). 

Auf den Bericht vom . . . erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass ich auf 
den angeführten Gründen mich von der Zweckmässigkeit der Vereidigung der ap- 
probirten nicht beamteten Thieriirzle, so lange die thierUratüche Praxis als 
ein freies, nicht an die Approbation gebundenes Gewerbe betrieben werden darf, nicht 
habe überzeugen können. Wenn sic h approbirtc Tlüerärzte hei der ihnen allein zuste- 
lieuden Behandlung contagiöser oder cpizootischer Thierkrankheiten Pfluhlverge>sen- 
keilen zu Schulden kommen lassen, so werden sie in Gemüsshcit der die »fälligen ge- 
setzlichen Bestimmungen straffällig, gleichviel, ob sie vereidigt sind oder nicht. Bei 
der Verwendung der Thierärzte als Sachverständige in Prozess- und Untersuchungs- 
haften ist die Vereidigung derselben in jedem speciellen Fall genügend und wird auch 
in Betreff der beamteten ihierärde, trotz des von ihnen geleisteten AmUeides, Seitens 
der Gerichte häufig; für erforderlich erachtet. : 

Was aber die gewünschte Sicherstellung hei Handhabung der Veterinär-Polizei an-r 
betrifft, so wird derselben von dieser Seite kein Bedenken entgegenstehen, wenn die 
Königliche Regierung in Zukunft darauf halten wHI, dass veterinär - polizeiliche Ge- 
schäfte den zu diesem Zweck angestelltcn und durch Amtseid verpflichteten KreUthier- 
urzten vorzugsweise übertragen werden. 

Hiernach muss ich unter Hinweisung auf die Verfügungen vom 20. November 1825 
und vom 11. Juni 1842 Anstand nehmen, deut Anträge der Königlichen Regierung auf 
Vereidigung sammtlieher approbirten Tbierärzle Folg» zu geben. 
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II. Die Ausübung der Praxis. 

(S. 148.) 

Die Befugniss zum Selbstdispensiren von Arzneien in ihrer Praxis 
mit Ausschluss der Gifte ist den approbirten Thierärzten auf Grund 
ihrer Approbation gestattet. Besondere Taxbestimmungen und Contro- 
len bestehen hierbei nicht. Die Thierärzte sind nicht verpflichtet, die 
von ihnen zu verwendenden Arzneien mit alleinigem Ausschluss der 
Gifte aus den Apotheken zu verschreiben, es steht ihnen frei, dieselben 
selbst einzusammeln resp. zu bereiten und über den Preis sich mit den 
Eigenthümern der kranken Tbiere zu einigen resp. denselben in das 
Honorar für die Behandlung einzuschliessen. Die Bestimmungen der 
Positionen 12.,' 15b., 17. und 18. Abschnitt VI. der Medicinal - Perso- 
nentaxe vom 21. Juni 1815 geben hierzu ausdrücklich Anweisung. 

Die Hausapotheken der Thierärzte sind einer speciellen Controle 
nicht unterworfen, es ist ihnen aber ein über ihre eigene Praxis hin- 
ausgehender Detailhandel im Allgemeinen verboten. 



•: A , 



. , i ; 

2. Die Praxis. 

(Seite 154.) 



M.-Verf. vom 13. August 1859 (v. Bethmann-Holl weg). 

Auf den Bericht vom . . . eröffne ich der Königlichen Regierung, dass zur Beur- 
teilung der Beschwerde des Apothekers N. zu N. in Betreff des Selbstdispensirens des 
nicht approbirten Thierarztes 0. daselbst auf die allegirte Verfügung vom 6. December 
1840 nicht zurückgegangen werden kann. 

Die Bestimmung im Schluss derselben, dass nur approbirten Thierärzten die Be- 
fugniss zum Selbstdispensiren zustehe, ist damals in der Voraussetzung getroffen wor- 
den, dass die Ausschliessung nicht approbirter Personen von der Ausübung der Veteri- 
närpraxis sich auf gesetzlichem Wege werde erreichen lassen. Da aber durch die All- 
gemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 demnächst gesetzlich festgestellt wor- 
den ist, dass Thierärzle nicht zu den Medicinalpersonen gehören, welche einer Appro- 
b|tion zum Betriebe ihres Gewerbes notwendig bedürfen, so sind hiermit die seither 
bestandenen geaetzlichen Bestimmungen lediglich in Kraft geblieben, wie dies auch be- 
reits in einem ähnlichen Fälle, wie der vorliegende, in der Verfügung vom 18. No- 
vember 1850 ausdrücklich ausgesprochen worden ist. 

I Demgemäss unterliegt es keinem Zweifel, dass dem etc. 0. In N., welcher dort 
die Thterheilknnde, ohne als Tbierarzt approbirt zu sein, betreibt, das Selbstdispensiren 
nach gegenwärtiger Lage der Gesetzgebung nicht versagt werden kann, Und dass auf 
denselben die von meinem Amtsvorgänger und dem Herrn Finanzminister gemeinschaft- 
lich erlassene Verfügung vom 4. Januar 1854 mit Recht Anwendung findet. Hiermit 
stehen übrigens auch die Bestimmungen der Verfügung vom 21. November 1854, durch 
welche nur der Debit der sogenannten directen Gifte beim Selbstdispensiren der Thier- 
ärzte geregelt wird, nicht in Widersprach. 

Die amtlichen Atteste der Kreis- resp. Departements - Thierärzte 
sind stempelpflichtig, sobald das Streitobject den Werth von 50 Thlm. 
übersteigt. 

M.-Verf. vom 26. Februar 1869 (Lehuert). 

Anf den Bericht vom . . . ., die Niederschlagung einer wider den Departements- 
Thierarzt N. daselbst festgesetzten Stempelstrafe betreffend, erwiedere ich der König- 
lichen Regierung, dass, womit sich auch der Herr Finanzminister in einem neuern Fall 
einverstanden erklärt hat, der allgemeine Grundsatz des Stempelgesetzes vom 7. März 
1832 §. S. Litt. a. auch auf amtliche Atteste über Gegenstände, welche nach Gelde zu 
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schätzen ajpd, Anwendung Endet. Zur Beurlheilung der Frage aber, ob dai ia Rede 
stehende Attest stempelpflichtig sei, kommt et nicht auf den Werlh des Thier ei, über 
dessen Gesundbeitsausland das Attest ausgestellt, sondern auf das Object des Proresse! 
an, für welchen das Attest gebraucht worden ist. Die Königliche Regierung hat hier- 
nach die Sache nach Einsicht der betreffenden Procetsacten anderweit tu erwägen und, 
wenn das Streilobject nicht den Werth von 50 Thalern betragen hat, die Ordnungs- 
strafe niedertuschlagen, tugleicb aber dem etc. N. tu eröffnen, dass er künftig auf dem 
Atteste tum Nachweis der Slempelfreibeit desselben tu bemerken habe, dass selbiges 
bei einem Gegenstände tum Werth von weniger alt 60 Tbalern gebraucht wird und 
dass in solchen Fällen die Verwendung eines Stempels von 5 Sgr. unterbleiben kann. 



3. Die thierärztlichen Gebühren. 

(S. 159 ff.) 

M.-Verf. vom 14. April 1860 (Lehnert). 

Der Königlichen Regierung übersende ich hierbei die Vorstellung des Kreisthier- 
arztes N. tu N. vom 19. v. M. nebst Anlagen mit dem Eröffnen, dass bei Festsetzung 
der Liquidation des Bittstellers in der Civil-Prozetssacbe des Schulzen N. tu N. wider 
den Rademachrr tu N. die Position 5. No. 2. Abschnitt VI. der MediciaaJpersonea- 
Taxe vom 21. Juni 1815 nicht hätte in Anwendung gebracht werden tollen, da es sich 
hier nicht um einen im Hause des Sachverständigen ertheillen Gesundheitsschein 
handelt. 

Der Kreistbierarxt N. ist von der Kreisgerichts-Commission au N. zur Abgabe eines 
moiivirten Gutachtens aufgefordert worden, und et ist zur Erledigung dieser Requisition 
ein Besuch des Sachverständigen in der Behausung des Klägers erforderlich gewesen. 

Diesem Fall ist in der Pos. 8 Abschn. V. der Tue vorgesehen, wonach, wenn zur 
Ausstellung eines Gesundheils- oder Krankheits-Attestes der Physicus sich zu dem Kran- 
ken hinbegeben must, mit Inbegriff des ausgestellten Anettes 1 Thlr. bis 2 Thlr. liqai- 
dirt werden können. Nach No. 6. der Miniaterial - Verfügung vom 17. August 1826 
stehen aber den Thierärzlen zweiter Klasse oder den Kreislhiertrzten für Abwartung 
einet gerichtlichen Termins, für das Verschreiben eines Receptet in eigener Wohnung 
u. s. w. dieselben Sätze zu, welche die Medirinaltaxe in gleichen Verhältnissen den 
Wundärzten dafür aussetzt, und da diese nach der Bestimmung V. B. a. a. 0. die Hälfte 
von den, dem Physicus zugebilligten Sätzen zo erhalten haben, so kann im vorliegen- 
den Falle dem N. für sein ausführliches Gutachten oder Attest die Hälfte des höchsten 
Soslrums der Pos. 8. Abschn. V. der Taxe mit 1 Thlr. nicht voremhalten werden. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, in diesem Sinne die Liquidation des N. 
anderweit festzuseizen und denselben auf seine Vorstellung unter Rückgabe der Anla- 
gen angemessen tu bescheiden. 

Gebühren für Untersuchung und Behandlung von Militair-Pferden. 

C.-Verf. der Min. der geistlichen Angelegenheiten, des Krie- 
ges und deslnnern vom 20. Juli 1865 (Lehnert Giaf v. Wal- 
dersee. Sulzer). 

Mit Bezug tuf die Anfrage in dem gefälligen Ober-Prisidiulbericht vom . . ., be- 
treffend die Verschiedenheit der Ansichten der Regierungen in der dortigen Provinz 
darüber, ob auf Grund der Bestimmung des $. 22. des in der Rheinprovinz geltenden 

Reglement! für die Gestellung der Mobilmachungspferde vom 185* den Kreis- 

15. Juli 

thisrärzten auch dann eine Entschädignng (Diäten) gezahlt werden müsse, wenn 
die Aushebung in deren Wohnorte staufindet, eröffnen wir dem Königlichen General- 
Commando und dem Königlichen Ober-Präsidium Folgendes ergebenst: 

Da die tbierärttlicbe Untersuchung der bei der Mobilmachung oder sonst für die 
Armee antukaufenden Pferde nicht im veterinär-polizeilichen Intereate, sondern nur tu 
dem Zwecke erfolgt, die Brtuchbirkeit der Pferde für die Armee festzustellen, so un- 
terliegt es keinem Zweifel, dass dieselbe zu den von Amtswegen tuszuführenden Ge- 
schäften der Kreisthierärzte nicht gehört, dasi alzo letztere auch nicht verpflichtet lind, 
solche Untersuchungen in ihrem Wohnort unentgeltlich tnzunehmen. Dstu kommt, dass 
im §. 22. des oben angetogenen Reglements dem tuzutiehenden Kreitthiararite oder 

2 * 
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Pferdekenner unbedingt, und ohne hinsichtz des Orts der Untersuchung eigen Unter- 
schied zu machen, eine angemessene Entschädigung ans Staatsfonds zngesichert ist. 

In Betreff der Höhe dieser Entschädigung wird es rathsam sein, den betreffenden 
Behörden die vorgängige Feststellung derselben, event. im Wege der Verabredung mit 
dem zuzuziehenden Tbierarzt zu empfehlen, das Maximum aber so zu normiren, dass 
zwar geschickte und vielbeschäftigte Thierärzte sich nicht von jenen Untersuchungen 
zurückzieben, die Remuneration aber doch in einem angemessenen Verhältniss zu der 
MAhe und dem sonstigen Erwerb des Thierarztes aus seiner Praxis bleibe 

Ob hierüber für die Provinz allgemeine, auch die Entschädigungssätze normirende 
Vorschriften zu erlassen sein möchten, bleibt zunächst der gefälligen Erwägung des 
Königlichen General-Contmandos und des Königlichen Ober-I’räsidiums überlassen. 

M.-Verf. vom 23. Juli 1859 (v, Betb mann-Hollweg). 

Auf die Beschwerde vom . . . eröffne ich Ihnen, dass der durch die Circular-Ver- 
fügung vom 15. September 1856 festgesetzte höhere Diätensatz auf die Untersuchung 
der von den Kreisen zu gestellenden Landwehr - Uebungspferdc nicht ausgedehnt wer- 
den kann. Die Landwehr-Uebungspferde werden nicht für die Armee angekaufl, son- 
dern von den Kreisen zu einem vorübergehenden Zweck gestellt. Die Kosten einer 
thierfirztlichen Untersuchung der Pferde hat die Kreiscorporation zu tragen , und es 
kann dieser nicht die Verpflichtung zur Bewilligung höherer als der gesetzlichen Diäten 
auferlegt werden. Da Sie keine Verpflichtung hatten, das Ihnen vom Herrn Lahdralh 
angetrageno Geschäft zu übernehmen, so wären Sie berechtigt gewesen, die Ausführung 
desselben von einer vorgängigen Verabredung wegen der Ihnen zu bewilligenden Re- 
muneration abhängig zu machen. Da Sie dies nicht gelhan haben, so müssen Sie sich 
mit derjenigen Vergütung begnügen, auf welche Sie einen gesetzlichen Anspruch 
haben. 

C.-Verf. vom 17. September 1860 (Lehnert). 

Anf den Bericht vom .... erkläre ich mich mit der Königlichen Regierung darin 
einverstanden, dass Kreisthierarzte, -so wie überhaupt alle approhirlen Thierärzte, wenn 
dieselben Zur ärztlichen Behandlung erkrankter, vom Staat an ländliche Gutsbesitzer 
ausgeliehener Königlicher Artillerie-Dienstpferde reqnirirt werden, für dieses rein cura- 
tive Geschäft nur nach der Medicinaltnxe vom 21 Juni 1815 Sect. Vi. 2. zu liquidiren 
haben. 

Hiernach aber und in Gemässheit der Verfügung vom 27. September 1826 unter- 
liegt es keinem Zweifel, dass dem behandelnden Thierarzte in solchen Fällen ausser 
Einem Tbaler Diäten auch freie Fuhre eustebt. Die Bestimmungen der Verfügung vom 
15. September 1856 finden hier um so weniger Anwendung, als sich dieselben auf die 
Untersuchung der für die Armee anzukaufenden Pferde, mithin nnf ein commissarisches 
Geschäft in Königlichen Dienstangelegenheiten beziehen. Ich kann mich daher nicht be- 
wogen finden, lediglich behufs der Erleichterung der Feststellung der Liquidationen, 
den Thierärzten Fünfzehn Silbergroschen für die Meile auch in den Fällen zuzugeste- 
hen, in welchon denselben, der Natur des von ihnen zu verrichtenden Geschäfts nach, 
freie Fuhre zusieht. 

Was die von der Königlichen Regierung hinsichtlich der Berechnung der Entschä- 
digung für die freie Fuhre vorgetragenen Schwierigkeiten betrifft, so ist der Erledigung 
derselben bereits in den hierauf bezüglichen Bestimmungen der Verfügung \om 27. Sep- 
tember 1826 vorgesehen. 



III. Staatsbürgerliches Verhältniss. 

In Beziehung auf die Ableistung der Militair- Dienstpflicht: 

(S. 171.) 

Militair-Ersatz-Instruction für die Preussischen Staaten vom 
9. December 1858. 

D. Der freiwillige Dienst als Kurschmied und der freiwillige Eintritt 
als Militair-Elevc in die Thicrarzneischule. 

§. 160. Der freiwillige Dienst als Kurschmied. 

1. Die Militair - Dienstpflicht kann auch durch den freiwilligen Dienst als Kur- 
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schmicd« sofern die QualiAcation ala solcher nachgewiesen wird, abgeleitet werden und 
awar entweder durch dreijährigen Dienst oder durch einjährigen Dienst, wenn das be- 
treffende Individuum den Berechtigungsschein mm einjährigen freiwilligen Dienst 
besitzt. 

2. Den tum einjährigen freiwilligen Dienst als Kurschmied Eintretenden steht die 
Wahl des Carsllerie- resp. Artillerie- Regiments, bei welchem wie dienen wollen, frei. 

' Sie haben sich bei dem betreffenden Regiment sum Dienstantritt direct aBmmcIden, 
können denselben jedoch, wie in §, 136 angegeben, verschieben, so wie überhaupt 
alle iu Betreff der einjährigen Freiwilligen ertheilten Vorschriften auf aic Anwendung 
finden. 

3. MililairpAichtigr, welche freiwillig su dreijährigem Dienst als Kurschmied ein- 
treten wollen, bauen aich bei einem Kavallerie- oder Artillerie- Regiment su melden. 
Zur Annahme ist von dem betreffenden Truppentheil die (jrnebmigung des Allgemeinen 
Kriegs-Departements nachlusuchen, welches die Anstellung nech Maassgabe der dispo- 
nibel» Mittel auch bei anderen Regimentern als denjenigen, bei denen die Anmeldung 
erfolgt ist, verfügen kann. 

9. 161. Nachweis der QualiAcation. 

Die Qualification mm Eintritt als freiwilliger Kurschmied in die Armee ist durch 
den Nachwris der bestaadeneu Staatsprüfung sum Thiei arst erster oder aweiter Klasse 
darmlegen 

$. 162. Freiwilliger Eintritt als Mililair-Elcve in die Thierarsneischule. 

1. Junge. Leute, welche freiwillig als Mililsir-Eleren in die Thierarsnei* bulc ein- 
trelen, haben die besondere Verpflichtung, nach erfolgter Aasbildung sum Thiersist für 
jedes Jahr des genossenen Unterrichts ausser der allgemeinen Mililair- Dienstrcrpflich- 
tong sw ei Jahre als Kurscbminde *) im Köaiglichen Heere au dienen. 

2 Da ca wünarbenswertb ist, da.-a die Militair-Eleven der Thierarsneischule vor 
■lern Eintritt in dieselbe ihrer allgemeinen Miliiairpllirht bereits Genüge geleistet haben, 
so werden, auch bei sonst gleicher Qualification, vorzugsweise diejenigen, her denen 
dies der Fall ist, Berücksichtigung finden 

Es lieg! demnach im Interesse der die Aufnahme als Militair-Eleven in die Thier- 
arsneischule Wünschenden, sich sobald als möglich hei einem Kavallerie- oder Artille- 
rie-Regiment mm freiwilligen Eintiitt su melden, um event. noch vor abgclcistcler 
dreijähriger Dienslscit vorn Regiment sum Kommando zur Thierarsneischule in Vor- 
schlag gebracht werden zu können. 

3. Die Militair-Eleven der Thierarsneischule werden in der Regel nur su Thier- 
ärslen aweiter Klasse ausgebildet, diejenigen derselben indes*, welche sich durch Schul- 
bildung, Fleiss, gute Führung und Fortschritte in dem Grade ausseichnen, dass sie die 
lluffnung begründen, als Thieriirste erster Klasse entlassen werden su können, dürfen 
die Erlaubnis# erhallen, su den Vorlesungen für die Eleven erster Klasse übersugehen. 

$. 163. Bedingungen zur Aufnahme als Militair-Elrve in die Thierarsneischule. 

1. Junge Leute, welche als Militair-Eleven in die Königliche Thicrurmeischulo 
cintreten wollen, mössen das 16. Lebensjahr erreicht, das 24. aber noch nicht vollendet, 
das Si bmiedrhandwerk erlernt, und den Gesellenstand erreicht haben. Sic müssen Ge- 
drucktes und Geschriebenes in deutscher und lateinisiber Schrift fertig lesen, geläufig, 
leserlich und richtig schreiben und Uber ein leichtes Thema einen schriftlichen Aufsais 
anfertigen können, suwic ferner Kenntnisse und Uebung im Rechnen bis cur einfachen 
Rrguladclrie und El'inentar-Kcnntnissc in der Geographie und Geschichte besitzen 

2. Den Nachweis dieser Kenntnisse haben diejenigen, welche die niederen Klas- 
sen eines Gymnasii. oder eine Bürger- oder Mittelschule besucht haben, durch das 
Zeugniss des Vorstandes der Srliul-Anstslt; diejenigen aber, bei welchen solche* nicht 
der Fall ist, durch das Zeugniss eine* Predigers, dass sie nach der bei demselben zu 
diesem Behufe bcs'andenen Prüfung den oben besrichnrlen Anforderungen genügen, 
su führen. 

9. 164. Anmeldung zur Aufnahme als Militair-Eleve in die Thierarsneischule. 

I. Wer die Aufnahme als Militair-Elova in die Thierarsneischule wünscht, hat sich 



•} MiHtair-Klevrn. welche wegen geringer Kenntnis»* oder tadelhafter Führung der Arm«» »!» Kttrschmiede 
nicht ub«rwi«»cn »erden können, haben die übernommene längere Zeit der Dien«tverpflie|»t»Bg mit der Wade 
abmdienen. 
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im Monat März mit einem schriftlichen Gesuch an den Magistrat oder Landralh zu wen- 
den, welche derartige Gesuche im Monat April an das Allgemeine Kriegs -Departement 
gelangen lassen, unter Beifügung: I 

a) eines vollständigen Nationales, 

b) eines Zeugnisses über den Grad der erlangten Schulbildung, 

c) eines Schmiede-Lehrbriefes, 

d) eines Führnngs- und 

e) eines Gesnndheits-Attestes. 

2. Das Allgemeine Kriegs-Departement wird nach Befinden der Umstände die nä- 
here Prüfung der Exspectanten bei einem der dem Wohnort der Betheiligten zunächst 
garnisonirenden Kavallerie- oder Artillerie-Regimenter im Juni jeden Jahres veranlas- 
sen und auf Grund des desfallsigen Berichts die Notirnng und spätere Einberufung oder 
die sofortige Zurückweisung des Bittstellers verfügen. 

S. Gesuche um Aufnahme als Militair- Eleven in die Thierarzneischale, welche 
nach dem vorangegebeneu Termin eingehen, bleiben bis zum folgenden Jahre -unberück- 
sichtigt. 

Allerh. Bestimmung über die Benennung, Uniformirung etc. des 
thierärztlichen Personals der Armee. 

Des Königs Majestät haben mittels Allerhöchster Kabinets-Ordre vom 9. d. M. Fol- 
gendes zu bestimmen geruht: 

1) An die Stelle der Benennung , Kurschmied “ soll die Benennung „Unter-Ross- 
arzt* treten. 

2) Diejenigen Unter - Rossärzte, welche als Thierärzte erster Klasse approbirt 
sind und in der Armee als Unter -Roseärzte 6 Jahre tadellos gedient haben, 
können auf den Vorschlag der betreffenden Truppen - Commandeure vom 
Kriegs-Ministerium (Allgemeinen Kriegs-Departement) zu Rossärzten ernannt 
werden, ohne dass hierdurch in ihrer dienstlichen Stellung etwas geändert 
wird. 

3) Die bisherigen Rossärzte, deren Stellung ebenfalls unverändert bleibt, erhal- 
ten den Titel .Stabs-Rossarzt*. 

— etc. — 

5) Für die Rossärzte aller Klassen im stehenden Heere werden die Mobilma- 
chungsgelder von 10 Thlrn. auf IS Thlr. erhöht. Den aus dem Beurlaubten- 
stande Eingezogenen ist bei ihrer Mobilmachung eine Equipirungs - Beihülfe 
bis zur Höhe von 15 Thlrn. neben dem Mobilmaohungsgelde von 20 Thlrn. 
za zahlen. 

6) Die Truppen -Commandeure werden ermächtigt, per Escadron, reitende Bat- 
terie, Artillerie-Fussabtheilong und Train-Bataillon wenigstens je einem Manne 
des Dienststandes, welcher zur Unterstützung des Rossarztes die Functionen 
als Beschlagschmied ausübt, eine Zulage von 2—3 Thlrn. monatlich aus dem 
Hufbeschlaggelder - Fonds zu zahlen, wonach Bich die Bestimmungen des 
§. 234. des Reglements über die Geldverpflegung der Truppen im Frieden 
modiflciren. 

7) Für das gesammte thierärztliche Personal der Armee, mit Ausnahme des 
Ober -Rossarztes der Garde-Cavallerie etc., wird nachstehend beschriebene 
Veterinär-Uniform festgesetzt: 

ein dunkelblauer Ueberrock mit gelben Knöpfen, srhwarzem, roth pas- 
poilirtem Tuchkragen und schwarztuchenen Achselklappen; 
ein Helm mit abgerundeter Spitze und heraldischem Adler mit dem Na- 
menszuge FR; 

eine dunkelblaue Mütze mit schwarztuchenem Rande und rother Paspoi- 
lirung; , 

ein Paletot mit schwarzem, roth paspoilirtem Kragen und sohwarzen 
Achselklappen. 

Als Abzeichen behalten die Stabs-Rossärzte die goldene Tresse um die Ach- 
selklappe; die Rossärzte tragen, wie die Stabs-Rossärzte, den Offizier-Säbel 
mit dem silbernen Portepee. 

Indem das Kriegs - Ministerium diese Allerhöchste Bestimmung zur Kenntniss der 
Armee bringt, bemerkt es, dass den von den Truppentheilen direct dem Allgemeinen 
Kriegs-Departement einzureichenden Vorschlägen zur Beförderung von Unter-Rossärz- 
ten zu Rossärzten, ausser der thierärztlichen Approbation, ein Attest über die Ausfüh- 
rung der Berufspflichten, die moralische und dienstliche Führung des Betreffenden bei- 
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»fügen i«t, and du* in Bctref de« Helme« and der Mülle, welche letztere mit Schirm 
zu tragen ist , die betüglichen Vorschriften de« Bekleidung« - Reglements für die Artil- 
lerie «ur Geltung kommen. 

Berlin, den 19. Jenner 1863. 

Kriegs -Ministerium, 
r. lots. 



VI. Der Viehcnstrirer. 

(S. 174.) 

C.-Verf. der Minister für Handel etc. und der geistl. etc. Ange- 
legenheiten vom 20. October 1859 (v. d. Heydt. Lehnert). 

Es sind neuerdings mehrfach Klagen darüber laut geworden, des« von den Vieh- 
ceslrirern die Operation der Castration weiblicher Tbiere, namentlich der Schweine, 
wegen der hierzu erforderlichen grösseren Kunstfertigkeit nicht mH der genügenden 
Geschicklichkeit und zweckentsprechendem Erfolge ausgeftibrt werde. 

Zur Verhütung der hieraus für das betreffende Publikum erwachsenden erheblichen 
Nechlheilc bestimmen wir daher, dass der §. 6. des Reglements vom 29. September 
1846 in Betreff der Prüfung der Viehcaslrirer, in welchem hinsichtlich des Nachweises 
der praetischen Gewandtheit des Eiaminanden das Geschlecht des bei der Prüfung zu 
castrirenden Thieres nicht besonders bestimmt ist, folgende Abinderung erhalle: 

S- 6. Zur Prüfung der praetischen Gewandtheit muss von dem Esami- 
nanden eine Castration sowohl an einem lebenden minnlichen Thiere, oder 
in Ermangelung eines solchen, an einem todlen Thiere dieses Geschlechts, 
als auch besonders an einem lebenden weiblichen Schweine, welches von 
dem Etaminanden zu beschaffen ist, ausgeführt werden. 

Die Königlichen Regierungen haben diese Bestimmung durch die Amtsblfttter zur 
öffentlichen Kenntnis« zu bringen. 



VII. Der Abdecker. 

(S. 176.) 

Nach §. 8. der Allgem. Gewerbe - Ordnung vom 17. Januar 1845 
blieben die zur Zeit in den einzelnen Landegtheilen geltenden Vor- 
schriften über das Abdeckereiwesen bis zur Beendigung der Revision 
derselben in Kraft. Die Revision ist durch das Gesetz vom 31. Mai 
1858 (G.-S. S. 333) erfolgt. Dasselbe bestimmt: 

f, 1. Aufgehoben werden hierdurch: 

I. die Berechtigung, Cencesaioncn zur Errichtung von Abdeckerei-Anltgen oder 
zum Betrieb des Abdeckerei-Gewerbes zu erlheilen; 

II. alle Abgaben, welche für den Betrieb de« Abdeckerei -Gewerbes entrichtet 
worden, wogegen dies Gewerbe fortan überall der Gewerbesteuer vom Han- 
del unterworfen wird; 

III. die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzulegen; endlich 

IV. die Berechtigung, von den Einwohnern eine« gewissen Bezirks die Ueber- 

lassung des gefallenen oder abstindig gewordenen Vielte« zu fordern (Zwangs- 
und Bannrecht), so wie daa Recht, Andern den Betrieb de« Abdeckerei-Ge- 
werbe» su untersagen, oder aie darin tu beachränken (ausschliessliche Ge- 
werbeberechtigung), die« letztere jedoch nur insofern, als dasselbe mit jenem 
Zwangs- und Bannrechte verbunden la», und beiderlei Rechte nur in den 
Pillen, wenn sie entweder •* k • 

1) dem Piakus, oder 

* 3) einer Stadt- oder Landgemeinde innerhalb ihre« Communalbezirka zu- 

stehen, oder 

3) von einem diezer zu 1. und 2. gedachten Berechtigten erat nach dem 
1. Januar 1856 auf einen Andern übergegangen »ind, oder 
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• 4) wenn die Aufhebung nach dem Inhalte der Verleihungs-Urkunde ohne 

f •* i •> EttiacliÄtfigtinff zulässig ist 

§. 2. In allen andern , im §. 1. unter IV. zu I. bis 4. nicht bezeichneten Fällen 
können dergleichen Zwangs- und Bannrechte, nebst damit etwa verbundenen aus- 
schliesslichen Gewerbeberechtigungen, auf Antrag der Bannpflieh'igcn nach den weiter 
unten folgenden Bestimmungen (§§. 10 — 23.) abgclöst werden. 

§. 3. Dagegen unterliegen ausschliessliche Abdeckerei - Gewerbeberechtigungen, 
welche mit Zwangs- und Bannrechten nicht verbunden sind, weder der Aufhebung, 
noch der Ablösung 

Ebenso dauern die Rca!~Geworbebertchtigungen der Ab«! cckcr selbst in den Fal- 
len fort, in welchen dieselben mit aufgehobenen oder abgclösten Zwangs- und Bann- 
rechten und diesen anklebendcn ausschliesslichen Gc\t crhebcrcchtigungen verbunden 
wprdeig 

§. 25. Soweit nicht Zwangs- und Bannreehlc, oder ausschliessliche Gewerbe- 
berechtigungen der Abdecker entgegenstchcn, können nach dem Ermessen der Regie- 
rungen Abdeckerei-Bezirke eingeführt. aufgehoben oder verändert werden, jedoch ohne 
das Recht der Viehbesilier zum eigenen Abledern ihres Viehs r.u beschränken, und ohne 
dass den Abdeckern ein Widerspruchsrecht oder ein Anspruch auf Entschädigung insieht. 

Den Inhabern von Real -Gewerbeberechtigungen bleibt jedoch die Ausübung des 
Gewerbes innerhalb des Bezirks, auf welchen die Berechtigung sich bezieht, auch fer- 
ner gestattet. 

§. 26. Die Bezirks-Abdecker (§. 251 sind verbunden, die ihnen von der Regie- 
rung nach Maassgnbc der bestehenden Gesetze und Verordnungen in polizeilicher Be- 
ziehung vorzasebreibenden Verrichtungen und Leistungen zu erfüllen. 

8. 27. Die Vorschriften der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 
hinsichtlich der Errichtung von Abdeckerei-Anlagen (§8. 27. IT ), der Beftihigungszeug- 
nisse der Abdecker (§. 45.) und der Taxen für dieselben (§. 92.) bleiben in Kraft. 

Verf. der Minister des Innern, für Handel und der geistl. etc. 

Angelegenheiten vom 2. Juni 18ö9 (S. 3). 

M.-Verf. vom 9. April 1861 (S. 7). 

Verf. der Minister für Handel, der Finanzen, der geistlichen 
Angelegenheiten, für lan.dwirthschaftli che Angelegenhei- 
ten und des Innern vom äi. Januar 1862 (v< d. Heydt, v. Pa- 
tow. v. Betlimann-Holl weg. Graf v. Pückler. Graf v. Schwe- 
rin). 

Den in der Vorstellung vom .... gesteiften Anträgen ist nicht stattzugehen. Im 
Einzelnen wird Ihnen Nachstehendes eröffnet: 

1) Eine Republication der Verordnung vom 15. Februar 1813 (Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam 1813 S. 76) ist nicht anzuordnen, da die 
Berechtigungen der Abdcckercibesilzer lediglich nach den bestehenden Ge- 
setzen und Privilegien zu henrtheilen sind und eine Bekanntmachung, wie 
die nachgesuchle, keinen nicht schon durch diese Gesetze Und Privilegien 
begründeten Schutz gewähren kann. Zudem ist der Inhalt des Pttblicandums 
vom 29. April 1772 durch die Bekanntmachung der Königlichen Regierung 
zu Potsdam vom 5. März 1861 (Amtsblatt 1861 S. 87) in Erinnerung ge- 
bracht und dadurch jedem berechtigten Wunsche vollständig genügt. 

2) Die Verordnung vom 20. Mai 1856*) regelt lediglich die polizeilichen Bedin- 
gungen, unter denen das Schlachten von Pferden, Eseln oder Maulthiercn 

i stattfinden darf, ohne über die persönliche Berechtigung dazu Bestimmung zu 
,\ treffen. Von einer Aufhebung der Rechte der zwangs- und hannbcrcchtigten 
Abdeckereien steht nichts darin und es kann an dem Fortbestehen derselben 
nach Erlass der Bekanntmachung vom 6. März d. J. ein Zweifel nicht füg- 
lich obwalten. Zu einer Aufhebung oder Declaration der Verordnung vom 
20. Mai 1856, wie Sie dieaolbe beantragen, fehlt daher jeder Anlass. 

3) Dem Anträge, die Betrag« dar von den Contravenienten zu zahlenden Stra- 
fen und Entschädigungen zu erhöhen, kann von der Verwaltungs - Behörde 
nicht entsprochen werden, weil sie dazu nicht ermächtigt ist. Im Wege der 
Gesetzgebung aber cinanfchreitaa, iat weder durch das öffentliche Interesse 



*) der Ksgierueg zu Pölerts IE (S. 6), 
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geboten, noch durch die Billigkeit gegen die Privilrgirtcn, die ^»eim Erwerbe 
ihrer Privilegien den Werth derselben nach den bestehenden Gesetzen ermes- 
sen haben 

4) Aehnlicli verhall es sich mit dein Anträge , die Käufer von Rosshäuten anzu- 
weisen, sich vor dem Ankauf der lldote des recht in äs igen Besitzes der Ver- 
käufer bei Vermeidung einer Strafe zu versichern. Das Piiblicandntn vom 
29. April 1772 sowohl, als die früheren und späteren Verordnungen haben 
stets nur die Besitzer abgestandenen Viehes, welche das Ansagen desselben 
bei dem Abdecker unterlassen, mit Strafe bedroht, nicht aber die Erwerber 
oder Vorkäufer der Cadaver und der Brstandthcile derselben. Eine Ausdeh- 
nung des Strafgesetzes auf die letzteren im Wege der Gesetzgebung ist we- 
der als ein Bedürfnis* anzuerkennen, nachdem das Gesetz vom 31 Mal 1858 
die Freiheit des Abdeckerei - Gewerbes als Regel anfgrstellt und die Ablös- 
barkeit der bestehenden ausschliesslichen und Zwangsberechtigungen ausge- 
sprochen bat, noch durch Rücksichten der Billigkeit zu begründen, da die 
Berechtigten niemals einen ande.n Schutz, ols die Bestrafung der Viehbesitzer 
zu fordern gehabt haben, und sieh auch hierüber bei dem Erwerbe ihrer Be- 
rechtigungen im Zweifel nicht befinden konnten. 

5) Der Betrieb der Abdeckerei ist, so weil nicht Zwangs- und Bannrerhle oder 
ausschliessliche Ge wcrbereriitijf ungen, beziehungsweise die mit der Bildung 
von Abdeckerei- Bezirken verbundenen Beschränkungen entgegenstrhen, nach, 
Maassgabe der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17 Januar 1845 und dos 
Gesetzes vom 31. Mai 1853 der freien Concurrenz Aberlassen. 

Hierdurch wird sich die Beschwerde über die angeblich unter dem 26. Fe- 
bruar 1856 ergangene, na h diesem Datum aber nicht anffindlirh gewesen# 
Verfügung erledigen. 

6) Die Erlegung der Gewerbesteuer Seitens der Scharfrichter erfordert der § 1. 
des Gesetzes vom 31. Mai 1858. Eine Niederschlagung der Steuer würde 
daher gegen das Gesetz sein und kann schon deshalb nicht statlfinden. 

7) Der Erlass vom 28. August 1847 (S. 90) riffelt in ähnliche!' Weise, 
wie die unter No. 2 erwähnte Verordnung vom 20. Mai 1856, nur die bei 
der Liingcnseuche des Rindviehs zu beobachtenden polizeilichen Rücksichten, 
ohne irgend über persönliche Berechtigungen Bestimmung zu treffen, sie 
kann also auch letztere, so weit sie zu Recht bestehen, nicht beeinträch- 
tigen. 



VIII. Iler Kreis -Tliierarzt, 

3. Die Amtsführung. 

(S. 190 ff.) 

Verf. der Minist, der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern vom 5. April 1860 (Lehnert. Graf v. Schwerin), 

Auf die Vorstellung vom . . . eröffnen wir Ihnen, dass Ihre Beschwerde über die 
von dem dortigen Magistrat und der Königlichen Regierung zu N von Ihnen gefordert# 
unentgeltliche Verrichtung veterinär - polizeilicher Geschäfte an Ihrem Wohnort als un~ 
begründet surilckge wiesen werden muss. 

In Gemässheit der Allcrh. Ordre vom 14 April 1832, welche sich nach der Erklä- 
rung des damaligen Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten vom 19. Juni 1844 
auf alle Kreis- Medieinalbramten bezieht, haben auch die Kreis-Thierärzte den von Sei- 
ten der Landräihe u s w. im Interesse der Medicinalpolizei an sie erlassenen Requi- 
sitionen an ihrem Wohnorte ex officio, d. h. unentgeltlich zu genügen. Die von Ihnen 
zur Begründung Ihrer Beschwerde hiergegen allegirten anderweiten gesetzlichen Be- 
stimmungen und Ministerial - Verfügungen betreffen speciellc Verhältnisse, welche mit 
dem in Rede atehenden Fall nicht in der entferntcs'en Beziehung stehen. 

Es muss daher bei der Verfügung der Königlichen Regierung zu N. bewenden. 
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In Betreff der thierärztlichen Behandlung kranker Gestüt-Pferde. 

C.-Verf. des Minist, für land wirthschaftl. Angel, vom 29. März 
1859 (Graf. y. Pü ekler). 

Der Herr Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten bat sich damit einverstan- 
den erklärt, dass die Kreis-Thierärzte im Interesse des Gestüt-Wesens euf Requisition 
der Gestüt-Verwaltungen und der von ihnen bevollmächtigten Beschül-Stationshslter zur 
Behandlung kranker Gestüt - Pferde verpflichtet, dann aber auch für solche Geschäfte 
ausserhalb ihres Wohnorts Diäten und Reisekosten noch den für Staats- Beamte beste- 
henden Vorschriften zu liquidiren berechtigt sein sollen. Die Königliche Regierung hat 
hiernach die Kreis - Thierärzte Ihres Verwaltung» - Bezirks unter dem Hinzufügen mit 
Weisung zu versehen, dass dieselben selbstverständlich für die Behandlung kranker Ge- 
stüt-Pferde an ihrem Wohnort nicht Gebühren verlangen können, ihre Reisekosten-Li- 
quidationen aber in der von der Königlichen Ober-Rechnungskammer durch das Circu- 
lar vom 31. Mars 1861 vorgeschriebenen Form aufzustellen haben. 

Yerf. dess. Min. vom 11. Juni 1859 (Graf v. Pückler). 

Der von dem Herrn Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten hierher mitge- 

theilte Bericht- der Königlichen Regierung vom bat eine nochmalige Erwägung 

und Erörterung der Frage über die Hemuncrirung der Kreis - Thierärzte für die Be- 
handlung erkrankter Gestüt - Pferde herbeigeführt. In Folge dessen wird die in dem 
Hescripte vom 29. März d. J. enthaltene Bestimmung, dass die Krcis-Tbierarzle für die 
Behandlung solcher Pferde an ihrem Wohnorte nicht Gebühren verlangen können, hier- 
durch zurückgenommen, obwohl den bestehenden Einrichtungen nach anzunchmen ist, 
dass Fälle dieser Art nur sehr selten Vorkommen werden. Die gegentheilige Befürch- 
tung der Königlichen Regierung trifft nicht zu, da die Staa's-Gestüt-Anstalten ihre eige- 
nen Thierärzte haben. 

Die Veterinär-Sanitätsberichte der Kreis-Thierärzte werden gegen- 
wärtig halbjährlich erstattet. 

C.-Yerf. vom 21. August 1862 (Lehnert). 

Bei der Revision der General - Veterinär - Sanilätsberirhte bat sich herausgestellt, 
dass die in einigen Regierunga- Bezirken gebräuchlichen halbjährlichen Berichte der 
Veterinär-Beamten durchschnittlich übersichtlicher und besser sind, als die in den 
meisten Regierungs-Bezirken üblichen vierteljährlichen Berichte. 

In Folge dieser Wahrnehmung und in Betracht, dass die Einführung von Scmestral- 
Berichten auch aus landwirtschaftlichen Rücksichten sich empfiehlt, indem das Som- 
mer- resp. Winter - Semester in Beziehung auf Fütterung und Haltung der landwirt- 
schaftlichen Thiere einen gut abzngrnnzenden Abschnitt darbietet, der Zusammengehö- 
riges ungetrennt abzuhandeln gestattet, veranlasse ich die Königliche Regierung und 
das hiesige Königliche Polizei-Präsidium, die Veterinär-Beamten anzuweisen, ihre Sa- 
nitäts-Berichte vom 1. April k. J. ab fortan in halbjährlichen Fristen zum 1. April und 
1. October jeden Jahres cinzusenden. 

Hinsichtlich des Termins für die Einsendung der General-Veterinär-Sanitätsbericbte, 
welchen die Special - Berichte nach wie vor beizufügen sind, behält es bei der Circu- 
lar-Verfügong vom 6. Juli 1865 sein Bewenden. 

Die in Prozesssachen von ihnen abzugebenden amtlichen Atteste 
über den Gesundheitszustand von Thieren sind stempelpflichtig, sobald 
das Streitobject den Werth von 50 Thlrn. übersteigt. 

M.-Verf. vom 26. Februar 1869. (S. 18) 

4. Die Amtseinkünfte. 

(S. 201.) 

Die Gebühren für die Untersuchung uud Behandlung von Mili- 
tair-Pferden. 

M.-Verf. vom 23. Juli 1862 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . . erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass auf die 
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thierirxtliche Untersuchung de« Gesundheitszustandes der vom Staat tn lindliehe Grund- 
besitzer ausgeliehenen Artillerie - Dienstpferde die Verfügung vom 15. September 1856 
nicht Anwendung findet, diese Untersuchung vielmehr tu denjenigen commitsnrischen 
Geschäften tu tählen ist, tu welcher die Kreisthierärite durch die Landräthe requirirt 
werden, ihnen deher für die Erledigung derselben die durch die Verfügungen vom 
IS. Juni 1851 und 11. Hart 1863 bestimmten Diäten und Reisekosten tu gewäh- 
ren sind. 



IX. Der Departements- Thierarzt. 

(S. 206.) 

M.-Verf. vom 4. November 1861 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... eröffne ich der Königlichen Regierung, dass ich mit der 
von Derselben ausgeführten Ansicht über den amtlichen Character, in welchem der dor- 
tige Departements - Tbierarit N. bei Gelegenheit der unter den Kühen in N. ausgebro- 
chenen Pockenkrankheit fungirt hat, mich nicht einverstanden erklären kann. Die 
Krankheit bei den Kühen in N. ist eine solche gewesen, die weder ein curatives, noch 
ein veterinär-politeiliches Einschreiten im Interesse des Viehstandos des Kreises erfor- 
dert hat. Dieselbe hat vielmehr lediglich eine sanitäts - poliseiliche Bedeutung gehabt. 
Da nun mit Rücksicht hierauf die Requisition des etc. N. xur Wahrnehmung der dies- 
fälligen Geschäfte nicht allein von der Regierung selbst ausgegangen, sondern dabei 
sugleich auch .die Wichtigkeit des Gegenstandes* ausdrücklich hervorgehoben ist, so 
hat der etc. ff. hieraus mit Grund entnehmen müssen, dass er ini vorliegenden Falle in 
seiner Eigenschaft als Departements -Thierarst fungirt habe. Wenn derselbe aber an- 
nimmt, dass Aufträge der Regierung ihm in allen Fällen überhaupt nur in seiner 
Eigenschaft als Departements - Thierarzt crlheill werden könnten, so ist er allerdings 
von einer irrlhümlichen Auffassung seiner Stellung ausgegangen. Die Königliche Re- 
gierung ermächtige ich hiernach, den etc. R. mit Belehrung tu versehen. 

Ala Dienatuniform haben die Departcmenta-Thierärzte die Uniform 
der Kreiaphyaiker zu tragen. 

M.-Verf. vom 18. Juni 1859 (v. Bethmann-Holl weg). 

Auf den Bericht vom 26. v. M., die Dienatuniform des Departements - Thieranles 
betreffend, eröffne ich der Königlichen Regierung, dass den Departements - Thierärzten, 
da dieselben in Gcmiissheit des Reglements sotu 25. Mai 1839 in gleicher Kategorie 
mit den Kreisphysikern stehen und nur in Collisionsfällen letiterrn der Vorrang ge- 
bührt, und da sie auch zu Veterinär-Assessoren bei den Provinxial-Medicinzl-Collcgien 
befördert werden können, die Uniform der Kreisphysiker zusieht. 

Was den dortigen Departements-Thiei'arzt ff. insbesondere betrifft, so ist derselbe 
twar nicht Veterinär-Assessor, steht aber schon als Lehrer der Thierheilkunde bei der 
landwirtschaftlichen Lehranstalt zu ff. auch in andern Beziehungen den Kreisphysikern 
gleich. 

Hiernzch hat die Königliche Regierung den etc. ff zu bescheiden und demselben 
die Anlegung der rrglementsmässigen Uniform der Kreisphysiker in dazu geeigneten 
Fällen anheim an stellen. 
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Bestimmungen, welche während des Drucks erschienen sind. 

, Rinderpest. 

M.-Verf. Tom 6. Februar 1863 (Lehnert). 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom . . . ., den Einlass von Därmen 
aus Oesterreich über die diesseitige Landesgrenze betreffend, finde ich mich veranlasst, 
mit Rücksicht auf die vorgetragenen Umstünde und im Einverständniss mit dem von 
dem Lehrer-Collegium der hiesigen Königlichen Tbierarzneischule erforderten Gutachten 
vom 27. v. M., von welchem ich hier Abschrift ansehliesse (Anl. a), die Bestimmung 
des §. 3. der Verordnung vom 27. Miirx 1836 dahin zu dcklariren, dass unter die Ge- 
genstände, welche von dem Import aus dem Auslande während der daselbst herrschen- 
den Rinderpest ausgeschlossen bleiben, ausdrücklich auch Därme, gleichviel ob im ge- 
trockneten Zustande oder eingesalzen, mit aufzunehmen sind. Die Königliche Regie- 
rung ermächtige ich, hiernach zu verfahren. 

Anlage a. 

Ew. Excellenz beehren wir uns, den mit der verehrlichen Marginal-Verfügung vom 
24. d. M. hierher gelangten Bericht der Königlichen Regierung zu N. vom .... hier- 
neben zurück zu reichen und denselben mit nachstehender gutachtlicher Aeusserung zu 
begleiten. , 

Die Königliche Regierung zu N. hat in ihrer Vorstellung über das Gesuch des 
Schlächtermeisters N. um Gewährung der Einfuhr von 2 Collis mit getrockneten resp. 
gesalzenen Därmen aus Oesterreich sich dahin ausgesprochen: 

dass, wenn gleich die Königliche Verordnung wegen Verhütung des Ein- 
schleppens der Rinderpest vom 27. März 1836 unter denjenigen Gegenstän- 
den, welche von dem Import ausgeschlossen werden, die Därme ausdrücklich 
nicht mit aufgenommen hat, es sich doch nicht verkennen lasse, dass die 
Därme mindestens für eben so gefährliche Verbreiter der Rinderpest zu er- 
achten sind, wie die im §. 3. ad b. I. c. aufgeführten trockenen Häute, 
und auf diese Ansicht gestützt, hat die Königliche Regierung sich für die Abweisung 
der Därme entschieden, besonders unter den jetzigen Umständen, wo die Rinderpest 
in Oesterreich, namentlich in Ungarn, immer noch in bedeutendem Umrange grassirt. 

Der obigen Ansicht der Königlichen Regierung müssen wir durchaus beistimmen, 
weil: 

1) bei der Rinderpest der Darmkanal der erkrankten Thiere höchst wahrschein- 
> lieh nicht nur eben so viel wie alle anderen Thcile des Körpers, sondern in 

einem noch höheren Grade von dem Contagium durchdrungen ist, da derselbe 
sich sowohl während des Lebens durch die fast constante Diarrhöe, wie auch 
nach dem Tode durch die Darmgeschwüre als ein vorherrschend leidender 
Theil zeigt; 

2) weil in dem eingeschlossenen Raume, wie dies in den Collis der Fall ist, die 
möglicherweise inficirten Därme das Contagium längere Zeit und selbst wohl 
2 Monate wirksam behalten können; 
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3) weil du Einsalzen und das gewöhnliche Trocknen der Därme an der Luft 
für sichere Desinfectionsvrrfahrcn tur Zerstörung des etwa an den Därmen 
haftenden Contagiuras für jetit und bis hierüber sichere Beobachtungen ge- 
sammelt aein werden, nicht gellen können; und 

4) weil das Nichteinlassen der Diirme ganz runforin ist der in der allegirten 
Königlichen Verordnung § 2 sub d. gegebenen Vorschrift, dass sogenanntes 
Wampenlalg, d. i. geschniulaenes Talg, in häutigen von Hindvieh selbst her- 
rührenden Emballagen nur passirl, wenn die häutigen Emballagen an der 
Grenze vom Talge getrennt und vernichtet worden find. 

Berlin, den 27. Januar 1863. 

Die Direetion und das Lehrer -Collegium der Th'erarzneisrhule. 



Thierärztliches Studium. 

Allerh. Ordre vom 5. Februar 1863 au den Kriegs-Minister. 

Auf den Mir gehaltenen Vortrag bestimme Ich, dass das Mililair-Kurschmieds-Ele- 
ven - Institut künftig .Mililnir - Rossarzt - Schule* genannt und mit dieser Benennung in 
der Rang- und Quartier-Liste der Armee und awnr hinter der Cantral-Turnanslall auf- 
gefübrt werden soll. 



Gedruckt twi Juliua Sittenfvld iu Berlin 
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